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A. Zielsetzung 

Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion mit der 
Deutschen Demokratischen Republik als ersten bedeutsamen 
Schritt auf dem Weg, alsbald in Freiheit die staatliche Einheit nach 
Artikel 23 des Grundgesetzes im Rahmen einer europäischen Frie-
densordnung zu vollenden. 

B. Lösung 

Abschluß eines Staatsvertrages über die Schaffung einer Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik. 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Durch die im Staatsvertrag vereinbarte Umstellung der staatlich 
gelenkten Wirtschaft der Deutschen Demokratischen Republik auf 
die Soziale Marktwirtschaft entstehen im Hinblick auf die in der 
Übergangsphase nicht ausreichende Selbstfinanzierungskraft er-
hebliche Defizite im Staatshaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik. 

In Solidarität mit der Bevölkerung der Deutschen Demokratischen 
Republik verpflichtet sich die Bundesrepublik Deutschland im 
Staatsvertrag zu einem teilweisen Defizitausgleich, und zwar in 
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Höhe von 22 Mrd. DM für das 2. Halbjahr 1990 und von 35 Mrd. 
DM für 1991. Die Lasten der Finanzierung werden über den Fonds 
„Deutsche Einheit" gemeinsam von Bund und Ländern (ein-
schließlich Gemeinden) ge tragen. Mit den zu leistenden Beträgen 
werden insbesondere auch die gemeinsam mit der Deutschen De-
mokratischen Republik festgelegten neuen Politiken in den Berei-
chen der Infrastruktur, der Wirtschaftsstruktur und der Landwirt-
schaft sowie die Verbesserung der allgemeinen Lebensverhält-
nisse in der Deutschen Demokratischen Republik abgedeckt. Da-
neben leistet der Bund die für die Rentenversicherung und Arbeits-
losenversicherung vereinbarte Anschubfinanzierung aus dem 
Bundeshaushalt in Höhe von insgesamt 2,75 Mrd. DM im 2. Halb-
jahr 1990 und 3 Mrd. DM im Jahre 1991. 

Die nach dem Staatsvertrag erforderlich werdenden Änderungen 
von Gesetzen der Bundesrepublik Deutschland im Sozialbereich 
führen auf dem Gebiet der Krankenkassen zu Mehrausgaben, im 
übrigen zu Minderausgaben. Einzelheiten werden in der Begrün-
dung zu den betroffenen Artikeln dargestellt. 



Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

121 (42) — 350 06 — De 14/90 
Bonn, den 7. Juni 1990 

Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7350 

An den Präsidenten 
des Deutschen Bundestages 

Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf eines 
Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. Mai 1990 über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 614. Sitzung am 1. Juni 1990 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des 
Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2*) ersichtlich, 
Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist in 
der als Anlage 3*) beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 

Kohl 

*) Die Anlagen 2 und 3 erscheinen gesondert in der Drucksache 11/7351 
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Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 18. Mai 1990 über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Republik 

Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesra-
tes das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Zustimmung zum Vertrag 

Dem in Bonn am 18. Mai 1990 von der Bundesrepu-
blik Deutschland unterzeichneten Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Repub lik einschließ-
lich des Gemeinsamen Protokolls, der Anlagen I bis IX 
und der bei der Unterzeichnung des Vertrages abge-
gebenen Protokollerklärungen wird zugestimmt. Der 
Vertrag und die vorgenannten weiteren Urkunden 
werden nachstehend veröffentlicht. 

Artikel 2 

Änderung des Gesetzes 
über die Deutsche Bundesbank 

Das Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
7620-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 24. April 
1986 (BGBl. I S. 560), wird wie folgt geändert: 

Nach dem Fünften Abschnitt wird folgender Ab-
schnitt 5 a eingefügt: 

„Abschnitt 5 a 

Befugnisse der Deutschen Bundesbank im Zusam-
menhang mit der Schaffung einer Wirtschafts- und 
Währungsunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re-
publik 

§ 25 a 

(1) Die Deutsche Bundesbank richtet in Berlin eine 
dem Direktorium der Deutschen Bundesbank unter-
stehende Vorläufige Verwaltungsstelle mit bis zu 
fünfzehn Filialen in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) ein, die für die 
Geschäfte mit Kreditinstituten in der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) so-
wie mit der Deutschen Demokratischen Republik und 
deren öffentlichen Verwaltungen zuständig ist. Die 
Vorläufige Verwaltungsstelle wird von einem Mit-

glied des Direktoriums der Deutschen Bundesbank 
geleitet. Bei ihr wird ein beratendes Gremium einge-
richtet, das aus bis zu zehn von der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik benannten Mit-
gliedern besteht. Die Mitglieder werden für die Dauer 
von drei Jahren berufen. Höchstens die Hälfte der 
Mitglieder soll aus den verschiedenen Zweigen des 
Kreditgewerbes, die übrigen Mitglieder sollen aus der 
gewerblichen Wirtschaft, dem Handel, der Landwirt-
schaft sowie der Arbeiter- und Angestelltenschaft 
kommen. 

(2) Das Gremium berät mit dem Leiter der Vorläufi-
gen Verwaltungsstelle über Fragen der Währungs- 
und der Kreditpolitik, des Bankwesens und der Ab-
wicklung des Zahlungsverkehrs. 

§ 25 b 

(1) Die Verpflichtung zur Einlegung flüssiger Mittel 
gemäß § 17 gilt auch für die Deutsche Demokratische 
Republik und deren Gebietskörperschaften. 

(2) Solange in der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) die Voraussetzun-
gen für Refinanzierung und Offenmarktgeschäfte 
nach den §§ 19 und 21 nicht gegeben sind, darf die 
Deutsche Bundesbank bei Geschäften mit Kreditinsti-
tuten von den Erfordernissen absehen, die in den 
§§ 19 und 21 vorgeschrieben sind, und auch andere 
als die dort genannten Geschäfte mit Kreditinstituten 
betreiben. 

(3) Die Deutsche Bundesbank darf der Deutschen 
Demokratischen Republik Kassenkredit gemäß § 20 
Abs. 1 Nr. 1 in Höhe von 800 Millionen Deutsche 
Mark gewähren. 

(4) Die Deutsche Bundesbank darf mit der Deut-
schen Demokratischen Republik und deren öffentli-
chen Verwaltungen die in § 19 Abs. 1 Nr. 4 bis 9 be-
zeichneten Geschäfte gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 3 vor-
nehmen. 

(5) Die Deutsche Demokratische Republik ein-
schließlich ihrer Gebietskörperschaften sowie die 
Deutsche Reichsbahn und die Deutsche Post werden 
in Anwendung von § 20 Abs. 2 Anleihen, Schatzan-
weisungen und Schatzwechsel in erster Linie durch 
die Deutsche Bundesbank, andernfalls im Benehmen 
mit ihr begeben. 

(6) Die Deutsche Bundesbank darf ungeachtet der 
Beschränkungen des § 19 Abs. 1 Nr. 3 Kreditinsti-
tuten Darlehen gegen Verpfändung der in Anlage I 
Artikel 8 § 4 des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
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der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik bezeichneten Forderungen 
gegen den Ausgleichsfonds gemäß § 24 Abs. 1 ge-
währen. 

§ 25 c 

Die Deutsche Bundesbank arbeitet mit der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik in An-
gelegenheiten von währungspolitischer Bedeutung 
eng zusammen. Der jeweils zuständige Minister der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
wird zur Sitzung des Zentralbankrats in Fragen der 
Geld- und Währungspolitik eingeladen. Die Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik wird 
der Deutschen Bundesbank diejenige Unterstützung 
und Hilfe gewähren, die diese zur Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben benötigt. 

§ 25 d 

Mit Arbeitnehmern, die nicht von der Deutschen 
Bundesbank entsandt worden sind, kann die Deut-
sche Bundesbank vorübergehend abweichend von 
den geltenden gesetzlichen oder tariflichen Regelun-
gen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik Arbeitsverträge ab-
schließen, die den Besonderheiten der Deutschen De-
mokratischen Republik Rechnung tragen. Das Bun-
despersonalvertretungsgesetz findet bis auf weiteres 
keine Anwendung auf die Vorläufige Verwaltungs-
stelle und deren Filialen, die nach Artikel 12 der An-
lage I des Vertrages über die Schaffung einer Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De-
mokratischen Republik eingerichtet werden." 

Artikel 3 

Änderung des Gesetzes über das Kreditwesen 

Nach § 63 des Gesetzes über das Kreditwesen in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 
(BGBl. I S. 1472), das zuletzt geändert worden ist 
durch Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 
1989 (BGBl. I S. 2408), wird folgender § 63a einge-
fügt: 

„§ 63a 
Sondervorschriften im Verhältnis 

zur Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) 

(1) Bestimmungen dieses Gesetzes und der auf-
grund dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnun-
gen über Kredite an den Bund, über Gewährleistun-
gen des Bundes sowie über Geschäfte der Deutschen 
Bundespost im Postgiro- und Postsparverkehr finden 
auch Anwendung auf Kredite an den Republikhaus-
halt der Deutschen Demokratischen Republik, auf Ge

-

währleistungen durch den Staatshaushalt sowie auf 
entsprechende Geschäfte der Deutschen Post. 

(2) Die §§ 21 bis 22 a über den Sparverkehr finden in 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) für Spareinlagen auf Spargirokonten 
und Sparkonten keine Anwendung, sofern diese Ein-
lagen vor dem 1. Juli 1990 eingezahlt worden sind. 
§ 53 über Zweigstellen mit Sitz in einem anderen Staat 
ist auf Zweigstellen von Kreditinstituten aus der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich Ber lin (West) 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) und umgekehrt nicht anzu-
wenden. 

(3) Soweit ein Kreditinstitut mit Sitz in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) am 1. Juli 1990 Bankgeschäfte in dem in § 1 
Abs. 1 bezeichneten Umfang betreiben durfte, gilt die 
Erlaubnis nach § 32 als erteilt. § 61 Satz 2 gilt entspre-
chend. 

(4) Das Bundesaufsichtsamt kann Gruppen von 
Kreditinstituten oder einzelne Kreditinstitute mit Sitz 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) von Verpflichtungen aufgrund 
dieses Gesetzes freistellen, wenn dies aus besonderen 
Gründen, insbesondere wegen der noch fehlenden 
Angleichung des Rechts der Deutschen Demokrati-
schen Republik an das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland, angezeigt ist. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im 
ersten und letzten Rechtszug über Klagen gegen Ent-
scheidungen des Bundesaufsichtsamtes nach diesem 
oder anderen Gesetzen oder wegen Untätigkeit des 
Bundeaufsichtsamtes, wenn der Kläger seinen Sitz 
oder Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) hat. 

(6) Solange nicht einem Gericht in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
die in § 28 Abs. 2, § 46 Abs. 2 und § 46a genannten 
Aufgaben durch Gesetz oder Verordnung übertragen 
worden sind, übernimmt das Amtsgericht Charlotten

-

burg diese Aufgaben. § 46 b gilt mit der Maßgabe, daß 
für Kreditinstitute mit Sitz in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) an die 
Stelle des Konkursverfahrens das Verfahren nach der 
Verordnung der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Gesamtvollstreckung tritt und daß die Ge-
samtvollstreckung nur auf Antrag des Bundesauf-
sichtsamtes eingeleitet werden kann." 

Artikel 4 

Änderung des Hypothekenbankgesetzes 

Nach § 46 des Hypothekenbankgesetzes in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7628-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juni 
1988 (BGBl. I S. 710), wird folgender § 47 angefügt: 
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„§ 47 

(1) Bund im Sinne dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ist 
auch der Republikhaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik. 

(2) Hypothekenbanken dürfen in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
die in diesem Gesetz geregelten Geschäfte betreiben, 
soweit sie aus diesen Geschäften Rechte erwerben, 
die entsprechenden Rechten in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) gleichwer tig 
sind. 

(3) Das Vorzugsrecht im Konkurs nach § 35 besteht 
auch im Verfahren nach der Verordnung der Deut-
schen Demokratischen Republik über die Gesamtvoll-
streckung. " 

Artikel 5 

Änderung des Gesetzes fiber die Pfandbriefe 
und verwandten Schuldverschreibungen 

öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten 

Nach § 11 des Gesetzes über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich-recht-
licher Kreditanstalten in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 4135-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I 
S. 560), wird folgender § 12 angefügt: 

„§ 12 

(1) Bund im Sinne dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ist 
auch der Republikhaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik. 

(2) Öffentlich-rechtliche Kreditanstalten dürfen in 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) die in diesem Gesetz geregelten Ge-
schäfte betreiben, soweit sie aus diesen Geschäften 
Rechte erwerben, die entsprechenden Rechten in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) gleichwertig sind. 

(3) Das Vorzugsrecht im Konkurs nach § 6 besteht 
auch im Verfahren nach der Verordnung der Deut-
schen Demokratischen Republik über die Gesamtvoll-
streckung. " 

Artikel 6 

Änderung des Gesetzes über Bausparkassen 

Nach § 19 des Gesetzes über Bausparkassen vom 
16. November 1972 (BGBl. I S. 2097), zuletzt geändert 
durch Artikel 2 Abs. 22 des Gesetzes vom 29. März 
1983 (BGBl. I S. 377), wird folgender § 19a einge-
fügt: 

„§ 19a 
Sondervorschriften im Verhältnis 

zur Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) 

(1) Bund im Sinne dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ist 
auch der Republikhaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik. 

(2) Bausparkassen dürfen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) Darle-
hen nach Maßgabe des § 7 Abs. 1 und 4 gewähren, 
soweit sie aus diesen Geschäften Rechte erwerben, 
die entsprechenden Rechten in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Ber lin (West) gleichwertig 
sind. " 

Artikel 7 

Änderung des Gesetzes 
fiber Kapitalanlagegesellschaften 

Nach § 53 b des Gesetzes über Kapitalanlagegesell-
schaften in der Fassung der Bekanntmachung vom 
14. Januar 1970 (BGBl. I S. 127), das zuletzt geändert 
worden ist durch Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Fe-
bruar 1990 (BGBl. I S. 266), wird folgender § 53 c ein-
gefügt: 

„§ 53c 

(1) Bund im Sinne dieses Gesetzes und der aufgrund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ist 
auch der Republikhaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik. 

(2) § 13 Abs. 3 und 4 sind für Kapitalanlagegesell-
schaften in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) im Verfahren nach der Ver-
ordnung der Deutschen Demokratischen Republik 
über die Gesamtvollstreckung sinngemäß anzuwen-
den. 

(3) Bei den Vorschriften des Vierten Abschnittes für 
Grundstücks-Sondervermögen ist die Deutsche De-
mokratische Republik den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften gleichgeste llt. 

(4) Für Kapitalanlagegesellschaften in der Deut-
schen Demokratischen Republik sind anstelle der 
steuerrechtlichen Vorschriften, auf die in den §§ 38 
bis 50 verwiesen wird, die entsprechenden steuer-
rechtlichen Vorschriften der Deutschen Demokrati-
schen Republik anzuwenden." 

Artikel 8 

Änderung des Versicherungsaufsichtsgesetzes 

An das Gesetz über die Beaufsichtigung der Ver-
sicherungsunternehmen (Versicherungsaufsichtsge-
setz — VAG) in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I S. 1261), zuletzt geän- 
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dert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Dezember 
1986 (BGBl. I S. 2595), wird nach § 160 folgender 
XI. Abschnitt angefügt: 

Übergangsvorschriften zur Durchführung 
der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion mit der 

Deutschen Demokratischen Republik 

§ 161 

Inland im Sinne dieses Gesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen ist 
der gesamte Geltungsbereich dieses Gesetzes nach 
Maßgabe von Artikel 3 Satz 2 des Vertrages über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik. 

§ 162 

(1) Die Versicherungsaufsicht in der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) ob-
liegt dem Bundesaufsichtsamt für das Versicherungs-
wesen. Genehmigungen, die die Aufnahme des Ver-
sicherungsgeschäfts in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) ermögli-
chen, und versicherungsaufsichtliche Genehmigun-
gen für Versicherungsunternehmen mit Sitz oder Nie-
derlassung in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) werden nach Maßgabe 
der Anlage II Abschnitt II Nr. 8 des Vertrages über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik erteilt. 

(2) Über Anfechtungsklagen gegen Entscheidun-
gen des Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungs-
wesen oder wegen Untätigkeit des Bundesaufsichts-
amtes entscheidet das Bundesverwaltungsgericht im 
ersten und letzten Rechtszug. 

§ 163 

(1) Im Interesse der Versicherten und zur Gewähr-
leistung der Erfüllbarkeit der in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) beste-
henden Verpflichtungen der Versicherer kann der 
Bundesminister der Finanzen durch Rechtsverord-
nung ohne Zustimmung des Bundesrates die den Ver-
sicherungsverträgen zugrundeliegenden allgemei-
nen Versicherungsbedingungen ändern. Er kann 
diese Ermächtigung durch Rechtsverordnung auf das 
Bundesaufsichtsamt übertragen. Das Bundesauf-
sichtsamt kann bei Vorliegen der in Satz 1 genannten 
Voraussetzungen in Einzelfällen Ausnahmen von gel-
tenden allgemeinen Versicherungsbedingungen zu-
lassen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann genehmigen, daß 
beim Abschluß von Versicherungsverträgen über Ri-
siken, die in der Deutschen Demokratischen Republik 

einschließlich Berlin (Ost) belegen sind, das Recht der 
Bundesrepublik Deutschland vereinbart wird. 

§ 164 

Die in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung in 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) verwendeten Tarife sind von der Auf-
sichtsbehörde im Benehmen mit dem für die Preispo-
litik zuständigen Minister der Deutschen Demokrati-
schen Republik zu genehmigen, 

a) wenn durch den Tarif ein unter Berücksichtigung 
des Schadens- und Kostenverlaufs des einzelnen 
Versicherungsunternehmens sowie des gesamten 
Schadensverlaufs aller Versicherungsunterneh-
men angemessenes Verhältnis von Versicherungs-
beitrag und Versicherungsleistung dauernd ge-
währleistet ist, 

b) wenn durch den Tarif das Schutzbedürfnis der Ge-
schädigten, das Bedürfnis der Versicherten, einen 
wirksamen Versicherungsschutz zu haben, und 
das Interesse der Versicherungspflichtigen an der 
Gewährung des Versicherungsschutzes zu einem 
angemessenen Beitrag hinreichend gewahrt sind. 

§ 165 

Ein Versicherungsunternehmen mit Sitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost), das am 1. Juli 1990 in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
zum Geschäftsbetrieb befugt war, bedarf keiner Er-
laubnis. Für die laufende Aufsicht gelten die Bestim-
mungen dieses Gesetzes. Für die Anpassung des Ge-
schäftsbetriebs an die Bestimmungen dieses Gesetzes 
bestimmt die Aufsichtsbehörde Übergangsfristen. 

§ 166 

Für die Vermögensanlage der Versicherungsunter-
nehmen in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) wird die Republik dem 
Bund gleichgestellt. " 

Artikel 9 

Änderung des Umsatzsteuergesetzes 

Das Umsatzsteuergesetz vom 26. November 1979 
(BGBl. I S. 1953), zuletzt geändert durch das Gesetz 
vom 30. März 1990 (BGBl. I S. 597), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) In Satz 2 werden die Worte „und von Berlin 
(Ost) " durch die Worte „einschließlich Berlin 
(Ost) " ersetzt. 

b) hi Satz 3 werden die Worte „ob der Unterneh-
mer deutscher Staatsangehöriger ist, " durch 
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die Worte „welche Staatsangehörigkeit der 
Unternehmer hat und ob er" ersetzt. 

2. In § 4 Nr. 3 Buchstabe a Satz 2 werden nach dem 
Wort „Erhebungsgebiet" die Worte „oder das Ge-
biet der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) " eingefügt. 

3. § 10 Abs. 6 Sätze 1 und 2 werden wie folgt ge-
faßt: 

„Bei Beförderungen von Personen im Gelegen-
heitsverkehr mit Kraftomnibussen, die weder im 
Erhebungsgebiet noch im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) zugelassen sind, tritt an die Stelle des ver-
einbarten Entgelts ein Durchschnittsbeförde-
rungsentgelt. Das Durchschnittsbeförderungsent-
gelt ist nach der Zahl der beförderten Personen 
und der Zahl der Kilometer der Beförderungs-
strecke im Erhebungsgebiet und im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) (Personenkilometer) zu berech-
nen." 

4. § 11 Abs. 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der Nummer 3 werden nach dem Wo rt  „Erhe-
bungsgebiet" die Worte „oder im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) " angefügt. 

b) In Nummer 4 Buchstabe a werden nach dem 
Wort  „Erhebungsgebiet" die Worte „oder im 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost)" eingefügt. 

5. In § 12 Abs. 1 wird der Klammerhinweis „(§§ 10, 
11 und 25 Abs. 3)" durch den Klammerhinweis 
„(§§ 10, 11, 25 Abs. 3 und § 25a Abs. 2)" er-
setzt. 

6. § 15 Abs. 3 Nr. 2 Buchstabe b wird wie folgt ge-
faßt: 

„b) nach § 4 Nr. 8 Buchstaben a bis g oder Nr. 10 
Buchstabe a steuerfrei wären und der Lei-
stungsempfänger weder im Gebiet der Euro-
päischen Wirtschaftsgemeinschaft noch im 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) ansässig ist." 

7. § 16 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 Satz 4 wird die Zahl „15 " durch die 
Zahl „16" ersetzt. 

b) In Absatz 5 werden die Sätze 1 und 2 wie folgt 
gefaßt: 

„Bei Beförderungen von Personen im Gelegen-
heitsverkehr mit Kraftomnibussen, die weder 
im Erhebungsgebiet noch im Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zugelassen sind, wird die Steuer, 
abweichend von Absatz 1, für jeden einzelnen 
steuerpflichtigen Umsatz durch die zuständige 
Zolldienststelle berechnet (Einzelbesteue-
rung). Zuständige Zolldienststelle ist die Ein-
gangszollstelle oder Ausgangszollstelle, bei 
der der Kraftomnibus in das Erhebungsgebiet 
gelangt oder das Erhebungsgebiet verläßt." 

8. § 18 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 7 Nr. 2 wird der Klammerhinweis 
„(§ 15 Abs. 8 Nr. 2 Buchstabe b)" durch den 
Klammerhinweis „(§ 15 Abs. 5 Nr. 2 Buch-
stabe b)" ersetzt. 

b) In den Absätzen 8 und 9 werden jeweils im 
Satz 1 die Worte „nicht im Erhebungsgebiet" 
durch die Worte „im Außengebiet" ersetzt. 

9. § 21 Abs. 3 wird wie folgt gefaßt: 

„(3) Die Zahlung der Einfuhrumsatzsteuer kann 
ohne Sicherheitsleistung aufgeschoben werden, 
wenn die zu entrichtende Steuer nach § 15 Abs. 1 
Nr. 2 in voller Höhe als Vorsteuer abgezogen wer-
den kann. " 

10. § 22 Abs. 3 Satz 4 wird wie folgt gefaßt: 

„Die Verpflichtung zur Trennung der Bemes-
sungsgrundlagen nach Absatz 2 Nr. 1 Satz 2, 
Nr. 2 Satz 2 und Nr. 3 Satz 2 bleibt unberührt." 

11. § 25 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. weder im Gebiet der Europäischen Wi rt
-schaftsgemeinschaft noch im Gebiet der 

Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) bewirkt werden,". 

12. § 26 Abs. 4 wird wie folgt gefaßt: 

„(4) Die Bundesregierung kann durch allge-
meine Verwaltungsvorschrift mit Zustimmung 
des Bundesrates bis zum 31. März 1991 den Er-
werb von Gegenständen mit Ursprung in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) durch einen Umsatzsteuerkür-
zungsanspruch begünstigen. Der Kürzungsan-
spruch beträgt bis zum 31. Dezember 1990 11, bei 
den in der Anlage bezeichneten Gegenständen 
5,5 vom Hundert des Entgelts. Bei Marktord-
nungswaren tritt an die Stelle des Kürzungssatzes 
von 11 der Satz von 5 und an die Stelle des Kür-
zungssatzes von 5,5 der Satz von 2,5 vom Hun-
dert. In der Zeit vom 1. Januar 1991 bis zum 
31. März 1991 mindern sich die Kürzungssätze 
von 11 auf 6, von 5,5 auf 3, von 5 auf 2,7 und von 
2,5 auf 1,4 vom Hundert." 

13. Nach § 26 wird folgender § 26a eingefügt: 

„§ 26a 
Sondervorschriften im Verhältnis 

zur Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) 

Im Verhältnis zur Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) gelten folgende Son-
derregelungen: 

1. Als grenzüberschreitend gilt auch eine Beförde-
rung, die sich sowohl auf das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) als auch auf das Außengebiet erstreckt. 

2. Wird eine sonstige Leistung von einem im Erhe-
bungsgebiet ansässigen Unternehmer im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) erbracht, gilt sie abwei-
chend von § 3 a Abs. 2 bis 4 als im Erhebungsgebiet 
ausgeführt. Wird eine sonstige Leistung von einem 
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im Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) ansässigen Unter-
nehmer im Erhebungsgebiet erbracht, gilt sie ab-
weichend von § 3 a Abs. 2 bis 4 als im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) ausgeführt. Ein Unternehmer ist im 
Sinne der Sätze 1 und 2 an dem Ort ansässig, von 
dem aus er sein Unternehmen betreibt oder eine 
Betriebsstätte unterhält, von der die sonstige Lei-
stung ausgeführt wird. 

3. Wird eine Beförderung, die sich auf das Erhe-
bungsgebiet und auf das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) erstreckt, von einem im Außengebiet ansässi-
gen Unternehmer ausgeführt, so gilt die Beförde-
rung, soweit sie sich auf die bezeichneten Gebiete 
erstreckt, abweichend von § 3 a Abs. 2 Nr. 2 an 
dem Ort als ausgeführt, an dem sie beginnt. Liegt 
dieser Ort im Außengebiet, so gilt die Beförderung 
an dem Ort des Grenzübertritts aus dem Außenge-
biet als ausgeführt. Nummer 2 Satz 3 gilt entspre-
chend. 

4. Steuer im Sinne des § 4 a Abs. 1 ist auch die Steuer, 
die nach dem Umsatzsteuergesetz der Deutschen 
Demokratischen Republik geschuldet wird. 

5. Vorsteuerbeträge im Sinne des § 15 Abs. 1 sind 
auch die in Rechnungen im Sinne des § 14 Abs. 4 
gesondert ausgewiesenen Steuern für Lieferungen 
und sonstige Leistungen, die nach dem Umsatz-
steuergesetz der Deutschen Demokratischen Re-
publik geschuldet werden, sowie die an die Deut-
schen Demokratischen Republik entrichtete Ein-
fuhrumsatzsteuer. Dies gilt nicht, wenn der Unter-
nehmer im Besteuerungszeitraum Umsätze sowohl 
im Erhebungsgebiet als auch im Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) ausführt. 

6. § 25 a ist auch anwendbar, wenn 

a) der Unternehmer das Fahrzeug im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) für sein Unternehmen 
zum Zwecke des gewerbsmäßigen Verkaufs er-
worben hat und 

b) für die Lieferung des Fahrzeugs an den Unter-
nehmer 

aa) Umsatzsteuer nach dem Umsatzsteuerge-
setz der Deutschen Demokratischen Repu-
blik nicht geschuldet oder nach § 19 Abs. 1 
des Umsatzsteuergesetzes der Deutschen 
Demokratischen Republik nicht erhoben 
wird 

oder 

bb) die Besteuerung nach § 25 a Abs. 2 und 3 
des Umsatzsteuergesetzes der Deutschen 
Demokratischen Republik vorgenommen 
wird. 

7. Der Bundesminister der Finanzen kann mit Zustim-
mung des Bundesrates durch Rechtsverordnung 
bestimmen, daß der Unternehmer für die Berech-
nung eines Ausgleichs der in Nummer 5 bezeich

-

neten Vorsteuerbeträge zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik oder für statistische Zwecke Auf-
zeichnungen zu fertigen und Angaben dazu auf 
amtlich vorgeschriebenem Vordruck in bestimm-
ten Zeitabständen zu machen hat." 

Artikel 10 

Änderung des Einkommensteuergesetzes 

Das Einkommensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 27. Februar 1987 (BGBl. I S. 657), 
zuletzt geändert durch ... (BGBl. I S....), wird wie 
folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 3 Satz 1 werden die Worte „im Aus-
land" durch die Worte „außerhalb des Inlands" 
ersetzt. 

2. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 63 wird wie folgt gefaßt: 

„63. die von unbeschränkt Einkommensteuer-
pflichtigen in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
bezogenen Einkünfte oder Einkunftsteile 
der in § 49 bezeichneten Art, die do rt  zu 
einer der inländischen Einkommensteuer 
entsprechenden Steuer tatsächlich her-
angezogen werden; ". 

b) Am Ende der Nummer 68 wird der Punkt durch 
einen Strichpunkt ersetzt und folgende Num-
mer 69 angefügt: 

„69. Leistungen aus der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost), die nach den dort  geltenden Vor-
schriften von der Einkommensteuer be-
freit sind und inländischen steuerbefrei-
ten Leistungen entsprechen." 

3. Dem § 7 Abs. 5 wird folgender Satz angefügt: 

„Die Sätze 1 bis 3 gelten bei Gebäuden in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) entsprechend." 

4. Dem § 7 h wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 sind auf Gebäude, 
Gebäudeteile, die selbständige unbewegliche 
Wirtschaftsgüter sind, Eigentumswohnungen und 
im Teileigentum stehende Räume in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) sinngemäß anzuwenden." 

5. Dem § 7 i wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) Die Absätze 1 und 2 sind auf Gebäude und 
Gebäudeteile in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) sinngemäß 
anzuwenden. § 7 h Abs. 3 ist entsprechend anzu-
wenden." 

6. Dem § 10 Abs. 5 Nr. 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 
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„Die Unschädlichkeit setzt weiter voraus, daß die 
empfangenen Beträge nicht zum Wohnungsbau 
im Ausland eingesetzt werden, sofern nichts an-
deres bestimmt ist."  

7. § 10f wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 1 Satz 1 wird nach dem Zitat „§ 7 h" 
das Zitat „Abs. 1 bis 3" und nach dem Zitat 
„ § 7i" das Zitat „Abs. 1 bis 3" eingefügt. 

b) In Absatz 2 Satz 1 wird das Zitat „§ 11 b Sätze 1 
oder 2" durch das Zitat „§ 11 b Abs. 1 Sätze 1 
oder 2" ersetzt. 

c) In Absatz 3 Satz 3 wird der Punkt durch einen 
Strichpunkt ersetzt und folgender Halbsatz an-
gefügt: 

„entsprechendes gilt für Abzugsbeträge nach 
§ 52 Abs. 21 Satz 7." 

8. Dem § 11 a wird folgender Absatz 5 angefügt: 

„(5) Die Absätze 1 bis 4 sind auf Gebäude, Ge-
bäudeteile, die selbständige unbewegliche Wirt

-schaftsgüter sind, Eigentumswohnungen und im 
Teileigentum stehende Räume in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) sinngemäß anzuwenden." 

9. § 11 b wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Absatz 1 ist auf Gebäude und Gebäude-
teile in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) sinngemäß an-
zuwenden. § 7 h Abs. 3 ist entsprechend anzu-
wenden." 

10. In § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben x und y wird die 
Jahreszahl „1992" jeweils durch die Jahreszahl 
„1991"  ersetzt. 

11. § 52 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 12 b wird die Jahreszahl „1991" 
durch die Jahreszahl „1990" und die Jahres-
zahl „1992"  durch die Jahreszahl „1991"  er-
setzt. 

b) In Absatz 14 a wird die Jahreszahl „1991" 
durch die Jahreszahl „1990" und die Jahres-
zahl „1992"  durch die Jahreszahl „1991"  er-
setzt. 

c) Dem Absatz 14 b wird folgender Satz 2 ange-
fügt: 

„§ 11 a Abs. 5 und § 11 b Abs. 2 sind erstmals 
auf Erhaltungsaufwand anzuwenden, der nach 
dem 31. Dezember 1990 entstanden ist."  

d) Absatz 21 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 6 werden die Zitate ,,, x oder y" 
sowie „, § 82g oder § 82i" aufgehoben. 

bb) Satz 7 wird durch folgende Sätze ersetzt: 

„Satz 6 gilt entsprechend für Herstellungs

-

kosten, die nach dem 31. Dezember 1986 
und vor dem 1. Januar 1991 aufgewendet 

werden und im Fall der Vermietung nach 
§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe x oder y in 
Verbindung mit §§ 82g oder 82i der 
Einkommensteuer-Durchführungsverord-
nung in der jeweils anzuwendenden Fas-
sung zur Vornahme von erhöhten Abset-
zungen berechtigen würden. Die Sätze 6 
und 7 sind in den Fällen des Satzes 2 nicht 
anzuwenden. " 

Artikel 11 

Änderung des Wohnungsbau-Prämiengesetzes 

Dem § 2 Abs. 2 des Wohnungsbau-Prämiengeset-
zes in der Fassung der Bekanntmachung vom 26. Ok-
tober 1988 (BGBl. I  S. 2098), geändert durch Arti-
kel 11 des Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I 
S. 2408), wird folgender Satz angefügt: 

„Die Unschädlichkeit setzt weiter voraus, daß die 
empfangenen Beträge nicht zum Wohnungsbau im 
Ausland eingesetzt werden, sofern nichts anderes be-
stimmt ist. " 

Artikel 12 

Änderung des Erbschaftsteuer- 
und Schenkungsteuergesetzes 

Das Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuergesetz 
vom 17. April 1974 (BGBl. I S. 933), zuletzt geändert 
durch Artikel 18 des Gesetzes vom 19. Dezember 
1985 (BGBl. I S. 2436), wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 3 wird aufgehoben. 

2. Dem § 37 wird folgender Absatz 4 angefügt: 

„(4) § 2 Abs. 3 in der Fassung des Gesetzes zur 
Reform des Erbschaftsteuer- und Schenkungsteu-
errechts vom 17. April 1974 (BGBl. I S. 933) findet 
letztmals auf Erwerbe Anwendung, für welche die 
Steuer vor dem 1. Juli 1990 entstanden ist oder ent-
steht." 

Artikel 13 

Änderung des Vermögensteuergesetzes 

Das Vermögensteuergesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. März 1985 (BGBl. I S. 558), 
zuletzt geändert durch Artikel 6 des Gesetzes vom 
22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2408), wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 Abs. 3 Satz 2 wird aufgehoben. 

2. In § 25 Abs. 1 wird die Jahreszahl „1990" durch die 
Jahreszahl „1991"  ersetzt. 
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Artikel 14 

Änderung des Kapitalverkehrsteuergesetzes 

Das Kapitalverkehrsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. November 1972 (BGBl. I 
S. 2129), zuletzt geändert durch Artikel 4 des Geset-
zes vom 22. Februar 1990 (BGBl. I S. 266), wird wie 
folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 

a) Nummer 5 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wo rt  „ausländischen" 
durch die Worte „nicht inländischen" er-
setzt. 

bb) In Satz 2 werden nach dem Wo rt  „Sitzes" 
die Worte „ihre Geschäftsleitung oder ihren 
satzungsmäßigen Sitz vor dem 1. Juli 1990 
in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) oder" und nach 
dem Wort  „Wirtschaftsgemeinschaft" die 
Worte „hatte und in diesem Mitgliedstaat" 
eingefügt. 

b) Nummer 6 wird wie folgt geändert: 

aa) In Satz 1 wird das Wo rt  „ausländische" 
durch die Worte „nicht inländische" er-
setzt. 

bb) In Satz 2 wird das Wo rt  „ausländische" 
durch die Worte „nicht inländische" ersetzt 
und nach dem Wort „Sitz" die Worte „vor 
dem 1. Juli 1990 in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) gehabt oder" und nach dem Wo rt 

 „Wirtschaftsgemeinschaft" das Wort  „hat" 
eingefügt; das Wo rt  „auch" wird gestri-
chen. 

2. In § 7 Abs. 4 Nr. 3 Satz 2 werden nach dem Wo rt 
 „Sitz" die Worte „vor dem 1. Juli 1990 in der Deut-

schen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) gehabt oder" und nach dem Wo rt 

 „und" die Worte „in diesem Mitgliedstaat" einge-
fügt. 

Artikel 15 

Änderung des Grunderwerbsteuergesetzes 

Dem § 18 des Grunderwerbsteuergesetzes vom 
17. Dezember 1982 (BGBl. I S. 1777) wird folgender 
Absatz 6 angefügt: 

„(6) Die Anzeigepflichten bestehen auch gegen-
über den Finanzbehörden in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost), sofern ein 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) belegenes Grundstück betrof-
fen ist." 

Artikel 16 

Änderung des Kraftfahrzeugsteuergesetzes 

In § 3 des Kraftfahrzeugsteuergesetzes in der Fas-
sung der Bekanntmachung vom 1. Februar 1979 
(BGBl. I S. 132), zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 30. April 1990 (BGBl. I S. 826), wird 
nach Nummer 12 folgende neue Nummer 12 a einge-
fügt: 

„12 a. Fahrzeugen, die im Zulassungsverfahren der 
Deutschen Demokratischen Republik zugelas-
sen sind und für die in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
Kraftfahrzeugsteuer entrichtet wird;" . 

Artikel 17 

Änderung des Steuerberatungsgesetzes 

Das Steuerberatungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 4. November 1975 (BGBl. I 
S. 2735), zuletzt geändert durch das vierte Gesetz zur 
Änderung des Steuerberatungsgesetzes vom 9. Juni 
1989 (BGBl. I S.1062), wird wie folgt geändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1. 

b) Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

„(2) Steuerberater und Helfer in Steuersa-
chen, die nach dem Recht der Deutschen Demo-
kratischen Republik zur unbeschränkten Hilfe 
in Steuersachen befugt sind, sind den nach die-
sem Gesetz bestellten Steuerberatern und Steu-
erbevollmächtigten gleichgestellt; sie haben 
dieselben Rechte und Pflichten (§§ 57 bis 72). 
Dies gilt für Steuerberatungsgesellschaften ent-
sprechend." 

2. § 46 Abs. 2 Nr. 1 wird wie folgt geändert: 

„1. seinen Wohnsitz in ein Gebiet außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) und eines Mitgliedstaa-
tes der Europäischen Gemeinschaften ver-
legt; ". 

Artikel 18 

Änderung des Gesetzes über Gebühren 
für die Benutzung von Bundesfernstraßen 

mit schweren Lastfahrzeugen 

Das Gesetz über Gebühren für die Benutzung von 
Bundesfernstraßen mit schweren Lastfahrzeugen 
vom 30. April 1990 (BGBl. I S. 826) wird wie folgt ge-
ändert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Gebühren, die für die Benutzung von Autobahnen 
und Fernverkehrsstraßen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) ent-
richtet werden, gelten auch als für die Benutzung 
von Bundesautobahnen und Bundesstraßen in der 
Bundesrepublik Deutschland entrichtet." 
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2. In § 16 Abs. 2 Satz 4 werden die Worte „außerhalb 
Berlins" gestrichen. 

Artikel 19 

Änderung des Einführungsgesetzes 
zum Handelsgesetzbuch 

Nach Artikel 29 des Einführungsgesetzes zum Han-
delsgesetzbuch in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 2 des 
Gesetzes vom 23. Oktober 1989 (BGBl. I S. 1910), wird 
folgender Artikel 29 a angefügt: 

„Artikel 29 a 

Bei der Anwendung des § 92 c Abs. 1 des Handels-
gesetzbuchs in der ab 1. Januar 1990 geltenden Fas-
sung steht das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) dem Gebiet der 
Europäischen Gemeinschaften gleich." 

Artikel 20 

Erleichterung der Tätigkeit 
von Rechtsanwälten und Patentanwälten 

aus der Deutschen Demokratischen Republik 
in der Bundesrepublik Deutschland 

§ 1 

(1) In der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) zugelassene Rechtsanwälte 
dürfen im grenzüberschreitenden Verkehr im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes die Tätigkeit eines 
Rechtsanwalts ausüben, der im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes zugelassen ist. Beschränkungen der Ver-
tretungsbefugnis, die sich aus dem Erfordernis der 
Zulassung bei einem Gericht ergeben, bleiben unbe-
rührt. § 52 Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung 
ist auf die in Satz 1 bezeichneten Personen entspre-
chend anzuwenden. 

(2) Die in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Personen 
haben bei der Ausübung ihrer Tätigkeit im grenz-
überschreitenden Verkehr die Stellung eines im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes zugelassenen Rechts-
anwalts, insbesondere dessen Rechte und Pflichten, 
soweit diese nicht die Zugehörigkeit zu einer Rechts-
anwaltskammer, den Wohnsitz und die Kanzlei be-
treffen. Sie beachten insoweit die beruflichen Regeln 
für einen im Geltungsbereich dieses Gesetzes zuge-
lassenen Rechtsanwalt. Die berufsrechtliche Ahn-
dung einer schuldhaften Verletzung beruflicher 
Pflichten ist der zuständigen Stelle in der Deutschen 
Demokratischen Republik vorbehalten. Diese wird 
von den Gerichten, Staatsanwaltschaften oder Rechts-
anwaltskammern von dem Verdacht einer solchen 
Pflichtverletzung unterrichtet.  

§2 

In der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) zugelassene Patentanwälte 
dürfen im grenzüberschreitenden Verkehr im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes die Tätigkeit eines Pa-
tentanwalts ausüben, der im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zugelassen ist. § 1 Abs. 2 ist entsprechend 
anzuwenden. 

§3 

Für die Anwendung der Vorschriften des Strafge-
setzbuches über 

— Straflosigkeit der Nichtanzeige geplanter Strafta-
ten (§ 139 Abs. 3 Satz 2), 

— Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 Abs. 1 
Nr. 3, Abs. 3 bis 5, §§ 204, 205), 

— Gebührenüberhebung (§ 352) und Parteiverrat 
(§ 356) 

stehen die in § 1 Abs. 1 Satz 1 und § 2 Abs. 1 bezeich-
neten Personen den Rechtsanwälten, Anwälten und 
Patentanwälten gleich. 

Artikel 21 

Sonderregelungen zu den Gemeinsamen 
Vorschriften für die Sozialversicherung 

§ 1 

Befreiung von der Versicherungspflicht 
in besonderen Fällen 

(1) Personen, die für begrenzte Zeit im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes beschäftigt sind, werden auf 
ihren Antrag von der Versicherungs- und Beitrags-
pflicht befreit, wenn sie nach den Rechtsvorschriften 
der Deutschen Demokratischen Republik versichert 
sind. 

(2) Über die Befreiung entscheidet die zuständige 
Einzugsstelle (§ 28i des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch). 

(3) Die Befreiung wirkt vom Vorliegen der Befrei-
ungsvoraussetzungen an, wenn sie innerhalb von drei 
Monaten nach Eintritt der Versicherungs- und Bei-
tragspflicht beantragt wird, sonst ab Eingang des An-
trags. 

(4) Für Beschäftigte, die nach dieser Vorschrift ver-
sicherungsfrei sind, tragen die Arbeitgeber die Hälfte 
des Beitrags, der zu zahlen wäre, wenn die Beschäf-
tigten versicherungspflichtig wären. Für den Beitrags-
anteil gelten die Vorschriften des Dritten Abschnitts 
des Vierten Buches Sozialgesetzbuch und die Buß-
geldvorschriften des § 111 Abs. 1 Nr. 2 bis 4, 8 und 
Abs. 4 des Vierten Buches Sozialgesetzbuch entspre-
chend. 
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§2 
Versicherungspflicht auf Antrag 

in besonderen Fällen 

(1) Beschäftigte, die ihren Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt zuletzt im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes hatten und für begrenzte Zeit im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) beschäftigt sind, werden in der Kranken-, 
Renten-, Unfallversicherung und Arbeitslosenversi-
cherung auf Antrag versichert, wenn die Versiche-
rungspflicht von einer Stelle beantragt wird, die ihren 
Sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes hat. Der An-
trag hat auch die Einbeziehung in die Beitragspflicht 
nach dem Arbeitsförderungsgesetz zu umfassen. Be-
stand vor Aufnahme der Beschäftigung in der Deut-
schen Demokratischen Republik in der gesetzlichen 
Krankenversicherung eine freiwillige Versicherung, 
kann diese abweichend von § 3 Nr. 1 des Vierten Bu-
ches Sozialgesetzbuch während der Dauer der zeitlich 
begrenzten Beschäftigung in der Deutschen Demo-
kratischen Republik fortgesetzt werden. 

(2) Über den Antrag entscheidet die zuständige Ein-
zugsstelle, wobei die antragstellende Stelle als der 
zuständige Arbeitgeber anzusehen ist. Die Entschei-
dung der Krankenkasse ist auch für den Träger der 
gesetzlichen Unfallversicherung bindend; er ist hier-
von zu unterrichten. 

(3) Die Versicherungspflicht beginnt mit dem Tag, 
der dem Eingang des Antrags folgt, frühestens jedoch 
mit dem Tag, an dem die Voraussetzungen eingetre-
ten sind. 

(4) Die antragstellende Stelle hat die Pflichten des 
Arbeitgebers in der Sozialversicherung zu erfüllen. 
Von ihr sind die Beiträge zu tragen. Als beitragspflich-
tiges Entgelt ist der Be trag in Höhe der monatlichen 
Bezugsgröße zugrunde zu legen. Der Be trag kann bis 
zur jeweiligen Beitragsbemessungsgrenze sowie bis 
zum Höchstbetrag des Jahresarbeitsverdienstes des 
Trägers der Unfallversiche rung, dem die antragstel-
lende Stelle angehört, auf ihren Vorschlag erhöht wer-
den. Wenn das tatsächlich erzielte Arbeitsentgelt die 
Höhe der monatlichen Bezugsgröße übersteigt, sind 
Krankenversicherungsbeiträge nach dem tatsächlich 
erzielten Arbeitsentgelt zu bemessen. Die antragstel-
lende Stelle hat auch die Beiträge in den Fä llen des 
Absatzes 1 Satz 2 zu tragen. 

§3 

Mitteilungspflichten 

Die Einzugsstelle hat die Betroffenen und die für die 
Entscheidung über die Versicherungspflicht in der 
Deutschen Demokratischen Republik zuständige 
Stelle über Beginn und Ende der Versicherungspflicht 
nach § 2 zu unterrichten. 

§4 

Entsprechende Anwendung des Sozialgesetzbuchs 

Das Erste und das Zehnte Buch Sozialgesetzbuch 
gelten entsprechend. 

§5 

Zusammenarbeit der Versicherungsträger 

Die Versicherungsträger und ihre Verbände sind 
berechtigt, die Sozialversicherung der Deutschen De-
mokratischen Republik beim organisatorischen Auf-
bau eines leistungsfähigen, gegliederten Sozialversi-
cherungssystems im Einvernehmen mit der Aufsichts-
behörde zu unterstützen und dabei eigene Mittel ein-
zusetzen. 

Artikel 22 

Gesetzliche Rentenversicherung 

§1 

Ausschluß der Anwendung des Fremdrentenrechts 

(1) Für rentenrechtliche Zeiten, die nach dem 
18. Mai 1990 bei einem Träger der gesetzlichen Ren-
tenversicherung im Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) zurückge-
legt sind, ist das Fremdrentenrecht nicht anzuwen-
den. 

(2) Für rentenrechtliche Zeiten, die bis zum 18. Mai 
1990 bei einem Träger der gesetzlichen Rentenversi-
cherung im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) zurückgelegt 
sind, sind das Fremdrentenrecht oder andere gesetzli-
che Vorschriften nicht anzuwenden, wenn am 18. Mai 
1990 ein gewöhnlicher Aufenthalt außerhalb des Gel-
tungsbereichs dieses Gesetzes vorgelegen hat. Satz 1 
gilt nicht, wenn am 18. Mai 1990 ein gewöhnlicher 
Aufenthalt im Ausland vorlag und unmittelbar vor 
Beginn des Auslandsaufenthalts ein gewöhnlicher 
Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes vor-
handen war. 

§2 

Rentenrechtliche Zeiten im Bundesgebiet 
und in der Deutschen Demokratischen Republik 

(1) Für die Erfüllung von Anspruchs- und Anrech-
nungsvoraussetzungen sowie von Voraussetzungen 
bei der besonderen Bewe rtung von Zeiten werden die 
Zeiten nach § 1 und die rentenrechtlichen Zeiten nach 
Bundesrecht zusammengerechnet. Die rentenrechtli-
chen Zeiten, die bei einem Träger der gesetzlichen 
Rentenversicherung im Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) zu-
rückgelegt sind, werden hierbei in folgendem Umfang 
berücksichtigt: 

Beitragszeiten stehen den nach Bundesrecht zurück

-

gelegten Beitragszeiten gleich. Sind die Beiträge auf 
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Grund einer abhängigen Beschäftigung oder einer 
selbständigen Tätigkeit entrichtet, so steht die ihnen 
zugrundeliegende Beschäftigung oder Tätigkeit ei-
ner rentenversicherungspflichtigen Beschäftigung 
oder Tätigkeit im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gleich. Zeiten einer Beschäftigung, die bei ihrer Zu-
rücklegung nach dem zu dieser Zeit geltenden Recht 
als Beitragszeiten anrechnungsfähig waren und für 
die Beiträge nicht entrichtet worden sind, stehen den 
nach Bundesrecht zurückgelegten Beitragszeiten 
gleich, soweit für sie nach Bundesrecht Beiträge zu 
zahlen gewesen wären. Als Beitragszeiten gelten die 
Zeiten, in denen der Versicherte den gesetzlichen 
Grundwehrdienst geleistet hat. Als Beitragszeiten 
gelten nicht 

a) Zeiten, die ohne Beitragsleistung rückwirkend in 
ein System der gesetzlichen Rentenversicherung 
einbezogen worden sind, mit Ausnahme von Kin-
dererziehungszeiten, wie sie im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes zu berücksichtigen sind, 

b) Zeiten, die außerhalb der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Ber lin (Ost) ohne 
Beitragsleistung zurückgelegt worden sind, 

c) Zeiten der freiwilligen Versicherung, wenn die 
Beiträge nach einer Bemessungsgrundlage ent-
richtet sind, die bei Beschäftigten nicht zur Versi-
cherungspflicht geführt hätte, oder einer Beschäfti-
gung mit einer regelmäßigen Arbeitszeit von weni-
ger als zehn Stunden in der Woche oder 

d) Zeiten der Schul-, Fach- oder Hochschulausbil-
dung. 

Für die Erfüllung der Voraussetzungen für Renten 
wegen verminderter Erwerbsfähigkeit sind in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) verbrachte Zeiten, die in der Bundesrepu-
blik Deutschland den Zeitraum von fünf Jahren vor 
Eintritt der Minderung der Erwerbsfähigkeit verlän-
gern würden oder Anwartschaftserhaltungszeiten wä-
ren, zu berücksichtigen. 

(2) Die Rentenhöhe ist aus folgenden rentenrechtli-
chen Zeiten zu ermitteln: 

a) Bundesgebiets-Beitragszeiten einschließlich Kin-
dererziehungszeiten im Bundesgebiet einschließ-
lich Berlin (West), 

b) Zuschlägen und Abschlägen aus einem durchge-
führten Versorgungsausgleich; bei Renten, die 
nach dem Sechsten Buch Sozialgesetzbuch zu ge-
währen sind, gilt die Abschlagsregelung, soweit 
die Abschläge auf Bundesgebiets-Beitragszeiten 
entfallen, 

c) Ausfall- oder Anrechnungszeiten, die die Unter-
brechung einer versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung oder Tätigkeit voraussetzen, wenn der 
letzte Pflichtbeitrag vor Beginn der Ausfall- oder 
Anrechnungszeit ein Bundesgebietsbeitrag war, 
und der pauschalen Ausfallzeit, 

d) Rentenbezugszeiten, soweit die Rente von einem 
Träger im Geltungsbereich dieses Gesetzes ge-
zahlt worden ist und diese Zeiten auch als Zurech-
nungszeit in der Rente berücksichtigt waren, 

e) Beitragszeiten und sich anschließende Ausfall- 
oder Anrechnungszeiten im Reichsgebiet außer-
halb des Bundesgebietes einschließlich Berlin 
(West) und der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost), 

f) Kindererziehungszeiten in den unter Buchstabe e 
genannten Gebieten, 

g) Zeiten in den Gebieten nach § 1 Abs. 2 Nr. 3 des 
Bundesvertriebenengesetzes, die nach dem 
Fremdrentenrecht weiterhin zu berücksichtigen 
sind, sowie 

h) Zeiten, die in dem Verhältnis rentensteigernd be-
rücksichtigt werden, in dem die Bundesgebiets

-

Beitragszeiten zur Summe der Bundesgebiets-Bei-
tragszeiten und der Beitragszeiten in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) stehen: 

aa) Ersatzzeiten, 

bb) Ausbildungsausfall- oder -anrechnungszei-
ten, 

cc) Zurechnungszeit. 

Satz 1 Buchstabe h gilt nur, wenn am 18. Mai 1990 ein 
gewöhnlicher Aufenthalt in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) oder im 
Ausland vorlag und im Fall  des Auslandsaufenthalts 
unmittelbar vor Beginn des Auslandsaufenthalts ein 
gewöhnlicher Aufenthalt in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) vorhan-
den war. 

(3) Absatz 2 ist nur anzuwenden, soweit nach über-
oder zwischenstaatlichem Recht nicht etwas anderes 
bestimmt ist. 

(4) Bei der Gesamtleistungsbewertung sind die ren-
tenrechtlichen Zeiten, die bei einem Träger der ge-
setzlichen Rentenversicherung im Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) zurückgelegt sind, nicht belegungsfähig. Für die 
Berechnung der pauschalen Ausfallzeit werden die in 
Absatz 2 aufgeführten rentenrechtlichen Zeiten zu-
grunde gelegt, soweit sie berücksichtigungsfähig 
sind. 

§3 

Rentenleistungen 
in die Deutsche Demokratische Republik 

(1) Berechtigte im Sinne der Vorschriften der ge-
setzlichen Rentenversicherungen über die Erbrin-
gung von Leistungen an Berechtigte außerhalb des 
Geltungsbereichs der Rentengesetze (Berechtigte), 
die nach dem 18. Mai 1990 ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) genommen haben, erhalten 
die nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Buchstaben a bis d und h, 
Abs. 3 und 4 ermittelte Rente sowie die Leistung für 
Kindererziehung an Mütter der Geburtsjahrgänge vor 
1921. 

(2) Berechtigte, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein- 
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schließlich Berlin (Ost) haben, erhalten die Rente nach 
Absatz 1 für die nach dem 18. Mai 1990 im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes zurückgelegten Zeiten. 

(3) Zu der nach Absatz 1 und 2 zu zahlenden Rente 
wird ein Zuschuß zur Krankenversicherung gelei-
stet. 

§4 

Rentenleistungen ins Ausland 

Berechtigte Deutsche, die nach dem 18. Mai 1990 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Ausland genom-
men haben, erhalten die Rente, die sich ohne die nach 
dem Fremdrentenrecht berücksichtigten und ohne die 
nach den Reichsversicherungsgesetzen außerhalb des 
Geltungsbereichs dieses Gesetzes zurückgelegten 
Versicherungszeiten ergibt. Satz 1 gilt nicht für Bezie-
her von Renten, die ihren gewöhnlichen Aufenthalt im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes bis zum 18. Mai 
1990 genommen haben und bis zum 31. Dezember 
1990 ins Ausland verlegen. 

§5 

Übergangsregelung 
für besondere Personengruppen 

Bei Personen, die am 18. Mai 1990 ihren gewöhnli-
chen Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
hatten und von einem Unternehmen in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
Entgelte in Deutsche Mark erhalten haben, finden für 
die Berechnung ihrer Rente die bis zum 30. Juni 1990 
maßgeblichen Tabellenentgelte Anwendung, wenn 
der Leistungsbezug vor dem 1. Januar 1996 beginnt. 

Artikel 23 

Gesetzliche Unfallversicherung 

§ 1 

Ausschluß der Anwendung 
des Fremdrentenrechts 

(1) Auf Arbeitsunfälle, die nach dem 18. Mai 1990 
im Zuständigkeitsbereich eines Trägers der gesetzli-
chen Unfallversicherung im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
eingetreten sind, ist das Fremdrentenrecht nicht anzu-
wenden. 

(2) Auf Arbeitsunfälle, die bis zum 18. Mai 1990 im 
Zuständigkeitsbereich eines Trägers der gesetzlichen 
Unfallversicherung im Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) einge-
treten sind, ist das Fremdrentenrecht nicht anzuwen-
den, wenn am 18. Mai 1990 ein gewöhnlicher Auf ent-
halt  außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
vorgelegen hat. Satz 1 gilt nicht, wenn am 18. Mai 
1990 ein gewöhnlicher Aufenthalt im Ausland vorlag 
und unmittelbar vor Beginn des Auslandsaufenthalts 
ein gewöhnlicher Aufenthalt im Geltungsbereich die-

ses Gesetzes vorhanden war; § 12 Abs. 1 Fremdren-
tenrecht bleibt unberührt. 

§2 
Gefährdende Beschäftigungszeiten 

(1) Haben Personen, die ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem 
18. Mai 1990 begründet haben, sowohl in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) als auch im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
eine Tätigkeit ausgeübt, durch die eine Berufskrank-
heit verursacht sein kann, gelten für die Vorausset-
zungen von Leistungen die in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) zu-
rückgelegten Beschäftigungszeiten als im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes zurückgelegt. 

(2) Für Personen, die ihren gewöhnlichen Aufent-
halt im Geltungsbereich dieses Gesetzes nach dem 
18. Mai 1990 begründet haben, gilt § 581 Abs. 3 Satz 3 
der Reichsversicherungsordnung auch hinsichtlich 
der in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) eingetretenen Arbeitsunfälle 
und entsprechenden Entschädigungsfälle. 

§3 

Unfallversicherungsleistungen 
in die Deutsche Demokratische Republik 

(1) Leistungen der gesetzlichen Unfa llversicherung 
werden auch erbracht an leistungsberechtigte Perso-
nen, die nach dem 18. Mai 1990 (Stichtag) ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) begründet 
haben; § 12 Abs. 1 Fremdrentengesetz bleibt unbe-
rührt. 

(2) Leistungen der gesetzlichen Unfa llversicherung 
werden auch erbracht für nach dem 18. Mai 1990 ein-
getretene Arbeitsunfälle von Personen, die zum Zeit-
punkt des Arbeitsunfalls ihren gewöhnlichen Aufent-
halt in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) haben und bei einem Träger 
der gesetzlichen Unfa llversicherung im Geltungsbe-
reich dieses Gesetzes versichert sind. 

(3) § 17 Abs. 2 des Gesetzes über Zulagen und Min-
destleistungen in der gesetzlichen Unfa llversicherung 
und zur Überleitung des Unfallversicherungsrechts im 
Land Berlin vom 29. April 1952 (BGBl. I S. 253), zu-
letzt geändert durch Gesetz vom 30. April 1963 
(BGBl. I S. 241), ist für Personen nach den Absätzen 1 
und 2 nach dem 18. Mai 1990 nicht mehr anzuwen-
den. 

§4 

Zusammenarbeit in der Unfallverhütung 

Zur Vorbereitung der Tätigkeitsaufnahme von Un-
fallversicherungsträgern auf dem Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
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(Ost) sind die drei Spitzenverbände der Unfallversi-
cherungsträger der Bundesrepublik Deutschland be-
rechtigt, den Träger der Unfallversicherung der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) bei der Gewinnung von sicherheitstechnischen 
und arbeitsmedizinischen Fachkräften für die Techni-
schen Aufsichtsdienste zu unterstützen und dabei ei-
gene Mittel einzusetzen. 

Artikel 24 

Gesetzliche Krankenversicherung 

§ 1 

(1) Abweichend von § 16 Abs. 1 Nr. 1 und § 17 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch erhalten Versi-
cherte, die sich in der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) aufhalten, die Lei-
stungen im Krankheitsfall oder bei Schwangerschaft 
und Mutterschaft von ihrer Krankenkasse. 

(2) Abweichend von § 10 Abs. 1 Nr. 1 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch sind der Ehegatte und die 
Kinder von Mitgliedern der gesetzlichen Krankenver-
sicherung der Bundesrepublik Deutschland auch 
dann versichert, wenn diese Familienangehörigen ih-
ren Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) haben und für sie in der Krankenversiche-
rung der Deutschen Demokratischen Republik kein 
Versicherungsschutz besteht. 

(3) Die Krankenkasse erstattet abweichend von § 13 
Abs. 1 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch Versi-
cherten, die Sachleistungen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) in An-
spruch nehmen, die diesen entstandenen Kosten bis 
zu der Höhe, in der sie der Krankenkasse im Gel-
tungsbereich des Sozialgesetzbuchs entstanden wä-
ren. 

(4) § 16 Abs. 5 des Fünften Buches Sozialgesetz-
buch wird aufgehoben. 

§2 

Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversicherung 
der Bundesrepublik Deutschland werden Zeiten der 
Versicherung in der Sozialversicherung der Deut-
schen Demokratischen Republik Zeiten einer Versi-
cherung in der gesetzlichen Krankenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland in folgenden Fällen 
gleichgestellt: 

1. bei Vorversicherungszeiten, die für die Versiche-
rungspflicht von Personen in der Krankenversiche-
rung der Rentner erforderlich sind; die Rente aus 
der Sozialversicherung der Deutschen Demokrati-
schen Republik gilt insoweit als Rente aus der ge-
setzlichen Rentenversicherung der Bundesrepu-
blik Deutschland; 

2. bei Vorversicherungszeiten, die für eine freiwillige 
Versicherung erforderlich sind; 

3. bei der Vorversicherungszeit, die für den Anspruch 
auf Mutterschaftsgeld nach § 200 Abs. 1 der 
Reichsversicherungsordnung erforderlich ist; 

4. bei Vorversicherungszeiten, die für den Anspruch 
auf Leistungen bei Schwerpflegebedürftigkeit 
nach § 54 Abs. 1 Satz 1 des Fünften Buches Sozial-
gesetzbuch erforderlich sind. 

§3 

Beim Tod eines Versicherten wird Sterbegeld nach 
§ 58 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch auch dann 
gezahlt, wenn der Verstorbene am 1. Januar 1989 in 
der Sozialversicherung der Deutschen Demokrati-
schen Republik versichert war. 

§4 

Renten aus der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) gelten als der Rente 
vergleichbare Einnahmen (Versorgungsbezüge) nach 
§ 229 des Fünften Buches Sozialgesetzbuch. Versi-
cherungspflichtige haben Zuschüsse zu ihrer Rente 
aus der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) an ihre Krankenkasse abzu-
führen, die sie zusammen mit den Beiträgen aus der 
Rente aus der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) entsprechend § 255 Abs. 1 
des Fünften Buches Sozialgesetzbuch an  die Bundes-
versicherungsanstalt für Angestellte zu zahlen hat; für 
freiwillig versicherte Mitglieder gilt § 240 Abs. 3 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch entsprechend. 

Artikel 25 

Änderung des Arbeitsförderungsgesetzes 

Das Arbeitsförderungsgesetz vom 25. Juni 1969 
(BGBl. I S. 582), zuletzt geändert durch § 1 Abs. 2 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2406), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 40 a Abs. 1 Satz 3 wird wie folgt gefaßt: 

„Außerdem stehen Zeiten einer Beschäftigung, 
die ein Aussiedler, der nach dem Bundesvertrie-
benengesetz Rechte und Vergünstigungen in An-
spruch nehmen kann, in den Aussiedlungsgebie-
ten ausgeübt hat, den Zeiten einer die Beitrags-
pflicht begründenden Beschäftigung gleich, 
wenn die Beschäftigung bei Ausübung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes die Beitragspflicht 
begründet hätte." 

2. In der Überschrift des Siebten Unterabschnitts des 
Zweiten Abschnitts werden die Worte „und Ober-
siedler" gestrichen. 

3. § 62a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Aussiedler, die nach dem Bundesvertrie

-

benengesetz Rechte und Vergünstigun- 
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gen in Anspruch nehmen können, haben 
Anspruch auf Eingliederungsgeld, wenn 
sie 

1. arbeitslos sind, der Arbeitsvermittlung 
zur Verfügung stehen, sich beim Ar-
beitsamt arbeitslos gemeldet und Ein-
gliederungsgeld beantragt haben, 

2. innerhalb eines Jahres vor dem Tag, an 
dem die sonstigen Voraussetzungen für 
den Anspruch auf Eingliederungsgeld 
erfüllt sind (Vorfrist), in den Aussied-
lungsgebieten mindestens 150 Kalen-
dertage in einer Beschäftigung gestan-
den haben, die bei Ausübung im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes die Bei-
tragspflicht begründet hätte, und 

3. bereit sind, an einem Deutsch-Sprach-
lehrgang mit ganztätigem Unterricht 
teilzunehmen, der für die zügige beruf-
liche Eingliederung erforderlich ist." 

bb) Nach Satz 2 wird folgender Satz ange-
fügt: 

„Der Anspruch auf Eingliederungsgeld 
entsteht für jeden Berechtigten nur ein-
mal." 

b) Absatz 3 wird wie folgt geändert: 

aa) Nach Satz 1 wird folgender Satz einge-
fügt: 

„§ 112 Abs. 8 gilt entsprechend; dabei ist 
als Durchschnitt der tariflichen regelmäßi-
gen wöchentlichen Arbeitszeit der Be-
schäftigungsverhältnisse im Bemessungs-
zeitraum die tarifliche regelmäßige Ar-
beitszeit zugrunde zu legen, die bei Ent-
stehung des Anspruchs auf Eingliede-
rungsgeld für Angestellte im öffentlichen 
Dienst maßgebend ist." 

bb) In Satz 2 werden das Wo rt  „Es" durch die 
Worte „Das Eingliederungsgeld" und das 
Wort  „dieses" durch das Wort „des" er-
setzt. 

4. In § 62b Abs. 1 Satz 1 wird nach den Worten „die 
Voraussetzungen des § 62 a Abs. 1" der Zusatz 
„Nr. 1 oder 2" gestrichen. 

5. § 62c Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 1 Nr. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„1. als Aussiedler Rechte und Vergünstigun-
gen nach dem Bundesvertriebenengesetz 
in Anspruch nehmen können, oder". 

b) In Satz 2 werden die Worte „Voraussetzungen 
nach Satz 1 nicht erfüllt werden konnten" 
durch die Worte „Voraussetzung einer vorheri-
gen Erwerbstätigkeit von mindestens 70 Ka-
lendertagen im letzten Jahr vor der Ausreise 
nicht erfüllt werden konnte" ersetzt. 

6. § 62 d Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Bundesanstalt erstattet den Trägern 
von Deutsch-Sprachlehrgängen für 

1. Aussiedler, die Rechte und Vergünstigungen 
nach dem Bundesvertriebenengesetz in An-
spruch nehmen können, 

2. Asylberechtigte, 

3. Kontingentflüchtlinge, 

die keinen Anspruch auf Leistungen nach § 62 c 
haben und auch keine Leistungen nach den Richt-
linien des Bundesministers für Jugend, Fami lie, 
Frauen und Gesundheit für die Vergabe von Bei-
hilfen zur schulischen, beruflichen und gesell-
schaftlichen Eingliederung junger Aussiedler, 
junger Zuwanderer aus der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) sowie 
junger ausländischer Flüchtlinge — sog. Garan-
tiefonds — Schul- und Berufsbildungsbereich — 
vom 1. März 1988 (GMBl. S. 243) oder nach den 
Richtlinien des Bundesministers für Jugend, Fa-
milie, Frauen und Gesundheit für die Gewährung 
von Zuwendungen an die Otto Benecke Stiftung 
e. V., Bonn, und die Vergabe von Stipendien 
durch die Otto Benecke Stiftung an junge Aus-
siedler, junge Zuwanderer aus der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
sowie junge ausländische Flüchtlinge zur Vorbe-
reitung und Durchführung eines Hochschulstudi-
ums — sog. Garantiefonds — Hochschulbe-
reich — vom 1. März 1988 (GMBl. S. 256) in An-
spruch nehmen können, die notwendigen Kosten, 
die durch die Durchführung der Lehrgänge und 
die Abgabe von Lernmitteln an die Teilnehmer 
unmittelbar entstehen." 

7. § 130 Abs. 2 wird aufgehoben. 

8. § 134 Abs. 3 b wird wie folgt gefaßt: 

„(3 b) Den Zeiten einer Beschäftigung im Sinne 
des Absatzes 1 Satz 1 Nr. 4 Buchstabe b stehen 
Zeiten einer Beschäftigung gleich, die ein Aus-
siedler, der nach dem Bundesvertriebenengesetz 
Rechte und Vergünstigungen in Anspruch neh-
men kann, in den Aussiedlungsgebieten ausgeübt 
hat und die bei Ausübung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes die Beitragspflicht begründet 
hätte." 

9. In § 136 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 werden die Worte „ei-
ner nach § 134 Abs. 3 a gleichgestellten Beschäfti-
gung" durch die Worte „einer nach § 134 Abs. 3 a 
oder Abs. 3 b gleichgestellten Beschäftigung" er-
setzt. 

10. Nach § 241 a wird eingefügt: 

„§ 241b 

(1) Zeiten einer Beschäftigung, die ein Deut-
scher im Sinne des Artikels 116 des Grundgeset-
zes im Gebiet der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Ber lin (Ost) ausgeübt hat, 
stehen den Zeiten einer die Beitragspflicht be-
gründenden Beschäftigung gleich, wenn die Be- 
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schäftigung bei Ausübung im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes die Beitragspflicht begründet 
hätte. 

(2) Bei der Feststellung des für die Bemessung 
der Leistung maßgebenden Arbeitsentgelts ist für 
die Zeit einer nach Absatz 1 zu berücksichtigen-
den Beschäftigung das Arbeitsentgelt dieser Be-
schäftigung zugrunde zu legen. Dabei ist § 112 
mit folgenden Maßgaben anzuwenden: 

1. Es treten an die Stelle 

a) der in Absatz 2 Satz 1 genannten drei Mo-
nate zwölf Monate, 

b) der in Absatz 2 Satz 3 genannten 60 Tage 
240 Tage, 

c) der in Absatz 4 Nr. 2 und 3 genannten übli-
chen Arbeitszeit die für die Beschäftigung in 
einer Betriebsvereinbarung bestimmte Ar-
beitszeit oder bei Fehlen einer solchen Ar-
beitszeit die gesetzliche Arbeitszeit in der 
Deutschen Demokratischen Republik, 

d) der in Absatz 6 genannten zehn Wochen 
52 Wochen. 

2. Absatz 2 Satz 4 bis 6 ist nicht anzuwenden. 

Die Arbeitsentgeltverordnung in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 18. Dezember 1984 
(BGBl. I S. 1642), zuletzt geändert durch Artikel 1 
der Verordnung vom 12. Dezember 1989 (BGBl. I 
S. 2177) ist für Zeiten bis zum 31. Dezember 1990 
nicht anzuwenden. 

(3) Abweichend von Absatz 2 ist ein Arbeitsent-
gelt nach § 112 Abs. 7 zugrunde zu legen, wenn 
der Arbeitslose innerhalb der auf fünf Jahre er-
weiterten Rahmenfrist (§ 104 Abs. 3 erster Halb-
satz) im Geltungsbereich dieses Gesetzes minde-
stens 360 Kalendertage in einer die Beitrags-
pflicht begründenden Beschäftigung gestanden 
oder innerhalb der auf vier Jahre erweiterten Rah-
menfrist Arbeitslosengeld oder Arbeitslosenhilfe 
bezogen hat. § 107 gilt entsprechend, sofern die 
dort genannten Zeiten im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes zurückgelegt worden sind. 

(4) Der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung kann durch Rechtsverordnung das Ar-
beitsentgelt nach Absatz 2 der Entwicklung der 
durchschnittlichen Arbeitsentgelte im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) anpassen. Er kann dabei auch den 
Anpassungstag nach § 112 a festsetzen. 

(5) Ist nach dem Recht der Deutschen Demokra-
tischen Republik ein Anspruch auf Arbeitslosen-
geld entstanden, so steht dies bei der Anwendung 
dieses Gesetzes der Entstehung eines solchen An-
spruchs im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
gleich. § 129 Abs. 2 gilt entsprechend. 

(6) Leistungen, die nach dem Recht der Deut-
schen Demokratischen Republik gewährt werden 
und die den in § 118 Abs. 1 Satz 1 genannten Lei

-

stungen vergleichbar sind, stehen diesen Leistun-
gen gleich. 

(7) § 118b ist mit der Maßgabe anzuwenden, 
daß der Anspruch auf Arbeitslosengeld auch wäh-
rend der Zeit ruht, für die der Arbeitslose Vorru-
hestandsgeld nach der Verordnung über die Ge-
währung von Vorruhestandsgeld der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 16. Februar 1990 
(GBl. I S. 42) bezieht. 

(8) Soweit es zur Durchführung des Arbeitsför-
derungsgesetzes der Deutschen Demokratischen 
Republik erforderlich ist, bestehen gegenüber der 
Zentralen Arbeitsverwaltung der Deutschen De-
mokratischen Republik dieselben Auskunfts- und 
Bescheinigungspflichten nach §§ 133, 143 Abs. 1, 
§ 144 Abs. 2 bis 5 wie gegenüber der Bundesan-
stalt für Arbeit. Insoweit gilt § 145 entsprechend. 
Arbeitsbescheinigungen im Sinne des § 133 sind 
nur auf Verlangen des Arbeitnehmers oder des 
zuständigen Arbeitsamtes auszustellen. 

(9) Für den Anspruch auf Arbeitslosenhilfe steht 
der Bezug von Arbeitslosengeld oder Arbeitslo-
senhilfe im Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) dem 
Bezug der entsprechenden Leistung in der Bun-
desrepublik Deutschland gleich. § 134 Abs. 3 ist 
entsprechend auf Zeiten anzuwenden, in denen 
ein Deutscher im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes im Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
eine den in § 134 Abs. 3 genannten Leistungen 
vergleichbare Leistung bezogen hat. 

(10) Im Rahmen der Bedürftigkeitsprüfung bei 
der Arbeitslosenhilfe ist Einkommen, das in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) erzielt wird, und Vermögen in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) wie vergleichbares Einkommen 
und Vermögen in der Bundesrepublik Deutsch-
land zu berücksichtigen. 

(11) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich 
oder fahrlässig entgegen Absatz 8 Satz 1 eine 
Auskunft nicht, nicht richtig, nicht rechtzeitig 
oder nicht vollständig erteilt oder eine Bescheini-
gung nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder 
nicht rechtzeitig ausstellt. Die Ordnungswidrig-
keit kann mit einer Geldbuße geahndet wer-
den. " 

11. Nach § 242k wird eingefügt: 

„§ 2421 

(1) § 62 a in der bis zum ... (Tag vor dem Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes) geltenden Fas-
sung ist auf Ansprüche auf Eingliederungsgeld, 
die vor diesem Tag entstanden sind, weiterhin 
anzuwenden; insoweit sind die §§ 62a, 241b in 
der vom ... (Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) 
an geltenden Fassung nicht anzuwenden. Die 
§§ 62 b bis 62 d in der bis zum ... (Tag vor dem 
Tag des Inkrafttretens des Gesetzes) geltenden 
Fassung sind weiter anzuwenden, wenn der Teil- 
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nehmer vor dem ... (Tag vor dem Tag des Inkraft-
tretens des Gesetzes) in die Maßnahme eingetre-
ten ist und Leistungen beantragt hat. 

(2) § 130 Abs. 2 ist auf Ansprüche, die vor dem 
... (Tag vor dem Tag des Inkrafttretens des Ge-
setzes) entstanden sind, weiterhin anzuwenden. 

(3) Zeiten, die nach § 241b Abs. 1 den Zeiten 
einer die Beitragspflicht begründenden Beschäfti-
gung nach diesem Gesetz gleichgestellt sind, be-
gründen einen Anspruch auf Leistungen nach 
diesem Gesetz nur für Zeiten nach dem ... (Tag 
vor dem Tag des Inkrafttreten des Gesetzes). Zei-
ten, die vor Entstehung eines Anspruchs auf Ein-
gliederungsgeld liegen, bleiben unberücksich-
tigt. 

(4) § 134 Abs. 3 b ist bis zum ... (Tag sechs 
Monate nach dem Tag des Inkrafttretens des Ge-
setzes) in der bis zum ... (Tag vor dem Tag des 
Inkrafttreten des Gesetzes) geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden, wenn die Voraussetzun-
gen des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe für einen 
Zeitraum im ... (Monat vor dem Inkrafttreten des 
Gesetzes) bestanden haben." 

Artikel 26 

Änderung des Bundesvertriebenengesetzes 

Das Bundesvertriebenengesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 3. September 1971 (BGBl. I 
S. 1565, 1807), zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2398), 
wird wie folgt geändert: 

1. § 90a wird wie folgt geändert: 

a) Absatz 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „auf Berufsausbildungsbeihilfe, 
Eingliederungsgeld oder Arbeitslosenhilfe" 
werden gestrichen. 

bb) In Nummer 2 werden die Worte „des Deut-
schen Reiches nach dem Stande vom 
31. Dezember 1937, aber außerhalb des 
Geltungsbereiches des Gesetzes" durch die 
Worte „der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) " ersetzt 
und die Worte „aber außerhalb des Gebie-
tes des Deutschen Reiches nach dem Stande 
vom 31. Dezember 1937," gestrichen. 

b) In Absatz 2 wird nach den Worten „Absatz 1 
Nr. 2" der Zusatz „Buchstabe b" angefügt. 

c) Folgender Absatz 5 wird angefügt: 

„(5) Absatz 2 ist bis zum ... (Tag sechs Mo-
nate nach dem Tag des Inkrafttretens des Geset-
zes) in der bis zum ... (Tag vor dem Tag des 
Inkrafttretens des Gesetzes) geltenden Fassung 
weiterhin anzuwenden, wenn die Vorausset-
zungen des Anspruchs auf Arbeitslosenhilfe für 
einen Zeitraum im ... (Monat vor dem Inkraft-
treten des Gesetzes) bestanden haben." 

2. § 90b Abs. 1 Satz 1 wird wie folgt gefaßt: 

„Wer 

1. als Vertriebener im Sinne des § 1 aus den in § 1 
Abs. 2 Nr. 3 genannten Gebieten oder 

2. als Berechtigter im Sinne des § 1 Abs. 1 Nr. 1 des 
Häftlingshilfegesetzes 

innerhalb von zwei Monaten nach dem Verlassen 
dieser Gebiete im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
seinen ständigen Aufenthalt genommen hat, erhält 
einmalig Leistungen wie ein Versicherter der ge-
setzlichen Krankenversicherung mit Ausnahme 
der Leistungen nach den §§ 53 bis 57 des Fünften 
Buches Sozialgesetzbuch, wenn der Leistungs-
grund am Tag der Aufenthaltsnahme gegeben ist 
oder innerhalb von drei Monaten danach ein-
tritt." 

3. Nach § 90b wird ein § 90c eingefügt: 

„§ 90c 
Leistungen bei Krankheit an Übersiedler 

(1) Deutsche im Sinne des Artikels 116 des 
Grundgesetzes aus dem Gebiet der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost), 
die in der Sozialversicherung der Deutschen De-
mokratischen Republik krankenversichert waren, 
erhalten Leistungen wie Versicherte der gesetzli-
chen Krankenversicherung längstens für einen 
Monat nach dem Ausscheiden aus der Sozialversi-
cherung der Deutschen Demokratischen Republik, 
wenn sie im Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren 
ständigen Aufenthalt genommen haben und nach 
dem Fünften Buch Sozialgesetzbuch nicht versi-
chert sind. 

(2) § 90b Abs. 5 bis 8 ist anzuwenden." 

4. Nach § 105 a wird ein § 105b eingefügt: 

„ § 105 b 
Übergangsvorschrift zu § 90 b 

§ 90b in der bis zum ... (einsetzen: Tag vor dem 
Tag des Inkrafttretens dieses Gesetzes) geltenden 
Fassung ist auf Ansprüche, die vor dem ... (Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes) entstanden sind, 
weiter anzuwenden. 

Artikel 27 

Umstellungsrechnung von Geldinstituten 
und Außenhandelsbetrieben 

Zuständige Stelle im Sinne der Anlage I Artikel 8 
§ 5 des Vertrages über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundes-
republik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik für den Erlaß von Vorschriften über 
die Bestätigung der Umstellungsrechnung sowie über 
das Verfahren der Zuteilung und des Erwerbs der 
Ausgleichsforderungen ist der Bundesminister der Fi-
nanzen. Dieser kann diese Befugnis durch Rechtsver-
ordnung, die nicht der Zustimmung des Bundesrates 
bedarf, auf das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwe-
sen mit der Maßgabe übertragen, daß Rechtsverord- 
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nungen des Bundesaufsichtsamtes nur nach Anhö-
rung der Deutschen Bundesbank ergehen. Der Bun-
desminister der Justiz ist die zuständige Stelle für den 
Erlaß von Vorschriften über die Aufstellung der Um-
stellungsrechnung und über deren Prüfung; diese 
Vorschriften sind im Einvernehmen mit dem Bundes-
minister der Finanzen und nach Anhörung der Deut-
schen Bundesbank zu erlassen. 

Artikel 28 

Änderung des Bundesbahngesetzes 

§ 47 Abs. 1 des Bundesbahngesetzes in der im Bun-
desgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 931-1, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geän-
dert durch das Gesetz vom 12. Februar 1990 (BGBl. I 
S. 205), wird wie folgt geändert: 

1. In Satz 1 werden die Wörter „Der Bund und die 
Länder" ersetzt durch die Wörter „Die Bundesre-
publik Deutschland und ihre Länder sowie die 
Deutsche Demokra tische Republik". 

2. In Satz 2 wird nach „Die Freifahrtberechtigung 
gilt" eingefügt „für die Mitglieder der gesetzge-
benden Körperschaften der Länder". 

3. In Satz 3 wird das Wo rt  „Sie" ersetzt durch die Wör-
ter „Die Freifahrtberechtigung".  

Artikel 29 

Änderung des Gesetzes über die Statistik 
des Warenverkehrs mit der Deutschen 

Demokratischen Republik und Berlin (Ost) 

Das Gesetz über die Statistik des Warenverkehrs 
mit der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) vom 16. Juni 1978 (BGBl. I 
S. 751) wird wie folgt geändert: 

1. § 2 Abs. 2 wird wie folgt gefaßt: 

„(2) Die Erfassung erfolgt auf Grund der Meldun-
gen, die bei der Lieferung von Waren in die Deut-
sche Demokratischen Republik und Berlin (Ost) 
und bei dem Bezug von Waren aus der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) gemäß den für den innerdeutschen Waren-
verkehr geltenden Bestimmungen gegenüber dem 
Statistischen Bundesamt abzugeben sind." 

2. Nach § 2 werden folgende §§ 2 a, 2 b und 2 c einge-
fügt: 

„§ 2a 

Erhebungsmerkmale der Statistik des Warenver-
kehrs mit der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) sind: 

1. Die Lieferung oder der Bezug von Waren; 

2. die Bezeichnung, Meldenummer nach dem Sy-
stematischen Güterverzeichnis für Produktions-
statistiken, Reingewicht und Wert der Ware. 

§ 2b 

Hilfsmerkmale der Statistik sind: 

1. Name und Anschrift des Lieferers oder Bezie-
hers, 

2. Name der für Rückfragen zur Verfügung ste-
henden Person sowie ihre Telefonnummer. 

§ 2c 

(1) Für die Erhebungen besteht Auskunftspflicht. 
Auskunftspflichtig sind die Unternehmen und die 
Leiter der Betriebe. 

(2) Die Erteilung der Auskünfte zu § 2 b Nr. 2 ist 
freiwillig. " 

3. § 3 wird wie folgt gefaßt: 

„§ 3 

Angaben über Menge und Wert des Warenver-
kehrs können nach Meldenummern des Systemati-
schen Güterverzeichnisses für Produktionsstatisti-
ken veröffentlicht werden, wenn Name und An-
schrift des Lieferers der Waren in die Deutsche 
Demokratische Republik einschließlich Berlin (Ost) 
oder des Beziehers der Waren aus der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) nicht bekanntgegeben werden." 

4. § 4 wird aufgehoben. 

Artikel 30 

Errichtung eines Fonds „Deutsche Einheit" 

§ 1 

Errichtung des Fonds 

Es wird ein Fonds „Deutsche Einheit" als Sonder-
vermögen des Bundes errichtet. 

§ 2  

Zweck des Fonds, Neuregelung 
der Bund-Länder-Finanzbeziehungen ab 1995 

(1) Der Fonds dient der Erfüllung der Verpflichtun-
gen der Bundesrepublik Deutschland aus Artikel 28 
des Staatsvertrags mit der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 18. Mai 1990 und der Leistung weiterer 
Hilfen an die Deutsche Demokratische Republik im 
Zeitraum 1990 bis 1994 in einem Gesamtbetrag von 
115 Milliarden DM. Davon können im Jahre 1990 Lei-
stungen in Höhe von 22 Milliarden DM und im Jahre 
1991 in Höhe von 35 Milliarden DM erbracht wer-
den. 

(2) Mit Wirkung ab 1. Januar 1995 sind die Finanz-
beziehungen zwischen Bund und Ländern (insbeson-
dere Länderfinanzausgleich und Bundesergänzungs-
zuweisungen) neu zu regeln. 
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§3 

Stellung im Rechtsverkehr, Verwaltung, Beirat 

Der Fonds ist nicht rechtsfähig. Er kann unter sei-
nem Namen im rechtsgeschäftlichen Verkehr han-
deln, klagen und verklagt werden. Der allgemeine 
Gerichtsstand des Fonds ist der Sitz der Bundesregie-
rung. Der Bundesminister der Finanzen verwaltet das 
Sondervermögen. Es wird ein aus vier Mitgliedern 
bestehender Beirat gebildet, in dem Bund und Länder 
gleichberechtigt vertreten sind. 

§4 

Vermögenstrennung, Bundeshaftung 

(1) Der Fonds ist von dem übrigen Vermögen des 
Bundes, seinen Rechten und Verbindlichkeiten ge-
trennt zu halten. 

(2) Für die Verbindlichkeiten des Fonds haftet der 
Bund. 

§5 

Finanzierung, Kreditermächtigungen, Verwaltung 
der Kredite des Fonds 

(1) Der Gesamtbetrag der Kreditermächtigungen 
für den Fonds im Zeitraum 1990 bis 1994 darf 95 Mil-
liarden DM nicht überschreiten. Der Unterschiedsbe-
trag zu dem Gesamtleistungsrahmen nach § 2 Abs. 1 
wird durch Zuweisungen aus dem Bundeshaushalt 
gedeckt, die der Bund entsprechend seinen Möglich-
keiten zur Einsparung bei teilungsbedingten Kosten 
in den Fonds einbringt. 

(2) Der Bundesminister der Finanzen wird ermäch-
tigt, für das Sondervermögen Mittel im Wege des Kre-
dits zu beschaffen, und zwar in 1990 bis zur Gesamt-
höhe von 22 Milliarden DM und in 1991 bis zur Ge-
samthöhe von 35 Milliarden DM zuzüglich der jeweils 
anfallenden Kreditbeschaffungskosten. Ab 1992 wer-
den die Kreditermächtigungen im Wirtschaftsplange-
setz festgelegt. 

(3) Unverbrauchte Kreditermächtigungen gelten bis 
zum Jahre 1994 weiter. Dem Kreditrahmen nach Ab-
satz 1 wachsen ab 1991 die Beträge zur Tilgung der 
Kredite zu, die im jeweiligen Jahr fällig werden, so-
weit die Tilgung nicht aus Überschüssen des Fonds 
erfolgen kann. 

(4) Die Kreditaufnahme erfolgt durch die Ausgabe 
von Schuldverschreibungen, Schatzanweisungen 
oder Aufnahme von Darlehen gegen Schuldschein. 

(5) Die Schuldurkunden des Fonds stehen den 
Schuldurkunden des Bundes gleich. Die Schuldur-
kunden werden durch die Bundesschuldenverwal-
tung ausgefertigt. 

(6) Die Schulden des Fonds werden nach den für die 
Verwaltung der allgemeinen Bundesschuld jeweils  

geltenden Grundsätzen durch die Bundesschulden-
verwaltung verwaltet. 

§6 

Bundeszuschüsse 

(1) Der Fonds erhält Zuschüsse aus dem Bundes-
haushalt zur Abdeckung seiner Schuldendienstver-
pflichtungen. 

(2) Die Zuschüsse nach Absatz 1 betragen jeweils 
10 vom Hundert der vom Fonds bis zum Ende des Vor-
jahres insgesamt in Anspruch genommenen Krediter-
mächtigungen nach § 5 Abs. 1. Reichen in einem 
Rechnungsjahr die Zuschüsse nach Absatz 1 und die 
beim Fonds angesammelten Rese rven zur Abdeckung 
der tatsächlichen Zinsbelastung nicht aus, so wird der 
Unterschiedsbetrag durch einen erhöhten Bundeszu-
schuß ausgeglichen. Mehrleistungen des Bundes in 
einem Jahr gegenüber der Verpflichtung aus Satz 1 
werden mit den Bundeszuschüssen späterer Jahre 
verrechnet. 

(3) Die Zuführung aus dem Bundeshaushalt erfolgt 
monatlich in gleichen Teilbeträgen. 

(4) Überschüsse des Fonds sind einer Rese rve zuzu-
führen, die verzinslich anzulegen ist. Aus dieser Re-
serve sind fällige Kredite zu tilgen. 

§7 

Wirtschaftsplan 

Alle Einnahmen und Ausgaben des Fonds werden 
ab 1992 für jedes Rechnungsjahr in einem Wirtschafts-
plan veranschlagt, der vor Beginn des Rechnungsjah-
res durch Gesetz festgestellt wird. Der Wirtschaftsplan 
ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. Bei 
der Aufstellung der Wirtschaftspläne wirkt der Beirat 
mit. 

§8 

Jahresrechnung 

(1) Der Bundesminister der Finanzen stellt am 
Schluß eines jeden Rechnungsjahres die Jahresrech-
nung für den Fonds auf und fügt sie als Anhang der 
Haushaltsrechnung des Bundes bei. 

(2) Die Jahresrechnung muß in übersichtlicher 
Weise den Bestand des Sondervermögens einschließ-
lich der Forderungen und Verbindlichkeiten erken-
nen lassen sowie die Einnahmen und Ausgaben nach-
weisen. 
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§9 

Verwaltungskosten 

Die Kosten für die Verwaltung des Fonds trägt der 
Bund. 

§ 10 

Gleichstellung mit Bundesbehörden 

Auf die Verpflichtungen des Sondervermögens, Ab-
gaben an den Bund, die Länder, die Gemeinden (Ge-
meindeverbände) und Körperschaften des öffentli-
chen Rechts zu entrichten, finden die allgemein für 
Bundesbehörden geltenden Vorschriften Anwen-
dung. 

Artikel 31 

Änderung des Gesetzes über den 
Finanzausgleich zwischen Bund und Ländern 

Das Gesetz über den Finanzausgleich zwischen 
Bund und Ländern in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 28. Januar 1988 (BGBl. I S. 94), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 26. April 1990 (BGBl. I 
S. 822), wird wie folgt geändert: 

§ 1 wird wie folgt geändert: 

1. Der bisherige Wortlaut wird Absatz 1 und erhält 
folgende Fassung: 

„(1) Vom Aufkommen der Umsatzsteuer stehen 
für die Jahre 1990 bis 1992 dem Bund 65 vom Hun-
dert und den Ländern 35 vom Hundert zu. " 

2. Folgender Absatz 2 wird angefügt: 

,(2) Aus dem Anteil der Länder an der Umsatz-
steuer erhält der Bund ab 1991 zusätzlich einen 
Betrag in Höhe von 50 vom Hundert. der Bundes-
zuschüsse nach § 6 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über 
den Fonds „Deutsche Einheit". Der Beitrag der 
Länder wird auf die einzelnen Länder nach der Ein-
wohnerzahl am 30. Juni des jeweiligen Jahres ver-
teilt und in Monatsbeträgen mit den Einfuhrum-
satzsteuerzahlungen des Bundes nach § 14 Abs. 2 
vorläufig verrechnet.' 

Artikel 32 

Änderung des Gemeindefinanzreformgesetzes 

Das Gesetz zur Neuordnung der Gemeindefinanzen 
(Gemeindefinanzreformgesetz) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 28. Januar 1985 (Bundesge-
setzbl. I S. 202) wird wie folgt geändert: 

In § 6 wird folgender Absatz 2 a eingefügt: 

„(2 a) Der Vervielfältiger nach Absatz 2 wird zur 
Beteiligung der Gemeinden an den Beträgen, die die 
Länder gemäß § 1 Abs. 2 des Gesetzes über den Fi-
nanzausgleich zwischen Bund und Ländern in der 

Fassung des Artikels 31 des Gesetzes zu dem Vertrag 
über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
vom 18. Mai 1990 an den Bund leisten, um eine Erhö-
hungszahl angehoben. Die Bundesregierung wird er-
mächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung 
des Bundesrates die Erhöhungszahl jährlich so festzu-
setzen, daß das Mehraufkommen der Umlage 50 vom 
Hundert der Finanzierungsbeteiligung der Gemein-
den in Höhe von 40 vom Hundert der nach Satz 1 zu 
erbringenden Länderleistungen entspricht. Das auf 
der Anhebung des Vervielfältigers beruhende Mehr-
aufkommen an Gewerbesteuerumlage steht abwei-
chend von der Verteilung nach Absatz 1 den Ländern 
zu. Die Rechtsverordnung kann nähere Bestimmun-
gen über die Abführung der Umlage treffen." 

Artikel 33 

Verteilungsregelung 
über Schulden nach Beitritt 

Nach dem Beitritt (Artikel 23 GG) wird die aufge-
laufene Verschuldung des Republikhaushalts in dem 
Umfang an das Treuhandvermögen übertragen, so-
weit sie durch die zu erwartenden Erlöse aus der Ver-
wertung des Treuhandvermögens getilgt werden 
kann. Die danach verbleibende Verschuldung wird je 
zur Hälfte auf den Bund und die Länder, die sich auf 
dem Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
neu gebildet haben, aufgeteilt. Von den Ländern und 
Gemeinden aufgenommene Kredite verbleiben bei 
diesen. Die Regelung nach Satz 1 wird in einem Bun-
desgesetz mit Zustimmung des Bundesrates getrof

-

fen.  

Artikel 34 

Berlin-Klausel 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes feststellt. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Ber lin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 35 

Inkrafttreten 

(1) Dieses Gesetz tritt vorbehaltlich der Sätze 2 und 
3 dieses Absatzes am Tage nach seiner Verkündung 
in Kraft. Artikel 9 mit Ausnahme der Nummer 8, der 
Nummer 12 und der Nummer 13, soweit sie den 
neuen § 26 a Nr. 7 des Umsatzsteuergesetzes bet rifft, 
Artikel 10 mit Ausnahme der Nummer 10, Artikel 11, 
12, 14, 15 und 17 treten am 1. Juli 1990 in Kraft. Arti-
kel 13, 16 und 18 treten am 1. Januar 1991 in Kraft. 

(2) Artikel 20 tritt in Kraft, wenn die Deutsche De-
mokratische Republik für die im Geltungsbereich die- 
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ses Gesetzes zugelassenen Rechtsanwälte und Pa-
tentanwälte entsprechende Vorschriften erlassen hat. 
Der Bundesminister der Justiz gibt das Datum des 
Inkrafttretens im Bundesgesetzblatt bekannt. 

(3) Der Tag, an dem der Vertrag über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich der in 
Artikel 1 Satz 1 aufgeführten Urkunden nach Arti-
kel 38 des Vertrages in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz-
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung zum Vertragsgesetz 

Zu Artikel 1 (Zustimmung zum Vertrag) 

Auf den Vertrag findet Artikel 59 Abs. 2 Satz 1 des 
Grundgesetzes Anwendung, da er sich auf Gegen-
stände der Bundesgesetzgebung bezieht. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist insbesondere 
wegen Artikel 105 Abs. 3 und Artikel 106 Abs. 3 und 6 
des Grundgesetzes erforderlich. 

Zu Artikel 2 (Bundesbankgesetz) 

A. Allgemeiner Teil 

Die Errichtung der Währungsunion macht eine An-
passung des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank 
erforderlich, die die Deutsche Bundesbank organisa-
torisch und personell in die Lage versetzt, ihre Aufga-
ben in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) wahrnehmen zu können. Die 
als Übergangsregelung zu verstehende Anpassung 
des Gesetzes über die Deutsche Bundesbank bet rifft 
die Organisation der für das Tätigwerden der Deut-
schen Bundesbank in der Deutschen Demokratischen 
Republik erforderlichen Einrichtungen, die notwen-
dige Anpassung der der Deutschen Bundesbank er-
laubten Geschäfte sowie die Regelung der Arbeitsver-
hältnisse der Deutschen Bundesbank mit Mitarbeitern 
aus der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost). 

B. Besonderer Teil 

Zu §1 

§ 1 legt die organisatorische Grundstruktur für die 
Tätigkeit der Deutschen Bundesbank in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) fest. Hiernach ist die Errichtung einer Vorläufi-
gen Verwaltungsstelle in Berlin mit bis zu 15 Filialen 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) vorgesehen, die für die Ge-
schäfte mit den Kreditinstituten in der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) so-
wie mit der Deutschen Demokratischen Republik und 
ihren öffentlichen Verwaltungen zuständig sein sol-
len. Diese Regelung stellt eine Übergangsregelung 
dar. Der Begriff „Vorläufige Verwaltungsstelle" 
bringt zum Ausdruck, daß die Frage der organisatori-
schen Eingliederung der Deutschen Demokratischen 
Republik bzw. ihrer wiedergegründeten Länder in 
den Verwaltungsaufbau der Deutschen Bundesbank 
erst nach einer Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten zur Entscheidung ansteht. 

Im Hinblick hierauf und auf die Bedeutung der Vor-
läufigen Verwaltungsstelle für die Geld- und Wäh-
rungspolitik der Deutschen Bundesbank in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) wird diese unmittelbar dem Direktorium der 
Deutschen Bundesbank unterstehen und von einem 
Mitglied des Direktoriums der Deutschen Bundes-
bank, das kraft Gesetzes auch Mitglied des Zentral-
bankrates der Deutschen Bundesbank ist, geleitet 
werden. Zugleich wird ein den Beiräten bei den Lan-
deszentralbanken vergleichbares sogenanntes bera-
tendes Gremium bei der Vorläufigen Verwaltungs-
stelle eingerichtet. Dieses aus bis zu zehn Mitgliedern 
bestehende Gremium soll dem Kreditgewerbe, der 
gewerblichen Wirtschaft, dem Handel, der Landwirt-
schaft sowie der Arbeiter- und Angestelltenschaft Ge-
legenheit geben, ihre Erkenntnisse und Erfahrungen 
in Beratungen mit dem Leiter der Vorläufigen Verwal-
tungsstelle in Fragen der Währungs- und Kreditpoli-
tik, des Bankwesens und der Abwicklung des Zah-
lungsverkehrs einzubringen. 

Zu §2 

§ 2 regelt die notwendige Anpassung der im 4. Ab-
schnitt des Bundesbankgesetzes genannten wäh-
rungspolitischen Befugnisse und des im 5. Abschnitt 
genannten Geschäftskreises. 

Absatz 1 verpflichtet die Deutsche Demokra tische Re-
publik und deren Gebietskörperschaften entspre-
chend § 17 des Bundesbankgesetzes zur Einlegung 
ihrer flüssigen Mittel bei der Deutschen Bundes-
bank. 

Die Regelung in Absatz 2 stellt sicher, daß sich die 
Kreditinstitute in der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) mit Beginn der Wäh-
rungsunion sofort in dem notwendigen Umfang refi-
nanzieren können, auch wenn ihnen noch nicht zum 
Ankauf durch die Deutsche Bundesbank geeignetes 
Wechselmaterial oder zur Lombardierung geeignete 
Schuldverschreibungen im Sinne von § 19 Abs. 1 
Nr. 1 und 3 des Bundesbankgesetzes zur Verfügung 
stehen. Ebenso muß den Kreditinstituten in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) ermöglicht werden, möglichst bald Offenmarkt-
geschäfte mit der Deutschen Bundesbank vornehmen 
zu können. § 2 Abs. 2 bestimmt deshalb, daß die 
Deutsche Bundesbank von den in den §§ 19 und 21 
Bundesbankgesetz vorgeschriebenen Erfordernissen 
absehen und auch andere als die in diesen Vorschrif-
ten genannten Geschäfte mit Kreditinstituten betrei-
ben darf, solange in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) die Voraussetzun-
gen für die Refinanzierung und Offenmarktgeschäfte 
nach §§ 19 und 21 des Bundesbankgesetzes nicht ge-
geben sind. 
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Bei der Vorschrift handelt es sich um eine Übergangs-
vorschrift, die obsolet wird, wenn den Kreditinstituten 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) das normale Refinanzierungs-
instrumentarium, wie es das Bundesbankgesetz in der 
geltenden Fassung voraussetzt, zur Verfügung steht. 
In dieser Übergangszeit ist die Geltung der Regelung 
allerdings nicht auf das Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) be-
schränkt, weil davon auszugehen ist, daß es mit Be-
ginn der Währungsunion grenzüberschreitende Ge-
schäftstätigkeiten geben wird. Voraussichtlich wer-
den der Deutschen Bundesbank in beiden deutschen 
Staaten zum Beispiel sehr bald Wechsel mit Verpflich-
teten mit Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) zum Ankauf an-
geboten werden. Es ist nicht möglich, den Ankauf sol-
cher Wechsel durch die Deutsche Bundesbank davon 
abhängig zu machen, daß die Wechsel von einem Kre-
ditinstitut in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) zum Rediskont eingereicht 
werden. 

Absatz 3 setzt den Rahmen für die Gewährung von 
Kassenkredit an die Deutsche Demokratische Repu-
blik auf 800 Mio. Deutsche Mark fest, während Ab-
satz 4 es der Deutschen Bundesbank erlaubt, be-
stimmte Bankgeschäfte ohne Kosten und Gebühren 
ebenso wie für bestimmte öffentliche Stellen in der 
Bundesrepublik Deutschland auch für die Deutsche 
Demokratische Republik und deren öffentliche Ver-
waltungen vorzunehmen. 

Absatz 5 verpflichtet die Deutsche Demokratische Re-
publik einschließlich ihrer Gebietskörperschaften so-
wie die Deutsche Reichsbahn und die Deutsche Post 
entsprechend der Regelung in § 20 Abs. 2 des Bun-
desbankgesetzes, Anleihen, Schatzanweisungen und 
Schatzwechsel in erster Linie durch die Deutsche Bun-
desbank, jedenfalls aber im Benehmen mit ihr zu be-
geben. 

Absatz 6 bestimmt, daß Kreditinstituten auch gegen 
Verpfändung der in Anlage 1 Artikel 8 § 4 bezeichne-
ten Forderungen gegen den Ausgleichsfonds Darle-
hen gewährt werden dürfen. 

Zu § 3 

§ 3 Satz 1 und 2 regelt die Zusammenarbeit zwischen 
der Deutschen Bundesbank und der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik in Fragen der 
Geld- und Währungspolitik. Neben der generellen 
Verpflichtung zur engen Zusammenarbeit ist festge-
legt, daß der jeweils zuständige Minister der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik zu Sit

-

zungen des Zentralbankrates in Fragen der Geld- und 
Währungspolitik eingeladen wird. Er besitzt kein 
Stimm- und Antragsrecht, hat jedoch eine beratende 
Funktion. Zusammen mit der Regelung in § 1 gewähr-
leistet diese Vorschrift, daß die Deutsche Bundesbank 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) durch hochrangig geleitete 
Stellen tätig wird und die Deutsche Demokratische 
Republik außerdem durch das beratende Gremium 
bei der Vorläufigen Verwaltungsstelle und durch die 

Möglichkeit der Teilnahme eines Ministers an Sitzun-
gen des Zentralbankrats in angemessener Weise be-
ratend in den Organen der Deutschen Bundesbank 
vertreten ist. 

§ 3 Satz 3 enthält die Zusage der Regierung der Deut-
schen Demokratischen Republik, der Deutschen Bun-
desbank Unterstützung und Hilfe bei der Wahrneh-
mung ihrer Aufgaben zu gewähren. 

Zu § 4 

§ 4 stellt sicher, daß Arbeitsverträge der Deutschen 
Bundesbank mit Bürgern der Deutschen Demokrati-
schen Republik in einer Übergangszeit in grundsätz-
licher Übereinstimmung mit der Arbeitsrechtsord-
nung der Bundesrepublik Deutschland geschlossen 
werden können, andererseits jedoch auch die beson-
dere Lage in der Deutschen Demokratischen Republik 
insbesondere im Hinblick auf die Lohnentwicklung 
berücksichtigt werden kann. 

Die vorübergehende Nichtanwendbarkeit des Bun-
despersonalvertretungsgesetzes auf die Vorläufige 
Verwaltungsstelle und ihre Filialen ist angesichts des 
großen Zeitdrucks, mit dem diese Organisationsein-
heiten zu errichten und personell auszustatten sind, 
notwendig. Personalvertretungsrechtliche Belange 
müssen deshalb einstweilig dem Ziel, mit Beginn der 
Währungsunion am 1. Juli 1990 eine funktionstüch-
tige Organisation der Deutschen Bundesbank in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zur Verfügung zu haben, untergeordnet 
werden. 

Zu Artikel 3 (Gesetz über das Kreditwesen) 

Durch die Einführung eines § 63 a in das Gesetz über 
das Kreditwesen wird die Voraussetzung geschaffen, 
dieses Gesetz auch auf dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
anzuwenden. 

Durch Absatz 1 Buchstaben a und b werden die Kre-
dite an und die Gewährleistungen durch den Haushalt 
der Deutschen Demokratischen Republik den Kredi-
ten an und den Gewährleistungen durch den Bund 
gleichgestellt. Dadurch ergeben sich für diese Kredite 
und Gewährleistungen die gleichen Regelungen wie 
für die Kredite und Gewährleistungen, die den Bund 
betreffen. Dies hat z. B. Bedeutung für die Begren-
zung der Großkredite (vgl. § 20 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. 
§ 13 Abs. 3 und 4 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen). 

Die Deutsche Post wird bankaufsichtlich durch Ab-
satz 1 Buchstabe c der Deutschen Bundespost gleich-
gestellt und unterliegt daher nur wenigen Vorschrif-
ten des Gesetzes über das Kreditwesen (vgl. § 2 Abs. 1 
Nr. 2 und Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwe-
sen). 

Die Deutsche Demokratische Republik kannte bisher 
Vorschriften nicht, die den §§ 21 bis 22 a des Gesetzes 
über das Kreditwesen entsprechen. Für die bis zum 
Tage der Einführung der Deutschen Mark in der 
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Deutschen Demokratischen Republik auf Spargiro-
konten oder Sparkonten eingezahlten Spareinlagen 
gilt nach Absatz 2 Satz 1 das alte Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik, insbesondere hinsichtlich 
der Kündigung von Spareinlagen, weiter. Im Hinblick 
auf die Wirtschaftsunion zwischen der Deutschen De-
mokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt Absatz 2 Satz 2, daß § 53 des 
Gesetzes über das Kreditwesen über Zweigstellen von 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat nicht 
anzuwenden ist. 

Absatz 3 Satz 1 dient der Rechtsklarheit. Unterneh-
men, die bei Inkrafttreten des Staatsvertrages befug-
termaßen Bankgeschäfte in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) betrieben 
haben, werden so behandelt, als ob sie eine Erlaubnis 
nach § 32 des Gesetzes über das Kreditwesen hätten. 
Durch Absatz 3 Satz 2 wird geregelt, daß ein Unter-
nehmen mit einer Erlaubnis zum Betreiben von Bank-
geschäften von dieser Erlaubnis innerhalb eines Jah-
res seit ihrer Erteilung Gebrauch machen muß; ande-
renfalls würde diese Erlaubnis erlöschen. 

Absatz 4 gibt dem Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen die Möglichkeit, von der Anwendung von Vor-
schriften des Gesetzes über das Kreditwesen auf 
Gruppen von Kreditinstituten oder einzelne Kreditin-
stitute abzusehen. Dies wird insbesondere in der An-
fangsphase der Anwendung des Gesetzes über das 
Kreditwesen auf dem Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) in Be-
tracht kommen. 

Absatz 5 regelt den Rechtsweg für Klagen von Perso-
nen mit Sitz oder Wohnsitz in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost). 

Absatz 6 Satz 1 stellt klar, daß das Amtsgericht Char-
lottenburg für die Bestellung von Prüfern in besonde-
ren Fällen (§ 28 Abs. 2 des Gesetzes über das Kredit-
wesen), für die Bestellung von vertretungsberechtig-
ten Personen eines Kreditinstituts (§ 46 Abs. 2 des Ge-
setzes über das Kreditwesen) und für die nach § 46 a 
des Gesetzes über das Kreditwesen den Gerichten 
zugewiesenen Aufgaben zuständig ist. Diese Rege-
lung gilt so lange, bis den Gerichten in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
diese Aufgaben zugewiesen sind. Absatz 6 Satz 2 re-
gelt, daß im Rahmen des § 46 b des Gesetzes über das 
Kreditwesen die Verordnung über die Gesamtvoll-
streckung an die Stelle des Konkursverfahrens tritt. 

Zu Artikel 4 und 5 (Hypothekenbankgesetz und 
Gesetz über die Pfandbriefe) 

Nach Artikel 3 des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik werden die in der Anlage II 
bezeichneten Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland auch in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) in Kraft gesetzt. 
Dazu zählen auch das Hypothekenbankgesetz und 
das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit

-

anstalten. Damit ist sichergestellt, daß die Hypothe-
kenbanken und öffentlich-rechtlichen Kreditanstalten 
im Gebiet des jeweils anderen Staates tätig sein kön-
nen. Der neue § 47 des Hypothekenbankgesetzes und 
der neue § 12 des Gesetzes über die Pfandbriefe und 
verwandten Schuldverschreibungen öffentlich-recht-
licher Kreditanstalten tragen Besonderheiten im Hin-
blick auf die Deutsche Demokratische Republik Rech-
nung. Die dort  vorgesehenen Regelungen gelten, so-
weit sie nicht ihrer Natur nach auf den Sitz des Kre-
ditinstituts abstellen, im gesamten Geltungsbereich 
dieser Gesetze. 

Absatz 1 bestimmt jeweils, daß der Haushalt der Deut-
schen Demokratischen Republik dem Bund gleich-
steht. Dies ist für die Gewährung von Kommunaldar-
lehen, die Anlage verfügbarer Gelder und die Ersatz-
deckung von Bedeutung. 

Absatz 2 enthält jeweils eine Übergangsregelung bis 
zu dem Zeitpunkt, in dem das für die Gewährung von 
Real- und Kommunaldarlehen maßgebliche Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik angeglichen ist. 
Im Interesse der Gläubiger der Pfandbriefe dürfen 
Hypothekenbanken und öffentlich-rechtliche Kredit-
anstalten nur grundpfandrechtlich besicherte Darle-
hen in die Deckung für die Pfandbriefe nehmen. Da-
mit dieses Ziel auch bei einer Geschäftstätigkeit in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) erreicht wird, müssen die dort bestellten 
Grundpfandrechte gleichwertig sein. Im Vertrag über 
die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik ist im 
Gemeinsamen Protokoll im Teil B Abschnitt II Nr. 1 
ein entsprechender Leitsatz enthalten, so daß diese 
Voraussetzung alsbald erfüllt sein wird. Im Interesse 
der Gläubiger der Kommunalschuldverschreibungen 
dürfen nur Kommunaldarlehen einwandfreier Bonität 
in die Deckung für Kommunalschuldverschreibungen 
genommen werden. Die einwandfreie Bonität ist bei-
spielsweise dann gegeben, wenn die kreditnehmende 
Körperschaft oder Anstalt über eine eigenständige Fi-
nanzhoheit verfügt oder entsprechend fundie rte Kör-
perschaften oder Anstalten ggf. für ihre Verbindlich-
keiten einstehen. 

In Absatz 3 wird jeweils klargestellt, daß die gesetzli-
chen Vorzugsrechte im Konkurs zugunsten der Inha-
ber von Pfandbriefen und Kommunalschuldverschrei-
bungen auch im Rahmen des in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) weiter-
geltenden Verfahrens nach der Verordnung über die 
Gesamtvollstreckung bestehen. 

Zu Artikel 6 (Änderung des Gesetzes über 
Bausparkassen) 

Nach Artikel 3 des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik werden die in der Anlage II 
bezeichneten Rechtsvorschriften der Bundesrepub lik 
Deutschland auch in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) in Kraft gesetzt; 
sie gelten danach im gesamten Geltungsbereich die- 
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ses Vertrages. Da somit auch das in der Anlage II des 
Vertrages aufgeführte Gesetz über Bausparkassen 
einschließlich der Bausparkassen-Verordnung im ge-
samten Geltungsbereich des Vertrages gelten, ist si-
chergestellt, daß die Bausparkassen im Gebiet des 
jeweils anderen Staates tätig sein können. 

Der in das Gesetz über Bausparkassen neu eingefügte 
§ 19 a trägt Besonderheiten im Hinblick auf die Deut-
sche Demokratische Republik Rechnung. Die do rt 

 vorgesehenen Regelungen gelten für Bausparkassen 
im gesamten Geltungsbereich des Gesetzes über Bau-
sparkassen. 

Absatz 1 bestimmt, daß der Haushalt der Deutschen 
Demokratischen Republik dem Bund gleichsteht. Dies 
ist insbesondere im Hinblick auf § 4 Abs. 3 des Geset-
zes über Bausparkassen von Bedeutung. 

Nicht zuletzt im Interesse der Bausparer, die ihre Zu-
teilung noch nicht erhalten haben, dürfen Bauspar-
kassen Darlehen grundsätzlich nur gegen grund

-

pfandrechtliche Sicherheiten ausleihen. Damit dieses 
Ziel auch bei einer Geschäftstätigkeit in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) erreicht wird, müssen insbesondere die dornbe-
stellten Grundpfandrechte mit den in der Bundesre-
publik Deutschland bestellten Grundpfandrechten 
gleichwertig sein (Absatz 2). Im Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik ist im Ge-
meinsamen Protokoll Teil B Abschnitt II Nr. 2 ein ent-
sprechender Leitsatz enthalten, so daß diese Voraus-
setzung alsbald erfüllt sein wird. Ungeachtet dessen 
besteht die Möglichkeit, Darlehen gegen Ersatzsi-
cherheiten zu gewähren (§ 7 Abs. 2 des Gesetzes über 
Bausparkassen). Voraussetzung für eine Kreditge-
währung nach Maßgabe des § 7 Abs. 4 des Gesetzes 
über Bausparkassen ist die einwandfreie Bonität des 
Schuldners. Diese ist beispielsweise dann gegeben, 
wenn er über eine eigenständige Finanzhoheit ver-
fügt oder entsprechend fundie rte Körperschaften oder 
Anstalten des öffentlichen Rechts gegebenenfalls für 
seine Verbindlichkeiten einstehen. 

Zu Artikel 7 (Gesetz über 
Kapitalanlagegesellschaften) 

Durch den neu eingefügten § 53 c im Gesetz über Ka-
pitalanlagegesellschaften werden die Voraussetzun-
gen dafür geschaffen, dieses Gesetz auch in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) anzuwenden. Die darin vorgesehenen Regelun-
gen gelten grundsätzlich sowohl für die dort ansässi-
gen Kapitalanlagegesellschaften als auch für Kapital-
anlagegesellschaften in der Bundesrepub lik Deutsch-
land. 

Absatz 1 bestimmt, daß der Haushalt der Deutschen 
Demokratischen Republik dem Bund gleichsteht. Das 
ist für die Anlagevorschriften und Anlagegrenzen der 
§§ 8, 8 a von Bedeutung. 

Absatz 2 sieht vor, daß für die Anteilinhaber von Kapi

-

talanlagengesellschaften in der Deutschen Demokra

-

tischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) die dem 

Konkursrecht in der Bundesrepublik Deutschland ent-
sprechenden Regelungen in der Deutschen Demokra-
tischen Republik zur Anwendung kommen. 

Absatz 3 sichert die Gleichbehandlung von in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) gelegenen Grundstücken und grund-
stücksähnlichen Rechten mit denen in einem Mit-
gliedstaat der Europäischen Gemeinschaften gelege-
nen Grundstücken oder grundstücksähnlichen Rech-
ten. Das ist für die Anlagegrundsätze und Anlage-
grenzen des § 27 von Bedeutung. 

Absatz 4 ist eine notwendige Übergangsvorschrift, 
weil die Neugestaltung des Einkommensteuer-, des 
Körperschaftsteuer-, des Gewerbesteuer- und des 
Vermögensteuerrechts der Deutschen Demokrati-
schen Republik entsprechend dem Recht der Bundes-
republik Deutschland grundsätzlich erst ab 1. Januar 
1991 in Kraft treten so ll . 

Zu Artikel 8 (Versicherungsaufsichtsgesetz) 

Die Einfügung eines besonderen Abschnitts in das 
Versicherungsaufsichtsgesetz soll helfen, den Über-
gang zur Rechtseinheit beider deutscher Staaten im 
versicherungsaufsichtlichen Bereich zu bewäl tigen. 

Zu 161 

Die meisten versicherungsaufsichtlichen Regelungen 
stellen, was ihren Geltungsbereich angeht, inzwi-
schen auf den Geltungsbereich des Versicherungs-
aufsichtsgesetzes (VAG) ab. In einigen Vorschriften 
wird aber noch auf das „Inland" abgestellt. Für diese 
Fälle soll hier klargestellt werden, daß künftig mit „In-
land", „inländisch" und entsprechenden Formulie-
rungen das Hoheitsgebiet beider deutscher Staaten 
gemeint ist. Zugleich wird mit der Vorschrift Marge

-

stellt, daß es in dem vertraglich vereinbarten Anwen-
dungsbereich des VAG nicht etwa zwei Hauptbevoll-
mächtigte eines Versicherungsunternehmens mit Sitz 
in einem dritten Land geben kann. 

Zu 162 

Mit Absatz 1 übernimmt die Bundesrepublik Deutsch-
land die Aufsicht über den Bet rieb von Versicherungs-
geschäften in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost). Sie nimmt diese Auf-
gabe durch das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen wahr. Für wich tige versicherungsauf-
sichtliche Genehmigungen, die Bezug zum Staatsge-
biet der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) haben, wird auf Anlage II Ab-
schnitt II Nr. 8 des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik verwiesen, wo vorgesehen 
ist, daß und in welchem Umfang die Deutsche Demo-
kratische Republik vor Erteilung von Genehmigun-
gen zu hören ist. 
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Wenn in der Deutschen Demokratischen Republik 
Länder entstehen, wird zu prüfen sein, ob do rt  wie in 
der Bundesrepublik Deutschland Fachaufsicht über 
u. U. von diesen Ländern geschaffene öffentlich

-

rechtliche Versicherer und über Versicherungsunter-
nehmen von geringerer wirtschaftlicher Bedeutung 
eingerichtet werden soll. 

In Absatz 2 wird in das VAG hinsichtlich des Rechts-
wegs die Regelung aufgenommen, die in der Bundes-
republik Deutschland aufgrund von § 10a des Geset-
zes über die Errichtung eines Bundesaufsichtsamtes 
für das Versicherungswesen (BAG) gilt. Die Ober-
nahme der Regelung in das VAG ist erforderlich, da 
dessen Geltung auf das Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) er-
streckt wird, was für das BAG hingegen nicht vorge-
sehen ist. 

Zu 163 

Diese Vorschrift bildet den Kern der Kompetenzen, 
die die Zusammenführung der Versicherungsstruktu-
ren beider deutscher Staaten mit den Mitteln rechts-
staatlicher Verwaltung ermöglichen sollen. In Ab-
satz 1 geht es um die zivilrechtliche Anpassung beste-
hender Verträge durch Hoheitsakt. In Absatz 2 wird 
für künftige Versicherungsverträge die Möglichkeit 
vorgesehen, die Vereinbarung des Rechts der Bun-
desrepublik Deutschland zu genehmigen. Dies wird 
bei Versicherungsunternehmen, die nicht das Vor-
handensein vertieften Fachwissens über das Recht der 
Deutschen Demokratischen Republik nachweisen 
können, der Regelfall sein. Die Regelung hat einen 
doppelten Charakter. Einerseits ist sie öffentliches 
Recht, andererseits auch eine Regelung, die man un-
ter Staaten, die füreinander Ausland sind, als interna-
tionales Privatrecht bezeichnen würde. 

Zu § 164 

Die Vorschrift ermöglicht die Schaffung eines Systems 
von Regelungen für die Ta rife in der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung in der Deutschen Demokrati-
schen Repub lik einschließlich Berlin (Ost), wie es in 
der Bundesrepublik Deutschland auf der Grundlage 
des Pflichtversicherungsgesetzes besteht. Die Rege-
lung über die Herstellung des Benehmens mit „dem 
für die Preispolitik zuständigen Minister der Deut-
schen Demokratischen Republik" ist keine Festle-
gung dahin gehend, daß in der Deutschen Demokra-
tischen Republik etwa ein Minister für die gesamte 
Preispolitik zuständig sein müßte. 

Zu 165 

Die Vorschrift stellt klar, daß in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) bei In-
krafttreten des Vertrages bestehende Versicherungs-
unternehmen keiner besonderen Genehmigung für 
den Betrieb des Versicherungsgeschäfts bedürfen. 
Durch Satz 2 wird zugleich klargestellt, daß der Be-
trieb dieser Geschäfte an die Anforderungen des Ver

-

sicherungsaufsichtsgesetzes anzupassen ist. Satz 3 er-
mächtigt das Bundesaufsichtsamt, insofern Fristen zu 
setzen. Diese brauchen nicht für alle Tätigkeitsberei-
che einheitlich zu sein. Sie müssen den praktischen 
Erfordernissen der Umstellung ebenso Rechnung tra-
gen wie andererseits dem Erfordernis wirksamen 
Schutzes der Versicherten. 

Zu § 166 

In verschiedenen Vorschriften über die Vermögens-
anlage der Versicherer wird der „Bund" erwähnt 
(z. B. § 54a Abs. 2 Nr. 8 a VAG). Dort soll jeweils die 
Republik als die staatsrechtlich entsprechende Ge-
bietskörperschaft der Deutschen Demokratischen Re-
publik gleichgestellt werden. Wenn in der Deutschen 
Demokratischen Republik Länder entstanden sind 
und die Finanzverantwortlichkeit der Gemeinden 
präzisiert ist, wird zu prüfen sein, ob den Ländern und 
Gemeinden in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik ebenfalls die Möglichkeit zur Kreditaufnahme bei 
der Versicherungswirtschaft eingeräumt werden 
kann. 

Zu Artikel 9 bis 16 (Steuerrechtliche 
Vorschriften) 

A. Allgemeiner Teil 

Die Deutsche Demokratische Republik und die Bun-
desrepub lik Deutschland haben im Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union vereinbart, daß die Deutsche Demokratische 
Republik ihr Steuerrecht entsprechend dem bewähr-
ten Steuerrecht der Bundesrepublik Deutschland re

-

gelt. 

Zur Anpassung an diese Entwicklung und an das Zu-
sammenwachsen der beiden deutschen Staaten sind 
auch Änderungen des Steuerrechts der Bundesrepu-
blik Deutschland erforderlich. Die notwendigen An-
derungen des Versicherungsteuergesetzes und des 
Feuerschutzsteuergesetzes werden in einem bereits 
laufenden Gesetzgebungsverfahren berücksichtigt. 
Die Anpassung der Umsatzsteuer-Durchführungsver-
ordnung erfolgt durch eine Rechtsverordnung, die bis 
zum 30. Juni 1990 erlassen wird. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 9 (Umsatzsteuergesetz) 

Allgemeines 

Nach Artikel 31 Abs. 1 in Verbindung mit Anlage IV 
des Vertrages über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 18. Mai 1990 regelt die Deutsche 
Demokratische Republik ihr Umsatzsteuerrecht ent-
sprechend dem der Bundesrepublik Deutschland ab 
Errichtung der Währungsunion. Im Bereich der bei- 
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den deutschen Staaten sollen aus Wettbewerbsgrün-
den umsatzsteuerlich möglichst gleiche Bedingungen 
herrschen. 

Da die Steuerhoheit bei den Vertragsparteien ver-
bleibt und wie bisher ein umsatzsteuerlicher Grenz-
ausgleich nicht stattfindet, sind Anpassungen für den 
innerdeutschen Waren- und Dienstleistungsverkehr 
in den Umsatzsteuergesetzen der Vertragsparteien 
erforderlich. Insbesondere kann nach dem neu einge-
fügten § 26 a UStG die Umsatzsteuer der Deutschen 
Demokratischen Republik grundsätzlich als Vorsteuer 
abgezogen werden. Außerdem werden einige Vor-
schriften redaktionell geändert. Die Ermächtigung 
zum Erlaß allgemeiner Verwaltungsvorschriften zur 
Regelung der Interessen des innerdeutschen Waren- 
und Dienstleistungsverkehrs zwischen den beiden 
Währungsgebieten (§ 26 Abs. 4 UStG) wird durch 
eine neue Ermächtigung ersetzt, auf deren Grundlage 
für eine Übergangszeit der Absatz von Erzeugnissen 
aus der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) im Erhebungsgebiet begün-
stigt werden kann. 

Zu den einzelnen Vorschriften 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 2 UStG) 

Buchstabe a 

Die Änderung dient einer einheitlichen Bezeichnung 
der Gebiete der Vertragsparteien. Dementsprechend 
verwendet die Deutsche Demokratische Republik in 
ihrem Umsatzsteuergesetz die Bezeichnung „Bundes-
republik Deutschland einschließlich Berlin (West) ". 

Buchstabe b 

Die Änderung ermöglicht eine wortgleiche Fassung in 
den Umsatzsteuergesetzen der Vertragsparteien. 

Zu Nummer 2 (§ 4 Nr. 3 UStG) 

Durch die Ergänzung wird sichergestellt, daß Beför-
derungen der in § 1 Abs. 3 Nr. 4 Buchstabe a UStG 
bezeichneten Gegenstände aus einem Freihafen in 
das Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) ebenso wie Beförderungen 
dieser Gegenstände aus einem Freihafen in das Erhe-
bungsgebiet besteuert werden. 

Zu Nummer 3 (§ 10 Abs. 6 UStG) 

Beförderungsleistungen, die sowohl im Erhebungsge-
biet als auch im Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) erbracht 
werden, werden künftig einheitlich besteuert (vgl. 
§ 26a Nr. 2 UStG). 

Beförderungsleistungen, die ein im Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) ansässiger Unternehmer im Erhebungsgebiet 
ausführt, werden von der Deutschen Demokratischen 
Republik besteue rt. Für Personenbeförderungen mit 
Kraftomnibussen, die im Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) zuge-
lassen sind, kann deshalb in der Bundesrepublik 
Deutschland auf der Grundlage des § 10 Abs. 6 UStG 
keine Steuer mehr erhoben werden. Die Neufassung 
des Satzes 1 trägt dem Rechnung. 

Das Durchschnittsbeförderungsentgelt bei Personen-
beförderungen im Gelegenheitsverkehr mit im Au-
ßengebiet zugelassenen Kraftomnibussen ist künftig 
in der Weise zu berechnen, daß auch der auf das 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) entfallende Streckenteil in die 
Berechnung einbezogen wird. 

Zu Nummer 4 (§ 11 UStG) 

Die grenzüberschreitenden Beförderungen von Ge-
genständen sind umsatzsteuerfrei. Das gleiche gilt für 
Beförderungen, wenn sie sich auf Gegenstände der 
Einfuhr beziehen und die Kosten für diese Beförde-
rung in der Bemessungsgrundlage für die Einfuhr ent-
halten sind (§ 4 Nr. 3 Buchstabe a und Buchstabe b 
Doppelbuchstabe aa UStG). Diese Steuerbefreiungen 
beruhen darauf, daß die Kosten für die grenzüber-
schreitenden Beförderungen zur Bemessungsgrund-
lage für die Einfuhr gehören oder auf Antrag bis zu 
einem anderen als dem ersten Bestimmungsort im 
Erhebungsgebiet in die Bemessungsgrundlage einbe-
zogen werden. 

Nach Einführung der Umsatzsteuer in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
können sich die grenzüberschreitenden Beförderun-
gen auch bis zu Bestimmungsorten in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
erstrecken, weil es zwischen den beiden deutschen 
Staaten keine Steuergrenze gibt. Durch die Ergän-
zung des § 11 Abs. 3 Nr. 3 UStG wird sichergestellt, 
daß jeweils die Kosten für die gesamte grenzüber-
schreitende Beförderungsstrecke in die Bemessungs-
grundlage für die Einfuhr einbezogen werden. Außer-
dem kann aufgrund der Ergänzung des § 11 Abs. 3 
Nr. 4 Buchstabe a UStG beantragt werden, daß die 
Kosten für die Beförderung eingeführter Gegenstände 
auch bis zu einem im Gebiet der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) gelege-
nen weiteren Bestimmungsort in die Bemessungs-
grundlage für die Einfuhr einbezogen werden. 

Zu Nummer 5 (§ 12 UStG) 

Es handelt sich um eine redaktionelle Anpassung an 
die Einführung einer Sonderregelung für die Besteue-
rung der Umsätze von Gebrauchtfahrzeugen durch 
das Zweite Gesetz zur Änderung des Umsatzsteuer-
gesetzes vom 30. März 1990 (BGBl. I S. 597). 
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Zu Nummer 6 (§ 15 UStG) 

Bestimmte unentgelt liche Umsätze und Umsätze au-
ßerhalb des Erhebungsgebiets, insbesondere von 
Bank- und Versicherungsunternehmern, führen nicht 
zum Ausschluß des Vorsteuerabzugs, wenn diese Um-
sätze im Erhebungsgebiet nach § 4 Nr. 8 Buchsta-
ben a bis g oder Nr. 10 Buchstabe a UStG steuerfrei 
wären und der Leistungsempfänger in einem Gebiet 
außerhalb der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 
(Drittland) ansässig ist. Die Ergänzung des § 15 Abs. 3 
Nr. 2 Buchstabe b UStG bewirkt, daß Umsätze an Lei-
stungsempfänger, die in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) ansässig 
sind, hinsichtlich des Vorsteuerabzugs wie Umsätze 
an Leistungsempfänger in der Europäischen Wi rt

-schaftsgemeinschaft behandelt werden; der Vorsteu-
erabzug ist ausgeschlossen. 

Zu Nummer 7 (§ 16 UStG) 

Buchstabe a 

Am 1. Juli 1990 tritt die Verordnung (EWG) 
Nr. 1854/89 des Rates vom 14. Juni 1989 über die 
buchmäßige Erfassung und die Voraussetzung für die 
Entrichtung der Eingangs- oder Ausfuhrabgaben bei 
Bestehen einer Zollschuld (ABl.. EG 1989 Nr. L 186 
S. 1) in Kraft. Aufgeschobene Abgabenbeträge wer-
den spätestens am 16. Tag des auf den „Globalisie-
rungszeitraum" folgenden Monats zu entrichten sein. 
Bei Verfahren mit zusammenfassender Anmeldung 
(in erster Linie Sammelzollverfahren, Entnahmen von 
Waren aus offenen Zollagern) endet die Aufschubfrist 
einheitlich am 16. Tag des auf die Entstehung der 
Zollschuld folgenden Kalendermonats. Die neuen Re-
geln über die Fälligkeit und den Zahlungsaufschub 
der Zollschuld, die in der Bundesrepublik Deutsch-
land gelten und nach dem Vertrag über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik von der Deutschen 
Demokratischen Republik zu übernehmen sind, gel-
ten für die Einfuhrumsatzsteuer sinngemäß (§ 21 
Abs. 2 UStG). 

Buchstabe b 

Durch die Neuregelung wird sichergestellt, daß Perso-
nenbeförderungen mit Kraftomnibussen, die in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zugelassen sind, in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht im Wege der Einzelbesteuerung 
besteuert werden. 

Künftig wird auch die Steuer für Beförderungsleistun

-

gen von Unternehmern, die im Außengebiet ansässig 
sind, für die Streckenteile, die auf das Erhebungsge

-

biet und das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) entfallen, einheit-
lich erhoben. Es besteht deshalb keine Notwendig-
keit, in das Verfahren der Einzelbesteuerung Grenz-
kontrollstellen und Kontrollstellen einzuschalten. 

Zu Nummer 8 (§ 18 UStG) 

Buchstabe a 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Buchstabe b 

Aufgrund der Verlagerung des Orts der sonstigen Lei-
stung an den Ort, an dem der leistende Unternehmer 
ansässig ist (vgl. § 26 a Nr. 2 UStG), werden diese Lei-
stungen nicht mehr im Abzugsverfahren (§ 18 Abs. 8 
UStG), sondern im allgemeinen Besteuerungsverfah-
ren (§§ 16, 18 Abs. 1 bis 4 UStG) erfaßt. Werklieferun-
gen an Empfänger in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) werden künftig 
ebenfalls im allgemeinen Besteuerungsverfahren be-
steuert. Damit entfällt die Notwendigkeit eines Ab-
zugsverfahrens im Verhältnis zur Deutschen Demo-
kratischen Republik. 

Da ein im Gebiet der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) ansässiger Unter-
nehmer künftig Vorsteuerbeträge, die nach dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland angefallen 
sind, im allgemeinen Besteuerungsverfahren abzie-
hen kann, entfällt die Notwendigkeit, diese Vorsteuer 
in einem besonderen Verfahren zu vergüten. 

Zu Nummer 9 (§ 21 UStG) 

Die Verordnung (EWG) Nr. 1854/89 des Rates vom 
14. Juni 1989 über die buchmäßige Erfassung und die 
Voraussetzungen für die Entrichtung der Eingangs-
oder Ausfuhrabgaben bei Bestehen einer Zollschuld 
(ABl. EG 1989 Nr. L 186 S. 1) bestimmt unter anderem, 
innerhalb welcher Fristen die Abgaben zu entrichten 
sind und welche Zahlungserleichterungen einge-
räumt werden können; sie enthält auch die Regelung 
über den Zahlungsaufschub. Die Verordnung ist ab 
1. Juli 1990 anzuwenden; sie gilt für die Einfuhrum-
satzsteuer sinngemäß (§ 21 Abs. 2 Satz 1 UStG). Da-
mit werden die entsprechenden Vorschriften des Zoll-
gesetzes (auch § 37 Abs. 2) unwirksam. Die Neufas-
sung der Vorschrift ist lediglich redaktioneller Art. 
Eine Bezugnahme auf die Zoll-Gemeinschaftsvor-
schrift über den Zahlungsaufschub ist nicht erforder-
lich. 

Zu Nummer 10 (§ 22 Abs. 3 UStG) 

Die Änderung ist redaktioneller Art. 

Zu Nummer 11 (§ 25 UStG) 

In einem einheitlichen deutschen Wirtschaftsraum ist 
es nicht möglich, die Deutsche Demokra tische Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) wie ein Drittland zu 
behandeln. Werden Reisevorleistungen im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) bewirkt, kann die Reiseleistung nicht von 
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der Umsatzsteuer befreit werden. Dem trägt die Neu-
fassung des § 25 Abs. 2 Nr. 1 UStG Rechnung. 

Zu Nummer 12 (§ 26 UStG) 

Die Ermächtigung des § 26 Abs. 4 UStG wird neu ge-
faßt. Die Neufassung stellt sicher, daß für eine Über-
gangszeit der Absatz von Erzeugnissen aus der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) im Erhebungsgebiet durch einen zeitlich abge-
stuften Umsatzsteuerkürzungsanspruch begüns tigt 
werden kann. Die Höhe des Kürzungsanspruchs rich-
tet sich — analog der bisherigen Regelung für Bezüge 
im Rahmen des Berliner Abkommens — nach der A rt 

 der bezogenen Waren. Die Vergünstigung soll dazu 
beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit der Erzeugnisse 
aus der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) in der Umstellungsphase zu 
sichern. 

Zu Nummer 13 (§ 26 a UStG) 

Allgemeines 

Die neu eingefügte Vorschrift enthält die erforderli-
chen umsatzsteuerrechtlichen Sonderregelungen im 
Verhältnis zur Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost). Im übrigen sind die allge-
meinen Vorschriften des Gesetzes anzuwenden. 

Nummer 1 

Als grenzüberschreitende Beförderung ist in § 3 a 
Abs. 2 Nr. 2 Satz 3 UStG eine Beförderung definie rt, 
die sich sowohl auf das Erhebungsgebiet als auch auf 
das Außengebiet erstreckt. Da das Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) nicht zum Erhebungsgebiet gehört, wären Beför-
derungen, die sich sowohl auf das Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) als auch auf das Außengebiet erstrecken, keine 
grenzüberschreitenden Beförderungen. Es ist aber er-
forderlich, auch diese Beförderungen als grenzüber

-

schreitende Beförderungen im Sinne des Umsatzsteu-
ergesetzes zu behandeln. 

Nummer 2 

Zur Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens wer-
den für innerdeutsche sonstige Leistungen die Rege-
lungen des § 3 a Abs. 2 bis 4 UStG außer Kraft gesetzt. 
Die sonstige, Leistung wird unter den bezeichneten 
Voraussetzungen jeweils in dem Staat besteue rt, in 
dem der leistende Unternehmer ansässig ist. 

Nummer 3 

Die Vorschrift regelt die Frage, in welchem Gebiet die 
Beförderungsleistung eines im Außengebiet ansässi

-

gen Unternehmers, soweit diese auf das Erhebungs-
gebiet und auf das Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) entfällt, zu 
besteuern ist. Nach der Sondervorschrift hat die Bun-
desrepublik Deutschland das Besteuerungsrecht, 
wenn die Beförderungsleistung in ihrem Gebiet be-
ginnt oder wenn die Beförderung zunächst durch ihr 
Gebiet führt, bevor sie im Gebiet der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
ausgeführt wird. 

Nummer 4 

In die Vergütung der Umsatzsteuer für karitative Or-
ganisationen (§ 4 a UStG) wird auch die Steuer einbe-
zogen, die für Lieferungen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) oder 
für Einfuhren in die Deutsche Demokratische Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) erhoben worden ist. 

Nummer 5 

Entsprechend Artikel 31 Abs. 2 des Vertrages über 
die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik wird 
das Recht . zum Vorsteuerabzug grundsätzlich auch 
auf die Steuer für Umsätze ausgedehnt, die in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) der Umsatzsteuer nach dem neu einge-
führten Mehrwertsteuersystem unterliegen. Als Vor-
steuer abziehbar ist die in Rechnungen im Sinne des 
§ 14 Abs. 4 UStG gesondert ausgewiesene Umsatz-
steuer für Lieferungen und sonstige Leistungen nach 
dem Umsatzsteuergesetz der Deutschen Demokrati-
schen Republik sowie die an die Deutsche  Demokra-
tische  Republik entrichtete Einfuhrumsatzsteuer. 

Einer solchen Ausdehnung bedarf es nicht, wenn der 
Unternehmer im Besteuerungszeitraum Umsätze so-
wohl in der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin (West) als auch in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) ausge-
führt hat (z. B. ein in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässiger Unternehmer mit Filialen in der Deutschen 
Demokratischen Republik). In diesen Fällen verbleibt 
es dabei, daß der Unternehmer Vorsteuerbeträge je-
weils in dem Erhebungsgebiet absetzt, in dem die 
Steuer geschuldet wird. 

Nummer 6 

In einer Wirtschaftsunion muß der Unternehmer ge-
brauchte Fahrzeuge im Sinne des § 25 a UStG für sein 
Unternehmen zum Zwecke des gewerbsmäßigen Ver-
kaufs im gesamten gemeinschaftlichen Wirtschaftsge-
biet erwerben können. Deshalb ermöglicht § 26 a 
Nr. 6 Buchstabe a UStG auch den Erwerb von Fahr-
zeugen im Gebiet der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost). Der räumliche An-
wendungsbereich für die Differenzbesteuerung der 
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Umsätze von Gebrauchtfahrzeugen wird durch diese 
Erweiterung nicht berührt. 

Erwirbt der Unternehmer im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
gebrauchte Fahrzeuge, kann er auch die Umsätze die-
ser Fahrzeuge nach § 25 a Abs. 2 und 3 UStG versteu-
ern. Die Differenzbesteuerung kann der Unternehmer 
anwenden, wenn für die Lieferung des Fahrzeugs an 
ihn Umsatzsteuer der Deutschen Demokratischen Re-
publik nicht geschuldet oder nach § 19 Abs. 1 des 
Umsatzsteuergesetzes der Deutschen Demokrati-
schen Republik nicht erhoben wird (§ 26 a Nr. 6 Buch-
stabe b Doppelbuchstabe aa UStG). 

Ferner kann der Unternehmer für seine Umsätze von 
Gebrauchtfahrzeugen von der Differenzbesteuerung 
Gebrauch machen, wenn er Fahrzeuge von einem 
Händler im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) erworben hat. 
Voraussetzung hierfür ist, daß die Lieferung an den 
Händler in der Bundesrepublik Deutschland nach 
§ 25 a Abs. 2 und 3 des Umsatzsteuergesetzes der 
Deutschen Demokratischen Republik besteuert wird 
(§ 26 a Nr. 6 Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 
UStG). 

Nummer 7 

Auf Grund der Ermächtigung kann der Bundesmini-
ster der Finanzen mit Zustimmung des Bundesrates 
durch Rechtsverordnung die Aufzeichnungspflichten 
der Unternehmer erweitern und zusätzliche Angaben 
in Umsatzsteuer-Voranmeldungen oder anderen amt-
lichen Vordrucken verlangen. Als zusätzliche Anga-
ben kommen insbesondere die als Vorsteuer abgezo-
gene Umsatzsteuer der Deutschen Demokratischen 
Republik und die an Leistungsempfänger in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) ausgeführten Umsätze in Betracht. Diese Anga-
ben können für die Berechnung von Ausgleichszah-
lungen bezüglich der Umsatzsteuer zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De-
mokratischen Republik erforderlich werden. 

Zu Artikel 10 (Einkommensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1 Abs. 3 EStG) 

Durch die Änderung werden auch Bedienstete mit 
Bezügen aus inländischen öffentlichen Kassen mit 
Wohnsitz oder gewöhnlichem Aufenthalt in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) unter den in dieser Vorschrift genannten Vor-
aussetzungen in die unbeschränkte Einkommensteu-
erpflicht einbezogen und kommen damit insbeson-
dere in den Genuß des Splitting-Verfahrens. Außer-
dem ist § 3 Nr. 63 EStG anzuwenden, soweit die Be-
züge in der Deutschen Demokratischen Republik tat-
sächlich besteuert werden. 

Zu Nummer 2 (§ 3 EStG) 

Buchstabe a (Nummer 63) 

Die Änderung stellt sicher, daß im Inland nur der Teil 
der Einkünfte einkommensteuerfrei gestellt wird, der 
in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) bezogen und do rt  besteuert 

 wird. Werden z. B. für eine Tätigkeit Vergütungen 
zeitlich nacheinander oder nebeneinander sowohl aus 
dem Inland als auch aus der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Ber lin (Ost) gezahlt und 
besteuert  die Deutsche Demokratische Republik nur 
die Einkünfte, die von do rt  stammen, bleiben im In-
land auch nur diese Einkunftsteile einkommensteuer-
frei. Außerdem wird klargestellt, daß die Vorschrift 
wie bisher nur bei unbeschränkt Einkommensteuer-
pflichtigen anzuwenden ist. 

Buchstabe b (Nummer 69) 

Bürgern aus der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) soll nach einem Umzug in 
die Bundesrepublik Deutschland einschließlich Ber lin 
(West) die Steuerfreiheit bestimmter Leistungen aus 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) erhalten bleiben. 

Zu Nummer 3 (§ 7 Abs. 5 EStG) 

Durch die Ergänzung soll unbeschränkt Steuerpflich-
tigen mit nach § 2 a EStG bei der inländischen Be-
steuerung zu berücksichtigenden Verlusten aus Tä-
tigkeiten in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) die Möglichkeit der degres-
siven AfA bei Gebäuden eröffnet werden. 

Zu Nummer 4 (§ 7 h Abs. 4 EStG) 

Die steuerliche Förderung der ordnungsmäßigen Er-
haltung von Gebäuden in Sanierungsgebieten und 
städtebaulichen Entwicklungsbereichen soll ein An-
reiz sein, privates Kapital für Gebäudesanierungen 
und Bestandserhaltung zu mobilisieren. Die erhöhten 
Absetzungen für die meist besonders aufwendige 
Wiederherstellung dieser Gebäude hat sich in der 
Bundesrepublik Deutschland als wirksames Mittel zur 
Erhaltung der Altbausubstanz bewährt. Sie wird für 
unbeschränkt Steuerpflichtige mit nach § 2 a EStG bei 
der inländischen Besteue rung zu berücksichtigenden 
Verlusten aus Tätigkeiten in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) auf do rt 

 belegene Gebäude ausgedehnt, um einen steuerli-
chen Anreiz für den Einsatz des erforderlichen Privat-
kapitals zu schaffen. 

Zu Nummer 5 (§ 7 i Abs. 4 EStG) 

Die erhöhten Absetzungen für die Wiederherstellung 
von Baudenkmalen haben sich in der Bundesrepublik 
Deutschland als wirksames Mittel für den Denkmal- 
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schutz bewährt. Sie werden für unbeschränkt Steuer-
pflichtige mit nach § 2 a EStG bei der inländischen 
Besteuerung zu berücksichtigenden Verlusten aus 
Tätigkeiten in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) auf dort  belegene Ge-
bäude ausgedehnt, um einen steuerlichen Anreiz für 
den Einsatz des erforderlichen Privatkapitals zu schaf-
fen. 

Zu Nummer 6 (§ 10 Abs. 5 EStG) 

Mit dem ausdrücklichen Ausschluß der Verwendung 
der empfangenen Bausparbeträge zum Wohnungs-
bau im Ausland wird der deutschlandpolitischen Ent-
wicklung Rechnung getragen; insbesondere werden 
dringend erforderliche Sanierungsmaßnahmen in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) möglich. Dabei wird auf die Rechtspre-
chung des Bundesverfassungsgerichts abgestellt, 
nach der die Deutsche Demokratische Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) nicht zum Ausland gehört 
(BVerfG vom 31. Juli 1973, BVerfGE 36, 17). Gleich-
zeitig wird klargestellt, daß der Einsatz von Bauspar-
mitteln im Ausland grundsätzlich schädlich ist, was 
sich bisher nur aus der Rechtsprechung ergab. 

Zu Nummer 7 (§ 10f EStG) 

Durch die Änderungen wird der bisherige Geltungs-
bereich des § 10f EStG erhalten. Eine Ausdehnung 
des § 10f EStG auf Gebäude in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) ist 
nicht erforderlich, weil kaum Fälle vorstellbar sind, in 
denen in der Bundesrepublik Deutschland unbe-
schränkt Steuerpflichtige ein solches Gebäude in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zu eigenen Wohnzwecken nutzen. 

Zu Nummer 8 (§ 11a Abs. 5 EStG) 

Die Möglichkeit der Verteilung von Erhaltungsauf-
wand für Gebäude in Sanierungsgebieten und städte-
baulichen Entwicklungsbereichen dient wie die er-
höhten Absetzungen nach § 7 h EStG der Erhaltung 
von Altbausubstanz. Sie wird deshalb für unbe-
schränkt Steuerpflichtige mit nach § 2 a EStG bei der 
inländischen Besteuerung zu berücksichtigenden 
Verlusten aus Tätigkeiten in der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Berlin (Ost) auf do rt 

 belegene Gebäude ausgedehnt. 

Zu Nummer 9 (§ 11b Abs. 2 EStG) 

Die Möglichkeit der Verteilung von Erhaltungsauf-
wand für Baudenkmale als Bet riebsausgaben oder 
Werbungskosten dient wie die erhöhten Absetzungen 
nach § 7i EStG dem Denkmalschutz. Sie wird deshalb 
für unbeschränkt Steuerpflichtige mit nach § 2 a EStG 
bei der inländischen Besteuerung zu berücksichtigen-
den Verlusten aus Tätigkeiten in der Deutschen De

-

mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) auf 
dort  belegene Gebäude ausgedehnt. 

Zu Nummer 10 (§ 51 Abs. 1 Nr. 2 EStG) 

Die Anwendung der Ermächtigungsvorschrift des 
§ 51 Abs. 1 Nr. 2 Buchstaben x und y EStG für §§ 82 g 
und 82i EStDV soll als Folge der geänderten Anwen-
dungsregelung zu §§ 7 h und 7 i EStG in § 52 Abs. 12 b 
EStG um ein Jahr verkürzt werden. 

Zu Nummer 11 (§ 52 EStG) 

Buchstaben a, b und c (Absätze 12b, 14a und 14b) 

Mit der geänderten Anwendungsregelung soll die 
einheitliche Anwendung der §§ 7 h und 7i EStG für 
Gebäude in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) sowie in der Deutschen De-
mokratischen Repub lik einschließlich Berlin (Ost) ab 
dem Jahr 1991 sichergestellt werden. 

Außerdem soll die Anwendung des mit §§ 7 h und 7i 
EStG zusammenhängenden § 10f Abs. 1 EStG sowie 
des § 11a Abs. 5 und des § 11b Abs. 2 EStG angepaßt 
werden. 

Buchstabe d (Absatz 21) 

Es handelt sich um eine Folgeänderung der um ein 
Jahr verkürzten Befristung des § 51 Abs. 1 Nr. 2 Buch-
staben x und y EStG. 

Zu Artikel 11 (Wohnungsbau-Prämiengesetz) 

Es wird auf die Begründung zu Artikel 10 Nr. 6 hinge-
wiesen. 

Zu Artikel 12 (Erbschaftsteuer- und 
Schenkungsteuergesetz 

Zu Nummer 1 (§ 2 ErbStG) 

Die Aufhebung erfolgt zur Anpassung an die im Ver-
trag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re-
publik vereinbarte Abgrenzung der Besteuerungs-
rechte. 
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Zu Nummer 2 (§ 37 ErbStG) 

Die Vorschrift begrenzt den Anwendungszeitraum 
der aufzuhebenden Vorschrift. 

Zu Artikel 13 (Vermögensteuergesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 1 VStG) 

Die Aufhebung erfolgt zur Anpassung an die im Ver-
trag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re-
publik vereinbarte Abgrenzung der Besteuerungs-
rechte. 

Zu Nummer 2 (§ 25 VStG) 

Die Vorschrift bestimmt den Anwendungszeitpunkt. 

Zu Artikel 14 (Änderung des 
Kapitalverkehrsteuergesetzes) 

Zu Nummer 1 (§ 2 Abs. 1 KVStG) 

Buchstabe a (Nummer 5) 

Durch die Gesetzesänderung soll sichergestellt wer-
den, daß die Verlegung der Geschäftsleitung oder des 
satzungsmäßigen Sitzes einer Kapitalgesellschaft von 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) in den Geltungsbereich dieses Geset-
zes nicht der Gesellschaftsteuer unterliegt. Die Rege-
lung entspricht der für Kapitalgesellschaften mit Ge-
schäftsleitung oder satzungsmäßigem Sitz in EG

-

Ländern. Die Stichtagsregelung soll Steuerumgehun-
gen verhindern. 

Buchstabe b (Nummer 6) 

Durch die Gesetzesänderung soll sichergestellt wer-
den, daß die Zuführung von Anlage- oder Betriebska

-

pital durch eine Kapitalgesellschaft mit Sitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) an ihre Niederlassung in der Bundesrepu-
blik Deutschland einschließlich Berlin (West) nicht der 
Gesellschaftsteuer unterliegt. Die Regelung ent-
spricht der für Kapitalgesellschaften mit Geschäftslei-
tung oder satzungsmäßigem Sitz in EG-Ländern. Die 
Stichtagsregelung soll Steuerumgehungen verhin-
dern. 

Zu Nummer 2 (§ 7 KVStG) 

Rechtsvorgänge im Sinne des § 2 Abs. 1 Nr. 1 KVStG 
(der Erwerb von Gesellschaftsrechten an einer inlän-
dischen Kapitalgesellschaft durch den ersten Erwer-
ber) sind nach § 7 Abs. 4 Nr. 3 KVStG von der Be-
steuerung ausgenommen, wenn und soweit auf die 

Kapitalgesellschaft als Gegenleistung das gesamte 
Vermögen, ein Betrieb oder ein Teilbetrieb einer an-
deren Kapitalgesellschaft übertragen wird. Durch 
diese Regelung werden Kapitalgesellschaften mit Ge-
schäftsleitung oder satzungsmäßigem Sitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) Kapitalgesellschaften in EG-Ländern 
gleichgestellt. Die Stichtagsregelung soll Steuerum-
gehungen verhindern. 

Zu Artikel 15 (Grunderwerbsteuergesetz) 

Nach dem neuen Absatz 6 müssen Gerichte, Behör-
den und Notare die ihnen nach § 18 obliegenden An-
zeigepflichten auch gegenüber den zuständigen Fi-
nanzämtern in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) erfüllen. Die Gerichte, 
Behörden und Notare der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Ber lin (Ost) werden umge-
kehrt ebenfalls nach einer noch zu schaffenden Vor-
schrift die vorgeschriebenen Anzeigen den zuständi-
gen Finanzämtern in der Bundesrepublik Deutsch-
land einschließlich Berlin (West) erstatten. Die Rege-
lung dient der Durchsetzung von Grunderwerbsteuer-
ansprüchen im jeweilig anderen Land. 

Zu Artikel 16 (Kraftfahrzeugsteuer) 

Nach der neuen Nummer 12 a werden alle in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zugelassenen Straßenfahrzeuge von der 
Kraftfahrzeugsteuer befreit, sofern für diese Fahr-
zeuge in der Deutschen Demokratischen Republik 
Kraftfahrzeugsteuer entrichtet wird. Weitere Voraus-
setzungen, insbesondere hinsichtlich der Aufenthalts-
dauer in der Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin (West) und der Benutzung der Fahrzeuge 
durch Personen mit Wohnsitz oder gewöhnlichem 
Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West), sind nicht vorgesehen. Die in 
Betracht kommenden Fahrzeuge aus der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
werden damit wie Fahrzeuge aus der Bundesrepublik 
Deutschland behandelt. 

Die Deutsche Demokratische Republik verpflichtet 
sich im Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik, ab 1. Januar 1991 ihr Kraftfahrzeug-
steuerrecht entsprechend dem der Bundesrepublik 
Deutschland zu übernehmen. Ohne eine Ausnahme-
regelung würden ab diesem Zeitpunkt auch Fahr-
zeuge aus der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) beim vorübergehenden Auf-
enthalt in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) der neuen Steuer unterlie-
gen und damit doppelt besteuert, da für diese Fahr-
zeuge nach dem Abkommen vom 31. Oktober 1979 
(BGBl. II S. 1351) nur eine Befreiung von Straßenbe-
nutzungsgebühren vorgesehen ist. Diese Folge ist 
nicht beabsichtigt. Erforderlich ist deshalb, daß die 
Deutsche Demokratische Republik ab 1. Januar 1991 



Drucksache 11/7350 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

eine dem neuen § 3 Nr. 12 a entsprechende Vorschrift 
einführt. 

C. Finanzielle Auswirkungen 

Die gesamtwirtschaftlichen Auswirkungen der Her-
stellung der Deutschen Einheit werden grundsätzlich 
bei der Steuerschätzung einbezogen. Sie lassen sich 
nicht von den Wirkungen der Rechtsänderungen tren-
nen. 

Die Ausdehnung der umsatzsteuerlichen Abnehmer-
präferenz bei Warenbezügen aus der Deutschen De-
mokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) für 
eine Übergangszeit dürfte bei einer Zunahme dieser 
Bezüge über den bisherigen Rahmen nach dem Ber li

-ner Abkommen (Steuermindereinnahmen derzeit 
rund 700 Mio. DM pro Jahr) im Jahr 1990 zu weiteren 
nicht näher bezifferbaren Mindereinnahmen führen; 
die Mindereinnahmen werden im Jahr 1991 zurück-
gehen und im Jahr 1992 entfallen. 

Die Aufhebung der umsatzsteuerlichen Sonderrege-
lung für Lieferungen in die Deutsche Demokratische 
Republik einschließlich Berlin (Ost) im Rahmen des 
Berliner Abkommens führt zu Mindereinnahmen von 
rund 150 Mio. DM im Entstehungsjahr 1990 (2. Halb-
jahr). 

Im übrigen können die finanziellen Auswirkungen 
der geplanten steuerlichen Maßnahmen wegen feh-
lender statistischer Unterlagen für die Einzelmaßnah-
men nicht beziffert werden. 

Zu Artikel 17 (Steuerberatungsgesetz) 

Zu Nummer 1 (§ 3 StBerG) 

Die Deutsche Demokratische Republik hat sich im 
Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik verpflichtet, die Berufsausübung von Steu-
erberatern und Steuerbevollmächtigten, die ihren 
Wohnsitz und/oder ihre Niederlassung in der Bundes-
republik Deutschland einschließlich Berlin (West) ha-
ben, sowie von Steuerberatungsgesellschaften, die ih-
ren Sitz in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) haben, auf dem Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zuzulassen. Im Zuge der Gegenseitigkeit 
wird Steuerberatern, Helfern in Steuersachen und 
Steuerberatungsgesellschaften, die nach dem Recht 
der Deutschen Demokratischen Republik zur unbe-
schränkten Hilfe in Steuersachen befugt sind, auch 
die Befugnis zur unbeschränkten Hilfeleistung in 
Steuersachen in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) eingeräumt. Dabei haben sie 
dieselben Rechte und Pflichten wie Steuerberater 
oder Steuerbevollmächtigte im Sinne von § 3 Abs. 1 
Nr. 1. Sie behalten ihren Status als Steuerberater oder 
Helfer in Steuersachen nach dem Recht der Deut-
schen Demokratischen Republik und unterliegen der 
Berufsaufsicht und der Berufsgerichtsbarkeit nach 
dem dortigen Recht. Mitteilungen über Berufspflicht

-

verletzungen sind entsprechend § 10 StBerG an die 
zuständigen Stellen in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) zu rich-
ten. 

Zu Nummer 2 (§ 46 StBerG) 

Die Deutsche Demokratische Republik hat sich im 
Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wi rt

-schafts- und Sozialunion zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und der Deutschen Demokratischen 
Republik verpflichtet, die Berufsausübung von Steu-
erberatern und Steuerbevollmächtigten, die ihren 
Wohnsitz in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) haben, auf dem Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zuzulassen. Der neue Absatz 2 Nr. 1 er-
möglicht den Berufsangehörigen, ihren Wohnsitz in 
die Deutsche Demokratische Republik einschließlich 
Berlin (Ost) zu verlegen, ohne daß die Beste llung zum 
Steuerberater oder Steuerbevollmächtigten zu wider-
rufen ist. 

Zu Artikel 18 (Gesetz über Gebühren für die 
Benutzung von Bundesfernstraßen 
mit schweren Lastfahrzeugen) 

Zu Nummer 1 (§ 1 StrBG) 

Die Bestimmung setzt die Absichtserklärung in An-
lage IV Abschnitt III Nr. 7 des Vertrages über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik um; gleich-
zeitig entfällt die bisherige Sonderregelung für Ber-
lin. 

Zu Nummer 2 (§ 16 StrBG) 

Folgeänderung aus dem Wegfall der Sonderregelung 
für Berlin nach Nummer 1. 

Zu Artikel 19 (Einführungsgesetzbuch zum 
Handelsgesetzbuch) 

Nach § 92c Abs. 1 HGB in der Fassung des am 1. Ja-
nuar 1990 in Kraft getretenen Gesetzes zur Durchfüh-
rung der EG-Richtlinie zur Koordinierung des Rechts 
der Handelsvertreter vom 23. Oktober 1989 (BGBl. I 
S. 1910) können die Vertragspartner eines Handels-
vertretervertragsverhältnisses von den zwingenden 
Schutzvorschriften der §§ 84 ff. HGB abweichen, 
wenn der Handelsve rtreter seine Tätigkeit für den 
Unternehmer nicht innerhalb des Gebietes der Euro-
päischen Gemeinschaft auszuüben hat. Dies bedeutet 
insbesondere, daß in Verträgen mit Handelsvertretern 
und Versicherungsvertretern der Ausgleichsanspruch 
nach § 89 b HGB ausgeschlossen werden kann, wenn 
die Parteien vereinbaren, daß die Tätigkeit des Ver-
treters auf das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik beschränkt sein soll. 
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Durch die vorgeschlagene Gleichstellung des Gebiets 
der Deutschen Demokratischen Republik mit der Eu-
ropäischen Gemeinschaft wird der notwendige Schutz 
dieser Vertreter sichergestellt. Da Vertragsverhält-
nisse mit schutzbedürftigen Handelsvertretern in der 
Deutschen Demokratischen Republik vor dem 1. Ja-
nuar 1990 nicht bestanden, soll es für vor dem 1. Ja-
nuar 1990 begründete Vertragsverhältnisse bei der 
bis 31. Dezember 1993 geltenden Übergangsregelung 
des Artikels 29 EGHGB bleiben, nach der von den 
zwingenden Vorschriften abgewichen werden darf, 
wenn der Handelsvertreter keine Niederlassung im 
Inland hat. 

Zu Artikel 20 (Erleichterung der Tätigkeit von 
Rechtsanwälten und 
Patentanwälten) 

Nach Anlage III Abschnitt II Nr. 21 Buchstabe h zu 
dem Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik sind den in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) zugelasse-
nen Rechtsanwälten im grenzüberschreitenden Ver-
kehr im Grundsatz die Befugnisse einzuräumen, die 
einem Rechtsanwalt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik zustehen. Für in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) zugelassene 
Patentanwälte soll Entsprechendes gelten. Mit dieser 
Vertragsbestimmung soll dem rasch wachsenden Be-
dürfnis nach kompetenter Beratung und Vertretung 
im Recht der Bundesrepublik Deutschland auf dem 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) Rechnung getragen werden, 
das die Einführung der Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion und das weitere Zusammenwachsen der 
deutschen Staaten nach sich zieht. Vergleichbares gilt 
während der Übergangszeit auch für die Beratung 
und Vertretung im Recht der Deutschen Demokrati-
schen Republik auf dem Gebiet der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Ber lin (West). Daher soll 
im grenzüberschreitenden Verkehr auch die Tätigkeit 
von Rechtsanwälten und Patentanwälten aus der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) erleichtert werden. Mit die-
ser Regelung und der entsprechenden Regelung, wel-
che die Deutsche Demokratische Republik treffen 
wird, werden zugleich Bedenken ausgeräumt, die ei-
nem Auftreten von Rechtsanwälten aus dem einen 
deutschen Staat in dem jeweils anderen nach den Vor-
schriften über die geschäftsmäßige oder entgeltliche 
Besorgung fremder Rechtsangelegenheiten entge-
genstehen könnten. 

Zu den vorliegenden Bestimmungen ist im einzelnen 
auszuführen: 

Die Regelungen beziehen sich ausschließlich auf Tä-
tigkeiten im grenzüberschreitenden Verkehr. Ge-
meint sind hiermit Tätigkeiten, die ein Rechtsanwalt 
oder Patentanwalt von seinem Sitz in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
aus schriftlich oder im Reiseverkehr und ohne Begrün

-

dung einer Niederlassung oder Zweigstelle in der 
Bundesrepublik Deutschland einschließlich Berlin 
(West) ausübt. 

Der Rechtsanwalt aus der Deutschen Demokratischen 
Republik kann nach § 1 Abs. 1 insoweit die Tätigkei-
ten ausüben, die ein Rechtsanwalt, der nach der Bun-
desrechtsanwaltsordnung zugelassen ist, wahrneh-
men kann. Dabei kann er jedoch, soweit die Befugnis 
zum Auftreten vor Gericht von einer Zulassung bei 
dem Gericht abhängt (so die Regelung des § 78 ZPO 
für die Vertretung in Zivilsachen von dem Landge-
richt an aufwärts und in Familiensachen) nicht besser

-

gestellt werden als ein Rechtsanwalt aus der Bundes-
republik Deutschland, der nicht bei dem betreffenden 
Gericht zugelassen ist. Da der Rechtsanwalt aus der 
Deutschen Demokratischen Republik nach § 1 Abs. 2 
Satz 1 die Stellung eines nach der Bundesrechtsan-
waltsordnung zugelassenen Rechtsanwaltes hat, ist 
§ 52 Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung auf ihn 
entsprechend anzuwenden. 

§ 1 Abs. 2 enthält — insbesondere für das Verfahrens-
recht und für die Beachtung berufsrechtlicher Pflich-
ten (soweit diese nicht mit einer Niederlassung zu-
sammenhängen würden) — die Gleichstellung mit ei-
nem nach der Bundesrechtsanwaltsordnung zugelas-
senen Rechtsanwalt. 

Die berufsrechtliche Ahndung etwaiger Pflichtverlet-
zungen kann — im Hinblick auf das Zusammenwach-
sen der deutschen Staaten — der zuständigen Stelle in 
der Deutschen Demokratischen Republik vorbehalten 
bleiben, die in dem gebotenen Umfang zu unterrich-
ten ist. Dieser Verzicht auf eine Ahndung durch Stel-
len im Geltungsbereich dieses Gesetzes gilt nur für 
die berufsrechtliche Seite. Eine etwaige strafrechtli-
che Verfolgung in dem Geltungsbereich dieses Geset-
zes ist nicht ausgeschlossen. 

§ 2 bringt für Patentanwälte aus der Deutschen Demo-
kratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) die 
Gleichstellung im grenzüberschreitenden Verkehr 
mit Patentanwälten, die nach der Patentanwaltsord-
nung zugelassen sind. 

§ 3 erstreckt die für Rechtsanwälte und Patentanwälte 
geltenden Vorschriften des Strafgesetzbuchs auf 
Rechtsanwälte und Patentanwälte aus der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost), 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes tätig wer-
den. 

Das Inkrafttreten der vorliegenden Bestimmungen 
soll davon abhängig sein, daß entsprechende Rege-
lungen in der Deutschen Demokratischen Republik in 
Kraft treten (vgl. Artikel 30 Abs. 2). 

Zu Artikel 21 (Sozialversicherung) 

A. Allgemeiner Teil 

Es muß damit gerechnet werden, daß während des 
Bestehens der Währungsunion Beschäftigte aus dem 
einen deutschen Staat in dem anderen deutschen 
Staat für eine begrenzte Zeit arbeiten werden. In der 
Bundesrepublik Deutschland werden Beschäftigte 
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aus der Deutschen Demokratischen Republik durch 
zeitlich begrenzte Tätigkeiten ihre Kenntnisse und 
Befähigungen verbessern wollen. Auf der anderen 
Seite werden bundesdeutsche Experten bei der Um-
strukturierung der Wirtschaft und Verwaltung der 
Deutschen Demokratischen Republik durch zeitlich 
begrenzte Beschäftigung helfen. Soweit es sich nicht 
um eine Entsendung im Sinne der §§ 4 und 5 des Vier-
ten Buches Sozialgesetzbuch handelt, dürfte gleich-
wohl ein Interesse bei den Betroffenen bestehen, wäh-
rend der Beschäftigung in dem anderen deutschen 
Staat in ihrer Versicherung zu verbleiben, wobei eine 
gleichzeitige Versicherung in beiden deutschen Staa-
ten auszuschließen sein wird. Es muß jedoch sicherge-
stellt werden, daß die Betroffenen nicht ohne sozialen 
Schutz in einem der beiden Staaten sein werden. 

Von seiten der Deutschen Demokratischen Republik 
müssen die entsprechenden Bestimmungen in deren 
Recht geschaffen werden. 

Die Vorschriften haben Übergangscharakter. Die be-
grenzte Zeit der Beschäftigung im jeweils anderen 
Staat ist so zu verstehen, daß sie nur einige wenige 
Jahre im Höchstfall beträgt. 

B. Besonderer Teil 

Zu §1 

Die Vorschrift sieht vor, daß ein Beschäftigter, der 
nach den Rechtsvorschriften der Deutschen Demokra-
tischen Republik Versicherungsschutz genießt, von 
der Versicherung in der Bundesrepublik Deutschland 
befreit ist, wenn er dies beantragt. Er hat also die Ent-
scheidung über die Befreiung in der Bundesrepublik 
Deutschland in der Hand. Besteht kein Versiche-
rungsschutz in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, kann ihm die Befreiung nicht gewährt werden. 

Über die Befreiung entscheidet wie in anderen Fällen 
die zuständige Einzugsstelle, d. h. die Krankenkasse, 
die im Falle einer Krankenversicherung kraft Geset-
zes zuständig wäre. 

Um wirtschaftliche Vorteile beim Arbeitgeber durch 
die Beschäftigung von Personen aus der Deutschen 
Demokratischen Republik zu vermeiden, ist vorgese-
hen, daß auch bei Vorliegen von Versicherungsfrei-
heit der Arbeitgeber die Hälfte des Beitrages zu tra-
gen hat, der zu zahlen wäre, wenn der Beschäftigte in 
der Bundesrepublik Deutschland versicherungs-
pflichtig wäre. Absatz 4 gilt für den Beitrag des Ar-
beitgebers zur Bundesanstalt für Arbeit sinngemäß. 

Zu § 2 

Die Vorschrift lehnt sich an § 1227 Abs. 1 Nr. 8 der 
Reichsversicherungsordnung an. Allerdings erstreckt 
sich die Versicherungspflicht im vorliegenden Falle 
auf die Kranken-, Renten-, Unfa llversicherung und 
die Arbeitslosenversicherung. „Stelle" im Sinne der 
Vorschrift kann ein Wirtschaftsunternehmen oder 
eine juristische Person öffentlichen Rechts sein. Es ist 
auch nicht ausgeschlossen, daß eine einzelne natürli

-

che Person, z. B. ein Einzelhandelskaufmann, einen 
solchen Antrag stellt. Die antragstellende Stelle hat 
die erforderlichen Meldungen zu erstatten, die Bei-
träge zu zahlen und die vorgeschriebenen Lohnunter-
lagen zu führen. Die Beiträge nach § 2 sind in die 
Lohnabrechnung mit einzubeziehen. Die Entschei-
dung über die Versicherungspflicht trifft in Anleh-
nung an § 28h des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
die Krankenkasse. Ihre Entscheidung ist auch für den 
Träger der gesetzlichen Unfallversicherung bindend, 
da die Versicherungspflicht auf Antrag auch die Un-
fallversicherung umfaßt. 

Als maßgebender Lohn ist mindestens die monatliche 
Bezugsgröße der Beitragsberechnung zugrunde zu le-
gen. Auf Antrag kann in der Rentenversicherung so-
wie in der Unfallversicherung ein höherer Be trag an-
genommen werden. In der Krankenversicherung rich-
tet sich jedoch der Beitrag, wenn das tatsächliche Ent-
gelt höher ist als die monatliche Bezugsgröße, nach 
dem tatsächlichen Entgelt. Im Bereich der Kranken-
versicherung kommt es für die höheren Beiträge nicht 
auf einen entsprechenden Antrag der antragstellen-
den Stelle an. 

Zu §3 

Die Vorschrift stellt sicher, daß die entscheidenden 
Stellen in der Deutschen Demokratischen Republik 
davon unterrichtet werden, daß die Versicherungs-
pflicht auf Antrag in der Bundesrepublik Deutschland 
besteht, damit dort  Versicherungsfreiheit eingeräumt 
werden kann und somit eine Doppelversicherung ver-
mieden wird. Die Stellen in der Deutschen Demokra-
tischen Republik sind auch über das Ende einer Ver-
sicherungspflicht in der Bundesrepublik Deutschland 
zu unterrichten, damit, falls die gesetzlichen Voraus-
setzungen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik gegeben sind, do rt  wieder die Versicherungs-
pflicht hergestellt wird. 

Zu §4 

Durch die Verweisung auf das Erste und das Zehnte 
Buch Sozialgesetzbuch wird u. a. sichergestellt, daß 
die Vorschriften über das Verwaltungsverfahren, den 
Datenschutz und die Mitwirkungspflichten des Be-
troffenen entsprechend gelten. 

Zu § 5 

Die Vorschrift eröffnet den Versicherungsträgern die 
Möglichkeit, am Aufbau eines Sozialversicherungssy-
stems in der Deutschen Demokratischen Republik 
mitzuwirken. Soweit sie von diesen Möglichkeiten 
Gebrauch machen, nehmen sie „zugelassene Aufga-
ben" im Sinne von § 30 des Vierten Buches Sozialge-
setzbuch wahr. 
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Zu Artikel 22 und 23 (Gesetzliche 
Rentenversicherung und 
Gesetzliche 
Unfallversicherung) 

A. Allgemeiner Teil 

I. Rentenversicherung 

1. Ablösung des Fremdrentenrechts für Übersiedler 

Ziel des bisherigen Fremdrentenrechts ist es, Aus- 
und Übersiedler rentenrechtlich so zu stellen, als ob 
sie ihr Arbeitsleben in der Bundesrepublik Deutsch-
land zurückgelegt hätten. Diese Zielsetzung, die 
durch die Bestimmungen des Rentenreformgesetzes 
1992 keine grundsätzliche Veränderung erfährt, fand 
ihre historische Legitimation in den Kriegs- und Nach-
kriegsereignissen, in Flucht und Vertreibung von Mil-
lionen Deutschen. Diese bis vor kurzer Zeit noch ge-
gebene Legitimation ist mit den seit dem vergange-
nen Jahr in der Deutschen Demokratischen Republik 
und den übrigen Herkunftsgebieten des Fremdren-
tengesetzes eingetretenen politischen, rechtlichen 
und tatsächlichen Veränderungen jedenfalls so weit-
gehend entfallen, daß es auch aus Gründen der 
Gleichbehandlung nicht mehr vertretbar wäre, an den 
begünstigenden Bestimmungen des Fremdrenten-
rechts unverändert festzuhalten. Im Verhältnis zu 
Übersiedlern wäre dies darüber hinaus auch nicht ver-
einbar mit der Zielvorstellung eines Zusammenwach-
sens beider deutscher Staaten und einer schließlichen 
Verschmelzung ihrer beiderseitigen Rentenversiche-
rungssysteme. 

Für Übersiedler, die nach dem 18. Mai 1990 — und 
damit nach dem Beginn des Transfers von Rentenlei-
stungen aus der Deutschen Demokratischen Republik 
in die Bundesrepublik Deutschland — hier ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt nehmen, soll deshalb das 
Fremdrentenrecht keine Anwendung mehr finden. 
Sie sollen im Bundesgebiet einschließlich Ber lin 
(West) dieselbe Rente erhalten wie in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost), 
und zwar von demselben Rentenversicherungsträger, 
von dem sie ihre Rente auch bisher erhalten haben. 
Hierbei ist zu berücksichtigen, daß mit Verwirkli-
chung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
das Nettorentenniveau in der Deutschen Demokrati-
schen Republik im Verhältnis zu den dortigen Netto-
arbeitsverdiensten der Arbeitnehmer auf 70 v. H. an-
gehoben wird, d. h. auf einen der Bundesrepublik 
Deutschland vergleichbaren Stand. Ferner ist zu be-
rücksichtigen, daß die Renten in der Deutschen De-
mokratischen Republik — ebenso wie die in der Bun-
desrepublik Deutschland — mit der Verwirklichung 
der Währungsunion entsprechend der Entwicklung 
der verfügbaren Arbeitnehmereinkommen in der 
Deutschen Demokratischen Republik dynamisiert 
werden. Mit der Angleichung des z. Z. noch unter-
schiedlichen Wohlstands in der Bundesrepublik 
Deutschland und der Deutschen Demokratischen Re-
publik werden die Renten in der Deutschen Demokra-
tischen Republik deshalb auch in ihrer absoluten 
Höhe grundsätzlich die Renten in der Bundesrepublik 
Deutschland erreichen. 

2. Rentenzahlung für Aussiedler 

Rentenrechtliche Konsequenzen, die aus dieser Neu-
regelung und aus den mit den Veränderungen in der 
Deutschen Demokratischen Republik vergleichbaren 
Veränderungen in den Staaten Osteuropas für Aus-
siedler zu ziehen sein werden, bleiben einem weiteren 
Gesetzgebungsverfahren vorbehalten. 

3. Zahlung von Renten aus der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) in die 
Deutsche Demokratische Republik einschließlich 
Berlin (Ost) 

Dem Grundsatz entsprechend, daß bei einem Wohn-
ortwechsel innerhalb der beiden Teile Deutschlands 
der bisherige Leistungsträger weiterhin zuständig 
bleiben soll, werden die Leistungsträger in der Bun-
desrepublik Deutschland vom Stichtag an Rentenlei-
stungen auch an Rentenbezieher erbringen, die ihren 
gewöhnlichen Aufenthalt in das Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik verlegen. Damit wird 
Mitbürgern, die ihren Lebensabend in ihrer Heimat 
verbringen möchten, dieser Schritt erleichtert. 

II. Unfallversicherung 

Die Ausführungen zur Rentenversicherung gelten in 
der Zielsetzung für die Unfa llversicherung entspre-
chend. Hinsichtlich der Ablösung des Fremdrenten-
rechts für Übersiedler ist für den Bereich der Unfall-
versicherung zu berücksichtigen, daß mit Verwirkli-
chung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
angestrebt wird, die Bestandsrenten der Unfallversi-
cherung zu erhöhen. Maßstab für die Erhöhung ist das 
Verhältnis, das sich aus dem Vergleich der derzeit in 
der Deutschen Demokratischen Republik unter Be-
rücksichtigung der noch gültigen Beitragsbemes-
sungsgrenze gezahlten Vollrente ohne Festbetrag mit 
zwei Dritteln des derzeitigen durchschnittlichen Brut-
toarbeitsentgelts in der Deutschen Demokratischen 
Republik ergibt. Damit erreichen auch die Unfallren-
ten einen der Bundesrepublik Deutschland vergleich-
baren Stand. 

III. Finanzielle Auswirkungen 

Gesetzliche Rentenversicherung 

Durch den Gesetzentwurf treten gegenüber den bis-
herigen langfristigen Finanzberechnungen für die ge-
setzliche Rentenversicherung nur geringfügige Ein-
sparungen ein, da die bisherigen langfristigen Finanz-
berechnungen entsprechend der Entwicklung in der 
Vergangenheit keine auf die Dauer größeren Wande-
rungen zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik unter-
stellt haben. 

Unter der Annahme von 100 000 Rentnern, die in Zu-
kunft auf Grund der geänderten Verhältnisse von der 
Deutschen Demokratischen Republik in die Bundes-
republik Deutschland übersiedeln könnten, ergäben 
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sich nach geltendem Recht Mehraufwendungen von 
etwa 1,8 Mrd. DM, die bei Verwirklichung des vorlie-
genden Gesetzentwurfs vermieden werden. 

Gesetzliche Unfallversicherung 

Die finanziellen Auswirkungen in der gesetzlichen 
Unfallversicherung sind nicht hinreichend genau 
quantifizierbar. Einerseits ergeben sich Einsparun-
gen, weil künftige Übersiedler keine Leistungen nach 
dem Fremdrentengesetz erhalten, andererseits kön-
nen wegen des Leistungsexports Mehraufwendungen 
entstehen. 

Die Einsparungen und Mehraufwendungen dürften 
sehr gering sein. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 22 (Gesetzliche Rentenversicherung) 

Zu § 1 

Nach Absatz 1 werden rentenrechtliche Zeiten, die 
nach dem 18. Mai 1990 bei einem Rentenversiche-
rungsträger im Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik zurückgelegt sind, von der Anwen-
dung des Fremdrentenrechts ausgeschlossen. Für 
Reichsbahner und vergleichbare Personen mit Wohn-
sitz im Geltungsbereich dieses Gesetzes ist eine Son-
derregelung entbehrlich, weil davon auszugehen ist, 
daß dieser Personenkreis künftig Beiträge an einen 
Rentenversicherungsträger im Geltungsbereich die-
ses Gesetzes zahlt. 

Von den rentenrechtlichen Zeiten bei einem Träger 
der Deutschen Demokratischen Republik werden 
auch Zeiten einer Entsendung in einen anderen Staat 
erfaßt. 

Absatz 2 regelt die Berücksichtigung von rentenrecht-
lichen Zeiten, die bis zum 18. Mai 1990 in der Deut-
schen Demokratischen Republik zurückgelegt wur-
den. Hierzu gehören auch die Kindererziehungszei-
ten. Entscheidend hierbei ist das Datum der Begrün-
dung eines gewöhnlichen Aufenthalts im Bundesge-
biet. Lag am 18. Mai 1990 ein gewöhnlicher Aufent-
halt im Bundesgebiet vor, sind diese Zeiten weiterhin 
nach dem Fremdrentenrecht zu berücksichtigen. Lag 
an diesem Datum ein gewöhnlicher Aufenthalt in der 
Deutschen Demokratischen Republik vor, sind diese 
Zeiten nicht mehr nach dem Fremdrentenrecht und 
anderen gesetzlichen Vorschriften zu berücksichti-
gen. 

Nach dieser Regelung behält ein Bundesbürger mit 
Gebietszeiten in der Deutschen Demokratischen Re-
publik bis zum 18. Mai 1990 seine Ansprüche nach 
dem Fremdrentenrecht, wenn er danach seinen ge-
wöhnlichen Aufenthalt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik begründet und später wieder seinen 
gewöhnlichen Aufenthalt ins Bundesgebiet zurück-
verlegt. 

Nach Absatz 2 Satz 2 behält ein Berechtigter mit ren

-

tenrechtlichen Zeiten in der Deutschen Demokrati

-

schen Republik bis zum 18. Mai 1990 seine Ansprüche 
nach dem Fremdrentenrecht auch dann, wenn er am 
18. Mai 1990 seinen gewöhnlichen Aufenthalt im Aus-
land hatte, aber unmittelbar vor Beginn des Auslands-
aufenthalts ein gewöhnlicher Aufenthalt im Bundes-
gebiet vorgelegen hat. Damit werden Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik, die von do rt 

 aus unmittelbar ihren gewöhnlichen Aufenthalt ins 
Ausland verlegten und dort am 18. Mai 1990 lebten, 
bei einem Umzug ins Bundesgebiet von der Anwen-
dung des Fremdrentenrechts für frühere Zeiten in der 
Deutschen Demokratischen Republik ausgeschlos-
sen. 

Zu § 2 

Absatz 1 regelt, daß die Zeiten nach § 1, für die eine 
Anwendung des Fremdrentenrechts und damit eine 
Leistungsgewährung ausgeschlossen ist, bei der Prü-
fung von Anspruchs- und sonstigen Voraussetzungen 
für Leistungen eines Rentenversicherungsträgers im 
Bundesgebiet mitzählen. Dies gilt u. a. für die Erfül-
lung der Wartezeiten, für das Vorliegen einer be-
stimmten Anzahl von Pflichtbeiträgen innerhalb eines 
festgelegten Zeitraums, für die Anrechnungsvoraus-
setzungen für beitragslose Zeiten, für die besondere 
Bewertung von Zeiten mit geringem Arbeitsentgelt 
und der Pflichtbeiträge in den ersten fünf Kalender-
jahren oder der ersten 48 Kalendermonate, für die 
Begünstigung von Sachbezugszeiten sowie Zeiten der 
Arbeitslosigkeit in der Deutschen Demokratischen 
Republik im Rahmen des vorgezogenen Altersruhe-
geldes für Arbeitslose. Dabei sind rentenrechtliche 
Zeiten in der Deutschen Demokratischen Republik 
entsprechend den ab 1. Juli 1990 geltenden Regelun-
gen des Fremdrentenrechts nur eingeschränkt zu be-
rücksichtigen; eine Kürzung auf fünf Sechstel soll hier 
allerdings nicht erfolgen. So werden z. B. Studienzei-
ten in der Deutschen Demokratischen Republik nicht 
als Beitragszeiten angerechnet, selbst wenn für sie 
Beiträge gezahlt worden sind. Zeiten in Sonderversor-
gungssystemen der Deutschen Demokratischen Re-
publik (z. B. der bewaffneten Organe) werden eben-
falls nicht berücksichtigt. 

Für die Voraussetzungen für Renten wegen vermin-
derter Erwerbsfähigkeit ist eine besondere Regelung 
erforderlich, weil die Zeiten, die den Zeitraum von 
fünf Jahren vor Eintritt der Minderung der Erwerbsfä-
higkeit verlängern können oder Anwartschaftserhal-
tungszeiten nach dem Übergangsrecht sind, über den 
Begriff der rentenrechtlichen Zeiten hinausgehen. 

Absatz 2 regelt die Berechnung der Rentenhöhe, 
wenn sowohl rentenrechtliche Zeiten im Bundesge-
biet als auch in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik vorliegen. 

Zu den Bundesgebiets-Beitragszeiten im Sinne dieses 
Gesetzes zählen 

— Beitragszeiten nach Bundesrecht, 

— Pflichtbeitragszeiten im Bundesgebiet einschließ-
lich Berlin (West) nach Reichsversicherungsgeset-
zen, 
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— freiwillige Beiträge für die Zeit des gewöhnlichen 
Aufenthalts im Bundesgebiet einschließlich Ber lin 
(West), 

— freiwillige Beiträge aus dem Ausland an einen Trä-
ger im Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
sowie 

— Kindererziehungszeiten im Bundesgebiet ein-
schließlich Berlin (West). 

Die Regelungen des Absatzes 2 sind nur anzuwenden, 
soweit nicht Abkommensrecht entgegensteht. Ab-
satz 2 ist den allgemeinen rentenrechtlichen Regelun-
gen für Berechtigte im Ausland angenähert. Abwei-
chend hiervon sind zwei wich tige Ausnahmen zu nen-
nen: 

1. Ausfall- oder Anrechnungszeiten, die die Unter-
brechung einer versicherungspflichtigen Beschäf-
tigung oder Tätigkeit voraussetzen, werden nur 
dann berücksichtigt, wenn der letzte Pflichtbeitrag 
vor Beginn der Ausfall- oder Anrechnungszeit ein 
Bundesgebietsbeitrag war. 

2. Rentenbezugszeiten werden nur dann berücksich-
tigt, wenn die Rente von einem Träger im Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes gezahlt worden ist 
und diese Zeiten auch als Zurechnungszeit in der 
Rente berücksichtigt waren. 

Lag am ... ein gewöhnlicher Aufenthalt im Geltungs-
bereich dieses Gesetzes oder im Ausland vor und war 
im Falle des Auslandsaufenthalts unmittelbar vor Be-
ginn des Auslandsaufenthalts ein gewöhnlicher Auf-
enthalt im Geltungsbereich dieses Gesetzes vorhan-
den, werden die in § 2 Abs. 2 Buchstabe h genannten 
Zeiten in vollem Umfang rentensteigernd berücksich-
tigt. 

Absatz 3 regelt, daß z. B. das deutsch-polnische So-
zialversicherungsabkommen vorrangiges Recht ist. 

Absatz 4 enthält die Regelung, daß die rentenrechtli-
chen Zeiten in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik nach dem Inkrafttreten der Rentenreform 1992 im 
Rahmen der Gesamtleistungsbewertung als nicht be-
legungsfähig zu werten sind, soweit das Fremdren-
tenrecht nicht anzuwenden ist. 

Zu §3 

Durch diese Vorschrift wird die Möglichkeit der Zah-
lung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversiche-
rung und Leistungen für Kindererziehung in die Deut-
sche Demokratische Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) für diejenigen eröffnet, die nach dem ... do rt 

 ihren gewöhnlichen Aufenthalt nehmen. Aus Bundes-
gebietszeiten nach dem Stichtag wird die Rente auch 
dann geleistet, wenn der am Stichtag bestehende ge-
wöhnliche Aufenthalt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) beibehal-
ten wird. Dies hat Bedeutung für Pendler aus der 
Deutschen Demokratischen Republik, die im Bundes-
gebiet einschließlich Berlin (West) versicherungs-
pflichtig beschäftigt sind. Für die Höhe der Rente gel-
ten grundsätzlich die Regelungen über die Rentenbe-
rechnung einer im Bundesgebiet geleisteten Rente. 

Da die Zeiten nach § 2 Abs. 2 Satz 1 Buchstaben e 
bis g durch die Deutsche Demokratische Republik 
berücksichtigt werden, wenn der Berechtigte sich do rt 

 gewöhnlich aufhält, wird aus diesen Zeiten in die 
Deutsche Demokratische Republik nicht geleistet. Der 
auf die Rente entfallende Beitragszuschuß für eine 
Krankenversicherung wird ebenfa lls in die Deutsche 
Demokratische Republik einschließlich Berlin (Ost) 
gezahlt. 

Zu §4 

Die Vorschrift bestimmt für Berechtigte, die nach dem 
18. Mai 1990 ihren gewöhnlichen Aufenthalt im Aus-
land genommen haben, daß die ihnen zu leistende 
Rente ohne auf dem Fremdrentenrecht beruhende 
Zeiten und ohne Zeiten nach Reichsrecht außerhalb 
des Bundesgebietes zu berechnen ist. Diese Zeiten 
gelten als Lücken und finden daher insbesondere bei 
der Anrechnung und Bewertung beitragsfreier Zeiten 
keine Berücksichtigung. Für Bezieher von Renten mit 
gewöhnlichem Aufenthalt in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Ber lin (West), die bis zum 
18. Mai 1990 ihren gewöhnlichen Aufenthalt ins Aus-
land verlegt haben, gelten die Vorschriften des bishe-
rigen Auslandsrentenrechts weiter. 

Zu §5 

Personen mit gewöhnlichem Aufenthalt im Bundesge-
biet, die Arbeitnehmer eines Unternehmens in der 
Deutschen Demokratischen Republik sind, erhalten 
aufgrund des Rentenreformgesetzes ab 1. Juli 1990 
Leistungen nach den von der Deutschen Demokrati-
schen Republik gezahlten Entgelten in Deutscher 
Mark. Da bei diesen Bezügen das Abgabenrecht der 
Deutschen Demokratischen Republik berücksichtigt 
wird, kann die Zugrundelegung der danach ausge-
richteten Entgelte zu geringeren Leistungen als nach 
geltendem Recht führen. Für diesen Personenkreis 
soll deshalb aus Gründen des Vertrauensschutzes die 
bisherige Rentenberechnung auf der Grundlage von 
Tabellenentgelten aufrechterhalten bleiben, wenn 
erstmalig Rentenleistungen vor dem 1. Januar 1996 
beginnen. 

Mit Einführung der Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion sollen für den be troffenen Personenkreis die 
Sozialversicherungsbeiträge an die jeweils zuständi-
gen bundesdeutschen Rentenversicherungsträger ab-
geführt werden. 

Zu Artikel 23 (Gesetzliche Unfallversicherung) 

Zu §1 

Nach Absatz 1 werden Arbeitsunfälle, die nach dem 
18. Mai 1990 im Zuständigkeitsbereich eines Trägers 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Repub lik 
eingetreten sind, von der Anwendung des Fremdren-
tenrechts ausgeschlossen. 
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Absatz 2 Satz 1 regelt die Berücksichtigung von Ar-
beitsunfällen, die bis zum Stichtag auf dem Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) eingetreten sind. Entscheidend hierbei ist 
das Datum der Begründung eines gewöhnlichen Auf-
enthalts im Bundesgebiet einschließlich Ber lin (West). 
Lag am Stichtag ein gewöhnlicher Aufenthalt im Bun-
desgebiet einschließlich Berlin (West) vor, sind diese 
Arbeitsunfälle weiterhin nach dem Fremdrentenrecht 
zu berücksichtigen. Lag an diesem Datum ein ge-
wöhnlicher Aufenthalt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) vor, sind 
diese Arbeitsunfälle nicht mehr nach dem Fremdren-
tenrecht zu berücksichtigen. 

Nach Absatz 2 Satz 2 behält ein Berechtigter, der ei-
nen Arbeitsunfall in der Deutschen Demokratischen 
Republik bis zum 18. Mai 1990 erlitten hat, seine An-
sprüche nach dem Fremdrentenrecht auch dann, 
wenn er am Stichtag seinen gewöhnlichen Aufenthalt 
im Ausland hatte, aber unmittelbar vor Beginn des 
Auslandsaufenthalts ein gewöhnlicher Aufenthalt im 
Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) vorgelegen 
hat. Solange der Berechtigte sich im Ausland aufhält, 
ruht die auf Grund des Arbeitsunfalls in der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Ber lin 
(Ost) nach dem Fremdrentenrecht gewährte Unfall-
rente. Personen, die von der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Ber lin (Ost) unmittelbar 
ihren gewöhnlichen Aufenthalt ins Ausland verlegten 
und dort  am Stichtag lebten, werden damit bei einem 
Umzug ins Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 
von der Anwendung des Fremdrentenrechts für frü-
here Arbeitsunfälle in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) ausgeschlossen. 

Zu § 2 

Absatz 1 regelt für Personen, die nach dem 18. Mai 
1990 in die Bundesrepublik Deutschland einschließ-
lich Berlin (West) gekommen sind, daß im Berufs-
krankheitenverfahren gefährdende Tätigkeiten in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) als im Geltungsbereich dieses Gesetzes 
ausgeübt angesehen werden. 

Absatz 2 enthält eine Regelung für sogenannte Stütz-
renten. Hat eine Person in der Deutschen Demokrati-
schen Republik einen Arbeitsunfall erlitten und ist sie 
nach dem 18. Mai 1990 in die Bundesrepublik 
Deutschland gekommen, so daß nach § 1 die Anwen-
dung des Fremdrentengesetzes ausgeschlossen ist, 
wird im Falle eines weiteren Arbeitsunfalls in der Bun-
desrepublik Deutschl and einschließlich Berlin (West) 
der Arbeitsunfall in der Deutschen Demokratischen 
Republik einschließlich Berlin (Ost) mitberücksich-
tigt. Dies kommt zum Tragen, wenn der Arbeitsunfall 
in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) allein keinen Rentenanspruch begrün-
det, weil er zu einer Minderung der Erwerbsfähigkeit 
um weniger als 20 v. H. geführt hat, zusammen mit der 
Minderung der Erwerbsfähigkeit durch den Arbeits-
unfall in der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) jedoch eine Minderung der 
Erwerbsfähigkeit von insgesamt mindestens 20 v. H. 
erreicht wird. Berücksichtigt werden allerdings ein

-

zelne Arbeitsunfälle nur, wenn sie für sich allein zu 
einer Minderung der Erwerbsfähigkeit von minde-
stens 10 v. H. geführt haben. Leistungen werden von 
den Trägern der Unfa llversicherung in der Bundesre-
publik Deutschland nur für die in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Berlin (West) eingetrete-
nen Arbeitsunfälle und die darauf beruhende Minde-
rung der Erwerbsfähigkeit erbracht. 

Zu § 3 

Durch Absatz 1 wird die Möglichkeit des Rentenex-
ports von Unfalleistungen aufgrund von Arbeitsunfäl-
len in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) in die Deutsche Demokratische Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) für diejenigen eröffnet, 
die nach dem Stichtag do rt  ihren gewöhnlichen Auf-
enthalt nehmen. 

Durch die Regelung in Absatz 2 wird der Export von 
Unfalleistungen in die Deutsche Demokratische Re-
publik auch für die Fälle ermöglicht, bei denen der 
Verletzte seinen gewöhnlichen Aufenthalt ständig in 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) hat, jedoch in der Bundesrepublik 
Deutschland tätig und hier unfallversichert ist (Pend-
ler), wenn in der Bundesrepublik Deutschland ein-
schließlich Berlin (West) ein Arbeitsunfall eintritt. 

Die Sonderregelung über Geldleistungen im Land 
Berlin nach § 17 Abs. 2 Unfallrentenzulagegesetz 
(UZG) kann bei der Einführung eines generellen Lei-
stungsexports in die Deutsche Demokratische Repu-
blik entfallen (Absatz 3). 

Zu § 4 

Um eine wirksame Unfallverhütung in der Deutschen 
Demokratischen Republik durchgehend sicherzustel-
len, soll den Unfallversicherungsträgern der Bundes-
republik Deutschland die Möglichkeit der Unterstüt-
zung der Unfallversicherung in der Deutschen Demo-
kratischen Repub lik eingeräumt werden. 

Zu Artikel 24 (Gesetzliche 
Krankenversicherung) 

I. Allgemeiner Teil 

Die Deutsche Demokratische Republik und die Bun-
desrepublik Deutschland haben im Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union vereinbart, daß die Deutsche Demokratische 
Republik alle erforderlichen Maßnahmen einleitet, 
um ihr Krankenversicherungsrecht an das der Bun-
desrepublik Deutschland anzugleichen. 

Zur Anpassung an diese Entwicklung und an das Zu-
sammenwachsen der beiden deutschen Staaten sind 
auch Änderungen des Rechts der gesetzlichen Kran-
kenversicherung der Bundesrepublik Deutschland 
notwendig. 
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Die Regelungen in diesem Artikel enthalten die erfor-
derlichen Rechtsänderungen und stellen sicher, daß 
Versicherte der gesetzlichen Krankenversicherung in 
der Bundesrepublik Deutschland auch bei Eintritt ei-
nes Versicherungsfalls in der Deutschen Demokrati-
schen Republik Leistungen ihrer Krankenkasse erhal-
ten. Soweit sie Versicherungszeiten in der Sozialver-
sicherung der Deutschen Demokratischen Republik 
(einschließlich der Staatlichen Versicherung der 
Deutschen Demokratischen Republik) zurückgelegt 
haben, werden diese in bestimmten Fällen in der ge-
setzlichen Krankenversicherung in der Bundesrepu-
blik Deutschland berücksichtigt, um versicherungs-
rechtliche Nachteile für diesen Personenkreis zu ver-
meiden. 

II. Besonderer Teil 

Zu §1 

Absatz 1 ermöglicht, daß Versicherte der gesetzlichen 
Krankenversicherung der Bundesrepublik Deutsch-
land Leistungen im Krankheitsfall oder bei Schwan-
gerschaft und Mutterschaft bei Aufenthalt in der 
Deutschen Demokratischen Republik ebenso wie in 
der Bundesrepublik Deutschland in Anspruch neh-
men. Die Vorschrift enthält den Grundsatz, daß die 
Leistungspflicht der Krankenkasse auch bei Aufent-
halt ihrer Versicherten in der Deutschen Demokrati-
schen Republik fortbesteht; entsandte Arbeitnehmer 
werden insoweit den übrigen Versicherten gleichge-
stellt. 

Absatz 2 stellt sicher, daß in der Deutschen Demokra-
tischen Republik wohnende Familienangehörige von 
Personen, die in der bundesdeutschen gesetzlichen 
Krankenversicherung versichert sind, ebenfa lls dort 
krankenversichert sind, soweit sie nicht über einen 
eigenen Krankenversicherungsschutz in der Deut-
schen Demokratischen Republik verfügen. 

Absatz 3 trifft für Sachleistungen, die an Versicherte 
der gesetzlichen Krankenversicherung der Bundesre-
publik Deutschland bei Aufenthalt in der Deutschen 
Demokratischen Republik nur im Wege der Inan-
spruchnahme des dortigen Gesundheitswesens er-
bracht werden können, die notwendige Kostenerstat-
tungsregelung. 

Absatz 4 sieht die Aufhebung des § 16 Abs. 5 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) vor. Dieser 
Sonderregelung bedarf es infolge der in Absatz 1 ge-
troffenen Regelung nicht mehr. 

Zu § 2 

In der gesetzlichen Krankenversicherung der Bundes-
republik Deutschland hängen verschiedene Rechts-
positionen von der Erfüllung bestimmter Vorversiche-
rungszeiten ab. § 2 regelt, in welchen Fä llen in der 
Sozialversicherung der Deutschen Demokratischen 
Republik zurückgelegte Versicherungszeiten in glei-
cher Weise wie Zeiten einer Versicherung in der ge-
setzlichen Krankenversicherung der Bundesrepublik 
Deutschland berücksichtigt werden. 

Zu § 3 

Die Vorschrift stellt sicher, daß die für den Anspruch 
auf Sterbegeld maßgebliche Stichtagsregelung des 
§ 58 SGB V auch durch eine zu diesem Zeitpunkt be-
stehende Versicherung in der Sozialversicherung der 
Deutschen Demokratischen Republik erfüllt wird. 

Zu § 4 

Die Vorschrift regelt die beitrags- und melderechtli-
che Behandlung von Renten aus der Deutschen De-
mokratischen Republik, die Versicherte der Kranken-
kassen der Bundesrepublik Deutschland erhalten. 

Diese Renten werden aus verwaltungstechnischen 
Gründen beitragsrechtlich wie Versorgungsbezüge 
behandelt. Beitragszuschüsse müssen — wie auch bei 
Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland — an den Belastungs-
ausgleich der Krankenversicherung der Rentner ab-
geführt werden, um eine Besserstellung der pflicht-
versicherten Bezieher von Renten aus der Deutschen 
Demokratischen Republik zu verhindern. 

Freiwillig Versicherte müssen die Zuschüsse dagegen 
nur insoweit abführen, als die Beitragsbemessungs-
grenze überschritten wird. 

Melderechtlicher Sonderregelungen bedarf es nicht, 
denn die Meldepflichten obliegen nach den gelten-
den bundesdeutschen Vorschriften den Empfängern 
dieser Versorgungsbezüge. 

Auswirkungen infolge der Änderungen im 
Krankenversicherungsrecht der Bundesrepublik 
Deutschland 

Durch die krankenversicherungsrechtlichen Folgeän-
derungen werden die Krankenkassen mit Mehraus-
gaben belastet. Dies gilt insbesondere im Hinblick auf 
Leistungen, die an Versicherte erbracht werden, die 
sich in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) aufhalten. Die Höhe dieser 
Mehrausgaben läßt sich nicht genau beziffern; sie 
hängt vom Umfang der Inanspruchnahme ab und wird 
ferner von der Höhe der Kosten beeinflußt, die von 
den Einrichtungen des Gesundheitswesens der Deut-
schen Demokratischen Republik den Versicherten in 
Rechnung gestellt werden. 

Auch die Anrechnung von Vorversicherungszeiten in 
der Sozialversicherung der Deutschen Demokrati-
schen Republik führt im Ergebnis zu Mehrausgaben 
der Krankenkassen, die jedoch teilweise durch ver-
mehrte Beitragseinnahmen vermindert werden. Der 
Saldo läßt sich derzeit nicht quantifizieren. 

Nicht genau abzuschätzen sind auch die Mehrausga-
ben der Krankenkassen im Rahmen der Erweiterung 
der Stichtagsregelung. Die Mehraufwendungen der 
Krankenkassen für Sterbegeld werden maßgeblich 
von der künftigen Entwicklung der Zahl der Übersied- 
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ler aus der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) abhängen. 

Zu Artikel 25 (Änderung des 
Arbeitsförderungsgesetzes) 

A. Allgemeiner Teil 

Als Schritt zur Vollendung der deutschen Einheit sol-
len Arbeitnehmer, die aus dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
in den Geltungsbereich des Arbeitsförderungsgeset-
zes (AFG) übersiedeln, in das allgemeine Leistungssy-
stem des AFG einbezogen werden. Nach dem Entwurf 
werden deshalb Zeiten einer Beschäftigung im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) den Zeiten einer die Beitragspflicht 
nach dem AFG begründenden Beschäftigung gleich-
gestellt, wenn die Beschäftigung in der Bundesrepu-
blik Deutschland einschließlich Berlin (West) die Bei-
tragspflicht begründet hätte. Danach haben Übersied-
ler unter den gleichen Voraussetzungen wie Arbeit-
nehmer, die im Bundesgebiet einschließlich Ber lin 
(West) beschäftigt waren, in Zukunft Anspruch auf die 
beitragsabhängigen Leistungen des AFG, insbeson-
dere auf Arbeitslosengeld und Leistungen zur Förde-
rung der beruflichen Bildung. Die Eingliederungslei-
stungen nach dem AFG werden auf Aussiedler be-
schränkt. 

Die Höhe der Lohnersatzleistungen nach dem AFG 
für Übersiedler soll sich grundsätzlich nach dem Brut-
toarbeitsentgelt richten, das der Übersiedler in der 
Deutschen Demokratischen Republik zuletzt verdient 
hat. 

Im übrigen sollen für die Höhe der am Nettoarbeits-
entgelt ausgerichteten einzelnen Leistungssätze die 
gleichen Regelungen gelten wie für Arbeitnehmer, 
die in der Bundesrepublik Deutschland einschließlich 
Berlin (West) beschäftigt waren. Das bedeutet: 

— Die für die Berechnung des Nettoarbeitsentgelts 
maßgebenden gesetzlichen Abzüge (Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, Beiträge zur Sozialversicherung) 
richten sich nach dem im Bundesgebiet geltenden 
Recht (§ 111 Abs. 2 AFG). 

— Für die jeweilige „Nettolohnersatzquote" gelten 
die Regelungen des AFG. 

Beim Arbeitslosengeld beträgt demnach die „Net-
tolohnersatzquote " für einen arbeitslosen Über-
siedler, der mindestens ein zu berücksichtigendes 
Kind hat, 68 v. H., für die übrigen arbeitslosen 
Übersiedler 63 v. H. Danach würde beispielsweise 
ein arbeitsloser Übersiedler mit einem Bruttoar-
beitsentgelt von 1 200 DM in der Leistungs-
gruppe C (Lohnsteuerklasse III), der ein Kind im 
Sinne des Einkommensteuergesetzes hat, Arbeits-
losengeld in Höhe von 676 DM monatlich erhal-
ten. 

B. Besonderer Teil 

Zu Nummer 1 (§ 40a Abs. 1 Satz 3 AFG) 

Folgeänderung zu Artikel 25 Nr. 3 und 10. 

Zeiten einer Beschäftigung, die ein Deutscher im 
Sinne des Artikels 116 GG im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
ausgeübt hat, werden nach § 241 b Abs. 1 (vgl. Arti-
kel 25 Nr. 10) einer beitragspflichtigen Beschäftigung 
nach dem AFG gleichgeste llt. Einer besonderen Re-
gelung für diesen Personenkreis bedarf es deshalb 
nicht mehr. 

Zu Nummer 2 (Überschrift des Siebten 
Unterabschnitts des Zweiten 
Abschnitts des AFG) 

Folgeänderung zu Artikel 25 Nr. 3. 

Zu Nummer 3 (§ 62 a AFG) 

Buchstabe a Doppelbuchstabe aa 

Folgeänderung zu Artikel 25 Nr. 10. 

Nach § 241 b Abs. 1 in der Fassung dieses Entwurfs 
werden Zeiten einer Beschäftigung, die ein Deutscher 
im Sinne des Artikels 116 GG im Gebiet der Deut-
schen Demokratischen Republik einschließlich Berlin 
(Ost) ausgeübt hat, einer beitragspflichtigen Beschäf-
tigung nach dem AFG gleichgestellt. Damit sind 
Übersiedler in das allgemeine Leistungssystem des 
AFG einbezogen. Mit der Änderung werden deshalb 
die Eingliederungsleistungen nach dem Siebten Un-
terabschnitt des Zweiten Abschnitts auf Aussiedler 
beschränkt, die nach dem Bundesvertriebenengesetz 
Rechte und Vergünstigungen in Anspruch nehmen 
können. 

Mit der Neufassung der Vorschrift werden zugleich 
die unterschiedlichen Regelungen aufgehoben, die 
das AFG für Deutsche im Sinne des Artikels 116 GG 
aus dem Gebiet des Deutschen Reiches nach dem 
Stand vom 31. Dezember 1937 und für Vertriebene 
außerhalb dieses Gebietes enthält. 

Buchstabe a Doppelbuchstabe bb 

Die Regelung stellt klar, daß Aussiedler, die nach dem 
Entstehen eines Anspruchs auf Eingliederungsgeld in 
ein Aussiedlungsgebiet zurückkehren, durch die Be-
schäftigung in diesen Gebieten keinen erneuten An-
spruch auf Eingliederungsgeld erwerben. 

Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

Die Vorschrift bestimmt, daß das Eingliederungsgeld 
eines Aussiedlers, der wegen tatsächlicher oder recht-
licher Bindungen nur eine Teilzeitbeschäftigung aus-
üben kann, nach Maßgabe der verminderten Arbeits- 
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zeit zu bemessen ist. Damit werden Aussiedler den 
übrigen Arbeitnehmern, die Leistungen bei Arbeitslo-
sigkeit erhalten, insoweit gleichgestellt. Als wöchen-
tliche Arbeitszeit eines Vollzeitarbeitnehmers ist die 
tarifliche wöchentliche regelmäßige Arbeitszeit eines 
Angestellten im öffentlichen Dienst zugrunde zu le-
gen (gegenwärtig 38,5 Stunden). Diese Arbeitszeit 
entspricht der derzeitigen durchschnittlichen Regel-
arbeitszeit von wöchentlich 38,55 Stunden der von 
Tarifverträgen erfaßten Arbeitnehmer (vgl. Clasen, 
BArbBl. 1990, Heft 3, S. 7). 

Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 

Redaktionelle Änderungen wegen der Einfügung ei-
nes Satzes 2 (vgl. Artikel 25 Nr. 3 Buchstabe b Dop-
pelbuchstabe aa). 

Zu Nummer 4 (§ 62b Abs. 1 AFG) 

Redaktionelle Anpassung an die in Artikel 25 Nr. 3 
Buchstabe a Doppelbuchstabe aa vorgesehene Ände-
rung des § 62 a Abs. 1 Satz 1 AFG (Beschränkung der 
Eingliederungsleistungen auf Aussiedler). 

Zu Nummer 5 (§ 62 c Abs. 2 AFG) 

Buchstabe a 

Die Sprachförderung nach dem AFG wird auf die Aus-
siedler beschränkt, die nach dem Bundesvertriebe-
nengesetz Rechte und Vergünstigungen in Anspruch 
nehmen können. 

Buchstabe b 

Bestimmte Gruppen von Aussiedlern können in ihrem 
Herkunftsland die Voraussetzungen einer notwendi-
gen 70tägigen Erwerbstätigkeit innerhalb der Rah-
menfrist nicht erfüllen, weil sie z. B. aufgrund beste-
hender gesetzlicher Regelungen längere Zeit wegen 
Kinderbetreuung beurlaubt waren. In diesen Fällen 
soll eine Sprachförderung möglich sein, wenn es sich 
um einen Aussiedler handelt, der Rechte und Vergün-
stigungen nach dem Bundesvertriebenengesetz in 
Anspruch nehmen kann. 

Zu Nummer 6 (§ 62 d Abs. 1 AFG) 

Vgl. die Begründung zu Nummer 5. 

Zu Nummer 7 (§ 130 Abs. 2 AFG) 

Nach dem Recht der Deutschen Demokratischen Re-
publik werden Zeiten einer Beschäftigung im Gel-
tungsbereich des AFG einer beitragspflichtigen Be-
schäftigung im Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) gleichge

-

stellt. Arbeitnehmer mit Wohnsitz in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
können deshalb auf Grund ihrer Beschäftigung im 
Geltungsbereich des AFG einen Anspruch auf Ar-
beitslosengeld nach dem Recht der Deutschen Demo-
kratischen Republik erwerben. § 130 Abs. 2 AFG ist 
deshalb entbehrlich. 

Zu Nummer 8 (§ 134 Abs. 3b AFG) 

Folgeänderung zu Artikel 25 Nr. 3 und 10. 

Die Gleichstellung von Beschäftigungszeiten von 
Übersiedlern soll in § 241 b Abs. 1 AFG (vgl. Arti-
kel 25 Nr. 10) geregelt werden. Der neugefaßte § 134 
Abs. 3 b AFG beschränkt sich deshalb auf die Gleich-
stellung von Beschäftigungszeiten für Aussiedler. 

Zu Nummer 9 (§ 136 Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 AFG) 

Die Regelung stellt klar, von welchem Arbeitsentgelt 
bei der „originären" Arbeitslosenhilfe (§ 134 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 4 Buchstabe b AFG) für Zeiten einer Be-
schäftigung auszugehen ist, die bei Aussiedlern Zei-
ten einer beitragspflichtigen Beschäftigung gleichge-
stellt sind. 

Zu Nummer 10 (§ 241b AFG) 

Absatz 1 

Die Vorschrift stellt Beschäftigungen, die ein Deut-
scher im Sinne des Artikels 116 GG im Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) ausgeübt hat, einer im Geltungsbereich 
des AFG ausgeübten beitragspflichtigen Beschäfti-
gung gleich, sofern die Beschäftigung bei Ausübung 
im Geltungsbereich des AFG die Beitragspflicht be-
gründet hätte. Damit wird gewährleistet, daß Arbeit-
nehmer, die aus der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost) in den Geltungsbe-
reich des AFG übersiedeln, unter den gleichen Vor-
aussetzungen Anspruch auf die allgemeinen beitrags-
abhängigen Lohnersatzleistungen des AFG haben 
wie Arbeitnehmer, die im Geltungsbereich des AFG 
beschäftigt waren. Dies gilt insbesondere für die Lei-
stungen zur Förderung der beruflichen Bildung und 
für das Arbeitslosengeld. 

Absätze 2, 3 und 4 

Nach Absatz 2 soll sich das Arbeitslosengeld eines 
Übersiedlers nach dem Arbeitsentgelt für seine Be-
schäftigung im Gebiet der Deutschen Demokrati-
schen Republik einschließlich Berlin (Ost) richten. Das 
„Arbeitsentgeltsystem" in der Deutschen Demokrati-
schen Republik weist jedoch erhebliche Unterschiede 
gegenüber dem in der Bundesrepub lik Deutschland 
geltenden System auf (fehlende Tarifverträge; Prä-
miensystem). Die in Absatz 2 vorgesehenen Maßga- 
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ben für die Anwendung des § 112 AFG tragen diesen 
Besonderheiten Rechnung. 

Nach Absatz 3 sind die Lohnersatzleistungen abwei-
chend von Absatz 2 nach dem tariflichen Arbeitsent-
gelt zu bemessen, das der Arbeitslose nach seinen 
Kenntnissen und Fähigkeiten im Geltungsbereich des 
AFG erzielen kann, wenn er innerhalb der letzten fünf 
Jahre mindestens 360 Kalendertage im Geltungsbe-
reich des AFG beitragspflichtig beschäftigt war oder 
innerhalb der letzten vier Jahre Arbeitslosengeld oder 
Arbeitslosenhilfe bezogen hat. Damit wird gewährlei-
stet, daß Arbeitnehmer, die bereits im Geltungsbe-
reich des AFG beschäftigt waren, aber vorüberge-
hend eine Beschäftigung im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Berlin (Ost) 
ausgeübt haben, Lohnersatzleistungen des AFG nach 
dem Bruttoarbeitsentgeltniveau in der Bundesrepu-
blik Deutschland erhalten. 

Absatz 4 ermächtigt den Bundesminister für Arbeit 
und Sozialordnung, das Arbeitsentgelt nach Absatz 2 
der Entwicklung der durchschnittlichen Arbeitsent-
gelte im Gebiet der Deutschen Demokratischen Repu-
blik einschließlich Berlin (Ost) anzupassen, da nicht 
auszuschließen ist, daß sich nach Einführung der 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik die Höhe der Arbeitsent-
gelte kurzfristig erheblich ändern wird. 

Absatz 5 

Die Vorschrift ergänzt die Regelung des Absatzes 1, 
nach der Zeiten einer Beschäftigung in der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) 
den Zeiten einer nach dem AFG beitragspflichtigen 
Beschäftigung grundsätzlich gleichstehen. 

Satz 1 bestimmt, daß ein Anspruch auf Arbeitslosen-
geld, der nach dem Recht der Deutschen Demokrati-
schen Republik entstanden ist, bei der Anwendung 
des AFG einem Leistungsanspruch nach dem AFG 
gleichsteht. Das bedeutet insbesondere, daß Beschäf-
tigungszeiten, die bereits einen Anspruch nach dem 
Recht der Deutschen Demokratischen Republik be-
gründet haben, keinen weiteren Anspruch nach dem 
AFG begründen können (§ 104 Abs. 3 zweiter Halb-
satz AFG). Ein nach dem Recht der Deutschen Demo

-

kratischen Republik entstandener Anspruch auf Ar-
beitslosengeld kann auch im Geltungsbereich des 
AFG geltend gemacht werden. Satz 2 bet rifft die ört-
liche Zuständigkeit des Arbeitsamtes. 

Absatz 6 

Mit dieser Vorschrift wird sichergestellt, daß der An-
spruch auf Arbeitslosengeld auch während der Zeiten 
ruht, für die dem Arbeitslosen Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik zuerkannt sind, wenn diese Leistungen den 
in § 118 Abs. 1 Satz 1 AFG genannten Leistungen ver-
gleichbar sind. 

Absatz 7 

Diese Vorschrift stellt Vorruhestandsgeld, das nach 
dem Recht der Deutschen Demokratischen Republik 
gewährt wird, dem in § 118b AFG genannten Vorru-
hestandsgeld gleich. 

Absatz 8 

Nach Absatz 1 können Beschäftigungen im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) Leistungsansprüche nach dem AFG 
begründen. Das Arbeitsförderungsgesetz der Deut-
schen Demokratischen Republik wird die gleichen 
Regelungen für Beschäftigungen im Gebiet der Bun-
desrepublik Deutschland einschließlich Ber lin (West) 
vorsehen. Die Vorschrift bestimmt deshalb, daß ge-
genüber der Zentralen Arbeitsverwaltung der Deut-
schen Demokratischen Republik dieselben Aus-
kunfts- und Bescheinigungspflichten bestehen wie 
gegenüber der Bundesanstalt für Arbeit, soweit dies 
zur Durchführung des Arbeitsförderungsgesetzes 
der Deutschen Demokratischen Republik notwendig 
ist. 

Absatz 9 

Für Umstände, die einen Anspruch auf Arbeitslosen-
hilfe begründet haben, soll es künftig nicht darauf 
ankommen, ob sie im Geltungsbereich des AFG oder 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) verwirklicht wurden. Der 
Entwurf geht davon aus, daß die in § 134 Abs. 2 AFG 
genannten Tätigkeiten wegen der tatsächlichen Ge-
gebenheiten von Absatz 1 erfaßt werden, wenn sie im 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik ein-
schließlich Berlin (Ost) ausgeübt wurden. 

Absatz 10 

Die Regelung zieht die Folgerungen aus der Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De-
mokratischen Republik. Sie bedeutet, daß z. B. Lei-
stungen, die nach den Vorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik gewährt werden, um einen 
durch einen Körperschaden verursachten Mehrbedarf 
zu decken, nach § 138 Abs. 3 Nr. 1 AFG auch in der 
Bundesrepublik Deutschland nicht als Einkommen 
gelten. 

Absatz 11 

Die Androhung einer Geldbuße bis zu 1 000 DM (vgl. 
§ 17 Abs. 1 Ordnungswidrigkeitengesetz) dient der 
Durchsetzung der in Absatz 8 bestimmten Auskunfts- 
und Bescheinigungspflichten. 
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Zu Nummer 11 (§ 2421 AFG) 

Absatz 1 

Absatz 1 gewährleistet, daß Übersiedler, deren An-
spruch auf Eingliederungsgeld nach § 62 a AFG vor 
dem Tag des Inkrafttretens des Gesetzes entstanden 
ist, diese Leistungen ohne Änderungen weiterbezie-
hen können. Für Ansprüche gemäß §§ 62 b bis 62 d gilt 
dies entsprechend, wenn der Teilnehmer vor dem Tag 
des Inkrafttretens des Gesetzes in die Maßnahme ein-
getreten ist und Leistungen beantragt hat. 

Absatz 2 

Mit dieser Vorschrift wird sichergestellt, daß Arbeits-
lose, die bis zum ... (Tag vor dem Tag des Inkrafttre-
tens des Gesetzes) in Anwendung des § 130 Abs. 2 
AFG Leistungen nach dem AFG erhalten haben, diese 
Leistungen auch weiterhin erhalten können. 

Absatz 3 

Die Vorschrift regelt, daß Zeiten einer Beschäftigung 
im Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin (Ost) einen Anspruch auf allge-
meine beitragsabhängige Leistungen nach dem AFG 
(z. B. Unterhaltsgeld, Arbeitslosengeld, Arbeitslosen-
hilfe) — bei Vorliegen der Voraussetzungen im übri-
gen — nur für die Zeit nach dem ... (Tag des Inkraft-
tretens des Gesetzes) begründen. 

Für die Begründung und den Umfang eines solchen 
Anspruchs bleiben aber nach Satz 2 Zeiten außer Be-
tracht, die vor der Entstehung eines Anspruchs auf 
Eingliederungsgeld liegen. Damit soll vermieden wer-
den, daß Beschäftigungszeiten mehrmals zur Begrün-
dung eines Leistungsanspruchs herangezogen wer-
den. 

Absatz 4 

Die Übergangsregelung soll sicherstellen, daß die von 
der Änderung des § 134 Abs. 3 b AFG betroffenen Ar-
beitslosen ausreichend Zeit haben, sich auf die neue 
Regelung einzustellen. 

C. Finanzielle Auswirkungen 

Unter der Annahme von je jahresdurchschnittlich 
10 000 leistungsbeziehenden Übersiedlern ergeben 
sich Minderausgaben in Höhe von rd. 80 Mio. DM pro 
Jahr. 

Bei den Auswirkungen auf die Sozialhilfe ist zu be-
rücksichtigen, daß die Erwerbsbeteiligung der Frauen 
in der Deutschen Demokratischen Republik deutlich 
höher ist als in der Bundesrepublik Deutschland. Es 
dürften folglich je Familie, auch im ungünstigeren 
Falle der Arbeitslosigkeit beider Ehepartner, zwei Lei-
stungsansprüche nach dem AFG in vielen Fällen be

-

stehen, so daß ergänzende Leistungen der Sozialhilfe 
vermindert zu erwarten sind. 

Unter der Annahme, daß danach je 10 000 leistungs-
beziehenden Übersiedlern jahresdurchschnittlich 
4 000 AFG-Leistungsbezieher ergänzende Leistungs-
ansprüche nach dem Bundessozialhilfegesetz in Höhe 
von 250 DM im Monat realisieren, ergäbe sich eine 
rechnerische Mehrbelastung der Sozialhilfe von rd. 
12 Mio. DM pro Jahr. 

Zu Artikel 26 (Bundesvertriebenengesetz) 

A. Allgemeiner Teil 

Übersiedler aus dem Gebiet der Deutschen Demokra-
tischen Republik einschließlich Ber lin (Ost) sollen hin-
sichtlich der Leistungen bei Krankheit grundsätzlich 
so gestellt werden, als ob sie in der Bundesrepublik 
Deutschland ihren Arbeitsplatz aufgegeben und in 
diesem Zusammenhang ihre Mitgliedschaft als Versi-
cherungspflichtige in der gesetzlichen Krankenversi-
cherung beendet hätten. Sie erhalten künftig Leistun-
gen für längstens einen Monat. 

Auch bei der Arbeitslosenhilfe werden Übersiedler, 
die Selbständige sind, wie entsprechende Arbeitslose 
in der Bundesrepublik Deutschland behandelt. 

B. Besonderer Teil 

Zu Nummer 1 (§ 90a BVFG) 

Buchstabe a 

Folgeänderung zur Änderung des Arbeitsförderungs-
gesetzes (Artikel 25 Nr. 3 und 10) 

Buchstabe b 

Eine im Geltungsbereich des AFG ausgeübte Tätig-
keit als Selbständiger oder mithelfender Familienan-
gehöriger begründet keinen Anspruch auf Arbeitslo-
senhilfe. Die in § 90 a Abs. 2 BVFG geregelte Besser-
stellung von Übersiedlern soll nicht beibehalten wer-
den. 

Buchstabe c 

Die Übergangsregelung soll sicherstellen, daß die von 
der Änderung des Absatzes 2 betroffenen Arbeitslo-
sen ausreichend Zeit haben, sich auf die neue Rechts-
lage einzustellen. 

Zu Nummer 2 (§ 90b Abs. 1 Satz 1 BVFG) 

In § 90b Abs. 1 Satz 1 BVFG werden die Vorschriften 
gestrichen, die sich auf Übersiedler aus dem Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Berlin (Ost) beziehen. Im übrigen wird Marge- 
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stellt, daß die Vertriebenen und ehemaligen politi-
schen Häftlinge die Leistungen nur bei der ersten Auf-
enthaltsnahme im Bundesgebiet — d. h. einmalig und 
nicht wiederholt — erhalten. 

Zu Nummer 3 (§ 90c BVFG) 

§ 90 c BVFG regelt die Leistungen bei Krankheit an 
Übersiedler neu. Die Vorschrift ist dem § 19 Abs. 2 
SGB V nachgebildet. Dementsprechend erhalten 
Übersiedler aus der Deutschen Demokratischen Re-
publik einschließlich Berlin (Ost), die dort  in der So-
zialversicherung krankenversichert waren, Leistun-
gen nach dem Krankenversicherungsrecht der Bun-
desrepublik Deutschland längstens für einen Monat. 
Damit sind die Übersiedler, die in der Bundesrepublik 
Deutschland einschließlich Ber lin (West) ihren ständi-
gen Aufenthalt nehmen, den Versicherungspflichti-
gen gleichgestellt, deren Mitgliedschaft in der gesetz-
lichen Krankenversicherung z. B. durch Beendigung 
des Arbeitsverhältnisses endet. 

Der Berechnung des Krankengeldes nach § 47 SGB V 
wird das regelmäßige Arbeitsentgelt und Arbeitsein-
kommen zugrunde gelegt, das der Übersiedler in der 
Deutschen Demokratischen Republik einschließlich 
Berlin (Ost) erzielt hat. 

Die Kosten für die Leistungen werden den Kranken-
kassen wie die bisherigen Leistungen für Übersiedler 
aus Bundesmitteln nach § 90 b BVFG erstattet. Außer-
dem erhalten die Krankenkassen wie bisher Verwal-
tungskostenersatz. 

Zu Nummer 4 (§ 105b BVFG) 

Es handelt sich um eine Übergangsvorschrift zur Ab-
wicklung der Fälle, in denen Ansprüche bis zum In-
krafttreten des § 90 c BVFG entstanden sind. Für 
Übersiedler, die vor dem Inkrafttreten des Gesetzes 
ihren ständigen Aufenthalt im Bundesgebiet genom-
men haben und erkrankt sind, bleibt es bei dem bis-
herigen Recht. 

C. Finanzielle Auswirkungen 

Minderausgaben wegen Verminderung der Höchst-
dauer der Leistungsgewährung an Übersiedler. Der 
Umfang ist nicht quantifizierbar, da die Kostenauftei-
lung zwischen Aussiedlern und Übersiedlern wegen 
derselben Rechtsgrundlage bisher nicht statistisch er-
faßt wurde (Gesamtansatz für Aussiedler und Ober-
siedler im Haushalt 1990: 100 Mio. DM). 

Zu Artikel 27 

Satz 1 legt die zuständige Stelle für die Bestätigung 
der Umstellungsrechnung und das Verfahren der Zu-
teilung und des Erwerbs der  Ausgleichsforderungen 
fest. Nach Satz 2 kann die Ermächtigung zum Erlaß 
von Rechtsverordnungen auf das Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen übertragen werden. Satz 3 regelt 

die Zuständigkeit für den Erlaß von Rechtsverordnun-
gen über die Formblätter für Umstellungsrechnungen 
und deren Prüfung. 

Zu Artikel 28 (Bundesbahngesetz) 

Die gegenseitige Anerkennung der Abgeordneten-
ausweise in der Bundesrepublik Deutschland und in 
der Deutschen Demokratischen Republik trägt zur Er-
leichterung gesamtdeutscher Parlamentsarbeit bei. 

Zu Artikel 29 (Gesetz über die Statistik des 
Warenverkehrs mit der Deutschen 
Demokratischen Republik 
einschließlich Berlin [Ost]) 

Zu Nummer 1 (zu § 2 Abs. 2) 

Mit Inkrafttreten des Staatsvertrages über die Verein-
barung einer Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union sollen die Kontrollen des Warenverkehrs an der 
innerdeutschen Grenze möglichst vollständig entf al-
len. Unterlagen, die bei der Abfertigung der Waren-
sendungen bisher anfielen, sind damit nicht mehr vor-
handen. 

Um eine Beobachtung der Entwicklung des deutsch-
deutschen Warenverkehrs zu ermöglichen und wei-
terhin ausreichende Basisdaten für die volkswirt-
schaftlichen Gesamtrechnungen zur Verfügung zu 
haben, sind Meldungen erforderlich. Diese sind von 
den Unternehmen im Falle der Lieferung oder des 
Bezugs von Waren in die oder aus der Deutschen 
Demokratischen Republik einschließlich  Berlin (Ost) 
an das Statistische Bundesamt abzugeben. 

Zu Nummer 2 (§§ 2 a bis 2 c) 

Zu § 2 a 

Zur Darstellung von Umfang und Struktur der Waren-
ströme und als Basisdaten für die Erstellung der volks-
wirtschaftlichen Gesamtrechnungen sind die genann-
ten Erhebungsmerkmale erforderlich. Grundlage der 
Meldungen ist das Systema tische Güterverzeichnis 
für Produktionsstatistiken, das an die Stelle des Wa-
renverzeichnisses für die Industriestatistik sowie des 
Güterverzeichnisses für die Land- und Forstwirt-
schaft, Fischerei getreten ist. 

Zu § 2 b 

Die für die Durchführung der Statistik notwendigen 
Hilfsmerkmale werden in dieser Bestimmung be-
zeichnet. 
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Zu § 2 c 

§ 2 c ordnet die Auskunftspflicht für die Statistik des 
innerdeutschen Warenverkehrs an. 

Zu Nummer 3 (zu § 3) 

Bei der bisher geltenden Veröffentlichungsregelung 
wird die nunmehr anzuwendende Systema tik des 
Güterverzeichnisses für die Produktionsstatistiken zu-
grunde gelegt. Angaben über die aktive und passive 
Lohnveredelung im Warenverkehr entfallen künftig. 

Zu Nummer 4 (zu § 4) 

Da der Verrechnungsverkehr entfällt und somit die 
bisherige Notwendigkeit einer genaueren Kontrolle 
und Überwachung nicht mehr besteht, ist die Weiter-
leitung von Einzelangaben nicht mehr erforderlich. 

Zu Artikel 30 bis 32 (Fonds „Deutsche Einheit") 

A. Allgemeiner Teil 

Der deutsche Einigungsprozeß ist eine gesamtstaatli-
che Aufgabe, deren Lasten von Bund, Ländern und 
Gemeinden gemeinsam getragen werden müssen. Zu 
diesem Zweck hat die Bundesrepublik Deutschland in 
dem Staatsvertrag mit der Deutschen Demokratischen 
Republik die Verpflichtung übernommen, in der 
Übergangsphase zur Sozialen Marktwirtschaft im 
Hinblick auf die sich erst schrittweise aufbauende Fi-
nanzierungskraft zum Haushaltsausgleich beizutra-
gen.  

Zur Wahrnehmung dieser Aufgabe der Bundesrepu-
blik Deutschland sieht der Entwurf die Einrichtung 
eines Fonds „Deutsche Einheit" als unselbständiges 
Sondervermögen des Bundes nach Artikel 110 Abs. 1 
GG vor, der vom Bundesminister der Finanzen ver-
waltet wird. Der Bundesminister der Finanzen wird 
hierbei durch einen Beirat unterstützt, in dem Bund 
und Länder gleichberech tigt vertreten sind. Der 
Fonds dient als Finanzierungsinstrument zur Erfül-
lung der finanziellen Verpflichtungen der Bundesre-
publik Deutschland aus dem Staatsvertrag und der 
Leistung weiterer Hilfen an die Deutsche Demokra ti

-sche Republik sowie nach einem Beitritt der Deut-
schen Demokratischen Republik nach Artikel 23 GG 
zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben auf dem Gebiet 
der jetzigen Deutschen Demokratischen Republik im 
Zeitraum von 1990 bis 1994. 

Über den Fonds sollen in den Jahren 1990 bis 1994 
folgende Beträge bereitgestellt werden können: 

1990 22 Mrd. DM 
1991 35 Mrd. DM 
1992 28 Mrd. DM 
1993 20 Mrd. DM 
1994 10 Mrd. DM. 

Der Fonds finanziert sich über Zuweisungen aus dem 
Bundeshaushalt im Gesamtvolumen von 20 Mrd. DM, 

die der Bund entsprechend seiner Möglichkeiten zu 
Einsparungen bei teilungsbedingten Kosten ein-
bringt, sowie über Kredite im Gesamtbetrag von 
95 Mrd. DM. Zur Abdeckung der Schuldendienstver-
pflichtungen erhält der Fonds ab 1991 Zuschüsse aus 
dem Bundeshaushalt, die vom Bund und den Ländern 
einschließlich Gemeinden je zur Hälfte getragen wer-
den. 

Die Beteiligung der Länder einschließlich der Ge-
meinden an den Lasten trägt dem Gedanken der Soli-
dargemeinschaft und ihrer gesamtstaatlichen Mitver-
antwortung innerhalb des sich bildenden gesamt-
deutschen Bundesstaates Rechnung. Die Länder tre-
ten aus ihrem Anteil an der Umsatzsteuer nach Arti-
kel 106 Abs. 3 GG von 1991 an jährlich Beträge in 
Höhe von 50 v. H. der Fondszuschüsse an den Bund 
ab. Der Beitrag der Gemeinden wird über eine Neu-
regelung der Gewerbesteuerumlage zugunsten der 
Länder mit dem Ziel einer Gesamtbeteiligung der Ge-
meinden an dem Lastenanteil der Länder in einer 
Größenordnung von etwa 40 v. H. erreicht. 

Die Aufgaben auf dem Wege zur deutschen Vereini-
gung heben sich in Ziel, Art und Größenordnung so 
sehr von den laufenden öffentlichen Aufgaben ab, daß 
es sachgerecht ist, ge trennt von den allgemeinen 
Haushalten des Bundes und der Länder eine Sonder-
finanzierung über ein Sondervermögen auf Bundes-
ebene vorzusehen. Die deutsche Einigung wird nicht 
nur auf dem Gebiet der heutigen Deutschen Demo-
kratischen Republik, sondern auch in der Bundesre-
publik Deutschland neue Chancen und wirtschaftli-
che Vorteile in be trächtlichem Ausmaß bringen. Da-
her ist es sachgerecht, die „Investitionen" in die deut-
sche Zukunft nicht sofort in vollem Umfang aus lau-
fenden Haushaltsmitteln, sondern zu einem beträcht-
lichen Teil langfristig über Kredite zu finanzieren. Die  

Kosten der Teilung Deutschlands in den öffentlichen 
Haushalten werden sich erst in einem mittelfristigen 
Zeitraum abbauen. 

Die Regierungschefs von Bund und Ländern haben 
am 16. Mai 1990 vereinbart, daß diese Gesamtrege-
lung für 1992 in Anlehnung der dann vorhandenen 
Gegebenheiten überprüft werden soll. 

Die Artikel 30 bis 32 bedürfen nach Artikel 106 Abs. 3 
und 6 GG der Zustimmung des Bundesrates. 

Dem Bund entstehen Kosten durch die Zuweisungen 
an den Fonds in Höhe von 20 Mrd. DM im Zeitraum 
von 1990 bis 1994 sowie durch die dem Fonds gewähr-
ten Schuldendienstzuschüsse für die vom Fonds auf-
genommenen Kredite. Der Bund beabsichtigt, die 
20 Mrd. DM aus Einsparungen teilungsbedingter Ko-
sten in steigenden Be trägen mit etwa 2, 4, 4,5 und 
5 Mrd. DM in den Haushaltsjahren ab 1990 einzubrin-
gen. Die Schuldendienstzuschüsse aus dem Bundes-
haushalt belaufen sich beginnend mit 1991 auf etwa 
2 Mrd. DM ansteigend bis auf 9,5 Mrd. DM jährlich ab 
1995 nach Vollauffüllung des Fonds. Diesen Ausga-
ben stehen Mehreinnahmen aus dem Umsatzsteu-
eranteil der Länder in Höhe von 50 v. H. der Fondszu-
schüsse gegenüber. Bei den Ländern entstehen ent-
sprechende Mindereinnahmen beim Umsatzsteu-
eraufkommen, die etwa zu 40 v. H. im Rahmen der 
vorgesehenen Neuregelung der Gewerbesteuerum- 
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lage zugunsten der Länder durch entsprechende Min-
dereinnahmen der Gemeinden ausgeglichen werden. 
Auswirkungen auf das Preisniveau hängen von der 
Entwicklung des Zinsniveaus ab. 

B. Besonderer Teil 

Zu Artikel 30 (Errichtung eines Fonds 
„Deutsche Einheit") 

Zu §1 

Die Vorschrift regelt die Errichtung des Fonds „Deut-
sche Einheit", eines Sondervermögens des Bundes, 
als schnell handlungsfähiges Institut zur Erfüllung der 
Verpflichtungen der Bundesrepublik Deutschland aus 
dem Staatsvertrag mit der Deutschen Demokratischen 
Republik und weiterer Hilfen an die Deutsche Demo-
kratische Republik. 

Zu § 2 

Die Vorschrift bestimmt in Absatz 1 den Zweck und 
die Aufgabenstellung des Fonds in der Weise, daß der 
genannte Betrag an die Deutsche Demokratische Re-
publik zum Haushaltsausgleich geleistet wird. Hier-
bei handelt es sich um Hilfen der Bundesrepublik 
Deutschland zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben auf 
dem Gebiet der jetzigen Deutschen Demokratischen 
Republik im Zeitraum von 1990 bis 1994 zur Flankie-
rung des Umstellungsprozesses auf die Soziale Markt-
wirtschaft. Mit den an die Deutsche Demokratische 
Republik zu leistenden zweckgebundenen Be trägen 
werden insbesondere auch die gemeinsam mit ihr 
festgelegten neuen Politiken in den Bereichen der 
Infrastruktur, der Wirtschaftsstruktur und der Land-
wirtschaft sowie die Verbesserung der allgemeinen 
Lebensverhältnisse in der Deutschen Demokratischen 
Republik abgedeckt. 

Absatz 2 bringt den übereinstimmenden Willen von 
Bund und Ländern zum Ausdruck, mit Wirkung ab 
1. Januar 1995 die Finanzbeziehungen zwischen 
Bund und Ländern (insbesondere Länderfinanzaus-
gleich und Bundesergänzungszuweisungen) in einem 
gesamtdeutschen Bundesstaat neu zu ordnen. Diese 
Neuregelung soll auch für Länder der jetzigen Deut-
schen Demokratischen Republik die mit diesem Ge-
setz bis 1994 festgelegte Zwischenlösung ersetzen. 

Zu § 3 

Die Regelung ermöglicht dem nicht rechtsfähigen 
Sondervermögen die Teilnahme am allgemeinen 
Rechtsverkehr. Da der Bund Partner des Staatsver-
trags mit der Deutschen Demokratischen Republik ist 
und vorhandene Einrichtungen der Bundesschulden-
verwaltung genutzt werden können, ist in Satz 4 der 
Bundesminister der Finanzen als Verwalter des Son-
dervermögens bestimmt. Er wird durch einen Beirat 

unterstützt, an dem Bund und Länder gleichberech tigt 
beteiligt sind. 

Zu §4 

Absatz 1 sieht die aus der Rechtsnatur des Fonds als 
Sondervermögen folgende Trennung des Fonds vom 
Vermögen, den Rechten und Verbindlichkeiten des 
Bundes vor. Die Haftung des Bundes für Verbindlich-
keiten des Fonds ergibt sich aus Absatz 2. 

Zu § 5 

Absatz 1 enthält den Gesamtrahmen für die Finanzie-
rung der Leistungen des Fonds. Satz 1 legt den Er-
mächtigungsrahmen für die Kreditaufnahme des 
Fonds im Zeitraum von 1990 bis 1994 fest. Satz 2 re-
gelt die zusätzlichen Zuweisungen aus Einsparungen 
bei Kosten der bisherigen deutschen Teilung, die zur 
Erreichung des gesamten in § 2 Abs. 1 genannten 
Fondsvolumens erforderlich sind. 

Absatz 2 bestimmt die Kreditermächtigungen des 
Fonds für die Jahre 1990 und 1991. Der Ermächti-
gungsrahmen stellt sicher, daß die aus dem Fonds zu 
erbringenden Leistungen in voller Höhe unter Be-
rücksichtigung von Stückzinsen und Disagio zur Ver-
fügung stehen. Für die Folgejahre bedarf es weiterer 
Kreditermächtigungen in den jährlichen Wirtschafts-
plangesetzen. 

Absatz 3 ermöglicht die flexible Handhabung der 
Aufnahme und Tilgung der Schulden des Fonds, ohne 
den Umfang der Kreditaufnahmemöglichkeiten zu er-
weitern. 

Absatz 4 regelt die Form der Kreditaufnahme und Ab-
satz 5 die Gleichstellung der Schuldurkunden des 
Fonds mit denen des Bundes. In Absatz 6 wird die 
Verwaltung der Schuldurkunden des Fonds durch die 
Bundesschuldenverwaltung festgelegt. 

Zu §6 

Die Vorschrift regelt im einzelnen die Leistungen aus 
dem Bundeshaushalt für den Schuldendienst. Ab-
satz 2 legt die Höhe der Schuldendienstzuschüsse 
fest. Durch die Vorschriften der Sätze 2 und 3 wird die 
Abdeckung der laufenden Belastungen des Fonds si-
chergestellt. 

Um die gleichmäßige finanzielle Ausstattung des 
Fonds sicherzustellen, erhält er nach Absatz 3 die Zu-
schüsse in gleichen monatlichen Teilbeträgen. 

Soweit die ihm zugeführten Be träge nicht für den lau-
fenden Schuldendienst und die Kreditbeschaffungs-
kosten benötigt werden, sind sie nach Absatz 4 ver-
zinslich anzulegen und zur Ablösung von in späteren 
Jahren fälligen Krediten einzusetzen. 
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Zu §7 

Für den Fonds wird ab 1992 ein jährlicher Wirtschafts-
plan aufgestellt, der durch Gesetz festgestellt wird. 
Für 1990 und 1991 bildet das vorliegende Gesetz den 
Wirtschaftsplan für den Fonds, der die in diesen Jah-
ren zu erfüllenden Aufgaben und damit die zu bewe-
genden Finanzvolumina abschließend festlegt. 

Zu § 8 

Die Vorschrift regelt im Hinblick auf § 85 Nr. 2 Bun-
deshaushaltsordnung die Rechnungslegung des 
Fonds. 

Zu § 9 

Für die laufenden Kosten der Verwaltung des Fonds 
kommt der Bund auf. 

Zu 10 

Mit dieser Vorschrift wird die abgabenrechtliche 
Gleichstellung des Fonds mit den Bundesbehörden 
geregelt. 

Zu Artikel 31 (Gesetz über den Finanzausgleich 
zwischen Bund und Ländern) 

Zu Nummer 1 

Die Beteiligung von Bund und Ländern an der Um-
satzsteuer nach Artikel 106 Abs. 3 GG wird für die 
Jahre 1991 und 1992 festgelegt. 

Zu Nummer 2 

Die Vorschrift regelt die Beteiligung der Länder (ein-
schließlich Gemeinden) an den laufenden Zuschüs-
sen, die der Bund nach § 6 Abs. 1 und 2 des Gesetzes 
über die Errichtung eines Fonds „Deutsche Einheit" 
zur Abdeckung von Schuldendienstverpflichtungen 
an den Fonds leistet. Die Beteiligung erfolgt durch 
Abtretung von Be trägen aus dem nach der jeweiligen 
gesetzlichen Regelung den Ländern zustehenden 
Umsatzsteueranteil an den Bund. 

Die aus dem Länderanteil an der Umsatzsteuer dem 
Bund abgetretenen Beträge sind so bemessen, daß im 
Ergebnis eine angemessene Verteilung der Schulden-
dienstlasten des Fonds „Deutsche Einheit" auf Bund 
und Länder (einschließlich Gemeinden) erreicht 
wird. 

Der Berechnung des Betrags für 1991 liegen die aus 
dem Bundeshaushalt zu leistenden Schuldendienst-
zuschüsse für die vom Fonds im Jahr 1990 aufgenom-
menen Kredite zugrunde. Für die Jahre ab 1992 sind 
insoweit die Zuschüsse für die jeweils bis zum Ende 

des Vorjahres aufgenommenen Kredite des Fonds 
maßgebend. 

Der Beitrag der Länder aus ihrem Anteil am Umsatz-
steueraufkommen wird auf die einzelnen Länder nach 
der Einwohnerzahl verteilt und in Monatsbeträgen 
beim laufenden Vollzug der Umsatzsteuerverteilung 
nach § 14 Abs. 2 dergestalt vorläufig verrechnet, daß 
die monatlichen Einfuhrumsatzsteuerzahlungen des 
Bundes an die Länder entsprechend gekürzt werden. 
Die Verteilung des Beitrags der Länder nach der Ein-
wohnerzahl folgt einem von Länderseite mehrheitlich 
geäußerten Vorschlag. 

Zu Artikel 32 (Gemeindefinanzreformgesetz) 

Die Vorschrift regelt die Beteiligung der Gemeinden 
an den Beträgen, mit denen sich die Länder an den 
laufenden Zuschüssen beteiligen, die der Bund nach 
§ 6 Abs. 1 und 2 des Gesetzes über die Errichtung 
eines Fonds „Deutsche Einheit" zur Abdeckung von 
Schuldendienstverpflichtungen an den Fonds leistet. 

Die Finanzierungsbeteiligung der Gemeinden von 
bundeseinheitlich 40 v. H. an den Länderleistungen 
beruht auf einer entsprechenden Abstimmung der 
Länder. Sie orientiert sich am Verhältnis der Steuer-
einnahmen der Länder und der Gemeinden ein-
schließlich der durch die kommunalen Finanzausglei-
che bewirkten Beteiligungen der Gemeinden am 
Steueraufkommen der Länder. Die Gemeinden er-
bringen ihren Finanzierungsbeitrag 

a) durch eine Erhöhung der Gewerbesteuerumlage 
gemäß § 6 Abs. 2 a Gemeindefinanzreformgesetz; 

b) durch Mindereinnahmen aus ihrer Beteiligung an 
dem Umsatzsteueraufkommen der Länder gemäß 
Artikel 106 Abs. 7 Satz 1 GG aufgrund der Herab-
setzung des Umsatzsteueranteils der Länder nach 
Artikel 31 dieses Gesetzes; 

c) im übrigen nach Maßgabe der landesrechtlichen 
Vorschriften über den kommunalen Finanzaus-
gleich. 

Die Rechtsverordnung ist erforderlich, um die finan-
zielle Beteiligung der Gemeinden an die sich jährlich 
verändernden Finanzierungsbeiträge der Länder an-
zupassen. 

Da die Gemeinden an der Herabsetzung des Umsatz-
steueranteils der Länder nach Artikel 31 dieses Geset-
zes in Höhe der in den kommunalen Finanzaus-
gleichsgesetzen der Länder festgelegten Verbund-
quote beteiligt sind, erbringen die Gemeinden auf 
diesem Wege bundesdurchschnittlich bereits rund die 
Hälfte ihrer Finanzierungsbeteiligung von 40 v. H. an 
den Finanzierungsbeiträgen der Länder. 

Die restlichen 50 v. H. werden durch eine entspre-
chende Anhebung der Gewerbesteuerumlage aufge-
bracht. Die notwendige Feinabstimmung nehmen die 
Länder nach Maßgabe der landesrechtlichen Vor-
schriften über den kommunalen Finanzausgleich 
vor. 
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Zu Artikel 33 (Verteilungsregelung über 
Schulden nach Beitritt) 

Die Regelung bezieht sich auf Artikel 27 des Staats-
vertrages. Sie stellt sicher, daß die do rt  vorgesehene 
Verteilungsregelung in einem Bundesgesetz mit Zu-
stimmung des Bundesrates erfolgt. 

Zu Artikel 34 (Berlin-Klausel) 

Der Vertrag sowie die nach Artikel 8, 9, 10, 25, 27 und 
32 dieses Gesetzes zu erlassenden Rechtsverordnun-
gen sollen auch auf das Land Berlin Anwendung fin-
den; das Gesetz enthält daher die übliche Berlin-Klau-
sel. 

Zu Artikel 35 (Inkrafttreten) 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem 
Erfordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgeset-
zes. 

Eine besondere Regelung trifft Absatz 2 für Artikel 20, 
da der Zeitpunkt des Inkrafttretens insoweit vom In-
krafttreten entsprechender Regelungen in der Deut-
schen Demokratischen Republik abhängig ist. 

Nach Absatz 3 ist der Zeitpunkt, in dem der Vertrag 
einschließlich der in Artikel 1 Satz 1 aufgeführten Ur-
kunden nach Artikel 38 des Vertrages in Kraft tritt, im 
Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 
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Staatsvertrag nebst Gemeinsames Protokoll über Leitsätze und Anlagen I bis IX 
sowie die Protokollerklärungen 
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Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Deutschen Demokratischen Republik 

Die Hohen Vertragschließenden Seiten — 

dank der Tatsache, daß in der Deutschen Demokrati-
schen Republik im Herbst 1989 eine f riedliche und 
demokratische Revolu tion stattgefunden hat, 

entschlossen, in Freiheit die Einheit Deutschlands in 
einer europäischen Friedensordnung alsbald zu voll-
enden, 

in dem gemeinsamen Willen, die Soziale Marktwirt-
schaft als Grundlage für die weitere wirtschaftliche 
und gesellschaftliche Entwicklung mit sozialem Aus-
gleich und sozialer Absicherung und Verantwortung 
gegenüber der Umwelt auch in der Deutschen Demo-
kratischen Republik einzuführen und hierdurch die 
Lebens- und Beschäftigungsbedingungen ihrer Be-
völkerung stetig zu verbessern, 

ausgehend von dem beiderseitigen Wunsch, durch 
die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion einen ersten bedeutsamen Schritt in 
Richtung auf die Herstellung der staatlichen Einheit 
nach Artikel 23 des Grundgesetzes der Bundesre-
publik Deutschland als Beitrag zur europäischen 
Einigung unter Berücksichtigung der Tatsache zu 
unternehmen, daß die äußeren Aspekte der Her-
stellung der Einheit Gegenstand der Gespräche mit 
den Regierungen der Französischen Republik, der 
Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken, des 
Vereinigten Königreichs Großbritannien und Nord-
irland und der Vereinigten Staaten von Amerika 
sind, 

in der Erkenntnis, daß mit der Herstellung der staatli-
chen Einheit die Entwicklung föderativer Strukturen 
in der Deutschen Demokratischen Republik einher-
geht, 

in dem Bewußtsein, daß die Regelungen dieses Ver-
trags die Anwendung des Rechts der Europäischen 
Gemeinschaften nach Herstellung der staatlichen 
Einheit gewährleisten sollen — 

sind übereingekommen, einen Vertrag über die 
Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union mit den nachfolgenden Bestimmungen zu 
schließen: 

KAPITEL I 

Grundlagen 

Artikel 1 

Gegenstand des Vertrags 

(1) Die Vertragsparteien errichten eine Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion. 

(2) Die Vertragsparteien bilden beginnend mit dem 
1. Juli 1990 eine Währungsunion mit einem einheitli-
chen Währungsgebiet und der Deutschen Mark als 
gemeinsamer Währung. Die Deutsche Bundesbank ist 
die Währungs- und Notenbank dieses Währungsge-
biets. Die auf Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik lautenden Verbindlichkeiten und Forderun-
gen werden nach Maßgabe dieses Vertrags auf Deut-
sche Mark umgestellt. 

(3) Grundlage der Wirtschaftsunion ist die Soziale 
Marktwirtschaft als gemeinsame Wi rtschaftsordnung 
beider Vertragsparteien. Sie wird insbesondere be-
stimmt durch Privateigentum, Leistungswettbewerb, 
freie Preisbildung und grundsätzlich volle Freizügig-
keit von Arbeit, Kapital, Gütern und Dienstleistungen; 
hierdurch wird die gesetzliche Zulassung besonderer 
Eigentumsformen für die Beteiligung der öffentlichen 
Hand oder anderer Rechtsträger am Wirtschaftsver-
kehr nicht ausgeschlossen, soweit p rivate Rechts-
träger dadurch nicht diskriminiert werden. Sie 
trägt den Erfordernissen des Umweltschutzes Rech-
nung. 

(4) Die Sozialunion bildet mit der Währungs- und 
Wirtschaftsunion eine Einheit. Sie wird insbesondere 
bestimmt durch eine der Sozialen Marktwirtschaft 
entsprechende Arbeitsrechtsordnung und ein auf den 
Prinzipien der Leistungsgerechtigkeit und des sozia-
len Ausgleichs beruhendes umfassendes System der 
sozialen Sicherung. 

Artikel 2 

Grundsätze 

(1) Die Vertragsparteien bekennen sich zur freiheit-
lichen, demokratischen, föderativen, rechtsstaatli-
chen und sozialen Grundordnung. Zur Gewährlei-
stung der in diesem Vertrag oder in Ausführung die-
ses Vertrags begründeten Rechte garantieren sie ins-
besondere die Vertragsfreiheit, Gewerbe-, Niederlas-
sungs- und Berufsfreiheit, die Freizügigkeit von Deut-
schen in dem gesamten Währungsgebiet, die Freiheit, 
zur Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wi rt- 
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schaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden, sowie 
nach Maßgabe der Anlage IX das Eigentum p rivater 
Investoren an Grund und Boden sowie an Produk-
tionsmitteln. 

(2) Entgegenstehende Vorschriften der Verfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik über die 
Grundlagen ihrer bisherigen sozialistischen Gesell-
schafts- und Staatsordnung werden nicht mehr ange-
wendet. 

Artikel 3 

Rechtsgrundlagen 

Für die Errichtung der Währungsunion und die 
Währungsumstellung gelten die in der Anlage I auf-
geführten vereinbarten Bestimmungen. Bis zur Er-
richtung der Währungsunion werden die in der An-
lage II bezeichneten Rechtsvorschriften der Bundes-
republik Deutschland auf den Gebieten des Wäh-
rungs-, Kredit-, Geld- und Münzwesens sowie der 
Wirtschafts- und Sozialunion in der Deutschen Demo-
kratischen Republik in Kraft gesetzt; danach gelten 
sie in der jeweiligen Fassung im gesamten Währungs-
gebiet nach Maßgabe der Anlage II, soweit sich aus 
diesem Vertrag nichts anderes ergibt. Die Deutsche 
Bundesbank, das Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen und das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen üben die ihnen nach diesem Vertrag und 
nach diesen Rechtsvorschriften zustehenden Befug-
nisse im gesamten Geltungsbereich dieses Vertrags 
aus. 

Artikel 4 

Rechtsanpassung 

(1) Für die mit der Errichtung der Währungs-, Wi rt
-schafts- und Sozialunion erforderliche Rechtsanpas-

sung in der Deutschen Demokratischen Republik gel-
ten die in Artikel 2 Abs. 1 niedergelegten Grundsätze 
und die im Gemeinsamen Protokoll vereinbarten Leit-
sätze; fortbestehendes Recht ist gemäß diesen Grund- 
und Leitsätzen auszulegen und anzuwenden. Die 
Deutsche Demokratische Republik hebt bis zur Er-
richtung der Währungsunion die in der Anlage III be-
zeichneten Vorschriften auf oder ändert sie und erläßt 
die in der Anlage IV bezeichneten neuen Rechtsvor-
schriften, soweit nicht im Vertrag oder in den Anlagen 
ein anderer Zeitpunkt festgelegt ist. 

(2) Die in der Bundesrepub lik Deutschland beab-
sichtigten Änderungen von Rechtsvorschriften sind in 
der Anlage V aufgeführt. Die in der Deutschen Demo-
kratischen Republik beabsichtigten Regelungen sind 
in der Anlage VI aufgeführt. 

(3) Bei der Übermittlung personenbezogener Infor-
mationen gelten die in der Anlage VII enthaltenen 
Grundsätze. 

Artikel 5 

Amtshilfe 

Die Behörden der Vertragsparteien leisten sich 
nach Maßgabe des innerstaatlichen Rechts bei der 
Durchführung dieses Vertrags Amtshilfe. Artikel 32 
bleibt unberührt. 

Artikel 6 

Rechtsschutz 

(1) Wird jemand durch die öffentliche Gewalt in sei-
nen durch diesen Vertrag oder in Ausführung dieses 
Vertrags gewährleisteten Rechten verletzt, so steht 
ihm der Rechtsweg zu den Gerichten offen. Soweit 
eine andere Zuständigkeit nicht begründet ist, ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben. 

(2) Die Deutsche Demokratische Republik gewähr-
leistet gerichtlichen Rechtsschutz einschließlich eines 
effektiven einstweiligen Rechtsschutzes. Soweit für 
öffentlich-rechtliche Streitigkeiten keine besonderen 
Gerichte bestehen, werden Spezialspruchkörper bei 
den ordentlichen Gerichten eingerichtet. Die Zustän-
digkeit für diese Streitigkeiten wird bei bestimmten 
Kreis- und Bezirksgerichten konzentriert. 

(3) Bis zum Aufbau einer besonderen Arbeitsge-
richtsbarkeit werden Rechtsstreitigkeiten zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern aus dem Arbeits-
verhältnis von neutralen Schiedsstellen entschieden, 
die paritätisch mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
sowie einem neutralen Vorsitzenden zu besetzen sind. 
Gegen ihre Entscheidung können die staatlichen Ge-
richte angerufen werden. 

(4) Die Deutsche Demokratische Republik läßt eine 
freie Schiedsgerichtsbarkeit auf dem Gebiet des Pri-
vatrechts zu. 

Artikel 7 

Schiedsgericht 

(1) Streitigkeiten über die Auslegung oder Anwen-
dung dieses Vertrags einschließlich des Gemeinsa-
men Protokolls und der Anlagen werden durch die 
Regierungen der beiden Vertragsparteien im Ver-
handlungswege beigelegt. 

(2) Kann eine Streitigkeit auf diese Weise nicht bei-
gelegt werden, so kann jede Vertragspartei die Strei-
tigkeit einem Schiedsgericht zur Entscheidung vorle-
gen. Die Vorlage ist unabhängig davon zulässig, ob in 
der Angelegenheit gemäß Artikel 6 ein staatliches 
Gericht zuständig ist. 

(3) Das Schiedsgericht setzt sich aus einem Präsi-
denten und vier Mitgliedern zusammen. Innerhalb ei-
ner Frist von einem Monat nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags ernennt die Regierung einer jeden Vertrags

-

partei zwei ordentliche und zwei stellvertretende Mit-
glieder. Innerhalb der gleichen Frist werden der Prä-
sident und der Stellvertreter des Präsidenten im Ein-
vernehmen zwischen den Regierungen der beiden 
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Vertragsparteien ernannt. Werden die in Satz 2 und 3 
genannten Fristen nicht eingehalten, so werden die 
erforderlichen Ernennungen vom Präsidenten des Ge-
richtshofs der Europäischen Gemeinschaften vorge-
nommen. 

(4) Die Amtszeit beträgt zwei Jahre. 

(5) Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsge-
richts üben ihr Amt unabhängig und frei von Weisun-
gen aus. Vor Beginn ihrer Tätigkeit übernehmen der 
Präsident und die Mitglieder des Schiedsgerichts die 
Verpflichtung, ihre Aufgabe unabhängig und gewis-
senhaft zu erfüllen und das Beratungsgeheimnis zu 
wahren. 

(6) Die Bestimmungen über die Einberufung und 
das Verfahren des Schiedsgerichts sind in der An-
lage VIII geregelt. 

Artikel 8 

Gemeinsamer Regierungsausschuß 

Die Vertragsparteien bilden einen Gemeinsamen 
Regierungsausschuß. Sie werden in diesem Ausschuß 
Fragen der Durchführung des Vertrags erörtern und 
— soweit erforderlich — das notwendige Einverneh-
men herstellen. Zu den Aufgaben des Ausschusses 
gehört auch die Beilegung von Streitigkeiten gemäß 
Artikel 7 Abs. 1. 

Artikel 9 

Vertragsänderungen 

Erscheinen Änderungen oder Ergänzungen dieses 
Vertrags erforderlich, um eines seiner Ziele zu ver-
wirklichen, so werden sie zwischen den Regierungen 
der Vertragsparteien vereinbart. 

KAPITEL II 

Bestimmungen über die Währungsunion 

Artikel 10 

Voraussetzungen und Grundsätze 

(1) Durch die Errichtung einer Währungsunion zwi-
schen den Vertragsparteien ist die Deutsche Mark 
Zahlungsmittel, Rechnungseinheit und Wertaufbe-
wahrungsmittel im gesamten Währungsgebiet. Zu 
diesem Zweck wird die geldpolitische Verantwortung 
der Deutschen Bundesbank als alleiniger Emissions-
bank dieser Währung auf das gesamte Währungsge-
biet ausgeweitet. Das Recht zur Ausgabe von Münzen 
obliegt ausschließlich der Bundesrepublik Deutsch-
land. 

(2) Die Nutzung der Vorteile der Währungsunion 
setzt einen stabilen Geldwert für die Wirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik voraus, ebenso 
muß die Währungsstabilität in der Bundesrepublik 
Deutschland gewährleistet bleiben. Die Vertragspar-
teien wählen deshalb Umstellungsmodalitäten, die  

keine Inflationsimpulse im Gesamtbereich der Wäh-
rungsunion entstehen lassen und gleichzei tig die 
Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen in der Deut-
schen Demokratischen Repub lik stärken. 

(3) Die Deutsche Bundesbank regelt durch den Ein-
satz ihrer Instrumente in eigener Verantwortung, ge-
mäß § 12 Bundesbankgesetz unabhängig von Wei-
sungen der Regierungen der Vertragsparteien, den 
Geldumlauf und die Kreditversorgung im gesamten 
Währungsgebiet mit dem Ziel, die Währung zu si-
chern. 

(4) Voraussetzung für die monetäre Steuerung ist, 
daß die Deutsche Demokratische Republik ein markt-
wirtschaftliches Kreditsystem aufbaut. Dazu gehört 
ein nach privatwirtschaftlichen Grundsätzen operie-
rendes Geschäftsbankensystem im Wettbewerb pri-
vater, genossenschaftlicher und öffentlich-rechtlicher 
Banken, ein freier Geld- und Kapitalmarkt und eine 
nicht reglementierte Zinsbildung an den Finanzmärk-
ten. 

(5) Um die in den Absätzen 1 bis 4 bezeichneten 
Ziele zu erreichen, vereinbaren die Vertragsparteien 
nach näherer Maßgabe der in der Anlage I niederge-
legten Bestimmungen folgende Grundsätze für die 
Währungsunion: 

— Mit Wirkung vom 1. Juli 1990 wird die Deutsche 
Mark als Währung in der Deutschen Demokrati-
schen Republik eingeführt. Die von der Deutschen 
Bundesbank ausgegebenen, auf Deutsche Mark 
lautenden Banknoten und die von der Bundesre-
publik Deutschland ausgegebenen, auf Deutsche 
Mark oder Pfennig lautenden Bundesmünzen sind 
vom 1. Juli 1990 an alleiniges gesetzliches Zah-
lungsmittel. 

— Löhne, Gehälter, S tipendien, Renten, Mieten und 
Pachten sowie weitere wiederkehrende Zahlun-
gen werden im Verhältnis 1 zu 1 umgestellt. 

— Alle anderen auf Mark der Deutschen Demokrati-
schen Republik lautenden Forderungen und Ver-
bindlichkeiten werden grundsätzlich im Verhält-
nis 2 zu 1 auf Deutsche Mark umgestellt. 

— Die Umstellung von auf Mark der Deutschen De-
mokratischen Republik lautenden Banknoten und 
Münzen ist nur für Personen oder Stellen mit 
Wohnsitz oder Sitz in der Deutschen Demokrati-
schen Republik über Konten bei Geldinstituten in 
der Deutschen Demokratischen Republik möglich, 
auf die die umzustellenden Bargeldbeträge einge-
zahlt werden können. 

— Guthaben bei Geldinstituten von natürlichen Per-
sonen mit Wohnsitz in der Deutschen Demokrati-
schen Republik werden auf Antrag bis zu bestimm-
ten Betragsgrenzen im Verhältnis 1 zu 1 umge-
stellt, wobei eine Differenzierung nach dem Le-
bensalter des Berechtigten stattfindet. 

— Sonderregelungen gelten für Guthaben von Perso-
nen, deren Wohnsitz oder Sitz sich außerhalb der 
Deutschen Demokratischen Repub lik befindet. 

— Mißbräuchen wird entgegengewirkt. 
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(6) Nach einer Bestandsaufnahme des volkseigenen 
Vermögens und seiner Ertragsfähigkeit sowie nach 
seiner vorrangigen Nutzung für die Strukturanpas-
sung der Wirtschaft und für die Sanierung des Staats-
haushalts wird die Deutsche Demokratische Republik 
nach Möglichkeit vorsehen, daß den Sparern zu ei-
nem späteren Zeitpunkt für den bei der Umstellung 2 
zu 1 reduzierten Betrag ein verbrieftes Anteilsrecht 
am volkseigenen Vermögen eingeräumt werden 
kann. 

(7) Die Deutsche Bundesbank übt die ihr nach die-
sem Vertrag und nach dem Gesetz über die Deutsche 
Bundesbank zustehenden Befugnisse im gesamten 
Währungsgebiet aus. Sie errichtet zu diesem Zweck 
eine Vorläufige Verwaltungsstelle in Berlin mit bis zu 
fünfzehn Filialen in der Deutschen Demokratischen 
Republik, wozu die Betriebsstellen der Staatsbank der 
Deutschen Demokratischen Republik genutzt wer-
den. 

KAPITEL III 

Bestimmungen über die Wirtschaftsunion 

Artikel 11 

Wirtschaftspolitische Grundlagen 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik stellt si-
cher, daß ihre wirtschafts- und finanzpolitischen Maß-
nahmen mit der Sozialen Marktwirtschaft in Einklang 
stehen. Die Maßnahmen werden so getroffen, daß sie 
im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem 
hohen Beschäftigungsstand und zu außenwirtschaftli-
chem Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem 
Wirtschaftswachstum beitragen. 

(2) Die Deutsche Demokratische Republik schafft 
die Rahmenbedingungen für die Entfaltung der 
Marktkräfte und der Privatinitiative, um den Struktur-
wandel, die Schaffung moderner Arbeitsplätze, eine 
breite Basis aus kleinen und mittleren Unternehmen 
sowie freien Berufen und den Schutz der Umwelt zu 
fördern. Die Unternehmensverfassung wird so gestal-
tet, daß sie auf den in Artikel 1 beschriebenen Prinzi-
pien der Sozialen Marktwirtschaft mit der freien Ent-
scheidung der Unternehmen über Produkte, Mengen, 
Produktionsverfahren, Investitionen, Arbeitsverhält-
nisse, Preise und Gewinnverwendung beruht. 

(3) Die Deutsche Demokratische Republik richtet 
ihre Politik unter Beachtung ihrer gewachsenen au-
ßenwirtschaftlichen Beziehungen mit den Ländern 
des Rates für Gegenseitige Wi rtschaftshilfe schritt-
weise auf das Recht und die wirtschaftspolitischen 
Ziele der Europäischen Gemeinschaften aus. 

(4) Die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik wird bei Entscheidungen, welche die wirt-
schaftspolitischen Grundsätze der Absätze 1 und 2 
berühren, das Einvernehmen mit der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland im Rahmen des Ge-
meinsamen Regierungsausschusses nach Artikel 8 
herstellen. 

Artikel 12 

Innerdeutscher Handel 

(1) Das zwischen den Vertragsparteien vereinbarte 
Berliner Abkommen vom 20. September 1951 wird im 
Hinblick auf die Währungs- und Wirtschaftsunion an-
gepaßt. Der dort  geregelte Verrechnungsverkehr wird 
beendet und der Abschlußsaldo des Swing wird aus-
geglichen. Bestehende Verpflichtungen werden in 
Deutscher Mark abgewickelt. 

(2) Die Vertragsparteien stellen sicher, daß Waren, 
die nicht Ursprungswaren der Bundesrepublik 
Deutschland oder der Deutschen Demokratischen Re-
publik sind, über die innerdeutsche Grenze in einem 
zollamtlich überwachten Verfahren befördert wer-
den. 

(3) Die Vertragsparteien sind bestrebt, so bald wie 
möglich die Voraussetzungen für einen vollständigen 
Wegfall der Kontrollen an der innerdeutschen Grenze 
zu schaffen. 

Artikel 13 

Außenwirtschaft 

(1) Bei der Gestaltung des freien Außenwirtschafts-
verkehrs trägt die Deutsche Demokratische Republik 
den Grundsätzen eines freien Welthandels, wie sie 
insbesondere im Allgemeinen Zoll- und Handelsab-
kommen (GATT) zum Ausdruck kommen, Rechnung. 
Die Bundesrepublik Deutschland wird zur weiteren 
Integration der Wirtschaft der Deutschen Demokrati-
schen Republik in die Weltwirtschaft ihre Erfahrun-
gen umfassend zur Verfügung stellen. 

(2) Die gewachsenen außenwirtschaftlichen Bezie-
hungen der Deutschen Demokratischen Repub lik, 
insbesondere bestehende vertragliche Verpflichtun-
gen gegenüber den Ländern des Rates für Gegensei-
tige Wirtschaftshilfe, genießen Vertrauensschutz. Sie 
werden unter Berücksichtigung der Gegebenheiten 
der Währungs- und Wirtschaftsunion und der Interes-
sen aller Beteiligten fortentwickelt sowie unter Beach-
tung marktwirtschaftlicher Grundsätze ausgebaut. 
Soweit erforderlich, werden bestehende vertragliche 
Verpflichtungen von der Deutschen Demokratischen 
Republik im Einvernehmen mit ihren Vertragspart-
nern an diese Gegebenheiten angepaßt. 

(3) Zur Vertretung der außenwirtschaftlichen Inter-
essen arbeiten die Vertragsparteien unter Beachtung 
der Zuständigkeiten der Europäischen Gemeinschaf-
ten eng zusammen. 

Artikel 14 

Strukturanpassung der Unternehmen 

Um die notwendige Strukturanpassung der Unter-
nehmen in der Deutschen Demokratischen Republik 
zu fördern, wird die Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik im Rahmen der haushaltspoliti-
schen Möglichkeiten während einer Übergangszeit 
Maßnahmen ergreifen, die eine rasche strukturelle 
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Anpassung der Unternehmen an die neuen Marktbe-
dingungen erleichtern. Über die konkrete Ausgestal-
tung der Maßnahmen verständigen sich die Regierun-
gen der Vertragsparteien. Ziel ist es, auf der Grund-
lage der Sozialen Marktwirtschaft die Leistungsfähig-
keit der Unternehmen zu stärken und durch die Ent-
faltung privater Initiative eine breitgefächerte, mo-
derne Wirtschaftsstruktur auch mit möglichst vielen 
kleinen und mittleren Betrieben in der Deutschen De-
mokratischen Republik zu erreichen, um so die 
Grundlage für mehr Wachstum und zukunftssichere 
Arbeitsplätze zu schaffen. 

Artikel 15 

Agrar- und Ernährungswirtschaft 

(1) Wegen der zentralen Bedeutung der Regelun-
gen der Europäischen Gemeinschaften für die Agrar- 
und Ernährungswirtschaft führt die Deutsche Demo-
kratische Republik ein Preisstützungs- und Außen-
schutzsystem entsprechend dem EG-Marktordnungs-
system ein, so daß sich die landwirtschaftlichen Erzeu-
gerpreise in der Deutschen Demokratischen Republik 
denen in der Bundesrepublik Deutschland anglei-
chen. Die Deutsche Demokratische Republik wird 
keine Abschöpfungen und Erstattungen gegenüber 
den Europäischen Gemeinschaften einführen, soweit 
diese entsprechend verfahren. 

(2) Für Warenbereiche, für die die Einführung eines 
vollständigen Preisstützungssystems noch nicht sofort 
mit dem Inkrafttreten dieses Vertrags möglich ist, 
können Übergangslösungen angewandt werden. Bis 
zur rechtlichen Integra tion der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft der Deutschen Demokratischen Re-
publik in den EG-Agrarmarkt sind bei sensiblen 
Agrarerzeugnissen im Handel zwischen den Ver-
tragsparteien spezifische mengenmäßige Regelungs-
mechanismen möglich. 

(3) Unbeschadet der Maßnahmen nach Artikel 14 
wird die Deutsche Demokratische Republik im Rah-
men der haushaltspolitischen Möglichkeiten während 
einer Übergangszeit den in der Agrar- und Ernäh-
rungswirtschaft erforderlichen strukturellen Anpas-
sungsprozeß zur Verbesserung der Wettbewerbsfä-
higkeit der Betriebe, zur umwelt- und qualitätsorien-
tierten Produktion sowie zur Vermeidung von Über-
schüssen durch geeignete Maßnahmen fördern. 

(4) Über die konkrete Ausgestaltung der in den 
Absätzen 2 und 3 genannten Maßnahmen verständi-
gen sich die Regierungen der Vertragsparteien. 

Artikel 16 

Umweltschutz 

(1) Der Schutz von Menschen, Tieren und Pflanzen, 
Boden, Wasser, Luft, Klima und Landschaft sowie von 
Kultur- und sonstigen Sachgütern vor schädlichen 
Umwelteinwirkungen ist besonderes Anliegen beider 
Vertragsparteien. Sie lassen sich dabei von dem Vor-
sorge-, Verursacher- und Kooperationsprinzip leiten. 

Sie streben die schnelle Verwirklichung einer deut-
schen Umweltunion an. 

(2) Die Deutsche Demokratische Republik trifft Re-
gelungen, die mit Inkrafttreten dieses Vertrags sicher-
stellen, daß auf ihrem Gebiet für neue Anlagen und 
Einrichtungen die in der Bundesrepublik Deutschland 
geltenden Sicherheits- und Umweltschutzanforde-
rungen Voraussetzung für die Erteilung umweltrecht-
licher Genehmigungen sind. Für bestehende Anlagen 
und Einrichtungen trifft die Deutsche Demokratische 
Republik Regelungen, die möglichst schnell zu ent-
sprechenden Anforderungen führen. 

(3) Die Deutsche Demokratische Republik wird par-
allel zur Entwicklung des föderativen Staatsaufbaus 
auf Länderebene und mit dem Entstehen einer Ver-
waltungsgerichtsbarkeit das Umweltrecht der Bun-
desrepublik Deutschland übernehmen. 

(4) Bei der weiteren Gestaltung eines gemeinsamen 
Umweltrechtes werden die Umweltanforderungen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik so schnell wie möglich auf 
hohem Niveau angeglichen und weiterentwickelt. 

(5) Die Deutsche Demokratische Republik harmoni-
siert die Bestimmungen zur staatlichen Förderung von 
Umweltschutzmaßnahmen mit denen der Bundesre-
publik Deutschland. 

KAPITEL IV 

 Bestimmungen über die Sozialunion 

Artikel 17 

Grundsätze der Arbeitsrechtsordnung 

In der Deutschen Demokratischen Republik gelten 
Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie, Arbeitskampf-
recht, Betriebsverfassung, Unternehmensmitbestim-
mung und Kündigungsschutz entsprechend dem 
Recht der Bundesrepublik Deutschland; Näheres er-
gibt sich aus dem Gemeinsamen Protokoll über die 
Leitsätze und den Anlagen II und III. 

Artikel 18 

Grundsätze der Sozialversicherung 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik führt ein 
gegliedertes System der Sozialversicherung ein, für 
das folgende Grundsätze gelten: 

1. Die Renten-, Kranken-, Unfall- und Arbeitslosen-
versicherung werden jeweils durch Selbstverwal-
tungskörperschaften des öffentlichen Rechts unter 
der Rechtsaufsicht des Staates durchgeführt. 

2. Die Renten-, Kranken-, Unfa ll- und Arbeitslosen-
versicherung einschließlich der Arbeitsförderung 
werden vor allem durch Beiträge finanziert. Die 
Beiträge zur Renten-, Kranken- und Arbeitslosen-
versicherung werden grundsätzlich je zur Hälfte 
von Arbeitnehmern und Arbeitgebern entspre-
chend den Beitragssätzen in der Bundesrepublik 
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Deutschland und zur Unfallversicherung von den 
Arbeitgebern getragen. 

3. Lohnersatzleistungen orientieren sich an der Höhe 
der versicherten Entgelte. 

(2) Zunächst werden die Aufgaben der Renten-, 
Kranken- und Unfallversicherung von einem gemein-
samen Träger durchgeführt; die Einnahmen und Aus-
gaben werden ge trennt nach den Versicherungsarten 
erfaßt und abgerechnet. Möglichst bis zum 1. Januar 
1991 werden für die Renten-, Kranken- und Unfallver-
sicherung eigenständige Träger gebildet. Ziel dabei 
ist eine Organisationsstruktur der Sozialversicherung, 
die der in der Bundesrepublik Deutschland ent-
spricht. 

(3) In der Deutschen Demokratischen Republik 
kann für eine Übergangszeit die bestehende umfas-
sende Sozialversicherungspflicht beibehalten wer-
den. Für Selbständige und freiberuflich Tätige soll bei 
Nachweis einer ausreichenden anderweitigen Siche-
rung eine Befreiung von der Sozialversicherungs-
pflicht vorgesehen werden. In diesem Zusammen-
hang wird die Errichtung von berufsständischen Ver-
sorgungswerken außerhalb der Rentenversicherung 
ermöglicht. 

(4) Lohnempfänger, deren Lohneinkünfte im letzten 
Lohnabrechnungszeitraum vor dem 1. Juli 1990 ei-
nem besonderen Steuersatz gemäß § 10 der Verord-
nung vom 22. Dezember 1952 über die Besteuerung 
des Arbeitseinkommens (GBl. Nr. 182 S. 1413) unter-
lagen, erhalten bis zum 31. Dezember 1990 zu ihrem 
Rentenversicherungsbeitrag einen Zuschuß bei einem 
Monatslohn 

— bis 600 Deutsche Mark in Höhe von 30 Deutsche 
Mark, 

— über 600 bis 700 Deutsche Mark in Höhe von 20 
Deutsche Mark, 

— über 700 bis 800 Deutsche Mark in Höhe von 10 
Deutsche Mark. 

Lohneinkünfte aus mehreren Arbeitsverhältnissen 
werden zusammengerechnet. Der Zuschuß wird dem 
Lohnempfänger vom Arbeitgeber ausgezahlt. Der Ar-
beitgeber erhält diese Aufwendungen auf Antrag aus 
dem Staatshaushalt erstattet. 

(5) Die Versicherungspflicht - und die Beitragsbe-
messungsgrenzen werden nach den Grundsätzen 
des Sozialversicherungsrechts der Bundesrepublik 
Deutschland festgelegt. 

Artikel 19 

Arbeitslosenversicherung und Arbeitsförderung 

Die Deutsche Demokratische Republik führt ein Sy-
stem der Arbeitslosenversicherung einschließlich Ar-
beitsförderung ein, das den Regelungen des Arbeits-
förderungsgesetzes der Bundesrepublik Deutschland 
entspricht. Dabei haben Maßnahmen der aktiven Ar-
beitsmarktpolitik, wie berufliche Bildung und Um-
schulung, besondere Bedeutung. Belange der Frauen 
und Behinderten werden berücksichtigt. In der Über

-

gangsphase wird Besonderheiten in der Deutschen 
Demokratischen Republik Rechnung getragen. Die 
Regierungen beider Vertragsparteien werden beim 
Aufbau der Arbeitslosenversicherung einschließlich 
Arbeitsförderung eng zusammenarbeiten. 

Artikel 20 

Rentenversicherung 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik leitet alle 
erforderlichen Maßnahmen ein, um ihr Rentenrecht 
an das auf dem Grundsatz der Lohn- und Beitragsbe-
zogenheit beruhende Rentenversicherungsrecht der 
Bundesrepublik Deutschland anzugleichen. Dabei 
wird in einer Übergangszeit von fünf Jahren für die 
rentennahen Jahrgänge dem Grundsatz des Vertrau-
ensschutzes Rechnung ge tragen. 

(2) Die Rentenversicherung verwendet die ihr zur 
Verfügung stehenden Mittel ausschließlich zur Erfül-
lung der ihr obliegenden Aufgaben bei Rehabilita tion, 
Invalidität, Alter und Tod. Die bestehenden Zusatz- 
und Sonderversorgungssysteme werden grundsätz-
lich zum 1. Juli 1990 geschlossen. Bisher erworbene 
Ansprüche und Anwartschaften werden in die Ren-
tenversicherung überführt, wobei Leistungen auf-
grund von Sonderregelungen mit dem Ziel überprüft 
werden, ungerechtfertigte Leistungen abzuschaffen 
und überhöhte Leistungen abzubauen. Die der Ren- 
tenversicherung durch die Überführung entstehen-
den Mehraufwendungen werden ihr aus dem Staats-
haushalt erstattet. 

(3) Die Bestandsrenten der Rentenversicherung 
werden bei Umstellung auf Deutsche Mark auf ein 
Nettorentenniveau festgesetzt, das bei einem Rentner 
mit 45 Versicherungsjahren/Arbeitsjahren, dessen 
Verdienst jeweils dem volkswirtschaftlichen Durch-
schnittsverdienst entsprochen hat, 70 v. H. des durch-
schnittlichen Nettoarbeitsverdienstes in der Deut-
schen Demokratischen Republik beträgt. Bei einer 
größeren oder geringeren Zahl von Versicherungsjah-
ren/Arbeitsjahren ist der Prozentsatz entsprechend 
höher oder niedriger. Basis für die Berechnung des 
Anhebungssatzes der individuell bezogenen Renten 
ist die nach Zugangsjahren gestaffelte Rente eines 
Durchschnittsverdieners in der Deutschen Demokrati-
schen Republik, der von seinem Einkommen neben 
den Pflichtbeiträgen zur Sozialversicherung volle Bei-
träge zur freiwilligen Zusatzversicherung der Deut-
schen Demokratischen Republik gezahlt hat. Soweit 
hiernach eine Anhebung nicht erfolgt, wird eine 
Rente in Deutscher Mark gezahlt, die der Höhe der 
früheren Rente in Mark der Deutschen Demokrati-
schen Republik entspricht. Die Hinterbliebenenren-
ten werden von der Rente abgeleitet, die der Verstor-
bene nach der Umstellung erhalten hätte. 

(4) Die Renten der Rentenversicherung werden ent-
sprechend der Entwicklung der Nettolöhne und 
-gehälter in der Deutschen Demokratischen Republik 
angepaßt. 

(5) Die freiwillige Zusatzrentenversicherung in der 
Deutschen Demokratischen Republik wird geschlos-
sen. 
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(6) Die Deutsche Demokratische Republik beteiligt 
sich an den Ausgaben ihrer Rentenversicherung mit 
einem Staatszuschuß. 

(7) Personen, die nach dem 18. Mai 1990 ihren ge-
wöhnlichen Aufenthalt aus dem Gebiet der einen Ver-
tragspartei in das Gebiet der anderen Vertragspartei 
verlegt haben, erhalten von dem bisher zuständigen 
Rentenversicherungsträger ihre nach den für ihn gel-
tenden Rechtsvorschriften berechnete Rente für die 
dort  zurückgelegten Zeiten. 

Artikel 21 

Krankenversicherung 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik leitet alle 
erforderlichen Maßnahmen ein, um ihr Krankenversi-
cherungsrecht an das der Bundesrepublik Deutsch-
land anzugleichen. 

(2) Leistungen, die bisher nach den Rechtsvorschrif-
ten der Deutschen Demokratischen Republik aus der 
Krankenversicherung finanziert worden sind, die aber 
nach den Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland nicht Leistungen der Krankenversiche-
rung sind, werden vorerst aus dem Staatshaushalt der 
Deutschen Demokratischen Republik finanziert. 

(3) Die Deutsche Demokratische Republik führt eine 
Entgeltfortzahlung im Krankheitsfall ein, die den ge-
setzlichen Regelungen der Entgeltfortzahlung der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht. 

(4) Die Rentner sind in der Krankenversicherung 
versichert. Maßgebend ist der jewei lige Beitragssatz 
in der Krankenversicherung. Die Krankenversiche-
rungsbeiträge der Rentner werden von der Renten-
versicherung an die Krankenversicherung pauschal 
abgeführt. Die Höhe des pauschal abzuführenden Be-
trages bestimmt sich nach dem Gesamtbetrag der 
Renten vor Abzug des auf die Rentner entfallenden 
Anteils am Krankenversicherungsbeitrag. Das bei der 
Umstellung der Renten vorgesehene Nettorentenni-
veau bleibt davon unberührt. 

(5) Die Investitionen bei stationären und ambulan-
ten Einrichtungen des Gesundheitswesens der Deut-
schen Demokratischen Republik werden aus Mitteln 
des Staatshaushalts und nicht aus Beitragsmitteln fi-
nanziert. 

Artikel 22 

Gesundheitswesen 

(1) Die medizinische Betreuung und der Schutz der 
Gesundheit der Menschen sind besonderes Anliegen 
der Vertragsparteien. 

(2) Neben der vorläufigen Fortführung der derzeiti-
gen Versorgungsstrukturen, die zur Aufrechterhal-
tung der medizinischen Versorgung der Bevölkerung 
notwendig ist, wird die Deutsche Demokratische Re-
publik schrittweise eine Veränderung in Richtung des 
Versorgungsangebots der Bundesrepublik Deutsch-
land mit privaten Leistungserbringern vornehmen,  

insbesondere durch Zulassung niedergelassener 
Ärzte, Zahnärzte und Apotheker sowie selbständig 
tätiger Erbringer von Heil- und Hilfsmitteln und durch 
Zulassung privater und frei-gemeinnütziger Kranken-
hausträger. 

(3) Zum Aufbau der erforderlichen vertraglichen, 
insbesondere vergütungsrechtlichen Beziehungen 
zwischen Trägern der Krankenversicherung und den 
Leistungserbringern wird die Deutsche Demokra ti

-sche Republik die erforderlichen gesetzlichen Rah-
menbedingungen schaffen. 

Artikel 23 

Renten der Unfallversicherung 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik leitet alle 
erforderichen Maßnahmen ein, um ihr Unfallversiche-
rungsrecht an das der Bundesrepublik Deutschland 
anzugleichen. 

(2) Die Bestandsrenten der Unfallversicherung wer-
den bei der Umstellung auf Deutsche Mark auf der 
Grundlage des durchschnittlichen Bruttoarbeitsent-
gelts in der Deutschen Demokratischen Republik neu 
festgesetzt und gezahlt. 

(3) Nach der Umstellung auf Deutsche Mark neu 
festzusetzende Unfallrenten werden auf der Grund-
lage des durchschnittlichen monatlichen Bruttoar-
beitsentgelts der letzten zwölf Monate vor dem Unfall 
festgesetzt. 

(4) Artikel 20 Abs. 4 und 7 gilt entsprechend. 

Artikel 24 

Sozialhilfe 

Die Deutsche Demokratische Republik führt ein Sy-
stem der Sozialhilfe ein, das dem Sozialhilfegesetz der 
Bundesrepublik Deutschland entspricht. 

Artikel 25 

Anschubfinanzierung 

Soweit in einer Übergangszeit in der Arbeitslosen-
versicherung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik die Beiträge und in der Rentenversicherung der 
Deutschen Demokratischen Republik die Beiträge 
und der Staatszuschuß die Ausgaben für die Leistun-
gen nicht voll abdecken, leistet die Bundesrepublik 
Deutschland an die Deutsche Demokratische Repu-
blik eine vorübergehende Anschubfinanzierung im 
Rahmen der nach Artikel 28 zugesagten Haushalts-
hilfe. 
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KAPITEL V 

Bestimmungen über den Staatshaushalt 
und die Finanzen 

1. ABSCHNITT 

Staatshaushalt 

Artikel 26 

Grundsätze für die Finanzpolitik 
der Deutschen Demokratischen Republik 

(1) Die öffentlichen Haushalte in der Deutschen De-
mokratischen Republik werden von der jeweiligen 
Gebietskörperschaft grundsätzlich in eigener Verant-
wortung unter Beachtung der Erfordernisse des ge-
samtwirtschaftlichen Gleichgewichts aufgestellt. Ziel 
ist eine in die marktwirtschaftliche Ordnung einge-
paßte Haushaltswirtschaft. Die Haushalte werden in 
Einnahmen und Ausgaben ausgeglichen. Alle Ein-
nahmen und Ausgaben werden in den jewei ligen 
Haushaltsplan eingestellt. 

(2) Die Haushalte werden den Haushaltsstrukturen 
der Bundesrepublik Deutschland angepaßt. Hierzu 
werden, beginnend ab der Errichtung der Währungs-
union mit dem Teilhaushalt 1990, aus dem Staatshaus-
halt insbesondere die folgenden Bereiche ausgeglie-
dert: 

— der Sozialbereich, soweit er in der Bundesrepublik 
Deutschland ganz oder überwiegend beitrags- 
oder umlagenfinanziert ist, 

— die Wirtschaftsunternehmen durch Umwandlung 
in rechtlich und wirtschaftlich selbständige Unter-
nehmen, 

— die Verkehrsbetriebe unter rechtlicher Verselb-
ständigung, 

— die Führung der Deutschen Reichsbahn und der 
Deutschen Post als Sondervermögen. 

Die öffentlichen Wohnungsbaukredite werden sub-
stanzgerecht den Einzelobjekten zugeordnet. 

(3) Die Gebietskörperschaften in der Deutschen De-
mokratischen Republik unternehmen bei Aufstellung 
und Vollzug der Haushalte alle Anstrengungen zur 
Defizitbegrenzung. Dazu gehören bei den Ausga-
ben: 

— der Abbau von Haushaltssubventionen, insbeson-
dere kurzfristig für Industriewaren, landwirtschaft-
liche Produkte und Nahrungsmittel, wobei für letz-
tere autonome Preisstützungen entsprechend den 
Regelungen der Europäischen Gemeinschaften 
zulässig sind, und schrittweise unter Berücksichti-
gung der allgemeinen Einkommensentwicklung in 
den Bereichen des Verkehrs, der Energien für p ri

-vate Haushalte und des Wohnungswesens, 

— die nachhaltige Absenkung der Personalausgaben 
im öffentlichen Dienst, 

— die Überprüfung aller Ausgaben einschließlich der 
ihnen zugrundeliegenden Rechtsvorschriften auf 
Notwendigkeit und Finanzierbarkeit, 

— die Strukturverbesserung des Bildungswesens so-
wie vorbereitende Aufteilung nach föderativer 
Struktur (einschließlich Forschungsbereich). 

Bei den Einnahmen erfordert die Defizitbegrenzung 
neben Maßnahmen des 2. Abschnitts dieses Kapitels 
die Anpassung beziehungsweise Einführung von Bei-
trägen und Gebühren für öffentliche Leistungen ent-
sprechend den Strukturen in der Bundesrepublik 
Deutschland. 

(4) Es wird eine Bestandsaufnahme des volkseige-
nen Vermögens vorgenommen. Das volkseigene Ver-
mögen ist vorrangig für die Strukturanpassung der 
Wirtschaft und für die Sanierung des Staatshaushalts 
in der Deutschen Demokratischen Republik zu nut-
zen. 

Artikel 27 

Kreditaufnahme und Schulden 

(1) Die Kreditermächtigungen in den Haushalten 
der Gebietskörperschaften der Deutschen Demokrati-
schen Republik werden für 1990 auf 10 Mrd. Deutsche 
Mark und für 1991 auf 14 Mrd. Deutsche Mark be-
grenzt und im Einvernehmen mit dem Bundesminister 
der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland auf die 
Ebenen verteilt. Für das Treuhandvermögen wird zur 
Vorfinanzierung zu erwartender Erlöse aus seiner 
Verwertung ein Kreditermächtigungsrahmen für 1990 
von 7 Mrd. Deutsche Mark und für 1991 von 10 Mrd. 
Deutsche Mark festgelegt. Der Bundesminister der 
Finanzen der Bundesrepublik Deutschland kann bei 
grundlegend veränderten Bedingungen eine Über-
schreitung der Kreditobergrenzen zulassen. 

(2) Die Aufnahme von Krediten und das Einräumen 
von Ausgleichsforderungen erfolgen im Einverneh-
men zwischen dem Minister der Finanzen der Deut-
schen Demokratischen Republik und dem Bundesmi-
nister der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland. 
Gleiches gilt für die Übernahme von Bürgschaften, 
Garantien oder sonstigen Gewährleistungen sowie für 
die Summe der in den Haushalten auszubringenden 
Verpflichtungsermächtigungen. 

(3) Nach dem Beitritt wird die aufgelaufene Ver-
schuldung des Republikhaushalts in dem Umfang an 
das Treuhandvermögen übertragen, soweit sie durch 
die zu erwartenden künftigen Erlöse aus der Verwer-
tung des Treuhandvermögens getilgt werden kann. 
Die danach verbleibende Verschuldung wird je zur 
Hälfte auf den Bund und die Länder, die sich auf dem 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik neu 
gebildet haben, aufgeteilt. Von den Ländern und Ge-
meinden aufgenommene Kredite verbleiben bei die-
sen. 
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Artikel 28 

Finanzzuweisungen 
der Bundesrepublik Deutschland 

(1) Die Bundesrepublik Deutschland gewährt der 
Deutschen Demokratischen Republik zweckgebun-
dene Finanzzuweisungen zum Haushaltsausgleich für 
das 2. Halbjahr 1990 von 22 Mrd. Deutsche Mark und 
für 1991 von 35 Mrd. Deutsche Mark. Außerdem wer-
den gemäß Artikel 25 zu Lasten des Bundeshaushalts 
als Anschubfinanzierung für die Rentenversicherung 
750 Mio. Deutsche Mark für das 2. Halbjahr 1990 so-
wie für die Arbeitslosenversicherung 2 Mrd. Deutsche 
Mark für das 2. Halbjahr 1990 und 3 Mrd. Deutsche 
Mark für 1991 gezahlt. Die Zahlungen erfolgen be-
darfsgerecht. 

(2) Die Vertragsparteien stimmen darin überein, 
daß die gemäß Artikel 18 des Abkommens vom 
17. Dezember 1971 über den Transitverkehr von zivi-
len Personen und Gütern zwischen der Bundesrepu-
blik Deutschland und Berlin (West) zu zahlende Tran-
sitpauschale mit Inkrafttreten dieses Vertrages ent-
fällt. Die Deutsche Demokratische Republik hebt die 
Vorschriften über die in diesem Abkommen sowie in 
dem Abkommen vom 31. Oktober 1979 über die Be-
freiung von Straßenfahrzeugen von Steuern und Ge-
bühren geregelten Gebühren mit Wirkung für die bei-
den Vertragsparteien auf. In Abänderung der Verein-
barung vom 5. Dezember 1989 vereinbaren die Ver-
tragsparteien, daß ab dem 1. Juli 1990 keine Einzah-
lungen in den Reise-Devisenfonds mehr geleistet wer-
den. Über die Verwendung eines bei Einführung der 
Währungsunion noch vorhandenen Betrags der Ge-
genwertmittel aus dem Reise-Devisenfond wird zwi-
schen den Finanzministern der Vertragsparteien eine 
ergänzende Vereinbarung getroffen. 

Artikel 29 

Übergangsregelung im öffentlichen Dienst 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Re-
publik gewährleistet unter Beachtung von Artikel 2 
Abs. 1 Satz 1, daß in Tarifverträgen oder sonstigen 
Regelungen im Bereich der öffentlichen Verwaltung 
unter Beschränkung neuer dienstrechtlicher Vor-
schriften auf Übergangsregelungen die allgemeinen 
wirtschaftlichen und finanziellen Verhältnisse in der 
Deutschen Demokratischen Republik und die Erfor-
dernisse der Konsolidierung des Haushalts beachtet 
werden. Das Bundespersonalvertretungsgesetz findet 
sinngemäß Anwendung. 

2. ABSCHNITT 

Finanzen 

Artikel 30 

Zölle und besondere Verbrauchsteuern 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik über-
nimmt schrittweise im Einklang mit dem Grundsatz in 
Artikel 11 Abs. 3 das Zollrecht der Europäischen Ge-

meinschaften einschließlich des Gemeinsamen Zollta-
rifs sowie die besonderen Verbrauchsteuern nach 
Maßgabe der Anlage IV. 

(2) Die Vertragsparteien sind sich einig, daß ihr Zoll-
gebiet den Geltungsbereich dieses Vertrags umfaßt. 

(3) Der Grenzausgleich zwischen den Erhebungs-
gebieten für Verbrauchsteuern beider Vertragspar-
teien, ausgenommen für Tabak, entfällt. Die Steuer-
hoheit bleibt unberührt. Der Ausgleich der Aufkom-
mensverlagerungen wird durch besondere Vereinba-
rungen geregelt. 

(4) Zwischen den Erhebungsgebieten wird der Ver-
sand unversteue rter verbrauchsteuerpflichtiger Wa-
ren nach Maßgabe der Bestimmungen zugelassen, die 
den Verkehr mit unversteue rten Waren innerhalb ei-
nes Erhebungsgebiets regeln. 

(5) Die Steuerentlastung für auszuführende Waren 
wird erst beim Nachweis der Ausfuhr in andere Ge-
biete als die der beiden Erhebungsgebiete gewährt. 

Artikel 31 

Besitz- und Verkehrsteuern 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik regelt die 
Besitz- und Verkehrsteuern nach Maßgabe der An-
lage IV. 

(2) Für Zwecke der Umsatzsteuer besteht zwischen 
den Vertragsparteien keine Steuergrenze; ein um-
satzsteuerlicher Grenzausgleich erfolgt nicht. Die 
Steuerhoheit bleibt unberüh rt . Das Recht zum Vor-
steuerabzug erstreckt sich auch auf die Steuer für 
Umsätze, die bei der anderen Vertragspartei der Um-
satzsteuer unterliegen. Der Ausgleich der sich hieraus 
ergebenden Aufkommensminderung wird durch be-
sondere Vereinbarung geregelt. 

(3) Bei unbeschränkter Vermögensteuerpflicht im 
Gebiet einer Vertragspartei steht dieser Vertragspar-
tei das ausschließliche Besteuerungsrecht zu; bei un-
beschränkter Steuerpflicht im Gebiet beider Vertrags-
parteien gilt dies für die Vertragspartei, zu der der 
Steuerpflichtige die engeren persönlichen und wirt-
schaftlichen Beziehungen hat (Mittelpunkt der Le-
bensinteressen) oder in deren Gebiet er als nichtna-
türliche Person die tatsächliche Geschäftsleitung hat. 
Auf das Gebiet der anderen Vertragspartei entfallen-
des Vermögen ist nach den do rt  für Inlandsvermögen 
geltenden Vorschriften zu bewe rten. 

(4) Bei unbeschränkter Erbschaftsteuer- oder 
Schenkungsteuerpflicht im Gebiet einer Vertragspar-
tei steht dieser Vertragspartei für Erwerbe, für die die 
Steuer nach dem 31. Dezember 1990 entsteht, das 
ausschließliche Besteuerungsrecht zu; bei unbe-
schränkter Steuerpflicht im Gebiet beider Vertrags-
parteien gilt dies für die Vertragspartei, zu der der 
Erblasser oder Schenker im Zeitpunkt der Entstehung 
der Steuerschuld die engeren persönlichen und wirt-
schaftlichen Beziehungen hatte (Mittelpunkt der Le-
bensinteressen) oder in deren Gebiet er als nichtna-
türliche Person die tatsächliche Geschäftsleitung 
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hatte. Für die Bewertung gilt Absatz 3 Satz 2 entspre-
chend. 

(5) Für Erwerbe von Todes wegen, für die die Steuer 
nach dem 30. Juni 1990 und vor dem 1. Januar 1991 
entsteht, gilt Absatz 4 entsprechend. Erwerbe von To-
des wegen von Bürgern der Vertragsparteien, die 
nach dem 8. November 1989 im Gebiet der anderen 
Vertragspartei einen Wohnsitz begründet oder do rt 

 erstmals ihren gewöhnlichen Aufenthalt hatten und 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt do rt  noch im 
Zeitpunkt des Todes hatten, dürfen dort  zu keiner 
höheren Erbschaftsteuer herangezogen werden, als 
sie sich bei unbeschränkter Steuerpflicht im Gebiet 
der erstgenannten Vertragspartei ergäbe. 

(6) Mitteilungs- und Anzeigepflichten, die sich aus 
dem Erbschaftsteuer- und Schenkungsteuerrecht der 
Vertragsparteien ergeben, gelten auch gegenüber 
den Finanzbehörden der jeweiligen anderen Ver-
tragspartei. 

Artikel 32 

Informationsaustausch 

(1) Die Vertragsparteien tauschen die Informatio-
nen aus, die zur Durchführung ihres Abgaben- und 
Monopolrechts erforderlich sind. Zuständig für den 
Informationsaustausch sind die Finanzminister der 
Vertragsparteien und die von ihnen ermächtigten Be-
hörden. Alle Informationen, die eine Vertragspartei 
erhalten hat, sind ebenso geheim zu halten wie die 
aufgrund ihres innerstaatlichen Rechts beschafften In-
formationen und dürfen nur den Personen oder Behör-
den (einschließlich der Gerichte und der Verwal-
tungsbehörden) zugänglich gemacht werden, die mit 
der Festsetzung oder Erhebung, der Vollstreckung 
oder Strafverfolgung oder mit der Entscheidung von 
Rechtsmitteln hinsichtlich der unter diesen Abschnitt 
fallenden Abgaben und Monopole befaßt sind. Diese 
Personen oder Behörden dürfen die Informationen nur 
für diese Zwecke verwenden. Sie dürfen die Informa-
tionen in einem öffentlichen Gerichtsverfahren oder 
in einer Gerichtsentscheidung offenlegen. 

(2) Absatz 1 verpflichtet eine Vertragspartei nicht, 

— Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von 
den Gesetzen und der Verwaltungspraxis dieser 
oder der anderen Vertragspartei abweichen, 

— Informationen zu erteilen, die nach den Gesetzen 
oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieser 
oder der anderen Vertragspartei nicht beschafft 
werden können, 

— Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Indu-
strie-, Gewerbe- oder Berufsgeheimnis oder ein 
Geschäftsverfahren preisgeben würden oder de-
ren Erteilung der öffentlichen Ordnung widersprä-
che. 

Artikel 33 

Konsultationsverfahren 

(1) Die Vertragsparteien werden sich bemühen, bei 
den Besitz- und Verkehrsteuern eine Doppelbesteue-
rung durch Verständigung über eine sachgerechte 
Abgrenzung der Besteuerungsgrundlagen zu vermei-
den. Sie werden sich weiter bemühen, Schwierigkei-
ten oder Zweifel, die sich bei der Auslegung oder 
Anwendung ihres Rechts der unter diesen Abschnitt 
fallenden Abgaben und Monopole im Verhältnis zu-
einander ergeben, im gegenseitigen Einvernehmen 
zu beseitigen. 

(2) Zur Herbeiführung einer Einigung im Sinne des 
vorstehenden Absatzes können der Bundesminister 
der Finanzen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Minister der Finanzen der Deutschen Demokrati-
schen Republik unmittelbar miteinander verkehren. 

Artikel 34 

Aufbau der Finanzverwaltung 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik schafft 
die Rechtsgrundlagen für eine dreistufige Finanzver-
waltung entsprechend dem Gesetz über die Finanz-
verwaltung der Bundesrepublik Deutschland mit den 
sich aus diesem Vertrag ergebenden Abweichungen 
und richtet die Verwaltungen entsprechend ein. 

(2) Bis zur Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion werden vorrangig funktionsfähige 
Steuer- und Zollverwaltungen aufgebaut. 

KAPITEL VI 

Schlußbestimmungen 

Artikel 35 

Völkerrechtliche Verträge 

Dieser Vertrag berührt nicht die von der Bundesre-
publik Deutschland oder der Deutschen Demokrati-
schen Republik mit dritten Staaten abgeschlossenen 
völkerrechtlichen Verträge. 

Artikel 36 

Überprüfung des Vertrags 

Die Bestimmungen dieses Vertrags werden bei 
grundlegender Änderung der gegebenen Umstände 
überprüft. 

Artikel 37 

Berlin-Klausel 

Entsprechend dem Viermächte-Abkommen vom 
3. September 1971 wird dieser Vertrag in Überein-
stimmung mit den festgelegten Verfahren auf Berlin 
(West) ausgedehnt. 
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Artikel 38 

Inkrafttreten 

Dieser Vertrag einschließlich des Gemeinsamen 
Protokolls sowie der Anlagen I—IX tritt an dem Tag in 
Kraft, an dem die Regierungen der Vertragsparteien 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland 

Theodor Waigel 

einander mitgeteilt haben, daß die erforderlichen ver-
fassungsrechtlichen und sonstigen innerstaatlichen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten erfüllt sind. 

Geschehen in Bonn am 18. Mai 1990 in zwei Urschrif-
ten in deutscher Sprache. 

Für die 
Deutsche Demokratische Republik 

Walter Romberg 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7350 

Gemeinsames Protokoll über Leitsätze 

In Ergänzung des Vertrags über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion haben die 
Hohen Vertragschließenden Seiten folgende Leitsätze 
vereinbart, die gemäß Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 des Ver-
trags verbindlich sind: 

A. Generelle Leitsätze 

I. Allgemeines 

1. Das Recht der Deutschen Demokratischen Repu-
blik wird nach den Grundsätzen einer freiheitli-
chen, demokratischen, föderativen, rechtsstaatli-
chen und sozialen Ordnung gestaltet und sich an 
der Rechtsordnung der Europäischen Gemein-
schaften orientieren. 

2. Vorschriften, die den einzelnen oder Organe der 
staatlichen Gewalt einschließlich Gesetzgebung 
und Rechtsprechung auf die sozialistische Gesetz-
lichkeit, die sozialistische Staats- und Gesell-
schaftsordnung, die Vorgaben und Ziele zentraler 
Leitung und Planung der Volkswirtschaft, das so-
zialistische Rechtsbewußtsein, die sozialistischen 
Anschauungen, die Anschauungen einzelner Be-
völkerungsgruppen oder Parteien, die sozialisti-
sche Moral oder vergleichbare Beg riffe verpflich-
ten, werden nicht mehr angewendet. Die Rechte 
und Pflichten der am Rechtsverkehr Beteiligten fin-
den ihre Schranken in den guten Sitten, dem 
Grundsatz von Treu und Glauben und dem Schutz 
des wirtschaftlich schwächeren Vertragsteils vor 
unangemessener Benachteiligung. 

3. Genehmigungsvorbehalte sollen nur aus zwingen-
den Gründen des allgemeinen Wohls bestehen. 
Ihre Voraussetzungen sind eindeutig zu bestim-
men. 

II. Wirtschaftsunion 

1. Wirtschaftliche Leistungen sollen vorrangig privat-
wirtschaftlich und im Wettbewerb erbracht wer-
den. 

2. Die Vertragsfreiheit wird gewährleistet. In die Frei-
heit der wirtschaftlichen Betätigung darf nur so 
wenig wie möglich eingegriffen werden. 

3. Unternehmerische Entscheidungen sind frei von 
Planvorgaben (z. B. im Hinblick auf Produktion, 
Bezüge, Lieferungen, Investitionen, Arbeitsver-
hältnisse, Preise und Gewinnverwendung). 

4. Private Unternehmen und freie Berufe dürfen nicht 
schlechter behandelt werden als staatliche und ge-
nossenschaftliche Betriebe. 

5. Die Preisbildung ist frei, sofern nicht aus zwingen-
den gesamtwirtschaftlichen Gründen Preise staat-
lich festgesetzt werden. 

6. Die Freiheit des Erwerbs, der Verfügung und der 
Nutzung von Grund und Boden und sonstiger Pro-
duktionsmittel wird für wi rtschaftliche Tätigkeit 
gewährleistet. 

7. Unternehmen im unmittelbaren oder mittelbaren 
Staatseigentum werden nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit geführt. Sie sind so rasch wie 
möglich wettbewerblich zu strukturieren und so-
weit wie möglich in P rivateigentum zu überführen. 
Dabei sollen insbesondere kleineren und mittleren 
Unternehmen Chancen eröffnet werden. 

8. Für das Post- und Fernmeldewesen werden 
die ordnungspolitischen und organisatorischen 
Grundsätze des Poststrukturgesetzes der Bundes-
republik Deutschland schrittweise verwirklicht. 

III. Sozialunion 

1. Jedermann hat das Recht, zur Wahrung und Förde-
rung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen 
Vereinigungen zu bilden, bestehenden Vereini-
gungen beizutreten, aus solchen Vereinigungen 
auszutreten und ihnen fernzubleiben. Ferner wird 
das Recht gewährleistet, sich in den Koalitionen zu 
betätigen. Alle Abreden, die diese Rechte ein-
schränken, sind unwirksam. Gewerkschaften und 
Arbeitgeberverbände sind in ihrer Bildung, ihrer 
Existenz, ihrer organisatorischen Autonomie und 
ihrer koalitionsgemäßen Betätigung geschützt. 

2. Tariffähige Gewerkschaften und Arbeitgeberver-
bände müssen frei gebildet, gegnerfrei, auf über-
betrieblicher Grundlage organisiert und unabhän-
gig sein sowie das geltende Tarifrecht als für sich 
verbindlich anerkennen; ferner müssen sie in der 
Lage sein, durch Ausüben von Druck auf den Tarif-
partner zu einem Tarifabschluß zu kommen. 

3. Löhne und sonstige Arbeitsbedingungen werden 
nicht vom Staat, sondern durch freie Vereinbarun-
gen von Gewerkschaften, Arbeitgeberverbänden 
und Arbeitgebern festgelegt. 

4. Rechtsvorschriften, die besondere Mitwirkungs-
rechte des Freien Deutschen Gewerkschaftsbun-
des, von Betriebsgewerkschaftsorganisationen und 
betrieblichen Gewerkschaftsleitungen vorsehen, 
werden nicht mehr angewendet. 
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B. Leitsätze für einzelne Rechtsgebiete 

I. Rechtspflege 

1. Vorschriften werden nicht mehr angewendet, so-
weit sie die Mitwirkung von Kollektiven, gesell-
schaftlichen Organen, der Gewerkschaften, der 
Betriebe, von gesellschaftlichen Anklägern und 
gesellschaftlichen Verteidigern an der Rechts-
pflege und deren Unterrichtung über Verfahren 
regeln; das Recht der Gewerkschaften zur Bera-
tung und Prozeßvertretung in Arbeitsstreitigkeiten 
bleibt unberührt. 

2. Vorschriften werden nicht mehr angewendet, so-
weit sie die Zusammenarbeit der Gerichte mit den 
örtlichen Volksvertretungen und anderen Orga-
nen, die Berichtspflicht der Richter diesen gegen-
über sowie die Gerichtskritik regeln. 

3. Die Vorschriften über die Mitwirkung der Staats-
anwaltschaft an der Rechtspflege werden nur noch 
angewendet, soweit sie ihre Mitwirkung im Straf-
verfahren und in Familienrechts-, Kindschafts- und 
Entmündigungssachen betreffen. 

4. Die im Strafrecht der Deutschen Demokratischen 
Republik auf die sozialistische Gesetzlichkeit so-
wie auf die sozialistische Staats- und Gesellschafts-
ordnung bezogenen Grundsätze sowie Vorschrif-
ten, die der Verfestigung planwirtschaftlicher 
Strukturen dienen, einer künftigen Vereinigung 
beider deutscher Staaten entgegenstehen oder 
Grundsätzen eines freiheitlichen demokratischen 
Rechtsstaats widersprechen, finden auf nach In-
krafttreten dieses Vertrages begangene Taten 
keine Anwendung. 

5. Soweit Vorschriften des Strafgesetzbuchs das so-
zialistische Eigentum be treffen, finden sie auf Ta-
ten, die nach Inkrafttreten dieses Vertrages began-
gen werden, keine Anwendung; die das persönli-
che oder private Eigentum betreffenden Vorschrif-
ten finden nach dem Inkrafttreten dieses Vertrags 
auch Anwendung auf das sonstige Eigentum oder 
Vermögen. 

6. Soweit die in der Anlage II des Vertrags genannten 
Regelungen straf- oder bußgeldbewehrt sind und 
sich diese Bewehrungsvorschriften nicht in das 
Sanktionensystem der Deutschen Demokratischen 
Republik einfügen, wird die Deutsche Demokrati-
sche Republik diese Vorschriften ihrem Recht in 
möglichst weitgehender Angleichung an das Recht 
der Bundesrepublik Deutschland anpassen. 

II. Wirtschaftsrecht 

1. Zum Zwecke der Besicherung von Krediten wer-
den in der Deutschen Demokratischen Republik 
gleichwertige Rechte, insbesondere Grundpfand

-

rechte, wie in der Bundesrepublik Deutschland ge-
schaffen. 

2. In der Deutschen Demokratischen Republik wer-
den die Voraussetzungen für einen freien Kapital-
markt geschaffen. Hierzu gehört insbesondere die 

Freigabe der Zinssätze und die Zulassung von han-
delbaren Wertpapieren (Aktien und Schuldver-
schreibungen). 

3. Es werden die Voraussetzungen dafür geschaffen, 
daß Verwaltungsakte und sonstige Anordnungen 
der in Artikel 3 Satz 3 des Vertrags genannten Be-
hörden gegenüber Personen mit Sitz oder Wohnsitz 
in der Deutschen Demokratischen Republik, not-
falls auch mit Zwangsmitteln, durchgesetzt werden 
können. 

4. Das bestehende Versicherungsmonopol in der 
Deutschen Demokratischen Repub lik wird abge-
schafft, die Prämienkontrolle in den Versiche-
rungszweigen, in denen die Tarife nicht zum Ge-
schäftsplan gehören, wird beseitigt und die gelten-
den Rechtsvorschriften und Anordnungen über die 
Allgemeinen Bedingungen für Versicherungen 
werden aufgehoben. 

5. Bestehende Hemmnisse im Zahlungsverkehr der 
Deutschen Demokratischen Republik werden be-
seitigt; seine privatrechtliche Ausgestaltung wird 
gefördert. 

6. Der Außenwirtschaftsverkehr ist grundsätzlich frei. 
Beschränkungen sind nur aus zwingenden gesamt-
wirtschaftlichen Gründen sowie aufgrund von zwi-
schenstaatlichen Vereinbarungen zulässig. Die 
Deutsche Demokratische Republik wird das Au-
ßenhandelsmonopol aufheben. 

7. Zum Zwecke der Gewinnung vergleichbarer 
Grundlagen wird die Deutsche Demokratische Re-
publik ihre Statistiken an die der Bundesrepublik 
Deutschland anpassen und in Abstimmung mit 
dem Statistischen Bundesamt oder der Deutschen 
Bundesbank Informationen nach den Maßstäben 
der Bundesstatistik aus folgenden Bereichen be-
reitstellen: Arbeitsmarkt, Preise, Produktion, Um-
sätze, Außenwirtschaft und Einzelhandel. 

III. Baurecht 

Die Deutsche Demokratische Republik wird zur Pla-
nungs- und Investitionssicherheit für bauliche Vorha-
ben baldmöglichst Rechtsgrundlagen schaffen, die 
dem Baugesetzbuch und dem Raumordnungsgesetz 
der Bundesrepublik Deutschland entsprechen. 

IV. Arbeits- und Sozialrecht 

1. Arbeitgeber in der Deutschen Demokratischen Re-
publik können mit Arbeitnehmern aus der Bundes-
republik Deutschland, die vorübergehend in der 
Deutschen Demokratischen Republik beschäftigt 
werden, die Anwendung bundesdeutschen Ar-
beitsrechts vereinbaren. 

2. Bei vorübergehenden Beschäftigungen von Ar-
beitskräften werden Befreiungen von der sich aus 
einer Beschäftigung ergebenden Versicherungs-
pflicht in der Sozialversicherung ermöglicht, wenn 
eine Versicherung unabhängig von dieser Beschäf-
tigung besteht. 
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3. Die Vorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik über die Sicherheit und den Gesundheits-
schutz der Arbeitnehmer werden innerhalb einer 
angemessenen Übergangszeit an  das in der Bun-
desrepublik Deutschland geltende Arbeitsschutz-
recht angepaßt. 

4. Die Deutsche Demokratische Republik wird bei ei-
ner Änderung der gesetzlichen Mindestkündi-
gungsfristen für Arbeitsverhältnisse die in der Bun

-

desrepublik Deutschland die für Arbeiter und An-
gestellte jeweils geltenden gesetzlichen Mindest-
kündigungsfristen nicht überschreiten. 

5. Die Deutsche Demokratische Republik wird für das 
Recht zur fristlosen Kündigung von Arbeitsverhält-
nissen aus wichtigem Grund eine gesetzliche Re-
gelung schaffen, die den §§ 626, 628 des Bürgerli-
chen Gesetzbuches entspricht. 
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Anlage I 

Bestimmungen über die Währungsunion und über die Währungsumstellung 

Für die Errichtung der Währungsunion und die Wäh-
rungsumstellung gelten gemäß Artikel 3 Satz 1 des 
Vertrags die nachfolgend aufgeführten vereinbarten 
Bestimmungen: 

1. ABSCHNITT 

Bestimmungen zur Einführung der Währung 
der Deutschen Mark 

in der Deutschen Demokratischen Republik 

Artikel 1 

Einführung der Währung der Deutschen Mark 

(1) Mit Wirkung vom 1. Juli 1990 wird die Deutsche 
Mark als Währung in der Deutschen Demokratischen 
Republik eingeführt. Ihre Rechnungseinheit bildet die 
Deutsche Mark, die in hundert Deutsche Pfennig ein-
geteilt ist. 

(2) Alleinige gesetzliche Zahlungsmittel sind vom 
1. Juli 1990 an die von der Deutschen Bundesbank 
ausgegebenen, auf Deutsche Mark lautenden Bank-
noten und die von der Bundesrepublik Deutschland 
ausgegebenen, auf Deutsche Mark oder Pfennig lau-
tenden Bundesmünzen. 

(3) Die von der Deutschen Bundesbank ausgegebe-
nen Banknoten sind unbeschränkte gesetzliche Zah-
lungsmittel. Die von der Bundesrepublik Deutschland 
ausgegebenen Bundesmünzen sind mit der Maßgabe 
gesetzliche Zahlungsmittel, daß niemand verpflichtet 
ist, auf Deutsche Mark lautende Münzen im Be trag 
von mehr als 20 Deutsche Mark und auf Deutsche 
Pfennig lautende Münzen im Be trag von mehr als 
5 Deutsche Mark in Zahlung zu nehmen. 

(4) Abweichend von den Absätzen 2 und 3 bleiben 
die Umlaufmünzen der Deutschen Demokratischen 
Republik in der Stückelung von 1, 5, 10, 20 und 
50 Pfennig in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik solange gesetzliches Zahlungsmittel, bis sie 
durch entsprechende Bundesmünzen ersetzt werden 
können. Die Deutsche Demokratische Republik wird 
die Münzen zu einem von dem Bundesminister der 
Finanzen der Bundesrepublik Deutschland zu bestim-
menden Zeitpunkt außer Kurs setzen. 

(5) Der Bundesminister der Finanzen der Bundesre-
publik Deutschland wird die Münzstätte der Deut-
schen Demokratischen Republik in die Prägung von 
Bundesmünzen zu den üblichen Bedingungen ein-
schalten, wenn die Deutsche Demokratische Republik 
sich hierzu bereit erklärt. 

Artikel 2 

Umbenennung 

Wo in Gesetzen, Verordnungen, Anordnungen, ge-
richtlichen Entscheidungen, Verwaltungsakten, Ver-
trägen und sonstigen rechtsgeschäftlichen Erklärun-
gen die Rechnungseinheit Mark der Deutschen De-
mokratischen Republik verwendet wird, tritt vorbe-
haltlich besonderer Vorschriften an die Stelle dieser 
Rechnungseinheit die Rechnungseinheit Deutsche 
Mark. Die Regelung der Umstellung von auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik lautenden Ver-
bindlichkeiten und Forderungen auf Deutsche Mark 
wird davon nicht berührt. 

Artikel 3 

Genehmigungsvorbehalt 

Das Eingehen von Verbindlichkeiten in einer ande-
ren Währung als in Deutsche Mark durch Personen in 
der Deutschen Demokratischen Republik gegenüber 
Personen in der Bundesrepublik Deutschland oder in 
der Deutschen Demokratischen Republik bedarf der 
Genehmigung. Das gleiche gilt für auf Deutsche Mark 
lautende Verbindlichkeiten, deren Be trag durch den 
Kurs einer anderen Währung oder den Preis von Gold 
oder anderen Gütern oder Leistungen bestimmt wer-
den soll. Über die Genehmigung entscheidet die 
Deutsche Bundesbank. 

Artikel 4 

Stundung 

Alle auf Mark der Deutschen Demokratischen Re-
publik lautenden Verbindlichkeiten werden ab In-
krafttreten dieser Bestimmung gemäß Artikel 11 die-
ser Anlage bis zum Ablauf des 7. Juli 1990 gestun-
det. 

2. ABSCHNITT 

Währungsumstellung 
in der Deutschen Demokratischen Republik 

Artikel 5 

Tag der Umstellung; Abwicklung über Konten 
bei Geldinstituten 

(1) Die am Tage des Inkrafttretens dieser Bestim-
mungen den in Absatz 3 genannten Personen oder 
Stellen gehörenden, auf Mark der Deutschen Demo- 
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kratischen Republik lautenden Banknoten und auf 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik und 
Pfennig lautenden Münzen können bis zum 6. Juli 
1990 für Zwecke der Umstellung auf ein Konto bei 
einem Geldinstitut in der Deutschen Demokratischen 
Republik eingezahlt werden. 

(2) Die in Absatz 3 genannten Personen oder Stellen 
können bis zum 6. Juli 1990 die Umstellung ihrer auf 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik lau-
tenden Guthaben bei Geldinstituten in der Deutschen 
Demokratischen Republik bei einem kontoführenden 
Geldinstitut beantragen. 

(3) Zur Einzahlung und Antragstellung sind, mit 
Ausnahme der Geldinstitute, alle natürlichen oder ju-
ristischen Personen oder sonstigen Stellen berechtigt, 
deren Wohnsitz, Sitz oder Ort der Niederlassung sich 
in der Deutschen Demokratischen Republik befindet. 
Diese Personen oder Stellen haben mit der Abgabe 
des Umstellungsantrags zu versichern, daß die von 
ihnen zur Umstellung angemeldeten Guthaben weder 
unmittelbar noch mittelbar durch Einzahlung von auf 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik lau-
tenden Banknoten oder Münzen begründet wurden, 
die unter Verstoß gegen die Devisenvorschriften der 
Deutschen Demokratischen Republik in deren Gebiet 
eingeführt oder erworben wurden. 

(4) Natürliche oder juristische Personen oder son-
stige Stellen, deren Wohnsitz oder Sitz sich außerhalb 
der Deutschen Demokratischen Republik befindet, 
können bis zum 13. Juli 1990 bei dem für sie konto-
führenden Geldinstitut in der Deutschen Demokrati-
schen Republik beantragen, daß ihre auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik lautenden Gut-
haben umgestellt werden. Absatz 3 Satz 2 gilt ent-
sprechend. 

(5) Natürliche Personen, deren Wohnsitz sich außer-
halb der Deutschen Demokratischen Republik befin-
det und die sich zum Zeitpunkt der Währungsumstel-
lung in der Deutschen Demokratischen Republik auf-
halten, können in ihrem Besitz befind liche, auf Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik lautende 
Banknoten und Münzen in die ursprüngliche Wäh-
rung bis zum 6. Juli 1990 bei einem Geldinstitut in der 
Deutschen Demokratischen Republik zu den am 
30. Juni 1990 gültigen Devisenumrechnungssätzen 
zurücktauschen, wenn deren rechtmäßiger Erwerb 
durch sie bei einem Geldinstitut in der Deutschen 
Demokratischen Republik nachgewiesen wird. 

(6) Mit Ablauf der in den Absätzen 1, 2, 4 und 5 
genannten Fristen können Ansprüche aus Banknoten 
und Münzen, die nicht auf ein Konto bei einem Geld-
institut in der Deutschen Demokratischen Republik 
eingezahlt wurden, und Ansprüche aus nicht ange-
meldeten Guthaben bei Geldinstituten in der Deut-
schen Demokratischen Republik nicht mehr geltend 
gemacht werden. 

(7) Gegen die Versäumung der in den Absätzen 1, 2 
und 4 genannten Fristen können natürliche Personen 
bis zum 30. November 1990 Wiedereinsetzung in den 
vorigen Stand beantragen. Einem Antrag auf Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand ist zu entsprechen, 
wenn der Antragsteller glaubhaft macht, daß er ohne 
sein Verschulden außerstande war, rechtzeitig die 

Umstellung seines Guthabens bei einem Geldinstitut 
zu beantragen oder Banknoten und Münzen auf ein 
Konto bei einem Geldinstitut einzuzahlen. Die Wie-
dereinsetzung muß binnen einer zweiwöchigen Frist 
seit Behebung des Hindernisses bei dem kontoführen-
den Geldinstitut beantragt werden. 

Artikel 6 

Umstellung von Guthaben bei Geldinstituten 

(1) Natürliche Personen mit Wohnsitz in der Deut-
schen Demokratischen Republik können bei einem 
für sie kontoführenden Geldinstitut beantragen, daß 
ihnen für ein Guthaben bis zum nachfolgend aufge-
führten Betrag in Mark der Deutschen Demokrati-
schen Republik für 1 Mark der Deutschen Demokrati-
schen Republik 1 Deutsche Mark gutgeschrieben 
wird: 

— natürliche Personen, die nach dem 1. Juli 1976 ge-
boren sind, bis zu 2 000 Mark, 

— natürliche Personen, die zwischen dem 2. Juli 1931 
und dem 1. Juli 1976 geboren sind, bis zu 
4 000 Mark, 

— natürliche Personen, die vor dem 2. Juli 1931 gebo-
ren sind, bis zu 6 000 Mark. 

Der Antrag kann nur einmalig bei einem Geldinstitut 
gestellt werden. 

(2) Guthaben natürlicher Personen, soweit sie die in 
Absatz 1 aufgeführten Beträge in Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik überschreiten, sowie Gut-
haben juristischer Personen oder sonstiger Stellen 
werden in der Weise umgestellt, daß für 2 Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik 1 Deutsche 
Mark gutgeschrieben wird. 

(3) Am 31. Dezember 1989 bestehende Guthaben 
natürlicher oder juristischer Personen oder Stellen, 
deren Wohnsitz oder Sitz sich außerhalb der Deut-
schen Demokratischen Republik befindet, werden in 
der Weise umgestellt, daß für 2 Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik 1 Deutsche Mark gutge-
schrieben wird. Guthaben der in Satz 1 genannten 
Personen oder Stellen, die nach dem 31. Dezember 
1989 entstanden sind, werden in der Weise umge-
stellt, daß für 3 Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik 1 Deutsche Mark gutgeschrieben wird. 

(4) Umgehungsgeschäfte sind nichtig. 

Artikel 7 

Umstellung von auf Mark 
der Deutschen Demokratischen Republik 

lautenden Verbindlichkeiten und Forderungen 
auf Deutsche Mark; DM-Eröffnungsbilanz 

§1 

(1) Vorbehaltlich der Regelungen in den Absätzen 2 
und 3 werden alle auf Mark der Deutschen Demokra-
tischen Republik lautende Verbindlichkeiten und For-
derungen, die vor dem 1. Juli 1990 begründet wurden 
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oder die nach den vor dem Inkrafttreten dieser Be-
stimmungen in Geltung gewesenen Vorschriften in 
Mark der Deutschen Demokratischen Repub lik zu er-
füllen gewesen wären, mit der Wirkung auf Deutsche 
Mark umgestellt, daß der Schuldner an den Gläubiger 
für 2 Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
1 Deutsche Mark zu zahlen hat. 

(2) Abweichend von Absatz 1 werden folgende, auf 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik lau-
tende Verbindlichkeiten und Forderungen mit der 
Wirkung auf Deutsche Mark umgestellt, daß der 
Schuldner für 1 Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik 1 Deutsche Mark zu zahlen hat: 

1. Löhne und Gehälter in der Höhe der am 1. Mai 
1990 geltenden Tarifverträge sowie S tipendien, die 
nach dem 30. Juni 1990 fällig werden. 

2. Renten, die nach dem 30. Juni 1990 fällig werden. 
Die Regelungen in Artikel 20 des Vertrags bleiben 
unberührt. 

3. Mieten und Pachten sowie sonstige regelmäßig 
wiederkehrende Zahlungen, die nach dem 30. Juni 
1990 fällig werden mit Ausnahme wiederkehren-
der Zahlungen aus und in Lebensversicherungen 
und privaten Rentenversicherungen. 

(3) Für auf Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik lautende Forderungen der in Artikel 5 
Abs. 3 und 4 genannten Personen oder Stellen aus 
Guthaben bei Geldinstituten gilt Artikel 6 dieser An-
lage. 

§ 2  

(1) Eine vor dem 1. Juli 1990 begründete Verbind-
lichkeit verliert nicht dadurch die Eigenschaft einer 
auf Mark der Deutschen Demokratischen Republik 
lautenden Verbindlichkeit, daß der Gläubiger die 
Rechnung für die von ihm vor diesem Zeitpunkt be-
wirkte Gegenleistung erst nach dem 30. Juni 1990 
vorlegt. 

(2) Am 30. Juni 1990 noch nicht vollständig abge-
wickelte Zahlungsvorgänge zwischen zwei Konten 
bei Geldinstituten sind auf beiden Konten auch nach 
dem 30. Juni 1990 zunächst in Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik zu verbuchen und in die 
Berechnung des Guthabens einzubeziehen, für das 
die Umstellung beantragt wurde. 

§3 

(1) Die Deutsche Demokratische Republik wird in-
nerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses 
Vertrags ein Gesetz über die Eröffnungsbilanz in 
Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung erlas-
sen, das für alle Kaufleute und juristische Personen 
einschließlich der Kombinate, Kombinatsbetriebe und 
volkseigenen Bet riebe mit Sitz in der Deutschen De-
mokratischen Republik gilt. 

(2) Das Gesetz hat folgende Grundsätze zu berück-
sichtigen: 

a) Die Vermögensgegenstände und Schulden sind in 
der Eröffnungsbilanz neu zu bewe rten. 

b) Bei der Neubewertung dürfen die Wiederbeschaf-
fungs- oder Wiederherstellungskosten (Neuwert) 
zum Stichtag der Eröffnungsbilanz nicht über-
schritten werden. Dabei ist von dem Neuwert ein 
Wertabschlag vorzunehmen, der die zwischenzeit-
liche Nutzung des Vermögensgegenstands und 
den technischen Fortschritt berücksichtigt (Zeit-
wert). Die in der Eröffnungsbilanz angesetzten 
Werte gelten für die Folgezeit als Anschaffungs-
oder Herstellungskosten. 

c) Vorbehaltlich der Absätze 1 und 2 sind die Vor-
schriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbu-
ches der Bundesrepublik Deutschland, soweit 
diese Vorschriften für alle Kaufleute gelten, zu be-
achten. 

d) Das Verbot der Aktivierung selbst geschaffener 
immaterieller Vermögensgegenstände ist auch zu 
beachten, wenn das Unternehmen vor dem S tich-
tag der Eröffnungsbilanz in eine p rivate Rechts-
form umgewandelt worden ist. 

e) Regelungen über Ausgleichsposten oder sonstige 
Bilanzierungshilfen zur Vermeidung einer Über-
schuldung oder zur Kapitalneufestsetzung dürfen 
nur mit Zustimmung der Bundesregierung der 
Bundesrepublik Deutschland getroffen werden. 
Gleiches gilt für Vorschriften über Ausgleichsfor-
derungen gegenüber der Treuhandanstalt oder ge-
genüber anderen öffentlichen Stellen. 

f) Grund und Boden sind zum aktuellen Verkehrs-
wert zu bewerten. 

Artikel 8 

Besondere Vorschriften für Geldinstitute 
und Außenhandelsbetriebe 

§ 1 

Für die Umstellung von auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Verbindlichkei-
ten und Forderungen von Geldinstituten mit Sitz in 
der Deutschen Demokratischen Republik einschließ-
lich Forderungen aus Guthaben bei anderen Geldin-
stituten in der Deutschen Demokratischen Republik 
gelten Artikel 7 § 1 und § 2 dieser Anlage. 

§2 

(1) Die in § 1 bezeichneten Geldinstitute — ausge-
nommen die Staatsbank der Deutschen Demokrati-
schen Republik — sind verpflichtet, die im Zusam-
menhang mit der Einführung der Währung der Deut-
schen Mark und der Währungsumstellung entgegen-
genommenen sowie die in ihrem Kassenbestand be-
findlichen, auf Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik lautenden Banknoten und Münzen auf ihr 
Konto bei der Staatsbank der Deutschen Demokrati-
schen Republik einzuzahlen. 
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(2) Die in Absatz 1 bezeichneten Geldinstitute er-
halten vorbehaltlich einer besonderen Regelung ge-
mäß § 3 Abs. 5 eine Gutschrift durch die Staatsbank 
der Deutschen Demokratischen Republik. Die hier-
durch entstehenden Guthaben werden ebenfalls in 
der Weise umgestellt, daß für 2 Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik 1 Deutsche Mark gutge-
schrieben wird. 

§3 

(1) Die in Mark der Deutschen Demokratischen Re-
publik geführten Bücher der Geldinstitute sind auf 
den 30. Juni 1990 durch eine Markschlußbilanz nebst 
Gewinn- und Verlustrechnung abzuschließen. 

(2) Vom 1. Juli 1990 an dürfen in der Markrechnung 
der Geldinstitute nur noch diejenigen Buchungen vor-
genommen werden, die durch diesen Vertrag oder 
durch Regelungen, die aufgrund einer durch diesen 
Vertrag eingeräumten Ermächtigung erlassen wer-
den, zugelassen sind. Zugelassen sind auch die Bu-
chungen, die der förmlichen Erstellung der Schlußbi-
lanz dienen. 

(3) Vom 1. Juli 1990 an haben die Geldinstitute ihre 
Bücher in Deutscher Mark zu führen und alle neuen 
Geschäftsvorfälle in Deutscher Mark zu verbuchen. 

(4) Zur Durchführung der Währungsumstellung er-
richtet die Deutsche Demokratische Republik einen 
Ausgleichsfonds. Zur Errechnung der den Geldinsti-
tuten und den Außenhandelsbetrieben nach § 4 zuste-
henden Forderungen gegen den Ausgleichsfonds und 
ihrer Verbindlichkeiten gegenüber dem Ausgleichs-
fonds haben diese eine besondere Umstellungsrech-
nung zu erstellen, aus der alle aus der Einführung der 
Währung der Deutschen Mark in der Deutschen De-
mokratischen Republik und der Währungsumstellung 
in der Deutschen Demokratischen Republik unmittel-
bar hervorgehenden, auf Deutsche Mark lautenden 
Aktiva und Passiva ersichtlich sind. Sämtliche Bu-
chungen der Umstellungsrechnung sind unabhängig 
davon, wann die Umstellung des einzelnen Bilanzpo-
stens tatsächlich vorgenommen wird, auf den 1. Juli 
1990 zu valutieren. Die Umstellungsrechnung gilt als 
Eröffnungsbilanz auf den 1. Juli 1990. 

(5) Für die Berücksichtigung der Kassenbestände 
der Geldinstitute an auf Mark der Deutschen Demo-
kratischen Republik lautenden Banknoten und Mün-
zen in der Umstellungsrechnung gelten die von der 
Deutschen Bundesbank zu erlassenden Regelungen 
und Anordnungen. 

§4 

(1) Den Geldinstituten und den Außenhandelsbe-
trieben wird, soweit ihre Vermögenswerte in Anwen-
dung der Bewertungsvorschriften des Dritten Buches 
des Handelsgesetzbuches zur Deckung der aus der 
Einführung der Währung der Deutschen Mark und 
der Währungsumstellung in der Deutschen Demokra-
tischen Republik hervorgehenden Verbindlichkeiten 
nicht ausreichen, beginnend mit dem 1. Juli 1990 eine  

verzinsliche Forderung gegen den Ausgleichsfonds 
zugeteilt. Die Zinsen sind vierteljährlich nachträglich 
fällig. Der jeweilige Zinssatz entspricht dem Ange-
botssatz für Einlagen in Deutscher Mark unter Banken 
für einen der Zinsperiode entsprechenden Zeitraum in 
Frankfurt (3-Monats-FIBOR) * ). 

(2) Die Zuteilung dieser Forderungen an die Geldin-
stitute ist so zu bemessen, daß die Vermögenswerte 
ausreichen, um neben den aus der Einführung der 
Währung der Deutschen Mark und der Währungsum-
stellung in der Deutschen Demokratischen Republik 
hervorgehenden Verbindlichkeiten ein Eigenkapital 
in der Höhe auszuweisen, daß es mindestens 4 vom 
Hundert der Bilanzsumme und die Auslastung des 
Grundsatzes I gemäß § 10 des Gesetzes über das Kre-
ditwesen höchstens das Dreizehnfache beträgt. Die 
Zuteilung dieser Forderungen an die Außenhandels-
betriebe ist so zu bemessen, daß die Vermögenswerte 
ausreichen, um die aus der Einführung der Währung 
der Deutschen Mark und der Währungsumstellung in 
der Deutschen Demokratischen Republik hervorge-
henden Verbindlichkeiten zu decken. 

(3) Der Ausgleichsfonds hat die Forde rungen begin-
nend mit dem 1. Juli 1995 jährlich nachträglich in 
Höhe von 2,5 vom Hundert des Nennwertes zu til-
gen. 

(4) Die Forderungen der Geldinstitute und der Au-
ßenhandelsbetriebe gegen den Ausgleichsfonds sind 
in den Bilanzen zum Nennwert einzusetzen. 

(5) Soweit die Vermögenswerte eines Geldinstituts 
die aus der Einführung der Währung der Deutschen 
Mark und der Währungsumstellung in der Deutschen 
Demokratischen Republik hervorgehenden Verbind-
lichkeiten sowie das Eigenkapital gemäß Absatz 2 
überschreiten, wird dem Ausgleichsfonds gegen die-
ses eine gemäß Absatz 1 verzinsliche Forderung zu-
geteilt. Soweit die Vermögenswerte eines Außenhan-
delsbetriebes die aus der Einführung der Währung 
der Deutschen Mark und der Währungsumstellung in 
der Deutschen Demokratischen Republik hervorge-
henden Verbindlichkeiten überschreiten, wird dem 
Ausgleichsfonds gegen diesen eine gemäß Absatz 1 
verzinsliche Forderung zugeteilt. Absätze 2 bis 4 gel-
ten entsprechend. 

(6) Soweit die dem Ausgleichsfonds gemäß Absatz 5 
zugeteilten Forde rungen nicht zur Deckung seiner 
Verbindlichkeiten gemäß Absatz 1 ausreichen, wird 
ihm eine gemäß Absatz 1 verzinsliche Forde rung ge-
gen die Deutsche Demokratische Republik in entspre-
chender Höhe zugeteilt. Absätze 3 und 4 gelten ent-
sprechend. 

§5 

Die zuständige Stelle der Bundesrepublik Deutsch-
land kann nach Anhörung der Deutschen Bundes-
bank durch Rechtsverordnung das Nähere über die 

s) Der Zinssatz wird am zweiten Geschäftstag in Frankfu rt  am 
Main vor dem Beginn einer Zinsperiode entsprechend § 2 
Abs. 3 der Bedingungen für die Anleihe der Bundesrepublik 
Deutschland von 1990 (Wertpapier-Kenn-Nummer 113-478) 
ohne den darin vorgesehenen Abschlag vierteljährlich fest-
gestellt. 



Drucksache 11/7350 	Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Aufstellung, Prüfung und Bestätigung der Umstel-
lungsrechnung sowie über das Verfahren der Zutei-
lung und des Erwerbs der Ausgleichsforderungen re-
geln. 

§6 

Vor einer Bestätigung der Umstellungsrechnung 
sind Beschlüsse und Anordnungen über eine Gewinn-
verwendung nichtig. 

Artikel 9 

Überprüfung und Sperrung 

Die Regierung der Deutschen Demokratischen Re-
publik wird veranlassen, daß ihre zuständigen Organe 
der Strafverfolgung bei hinreichenden Anhaltspunk-
ten eine Überprüfung von Guthaben auf Bankkonten 
hinsichtlich der Rechtmäßigkeit ihres Erwerbs und 
gegebenenfalls eine Sperrung von Konten vorneh-
men. 

Artikel 10 

Ermächtigung zum Erlaß 
von Ausführungsbestimmungen 

(1) Die Deutsche Bundesbank wird ermächtigt, in 
Wahrung ihres gesetzlichen Auftrags die zur Durch-
führung der in diesem Vertrag ge troffenen Vereinba-
rungen erforderlichen Regelungen und Anordnungen 
nach pflichtgemäßem Ermessen zu erlassen, soweit 
nicht in diesem Vertrag ausdrücklich eine andere Zu-
ständigkeit begründet ist. 

(2) Die Deutsche Bundesbank und von ihr beauf-
tragte Personen und Einrichtungen sind befugt, von 
den Geldinstituten und den Mitgliedern ihrer Organe 
Auskünfte über alle Geschäftsangelegenheiten sowie 
die Vorlegung der Bücher und Schriften zu verlangen 
und auch ohne besonderen Anlaß Prüfungen vorzu-
nehmen, um sich von der Einhaltung der im Zusam-
menhang mit der Einführung der Währung der Deut-
schen Mark und der Währungsumstellung erlassenen 
Bestimmungen zu überzeugen. Die Bediensteten der 
Deutschen Bundesbank und die von ihr beauftragten 
Personen können hierzu die Geschäftsräume der 
Geldinstitute betreten; ein entgegenstehendes 
Grundrecht wird insoweit eingeschränkt. 

Artikel 11 

Schlußbestimmungen 

Die Bestimmungen zur Einführung der Währung 
der Deutschen Mark und zur Währungsumstellung in 
der Deutschen Demokratischen Republik treten am 
1. Juli 1990 in Kraft.  

3. ABSCHNITT 

Zuständigkeiten und Befugnisse 
der Deutschen Bundesbank 

in der Deutschen Demokratischen Republik 

Artikel 12 

Tätigkeit der Deutschen Bundesbank 

Für die Tätigkeit der Deutschen Bundesbank als 
Währungs- und Notenbank des Währungsgebiets gel-
ten nach Maßgabe des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank in der jeweils geltenden Fassung insbe-
sondere folgende Bestimmungen: 

— Die Deutsche Bundesbank richtet in Ber lin eine 
dem Direktorium der Deutschen Bundesbank un-
terstehende Vorläufige Verwaltungsstelle mit bis 
zu fünfzehn Filialen in der Deutschen Demokrati-
schen Republik ein, die für die Geschäfte mit Kre-
ditinstituten in der Deutschen Demokratischen Re-
publik sowie mit der Deutschen Demokratischen 
Republik und ihren öffentlichen Verwaltungen zu-
ständig ist. Die Vorläufige Verwaltungsstelle wird 
von einem Mitglied des Direktoriums der Deut-
schen Bundesbank geleitet. Bei ihr wird ein bera-
tendes Gremium eingerichtet, das aus bis zu zehn 
von der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik benannten Mitgliedern besteht. Die Mit-
glieder werden für die Dauer von drei Jahren beru-
fen. Höchstens die Hälfte der Mitglieder soll aus 
den verschiedenen Zweigen des Kreditgewerbes, 
die übrigen Mitglieder sollen aus der gewerbli-
chen Wirtschaft, dem Handel, der Landwirtschaft 
sowie der Arbeiter- und Angestelltenschaft kom-
men. 

Das Gremium berät mit dem Leiter der Vorläufigen 
Verwaltungsstelle über Fragen der Währungs- 
und der Kreditpolitik, des Bankwesens und der 
Abwicklung des Zahlungsverkehrs. 

— Die Deutsche Demokra tische Republik stellt der 
Deutschen Bundesbank die zur Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben erforderlichen Betriebsstellen der 
Staatsbank sowie gegebenenfalls weitere Grund-
stücke und Gebäude zur Nutzung für ihre Filialen 
zur Verfügung. 

— Die Deutsche Bundesbank darf der Deutschen De-
mokratischen Republik Kassenkredit bis zur Höhe 
von 800 Millionen Deutsche Mark gewähren. 

— Die Verpflichtung zur Einlage flüssiger Mittel gilt 
auch für die Deutsche Demokratische Republik 
und deren Gebietskörperschaften. 

— Die Deutsche Demokratische Republik einschließ-
lich ihrer Gebietskörperschaften sowie die Deut-
sche Reichsbahn und die Deutsche Post werden 
Anleihen, Schatzanweisungen und Schatzwechsel 
in erster Linie durch die Deutsche Bundesbank, 
anderenfalls im Benehmen mit ihr begeben. 
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Artikel 13 

Zusammenarbeit 

Die Deutsche Bundesbank arbeitet mit der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik in An-
gelegenheiten von währungspolitischer Bedeutung 
eng zusammen. Der jeweils zuständige Minister der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
wird zu Sitzungen des Zentralbankrats in Fragen der 
Geld- und Währungspolitik eingeladen. Die Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Repub lik wird 
der Deutschen Bundesbank diejenige Unterstützung 
und Hilfe gewähren, die diese zur Wahrnehmung ih-
rer Aufgaben benötigt. 

Artikel 14 

Entsendung von Mitarbeitern 

(1) Die Deutsche Bundesbank ist berechtigt, Mitar-
beiter zur Durchführung ihrer Aufgaben in die Deut-
sche Demokratische Republik zu entsenden. 

(2) Der Deutschen Bundesbank werden in der Deut-
schen Demokratischen Republik die folgenden 
Rechte gewährt: 

— Unverletzlichkeit der Räumlichkeiten der Deut-
schen Bundesbank, ihres Schriftverkehrs und Ge-
stattung des freien Verkehrs für amtliche 
Zwecke, 

— Schutz der Dienststellen der Deutschen Bundes-
bank durch staatliche Organe der Deutschen De-
mokratischen Republik (insbesondere Polizeior-
gane), 

— Berechtigung der Mitarbeiter der Deutschen Bun-
desbank, in Ausübung ihres Dienstes Waffen zu 
tragen. 

(3) Mit Arbeitnehmern, die nicht von der Deutschen 
Bundesbank entsandt worden sind, kann die Deut-
sche Bundesbank vorübergehend abweichend von 
den geltenden gesetzlichen oder tariflichen Regelun-
gen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik Arbeitsverträge ab-
schließen, die den Besonderheiten der Deutschen De-
mokratischen Republik Rechnung tragen. Das Bun-
despersonalvertretungsgesetz findet bis auf weiteres 
keine Anwendung auf die Vorläufige Verwaltungs-
stelle und deren Filialen, die nach Artikel 12 dieser 
Anlage eingerichtet werden. 
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Anlage II 

Von der Deutschen Demokratischen Republik in Kraft zu setzende 
Rechtsvorschriften 

I. Allgemeines 

1. Gemäß Artikel 3 Satz 2 des Vertrags setzt die Deut-
sche Demokratische Republik bis zum Zeitpunkt 
seines Inkrafttretens die nachfolgend aufgeführten 
Gesetze oder Teile von Gesetzen der Bundesrepu-
blik Deutschland in ihrer geltenden Fassung in 
Kraft und erläßt die erforderlichen Übergangsvor-
schriften. 

Die Inkraftsetzung der Gesetze oder Teile von Ge-
setzen gemäß Absatz 1 erfaßt auch die zu ihrer 
Durchführung erlassenen Rechtsverordnungen so-
wie die Regelungen und Anordnungen der Deut-
schen Bundesbank, des Bundesaufsichtsamtes für 
das Kreditwesen und des Bundesaufsichtsamtes für 
das Versicherungswesen. 

Soweit diese Gesetze und Rechtsverordnungen auf 
andere Rechtsvorschriften verweisen, ist zwischen 
den Vertragsparteien festzulegen, welche ver-
gleichbaren Rechtsvorschriften der Deutschen De-
mokratischen Republik an deren Stelle treten oder 
ob die in Bezug genommenen Vorschriften der 
Bundesrepublik Deutschland Anwendung finden. 

2. Nach Inkrafttreten des Vertrags gelten Änderun-
gen der nachfolgend aufgeführten Gesetze oder 
Teile der Gesetze der Bundesrepublik Deutschland 
in der jeweils geltenden Fassung auch in der Deut-
schen Demokratischen Republik. 

Diese Geltung erstreckt sich auch auf Änderungen 
der aufgrund dieser Gesetze erlassenen Rechtsver-
ordnungen sowie auf Änderungen der Regelungen 
und Anordnungen der Deutschen Bundesbank, des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen und des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswe-
sen. 

Die Bundesrepublik Deutschland wird die Deut-
sche Demokratische Republik bei der Vorberei-
tung von Änderungen zu Gesetzen und Rechtsver-
ordnungen im Sinne dieser Anlage unterrichten 
und ihre Stellungnahme einholen. 

Die Deutsche Demokratische Republik wird Ände-
rungen der Gesetze und Rechtsverordnungen, son-
stiger Regelungen und Anordnungen in geeigneter 
Form bekanntmachen. 

3. An die Stelle von Behörden oder sonstigen Stellen 
der Bundesrepublik Deutschland, die in den nach-
folgend aufgeführten Gesetzen oder den dazu er-
lassenen Rechtsverordnungen genannt sind, tre-
ten, soweit in dieser Anlage nichts anderes festge-
legt ist, die entsprechenden Behörden oder sonsti-
gen Stellen der Deutschen Demokratischen Repu

-

blik; Artikel 3 Satz 3 des Vertrags bleibt unbe-
rührt. 

II. Währungsunion 

1. Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 
7620-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, zu-
letzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes vom 
24. April 1986 (BGBl. I S. 560) 

2. Gesetz über das Kreditwesen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 11. Juli 1985 (BGBl. I 
S. 1472), zuletzt geändert durch Artikel 14 des Ge-
setzes vom 22. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2408) mit 
folgender Maßgabe: 

Solange nicht einem Gericht in der Deutschen De-
mokratischen Republik die in § 28 Abs. 2, § 46 
Abs. 2 und § 46 a des Gesetzes über das Kreditwe-
sen genannten Aufgaben durch Gesetz oder Ver-
ordnung übertragen worden sind, übernimmt das 
Amtsgericht Charlottenburg diese Aufgaben. 
§ 46b des Gesetzes über das Kreditwesen gilt für 
Kreditinstitute mit Sitz in der Deutschen Demokra-
tischen Republik mit der Maßgabe, daß an die 
Stelle des Konkursverfahrens das Verfahren nach 
der Verordnung über die Gesamtvollstreckung 
vom 18. Dezember 1975 (GBl. 1976 I S. 5) tritt und 
daß die Gesamtvollstreckung nur auf Antrag des 
Bundesaufsichtsamtes eingeleitet werden kann. 

Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im er-
sten und letzten Rechtszug über Klagen gegen Ent-
scheidungen des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen nach dem Gesetz über das Kreditwe-
sen oder anderen Gesetzen oder wegen Untätig-
keit des Bundesaufsichtsamtes, wenn der Kläger 
seinen Sitz oder Wohnsitz in der Deutschen Demo-
kratischen Republik hat. 

3. Hypothekenbankgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III,  Gliederungsnummer 7628-1 veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juni 1988 
(BGB1. I S. 710). 

4. Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kre-
ditanstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4135-1 veröffentlichten be-
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I 
S. 560). 
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5. Gesetz über Bausparkassen vom 16. November 
1972 (BGBl. I S. 2097), zuletzt geändert durch Arti-
kel 2 Abs. 22 des Gesetzes vom 29. März 1983 
(BGBl. I S. 377). 

6. Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften (KAGG) 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 14. Ja-
nuar 1970 (BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Februar 1990 
(BGBl. I S. 266). 

7. Depotgesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4130-1, veröffentlichten be-
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 1 
des Gesetzes vom 17. Juli 1985 (BGBl. I S. 1507). 

8. Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 (BGBl. I 
S. 1261), zuletzt geändert durch Artikel 6 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 1986 (BGBl. I S. 2595), 
mit folgender Maßgabe: 

1. Nach Anhörung des Ministers der Finanzen der 
Deutschen Demokratischen Republik werden 

a) Genehmigungen, die die Aufnahme des Ver-
sicherungsgeschäfts in der Deutschen Demo-
kratischen Republik ermöglichen, und 

b) versicherungsaufsichtliche Genehmigungen 
für Versicherungsunternehmen mit Sitz oder 
Niederlassung in der Deutschen Demokrati-
schen Republik 

erteilt. Hierbei ist darauf zu achten, daß in dem 
Verwaltungsverfahren den Belangen und den 
Rechtsvorschriften der Deutschen Demokrati-
schen Republik Rechnung getragen wird. 

2. Über Anfechtungsklagen gegen Entscheidun-
gen des Bundesaufsichtsamtes für das Versiche-
rungswesen oder Klagen wegen Untätigkeit des 
Bundesaufsichtsamtes entscheidet das Bundes-
verwaltungsgericht im ersten und letzten 
Rechtszug. 

III. Wirtschaftsunion 

1. Gesetz gegen Wettbewerbsbeschränkungen in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 20. Fe-
bruar 1990 (BGBl. I S. 235) mit der Maßgabe, daß 
an die Stelle der §§ 24 bis 24 c ein präventives ver-
einfachtes Untersagungsverfahren tritt. 

2. Atomgesetz in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 15. Juli 1985 (BGBl I S. 1565), zuletzt geän-
dert durch Gesetz vom 14. März 1990 (BGBl. I 
S. 478) mit der Maßgabe, daß im Zeitpunkt des 
Inkrafttretens dieses Vertrags bestehende atom-
rechtliche und strahlenschutzrechtliche Geneh-
migungen, Erlaubnisse und Zulassungen für 
Kernkraftwerke längstens fünf Jahre und für son-
stige Anlagen und Tätigkeiten längstens zehn 
Jahre fortgelten und insoweit die Überwachungs-
vorschriften des Atomgesetzes über Auflagen, 
Widerruf und Aufsicht sowie über wesentliche 
Veränderungen Anwendung finden. Die Deut-
sche Demokratische Republik verpflichtet sich, 

das Nähere im Einvernehmen mit den zuständi-
gen Stellen der Bundesrepublik Deutschland zu 
regeln. 

3. Erstes bis Drittes Buch des Handelsgesetzbuches 
in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungs-
nummer 4100-1, veröffentlichten bereinigten Fas-
sung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 23. Ok-
tober 1989 (BGBl. I S. 1910) sowie §§ 705 bis 740 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der im Bundes-
gesetzblatt Teil III,  Gliederungsnummer 400-2, 
veröffentlichten bereinigten Fassung, zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 18. Dezember 1989 
(BGBl. I S. 2261). 

4. Gesetz betreffend die Gesellschaften mit be-
schränkter Haftung in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 4123-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 15. Mai 1986 (BGBl. I S. 721). 

5. Aktiengesetz vom 6. September 1965 (BGBl. I 
S. 1089), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2312). 

6. Gesetz betreffend die Erwerbs- und Wirtschafts- 
genossenschaften in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III,  Gliederungsnummer 4125-1, veröffent-
lichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 25. Juli 1988 (BGBl. I 
S. 1093). 

7. Gesetz über die Kapitalerhöhung aus Gesell-
schaftsmitteln und über die Verschmelzung von 
Gesellschaften mit beschränkter Haftung in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnum-
mer 4120-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 10 Abs. 9 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355). 

8. Umwandlungsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 6. November 1969 (BGBl. I 
S. 2081), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355). 

9. AGB-Gesetz vom 9. Dezember 1976 (BGBl. I 
S. 3317), zuletzt geändert durch Artikel 2 des Ge-
setzes vom 20. Dezember 1989 (BGBl. I S. 2486). 

10. Gesetz über den Widerruf von Haustürgeschäften 
und ähnlichen Geschäften vom 16. Januar 1986 
(BGBl. I S. 122). 

11. Gesetz betreffend die Abzahlungsgeschäfte in der 
im Bundesgesetzblatt Teil III,  Gliederungsnum-
mer 402-2, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 9 Nr. 3 des Geset-
zes vom 3. Dezember 1976 (BGBl. I S. 3281). 

W.  Sozialunion 

1. Gesetz über die Mitbestimmung der Arbeitnehmer 
in den Aufsichtsräten und Vorständen der Unter-
nehmen des Bergbaus und der Eisen und Stahl 
erzeugenden Industrie in der im Bundesgesetzblatt 
Teil III, Gliederungsnummer 801-2, veröffentlich- 
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ten bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 19. Dezember 1985 (BGBl. I S. 2355). 

2. Gesetz zur Ergänzung des Gesetzes über die Mit-
bestimmung der Arbeitnehmer in den Aufsichtsrä-
ten und Vorständen der Unternehmen des Berg-
baus und der Eisen und Stahl erzeugenden Indu-
strie in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 801-3, veröffentlichten bereinigten 
Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2312). 

3. Mitbestimmungsgesetz vom 4. Mai 1976 (BGBl. I 
S. 1153). 

4. §§ 76, 77, 77 a, 81, 85, 87 des Betriebsverfassungs-
gesetzes 1952 in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 801-1, veröffentlichten berei

-

nigten Fassung, zuletzt geändert durch Gesetz vom 
21. Mai 1979 (BGBl. I S. 545). 

5. Betriebsverfassungsgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 23. Dezember 1988 (BGBl. 
1989 I S. 1, 902). 

6. Tarifvertragsgesetz in der Fassung der Bekannt-
machung vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1323), 
geändert durch Artikel II § 1 des Gesetzes vom 
29. Oktober 1974 (BGBl. I S. 2879). 

7. Kündigungsschutzgesetz in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 25. August 1969 (BGBl. I 
S. 1317), zuletzt geändert durch Gesetze vom 
13. Juli 1988 (BGBl- I S. 1034 und 1037). 
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Anlage Ill 

Von der Deutschen Demokratischen Republik aufzuhebende oder zu ändernde 
Rechtsvorschriften 

Die Deutsche Demokratische Republik gewährleistet, 
daß nachfolgende Rechtsvorschriften nach Maßgabe 
dieser Anlage bis zum Inkrafttreten des Vertrags auf-
gehoben oder geändert werden. 

I. Währungsunion 

1. Das Gesetz über die Staatsbank der Deutschen De-
mokratischen Republik vom 19. Dezember 1974 
(GBl. I Nr. 62 S. 580), geändert durch das Gesetz 
zur Änderung des Gesetzes über die Staatsbank 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 
6. März 1990 (GBl. I Nr. 16 S. 125) wird mit dem 
Ziel der Auflösung der Staatsbank als Notenbank 
einschließlich ihrer Kompetenz bei der Bankauf-
sicht geändert. 

2. Das Devisengesetz vom 19. Dezember 1973 (GBl. I 
Nr. 58 S. 574) in der Fassung des Gesetzes zur An-
derung und Ergänzung des Devisengesetzes vom 
28. Juni 1979 (GBl. I Nr. 17 S. 147) und der An-
lage 5 des 5. Strafrechtsänderungsgesetzes vom 
14. Dezember 1988 (GBl. I Nr. 29 S. 335) wird auf-
gehoben. 

3. Die Anordnung über Altguthaben-Ablösungsan-
leihe vom 23. September 1948 (ZVOBl. Nr. 46 
S. 475) und die dazu erlassenen Durchführungs-
verordnungen werden mit dem Ziel geändert, die 
ruhenden Ansprüche an der Altguthaben-Ablö-
sungs-Anleihe einschließlich der von der Deut-
schen Demokratischen Republik seit 1958 einge-
stellten Zinszahlungen für die Inhaber der Anleihe 
in Deutscher Mark verfügbar zu machen. 

4. Von der Deutschen Demokratischen Republik wer-
den die der Währungsunion entgegenstehenden 
Gesetze und andere Rechtsvorschriften auf dem 
Gebiet des Kredits und der Einlagen einschließlich 
ihrer Verzinsung, des baren und bargeldlosen 
Zahlungsverkehrs sowie der Berechnung von Ge-
bühren aufgehoben oder entsprechend geändert. 
Dabei wird dem Gläubiger das Recht eingeräumt, 
den Zinssatz für Kredite durch einseitige Erklärung 
gegenüber dem Schuldner in marktüblicher Höhe 
festzusetzen. Dem Schuldner wird ein Kündi-
gungsrecht eingeräumt. 

II. Wirtschaftsunion 

1. Das Gesetz über den Außenhandel der Deutschen 
Demokratischen Republik vom 9. Januar 1958 
(GBl. I Nr. 6 S. 69) sowie die darauf beruhenden 
Verordnungen werden aufgehoben. 

2. Die Verordnung über die Gründung und Tätigkeit 
von Unternehmen mit ausländischer Beteiligung 
in der Deutschen Demokratischen Republik vom 
25. Januar 1990 (GBl. I Nr. 4 S. 16) wird aufgeho-
ben. 

3. Das Gesetz über die Übertragung volkseigener 
landwirtschaftlicher Nutzflächen in das Eigentum 
von landwirtschaftlichen Produktionsgenossen-
schaften vom 6. März 1990 (GBl. I Nr. 17 S. 135) 
wird aufgehoben. 

4. § 18 des Gesetzes über landwirtschaftliche Pro-
duktionsgenossenschaften - LPG-Gesetz - vom 
2. Juli 1982 (GBl. I Nr. 25 S. 443) wird aufgeho-
ben. 

5. § 9 der Verordnung zur Umwandlung von volks-
eigenen Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen 
und Kapitalgesellschaften vom 1. März 1990 
(GBl. I Nr. 14 S. 107) wird aufgehoben. 

6. Die Verordnung über die Gesamtvollstreckung 
vom 18. Dezember 1975 (GBl. I 1976 Nr. 1 S. 5) 
wird um Vorschriften für den Konkurs von Unter-
nehmen ergänzt. 

7. Die Vorschriften der Verordnung über die Ener-
giewirtschaft in der Deutschen Demokratischen 
Republik - Energieverordnung (EnVO) - vom 
1. Juni 1988 (GBl. I Nr. 10 S. 89) werden, soweit 
sie nicht mit dem Vertrag übereinstimmen, aufge-
hoben oder geändert. 

8. Das Zivilgesetzbuch der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 19. Juni 1975 (GBl. I Nr. 27 
S. 465) wird wie folgt geändert: 

a) Die Präambel wird gestrichen. 

b) § 6 Abs. 1, §§ 17 und 20, § 22 Abs. 1, § 46, § 68 
Abs. 2 Satz 2, § 69, § 258 sowie § 452 Abs. 3 
werden aufgehoben. 

c) § 23 Abs. 2 wird wie folgt geändert: 

aa) Die Worte „überwiegend auf persönlicher 
Arbeit beruhende" werden gestrichen. 

bb) Es wird folgender Satz angefügt: 

„Das gleiche gilt für sonstiges Privateigen-
tum. " 

d) § 62 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„Der Preis bestimmt sich nach den von den 
Partnern ge troffenen Vereinbarungen. Rechts-
vorschriften über staatliche Preisfestsetzungen 
bleiben unberührt." 
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e) In § 448 Abs. 1 werden die Worte „der Kredit-
institute, volkseigener Betriebe, staatlicher Or-
gane und Einrichtungen sowie sozialistischer 
Genossenschaften" gestrichen. 

f) In § 453 Abs. 1 Satz 2 werden die Worte „und 
der staatlichen Genehmigung, soweit es sich 
nicht um eine Hypothek zugunsten eines Kre-
ditinstitutes handelt" gestrichen. 

g) In § 454 Abs. 3 Satz 2 werden die Worte „und 
der staatlichen Genehmigung" gestrichen. 
Nach § 454 wird folgende neue Vorschrift ein-
gefügt: 

„§ 454a 

(1) Eine Hypothek kann in der Weise beste llt 
werden, daß nur der Höchstbetrag, bis zu dem 
das Grundstück haften soll, bestimmt, im übri-
gen die Feststellung der Forderung vorbehal-
ten wird. Der Höchstbetrag muß in das Grund-
buch eingetragen werden. 

(2) Ist die Forderung verzinslich, so werden 
die Zinsen in den Höchstbetrag eingerech-
net. 

(3) Die Forderung kann nach den für die 
Übertragung von Forderungen geltenden all-
gemeinen Vorschriften übertragen werden. 
Wird sie nach diesen Vorschriften übertragen, 
so ist der Übergang der Hypothek ausgeschlos-
sen. " 

h) § 456 Abs. 3 und § 458 werden aufgehoben. 

Hierzu wird in den Übergangsvorschriften zur 
Änderung des ZGB vorgesehen: 

„§ 456 Abs. 3 und § 458 sind bei Aufbauhypo-
theken, die vor Inkrafttreten dieses Gesetzes 
entstanden sind, weiter anzuwenden." 

9. Das Wechselgesetz wird an die in der Bundesre-
publik Deutschland geltende Fassung (Wechsel-
gesetz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Glie-
derungsnummer 4133-1, veröffentlichten berei-
nigten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 3 
des Gesetzes vom 17. Juli 1985 — BGBl. I 
S. 1507 —) angepaßt. 

10. Das Scheckgesetz wird an die in der Bundesrepu-
blik Deutschland geltende Fassung (Scheckge-
setz in der im Bundesgesetzblatt Teil III, Gliede-
rungsnummer 4132-1, veröffentlichten bereinig-
ten Fassung, zuletzt geändert durch Artikel 4 des 
Gesetzes vom 17. Juli 1985 — BGBl. I S. 1507 —) 
angepaßt. 

11. Das Gesetz über internationale Wirtschaftsver-
träge — GIW — vom 5. Februar 1976 (GBl. I Nr. 5 
S. 61) wird wie folgt geändert: 

a) Die Überschrift „Gesetz über internationale 
Wirtschaftsverträge — GIW — " wird wie folgt 
ersetzt: 

„Gesetz über Wirtschaftsverträge — GW — " 

b) § 1 wird wie folgt geändert: 

aa) Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Dieses Gesetz wird auf Wirtschaftsver-
träge zwischen inländischen Kaufleuten, 
Unternehmen, Betrieben und den diesen 
gleichgestellten Wirtschaftssubjekten an-
gewendet. Es ist nicht anzuwenden, wenn 
ein Partner ein Handwerksbetrieb ist."  

bb) Der bisherige Abs. 1 wird Abs. 2. 

cc) Der bisherige Abs. 2 wird Abs. 3. 

c) In § 2 Abs. 2 wird das Wort  „internationalen" 
gestrichen. 

d) In § 3 Abs. 3 wird das Wort  „internationale" 
gestrichen. 

e) §§ 200 bis 217 und § 331 werden aufgeho-
ben. 

12. Das Gesetz über das Vertragssystem in der sozia-
listischen Wirtschaft — Vertragsgesetz — vom 
25. März 1982 (GBl. I Nr. 14 S. 293) nebst Durch-
führungsverordnungen wird aufgehoben. 

13. Die Verordnung über die staatliche Dokumenta-
tion der Grundstücke und Grundstücksrechte in 
der Deutschen Demokratischen Republik 
— Grundstücksdokumentationsordnung — vom 
6. November 1975 (GBl. I Nr. 43 S. 697) wird wie 
folgt geändert: 

§ 8 Abs. 1 Satz 3 wird aufgehoben. 

14. Die Verordnung über den Verkehr mit Grund-
stücken — Grundstücksverkehrsverordnung — 
vom 15. Dezember 1977 (GBl. I 1978 Nr. 5 S. 73) 
wird wie folgt geändert: 

a) § 2 Abs. 1 Buchstaben c und h werden aufge-
hoben. 

b) § 3 Abs. 5 wird aufgehoben. 

15. Das Gesetz über die Gründung und Tätigkeit pri-
vater Unternehmen und über Unternehmensbe-
teiligungen vom 7. März 1990 (GBl. I Nr. 17 
S. 141) wird wie folgt geändert: 

a) § 4 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Volkseigener Boden kann zu Eigentum oder 
lediglich zur Nutzung eingebracht werden." 

b) § 5 Abs. 1 Satz 1 und 2 erhalten folgende Fas-
sung: 

„Zum Zwecke der Gründung oder der Erwei-
terung eines privaten Unternehmens kann der 
Kauf von Geschäftsanteilen oder Aktien bzw. 
Grundstücken, Gebäuden, baulichen oder an-
deren Anlagen staatlicher Unternehmen erfol-
gen. Volkseigener Boden kann zu Eigentum 
oder lediglich zur Nutzung überlassen wer-
den. " 

c) § 10 wird aufgehoben. 

16. Die Verordnung über Bodennutzungsgebühr vom 
26. Februar 1981 (GBl. I Nr. 10 S. 116) wird mit 
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dem Ziel geändert, die Freiheit des Erwerbs, der 
Verfügung und der Nutzung von Grund und Bo-
den für wirtschaftliche Tätigkeit nicht einzu-
schränken. 

17. Die Verordnung über Rechnungsführung und 
Statistik vom 11. Juli 1985 (GBl. I Nr. 23 S. 261) 
sowie alle hierzu ergangenen weiteren Verord-
nungen werden aufgehoben. 

18. Die Verordnung über die Flaggenführung und Ei-
gentumsrechte an Schiffen und das Schiffsregister 
— Schiffsregisterverordnung — vom 27. Mai 1976 
(GBl. I Nr. 21 S. 285) wird wie folgt geändert: 

a) In § 11 Abs. 2 werden die Worte „und der Ge-
nehmigung durch das zuständige Staatsorgan 
der Deutschen Demokratischen Republik" ge-
strichen. 

b) § 13 Abs. 2 wird aufgehoben. 

c) Nach § 13 wird folgende neue Vorschrift ein-
gefügt: 

„§ 13a 

(1) Eine Schiffshypothek kann in der Weise 
bestellt werden, daß nur der Höchstbetrag, bis 
zu dem das Schiff haften soll, bestimmt, im 
übrigen die Feststellung der Forderung vorbe-
halten wird. Der Höchstbetrag muß in das 
Schiffsregister eingetragen werden. 

(2) Ist die Forderung verzinslich, so werden 
die Zinsen in den Höchstbetrag eingerech-
net. 

(3) Die Forderung kann nach den für die 
Übertragung von Forderungen geltenden all-
gemeinen Vorschriften übertragen werden. 
Wird sie nach diesen Vorschriften übertragen, 
so ist der Übergang der Schiffshypothek aus-
geschlossen. " 

19. Änderungen und Ergänzungen des Strafgesetz-
buches 

Das Strafgesetzbuch der Deutschen Demokrati-
schen Republik — StGB — vom 12. Januar 1968 in 
der Neufassung vom 14. Dezember 1988 (GBl. I 
1989 Nr. 3 S. 33) wird geändert und ergänzt oder 
in seiner Anwendung ausgesetzt: 

1. Die Präambel und das 1. Kapitel des Allgemei-
nen Teils werden aufgehoben. 

2. Die §§ 32, 34, 46, 47, 48, 50, 51, 52, 69 Abs. 3, 70 
Abs. 2, 3. Anstrich, die Präambel zum 1. Kapi-
tel des Besonderen Teils sowie die §§ 90, 99, 
105, 106, 108, 213, 219, 249 werden aufgeho-
ben. 

3. In § 17 Abs. 1 werden die Worte „oder gegen 
die sozialistische Staats- und Gesellschaftsord-
nung" sowie die Worte „handelt im Interesse 
der sozialistischen Gesellschaft und ihrer Ge-
setzlichkeit und" gestrichen. 

4. In § 18 Abs. 1 werden die Worte „oder der 
sozialistischen Staats- und Gesellschaftsord-
nung" gestrichen. 

5. In § 35 Abs. 2 Satz 1 werden die Worte „auf 
Antrag des für die erzieherische Einwirkung 
verantwortlichen Leiters (§ 32), eines Kollek-
tivs, dem der Verurteilte angehört, oder eines 
Bürgen" gestrichen. 

6. In § 110 Ziffer 1 werden die Worte „die soziali-
stische Staats- oder Gesellschaftsordnung," 
gestrichen. 

7. Bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung wer-
den die §§ 33 Abs. 4 Ziffer 7, 96, 100, 101, 102, 
103, 104 und 107 nicht angewendet: 

8. Bis zum Inkrafttreten ihrer Neuregelung wer-
den auf Taten, die nach dem Inkrafttreten die-
ses Vertrages begangen werden, die §§ 57, 
165, 167 bis 171, 214 nicht, die §§ 166 und 173 
in folgender Fassung angewendet: 

„§ 166 

Datenveränderung und Computersabotage 

(1) Wer rechtswidrig Daten löscht, unter-
drückt, unbrauchbar macht oder verändert, 
wird mit Freiheitsstrafe bis zu zwei Jahren, 
Verurteilung auf Bewährung oder mit Geld-
strafe bestraft. 

(2) Ebenso wird bestraft, wer eine Datenver-
arbeitung, die für einen fremden Bet rieb, ein 
fremdes Unternehmen oder eine Behörde von 
wesentlicher Bedeutung ist, dadurch stört, daß 
er 

1. eine Tat nach Absatz 1 begeht oder 

2. eine Datenverarbeitungsanlage oder einen 
Datenträger zerstört, beschädigt, unbrauch-
bar macht, beseitigt oder verändert. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 

(4) Die Verfolgung der Tat nach Absatz 1, 
Absatz 3 in Verbindung mit Absatz 1 tritt auf 
Antrag des Geschädigten ein. 

§ 173 

Wucher 

(1) Wer die Zwangslage, die Unerfahrenheit, 
den Mangel an Urteilsvermögen oder die er-
hebliche Willensschwäche eines anderen da-
durch ausbeutet, daß er sich oder einem Drit-
ten 

1. für die Vermietung von Räumen zum Woh-
nen oder damit verbundene Nebenleistun-
gen, 

2. für die Gewährung eines Kredits, 

3. für eine sonstige Leistung oder 

4. für die Vermittlung einer der vorbezeichne-
ten Leistungen 

Vermögensvorteile versprechen oder gewäh-
ren läßt, die in einem auffälligen Mißverhältnis 
zu der Leistung oder deren Vermittlung stehen, 
wird mit Geldstrafe, Verurteilung auf Bewäh-
rung oder Freiheitsstrafe bis zu drei Jahren be- 
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straft. Wirken mehrere Personen als Leistende, 
Vermittler oder in anderer Weise mit und er-
gibt sich dadurch ein auffälliges Mißverhältnis 
zwischen sämtlichen Vermögensvorteilen und 
sämtlichen Gegenleistungen, so gilt Satz 1 für 
jeden, der die Zwangslage oder sonstige 
Schwäche des anderen für sich oder einen Drit-
ten zur Erzielung eines übermäßigen Vermö-
gensvorteils ausnutzt. 

(2) In besonders schweren Fällen ist die 
Strafe Freiheitsstrafe bis zu acht Jahren oder 
Verurteilung auf Bewährung. Ein besonders 
schwerer Fall  liegt in der Regel vor, wenn der 
Täter 

1. durch die Tat den anderen in wirtschaftliche 
Not bringt, 

2. die Tat gewerbsmäßig begeht oder 

3. sich durch Wechsel wucherische Vermö-
gensvorteile versprechen läßt." 

20. Das Gesetz über die Wiedereingliederung der aus 
dem Strafvollzug entlassenen Bürger in das ge-
sellschaftliche Leben — Wiedereingliederungs-
gesetz — vom 7. April 1977 (GBl. I Nr. 10 S. 98) 
wird bis zum Inkrafttreten einer Neuregelung 
nicht angewendet. 

21. Die die Rechtspflege betreffenden Gesetze wer-
den mit folgender Zielsetzung geändert: 

a) Gerichtsverfassungsrecht 

Stärkung der richterlichen Unabhängigkeit 
und des Grundsatzes der Gewaltenteilung, na-
mentlich durch Besei tigung der Leitung, Be-
aufsichtigung und Beeinflussung der Rechts-
pflege sowie der Zusammenarbeit der Gerichte 
mit den örtlichen Volksvertretungen, der Be-
richtspflicht der Richter diesen gegenüber und 
der Gerichtskritik; 

b) Zivilprozeßrecht 

aa) Erkenntnisverfahren 

Beseitigung von Vorschriften, die die Pri-
vatautonomie beeinträchtigen; Geltung 
der Parteimaxime in vermögensrechtli-
chen Streitigkeiten; Besei tigung des Ver-
fahrensziels der Erziehung der Gesell-
schaft; 

bb) Vollstreckungsverfahren 

Abbau marktwirtschaftlicher Hemmnisse; 
Reduzierung der Möglichkeiten staatli-
cher Einflußnahme; Besei tigung gerichts-
fremder Einflüsse durch die Bet riebe und 
Entlastung der Betriebe von betriebsfrem-
den Aufgaben; Sicherung eines pfän-
dungsfreien Arbeitseinkommens, das dem 
Schuldner einen den wi rtschaftlichen Ver-
hältnissen entsprechenden Be trag für ein 
menschenwürdiges Dasein beläßt; 

c) Änderungen bei den gesellschaftlichen Ge-
richten 

Beseitigung der Zuständigkeit für arbeitsrecht-
liche Streitigkeiten; Bildung etwaiger Schlich-
tungsstellen durch demokratisch legi timierte 
Gremien; 

d) Registerbehörden, Grundbuch 

Überprüfungsmöglichkeit der Entscheidungen 
der Registerbehörden und in Grundbuchange-
legenheiten durch die Gerichte, soweit die 
Führung der Register nicht den ordentlichen 
Gerichten übertragen wird; 

e) Staatsanwaltschaft 

Beseitigung der allgemeinen Gesetzlichkeits-
aufsicht; Beschränkung ihrer Mitwirkungsbe-
fugnis auf Strafverfahren und Familienrechts-, 
Kindschafts- und Entmündigungssachen; 

f) Strafverfahren 

Beseitigung der Tätigkeit von gesellschaftli-
chen Anklägern und gesellschaftlichen Vertei-
digern; Verbesserung der Rechte der Beschul-
digten, namentlich bessere Verankerung des 
Grundsatzes, sich nicht selbst belasten zu müs-
sen; 

g) Gerichtlicher Rechtsschutz in abgaben-, so-
zial- und sonstigen verwaltungsrechtlichen 
Angelegenheiten 

Sicherung eines Mindestmaßes an Rechts-
schutz einschließlich eines effektiven einstwei-
ligen Rechtsschutzes, namentlich gegen alle 
Verwaltungsentscheidungen, durch die Unter-
nehmen und Unternehmungen Beschränkun-
gen und Lasten, insbesondere Steuern und an-
dere Abgaben, auferlegt oder Gewährungen 
versagt werden, sowie gegen alle Verwal-
tungsentscheidungen auf den Gebieten des 
Sozialrechts, insbesondere des Sozialversiche-
rungsrechts, des Rechts der Arbeitsförderung 
und der Arbeitslosenversicherung; 

h) Rechtsberatung 

Freier Zugang zum Beruf des Rechtsanwalts 
und gerichtliche Überprüfung der Zulassung 
und deren Entziehung; uneingeschränkte Be-
ratungs- und Vertretungsbefugnis der Rechts-
anwälte in allen Rechtsangelegenheiten; für in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassene 
Rechtsanwälte im Grundsatz Befugnisse, die 
einem Rechtsanwalt in der Deutschen Demo-
kratischen Republik zustehen, zumindest im 
grenzüberschreitenden Verkehr; entspre-
chende Regelungen für Patentanwälte; Siche-
rung der Unabhängigkeit und Unparteilichkeit 
der Notariate. 

III. Sozialunion 

1. Das Gesetz über die Rechte der Gewerkschaften 
in der Deutschen Demokratischen Republik vom 
6. März 1990 (GBl. I Nr. 15 S. 110) wird aufgeho-
ben. 
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2. Die Verordnung über die Aufgaben, Rechte und 
Pflichten der Arbeitsämter und der Betriebe zur 
Sicherung des Rechts auf Arbeit vom 8. März 1990 
(GBl. I Nr. 18 S. 161) wird aufgehoben. 

3. Die Verordnung über die Gewährung staatlicher 
Unterstützung und bet rieblicher Ausgleichszah-
lung an Bürger während der Zeit der Arbeitsver-
mittlung vom 8. Februar 1990 (GBl. I Nr. 7 S. 41) 
wird aufgehoben. 

4. Der Beschluß des Staatsrates der Deutschen De-
mokratischen Republik über die Tätigkeit der 
Konfliktkommissionen - Konfliktkommissions-
ordnung - vom 12. März 1982 (GBl. I Nr. 13 
S. 274) wird aufgehoben, soweit das Verfahren für 
arbeitsrechtliche Streitigkeiten geregelt wird. 

5. Der Beschluß des Ministerrates der Deutschen 
Demokratischen Republik und des Bundesvor-
standes des Freien Deutschen Gewerkschafts-
bundes zur Richtlinie über die Wahl, Aufgaben 
und Arbeitsweise der Beschwerdekommissionen 
der Sozialversicherung des Freien Deutschen Ge-
werkschaftsbundes vom 21. Februar 1978 (GBl. I 
Nr. 8 S. 109) wird aufgehoben. 

6. Die Verordnung über die Wahl, Aufgaben und 
Arbeitsweise der Beschwerdekommissionen für 
die Sozialversicherung bei der Staatlichen Versi-
cherung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik - Beschwerdekommissionsordnung - vom 
4. Mai 1979 (GBl. I Nr. 14 S. 106) wird aufgeho-
ben. 

Folgende Rechtsvorschriften werden, soweit sie mit 
dem Vertrag nicht vereinbar sind, geändert: 

7. Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokrati-
schen Republik vom 16. Juni 1977 (GBl. I Nr. 18 
S. 185).  

8. Verordnung über die Gewährung und Berech-
nung von Renten der Sozialversicherung - Ren-
tenverordnung - vom 23. November 1979 (GBl. I 
Nr. 43 S. 401), zuletzt geändert durch die 5. Ren-
tenverordnung vom 25. Januar 1990 (GBl. I Nr. 5 
S. 24). 

9. Verordnung über die freiwillige Zusatzrentenver-
sicherung der Sozialversicherung - FZR-VO - 
vom 17. November 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 395), zu-
letzt geändert durch die 4. FZR-Verordnung vom 

8. Juni 1989 (GBl. I Nr. 19 S. 232). 

10. Verordnung zur Sozialpflichtversicherung der Ar-
beiter und Angestellten - SVO - vom 17. No-
vember 1977 (GBl. I Nr. 35 S. 373). 

11. Verordnung über die Sozialversicherung bei der 
Staatlichen Versicherung der Deutschen Demo-
kratischen Republik vom 9. Dezember 1977 
(GBl. I 1978 Nr. 1 S. 1), in der Fassung der Zwei-
ten Verordnung vom 7. Januar 1985 (GBl. I Nr. 2 
S. 10). 

12. Verordnung über die Sozialpflichtversicherung 
der in eigener Praxis tätigen Ärzte, Zahnärzte, 
Tierärzte und der freiberuflich tätigen Kultur- und 
Kunstschaffenden vom 9. Dezember 1977 (Son-
derdruck Nr. 942 des Gesetzblattes) in der Fas-
sung der Zweiten Verordnung vom 7. Januar 1985 
(GBl. I Nr. 2 S. 9). 

13. Verordnung über Leistungen der Sozialfürsorge 
- Sozialfürsorgeverordnung - vom 23. Novem-
ber 1979 (GBl. I Nr. 43 S. 422), zuletzt geändert 
durch die 4. Sozialfürsorgeverordnung vom 

8. März 1990 (GBl. I Nr. 18 S. 165), im Hinblick 
auf die spätere Überleitung in das in Artikel 24 
des Vertrags vorgesehene Sozialhilfesystem. 
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Anlage IV 

Von der Deutschen Demokratischen Republik neu zu erlassende 
Rechtsvorschriften 

Die Deutsche Demokratische Republik wird zur 
Durchführung der Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion bis zum Inkrafttreten des Vertrags oder bis 
zu dem in dieser Anlage genannten anderen Zeit-
punkt nach Maßgabe dieser Anlage die nachfolgen-
den Rechtsvorschriften erlassen: 

I. Wirtschaftsunion 

1. Gesetz über die Aufnahme einer gewerblichen Tä-
tigkeit oder eines freien Berufs durch Personen 
ohne Wohnsitz, Sitz oder Niederlassung in der 
Deutschen Demokratischen Republik. 

(1) Für natürliche und juristische Personen sowie 
Personenhandelsgesellschaften, die weder ihren 
Wohnsitz noch ihren Sitz oder eine Niederlassung 
in der Deutschen Demokratischen Republik haben, 
gilt der Grundsatz der Niederlassungsfreiheit. Ih-
nen kann die gewerbliche Tätigkeit oder die Aus-
übung eines freien Berufs nur unter den für Ge-
bietsansässige zulässigen Voraussetzungen unter-
sagt werden. 

(2) Vorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik, welche die Ausübung einer gewerbli-
chen Tätigkeit oder eines freien Berufs von einer 
besonderen Qualifikation abhängig machen, blei-
ben unberührt. 

(3) Für die Aufnahme von Bankgeschäften oder 
Versicherungsgeschäften in der Deutschen Demo-
kratischen Republik gelten anstelle der Absätze 1 
und 2 das Gesetz über das Kreditwesen und das 
Versicherungsaufsichtsgesetz. 

2. Bei Aufhebung des Devisengesetzes und der dazu 
erlassenen Durchführungsbestimmungen wird die 
Deutsche Demokratische Republik im Einverneh-
men mit der Bundesregierung ein Gesetz und ent-
sprechende Rechtsvorschriften zur Liberalisierung 
des Waren-, Dienstleistungs-, Kapital- und Zah-
lungsverkehrs mit dem Ausland in Kraft setzen und 
ihre Vorschriften an die Regelungen des Außen-
wirtschaftsgesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land angleichen. 

3. Gesetz über die Preisbildung und Preisüberwa-
chung 

Verabschiedung eines Gesetzes über die Preisbil-
dung und Preisüberwachung beim Übergang zur 
Sozialen Marktwirtschaft nebst Leitsätzen: Grund-
satz der freien Preisbildung mit Ausnahmen, wo 
dies zur Durchsetzung wi rtschaftspolitischer Ziel-
setzungen mit hohem volkswirtschaftlichem Ge

-

wicht nötig erscheint; Regeln für Preisfestsetzung 
mit Ankündigung von Leitsätzen für ihre Anwen-
dung, zentral und in den Ländern; Regeln für die 
Überwachung festgesetzter Preise und für die Ver-
hinderung mißbräuchlicher Praktiken bei freien 
Preisen. 

4. Bestimmungen über Datenübermittlungen zwi-
schen den Meldeste llen der Deutschen Demokrati-
schen Republik und den Meldebehörden im Gel-
tungsbereich des Melderechtsrahmengesetzes 
(MRRG) auf der Grundlage von §§ 17 und 18 dieses 
Gesetzes und der Verordnung zur Durchführung 
von regelmäßigen Datenübermittlungen zwischen 
Meldebehörden verschiedener Länder (Erste Mel-
dedaten-Übermittlungsverordnung des Bundes —
1. BMeldDÜV vom 18. Juli 1983 BGBl. I S. 943). 

5. Die Deutsche Demokratische Republik erläßt 
Rechtsvorschriften entsprechend dem Steuerbera-
tungs- und Wirtschaftsprüferrecht der Bundesre-
publik Deutschland mit Wirkung spätestens ab 
1. Januar 1991. Sie stellt sicher, daß mit Wirkung ab 
Errichtung der Währungsunion Personen, Gese ll

-schaften und Vereinigungen, die nach dem Recht 
der Bundesrepublik Deutschland zu Tätigkeiten im 
Rahmen des Steuerberatungsgesetzes oder zur Tä-
tigkeit des Wirtschaftsprüfers oder des vereidigten 
Buchprüfers befugt sind, im gleichen Umfang auch 
in der Deutschen Demokratischen Republik ihre 
Tätigkeit ausüben dürfen. 

II. Sozialunion 

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt fol-
gende Rechtsvorschriften mit dem Ziel der Anglei-
chung an das Recht der Bundesrepublik Deutsch-
land: 

1. ein Arbeitsförderungsgesetz; 

2. ein Gesetz zur Sicherung der Eingliederung 
Schwerbehinderter in Arbeit, Beruf und Gesell-
schaft (Schwerbehindertengesetz); 

3. ein Gesetz über die Entgeltfortzahlung im Krank-
heitsfall; 

4. ein Gesetz über die Sozialversicherung; 

5. ein Gesetz zur Angleichung der Bestandsrenten an 
das Nettorentenniveau der Bundesrepublik 
Deutschland und weitere rentenrechtliche Rege-
lungen; 

6. ein Gesetz über die Errichtung und das Verfahren 
der Schiedsstellen für Arbeitsrecht; 
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7. ein Gesetz über den Anspruch auf Sozialhilfe (So-
zialhilfegesetz). 

III. Staatshaushalt und Finanzen 

1. Haushaltsrecht, Finanzkontrolle 

a) Die Deutsche Demokratische Republik setzt 
eine Haushaltsordnung in Kraft, die die Rege-
lungen der Bundeshaushaltsordnung der Bun-
desrepublik Deutschland enthält und im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister der Finanzen 
der Bundesrepublik Deutschland erstellt wird. 
Sie übernimmt gleichzeitig das Haushalts-
grundsätzegesetz der Bundesrepublik Deutsch-
land mit der Maßgabe, daß das Haushaltsaus-
gleichsgebot, das Verbot von Nebenhaushalten 
(Einheit des Haushalts) und der Ist-Abschluß 
verbindlich gemacht werden. 

b) Die Deutsche Demokra tische Republik führt 
eine unabhängige Finanzkontrolle der öffentli-
chen Verwaltung ein. Sie erläßt hierzu ein Ge-
setz über die Errichtung eines Rechnungshofes, 
der eine Organisa tion aufweist, die weitgehend 
der des Bundesrechnungshofes der Bundesre-
publik Deutschland entspricht. 

2. Recht der besonderen Verbrauchsteuern 

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt 
Rechtsvorschriften entsprechend den Gesetzen 
und Verordnungen der Bundesrepublik Deutsch-
land über die besonderen Verbrauchsteuern be-
treffend Bier, Branntwein, Kaffee und Tee, Leucht-
mittel, Mineralöl, Zucker, Salz, Schaumwein und 
Tabak. Das gilt auch für das Landwirtschafts-
Gasölverwendungsgesetz. Bei Erlaß der Rechtsvor-
schriften kann vom Recht der Bundesrepublik 
Deutschland im Einvernehmen mit der Regierung 
der Bundesrepublik Deutschland abgewichen wer-
den, soweit dies sachlich geboten ist. Wird das 
Recht in der Bundesrepublik Deutschland geän-
dert, so gelten die Sätze 1 und 3 entsprechend. 

3. Recht des Branntweinmonopols 

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt 
Rechtsvorschriften entsprechend dem Gesetz und 
den Verordnungen über das Branntweinmonopol 
der Bundesrepublik Deutschland. Dabei kann im 
Einvernehmen mit der Regierung der Bundesrepu-
blik Deutschland abgewichen werden, soweit dies 
sachlich geboten ist. Wird das Recht in der Bundes-
republik Deutschland geändert, so gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. Die Vergabe regelmä-
ßiger Brennrechte im Rahmen des Branntweinmo-
nopols der Deutschen Demokratischen Republik 
erfolgt in Übereinstimmung mit der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland. Die Monopolverwal-
tung der Deutschen Demokratischen Repub lik 
schließt sich der Markt- und Preispolitik der Bun-
desmonopolverwaltung für Branntwein an; Abwei-
chungen bedürfen des Einvernehmens der Mono-
polverwaltungen. 

4. Recht der Besitz- und Verkehrsteuern 

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt 
Rechtsvorschriften entsprechend den Gesetzen 
und Verordnungen der Bundesrepublik Deutsch-
land nach Maßgabe von Satz 4. Dabei kann im Ein-
vernehmen mit der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland abgewichen werden, soweit dies 
sachlich geboten ist. Wird das Recht in der Bundes-
republik Deutschland geändert, so gelten die 
Sätze 1 und 2 entsprechend. Geregelt werden 

das Umsatzsteuerrecht; 
das Versicherungsteuerrecht einschließlich Feu-
erschutzsteuer; 
das Wechselsteuerrecht; 
das Steuerverfahrensrecht: die Deutsche Demo-
kratische Republik wird ihr Steuerstrafrecht so-
wie dessen strafverfahrensrechtliche Sonderre-
gelungen in weitgehender Angleichung an das 
Recht der Bundesrepublik Deutschland ausge-
stalten; 

mit Wirkung ab 1. Januar 1991 unter Berücksichti-
gung der Nummer 5 

das Einkommen- und Lohnsteuerrecht; 
das Körperschaftsteuerrecht; 
das Gewerbesteuerrecht; 
das Vermögensteuerrecht; 
das Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht; 
das Grundsteuerrecht; 
das Bewertungsrecht; 
das Grunderwerbsteuerrecht; 
das Kraftfahrzeugsteuerrecht. 

Bei der Regelung ist der besonderen Struktur der 
landwirtschaftlichen Bet riebe in der Deutschen De-
mokratischen Republik im Hinblick auf ihre Chan-
cengleichheit Rechnung zu tragen. 

5. Regelung bei der Einkommen- und Lohnsteuer so-
wie der Körperschaftsteuer 

Die Deutsche Demokratische Republik regelt 
durch Gesetz, daß mit Wirkung ab Errichtung der 
Währungsunion 

a) die in der Bundesrepublik Deutschland gelten-
den Regelungen über die steuerliche Gewinner-
mittlung in Kraft treten; 

b) die Steuer von den Lohneinkünften nach den in 
der Bundesrepublik Deutschland ab 1990 gel-
tenden allgemeinen Monats- und Tageslohn-
steuertabellen für die Steuerklasse I bemessen 
wird; 
für jedes Kind wird in den Tabellen ein jährli-
cher Kinderfreibetrag von 1 512 Deutsche Mark 
berücksichtigt; weitere Ermäßigungen sowie 
ein Abzug von Aufwendungen, die über die in 
diesen Lohnsteuertabellen eingearbeiteten 
Frei- und Pauschbeträge hinausgehen, sind un-
zulässig; steuerfreie Lohnanteile werden nur 
noch in dem Umfang anerkannt, wie sie am 
1. Mai 1990 tarifvertraglich vereinbart waren. 

Unternehmen, die durch die Umwandlung volksei

-

gener Kombinate, Betriebe und Einrichtungen ent

-

standen sind, entrichten zur Wahrung einer ver- 
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gleichbaren Belastung mit Unternehmen in der 
Bundesrepublik Deutschland bis zum 31. Dezem-
ber 1990 Körperschaftsteuer, Gewerbesteuer und 
Vermögensteuer nach den geltenden Steuergeset-
zen der Deutschen Demokratischen Republik in 
der Fassung des Steueränderungsgesetzes vom 
6. März 1990 unter Berücksichtigung von Buch-
stabe a. 

6. Zollrecht 

Die Deutsche Demokratische Republik wird in An-
gleichung an die in der Bundesrepublik Deutsch-
land geltenden Zollvorschriften ein Zollgesetz und 
entsprechende Durchführungsbestimmungen in 
Kraft setzen. Die übrigen zollrechtlichen Vorschrif-
ten der Europäischen Gemeinschaften einschließ-
lich des Gemeinsamen Zolltarifs werden schritt-
weise eingeführt. Die Zollrechtsangleichung er-
folgt im Einvernehmen mit der Bundesrepublik 
Deutschland. 

7. Einführung einer Straßenbenutzungsgebühr für 
Lastkraftwagen 

Die Deutsche Demokratische Republik erläßt mit 
Wirkung ab 1. Januar 1991 Rechtsvorschriften ent

-

sprechend den Vorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland über die Erhebung einer Gebühr für 
die Benutzung von Autobahnen und Fernstraßen; 
mit dritten Staaten abgeschlossene völkerrechtli-
che Verträge bleiben unberührt. 

Es wird vorgesehen, daß bei Entrichtung der Ge-
bühr im Gebiet einer Vertragspartei im Gebiet der 
anderen Vertragspartei keine zusätzliche Gebühr 
zu entrichten ist. 

IV. Datenschutz 

Einführung von Datenschutzregelungen, die den Re-
gelungen des Bundesdatenschutzgesetzes der Bun-
desrepublik Deutschland entsprechen. Sie sollen nach 
Möglichkeit mit Wirkung ab 1. Januar 1991 erlassen 
werden. Bis dahin wird bei der Übermittlung perso-
nenbezogener Informationen nach den in der An-
lage VII enthaltenen Grundsätzen verfahren. 
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Anlage V 

Von der Bundesrepublik Deutschland zu ändernde Rechtsvorschriften 

Die Bundesrepublik Deutschland wird zur Durchfüh-
rung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion bis 
zum Inkrafttreten des Vertrags eine Reihe von Rechts-
vorschriften, insbesondere zu den nachfolgend aufge-
führten Gesetzen, erlassen: 

I. Gesetz über die Deutsche Bundesbank in der im 
Bundesgesetzblatt Teil III, Gliederungsnummer 
7620-1, veröffentlichten bereinigten Fassung, 
zuletzt geändert durch Artikel 32 des Gesetzes 
vom 24. April 1986 (BGBl. I S. 560) 

Das Gesetz gilt mit folgender Maßgabe: 

a) (1) Die Deutsche Bundesbank richtet in Ber lin 
eine dem Direktorium der Deutschen Bundesbank 
unterstehende Vorläufige Verwaltungsstelle mit 
bis zu fünfzehn Filialen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik ein, die für die Geschäfte mit 
Kreditinstituten in der Deutschen Demokratischen 
Republik sowie mit der Deutschen Demokrati-
schen Republik und ihren öffentlichen Verwaltun-
gen zuständig ist. Die Vorläufige Verwaltungs-
stelle wird von einem Mitglied des Direktoriums 
der Deutschen Bundesbank geleitet. Bei ihr wird 
ein beratendes Gremium eingerichtet, das aus bis 
zu zehn von der Regierung der Deutschen Demo-
kratischen Republik benannten Mitgliedern be-
steht. Die Mitglieder werden für die Dauer von drei 
Jahren berufen. Höchstens die Hälfte der Mitglie-
der soll aus den verschiedenen Zweigen des Kre-
ditgewerbes, die übrigen Mitglieder sollen aus der 
gewerblichen Wirtschaft, dem Handel, der Land-
wirtschaft sowie der Arbeiter- und Angestellten-
schaft kommen. 

(2) Das Gremium berät mit dem Leiter der Vor-
läufigen Verwaltungsstelle über Fragen der Wäh-
rungs- und der Kreditpolitik, des Bankwesens und 
der Abwicklung des Zahlungsverkehrs. 

b) Bezüglich der im 4. Abschnitt genannten wäh-
rungspolitischen Befugnisse und des im 5. Ab-
schnitt des Bundesbankgesetzes genannten Ge-
schäftskreises gelten folgende Anpassungsrege-
lungen: 

(1) Die Verpflichtung zur Einlegung flüssiger 
Mittel gemäß § 17 BBankG gilt auch für die Deut-
sche Demokratische Republik und deren Gebiets-
körperschaften. 

(2) Solange in der Deutschen Demokratischen 
Republik die Voraussetzungen für Refinanzierung 
und Offenmarktgeschäfte nach den §§ 19 und 21 
BBankG nicht gegeben sind, darf die Deutsche 
Bundesbank bei Geschäften mit Kreditinstituten  

von den Erfordernissen absehen, die in den §§ 19 
und 21 BBankG vorgeschrieben sind, und auch 
andere als die dort  genannten Geschäfte mit Kre-
ditinstituten betreiben. 

(3) Die Deutsche Bundesbank darf der Deut-
schen Demokratischen Republik Kassenkredit ge-
mäß § 20 Abs. 1 Nr. 1 BBankG in Höhe von 
800 Millionen Deutsche Mark gewähren. 

(4) Die Deutsche Bundesbank darf mit der Deut-
schen Demokratischen Republik und deren öffent-
lichen Verwaltungen die in § 19 Abs. 1 Nr. 4 bis 9 
BBankG bezeichneten Geschäfte gemäß § 20 
Abs. 1 Nr. 3 BBankG vornehmen. 

(5) Die Deutsche Demokratische Republik ein-
schließlich ihrer Gebietskörperschaften, sowie die 
Deutsche Reichsbahn und die Deutsche Post wer-
den in Anwendung von § 20 Abs. 2 BBankG Anlei-
hen, Schatzanweisungen und Schatzwechsel in er-
ster Linie durch die Deutsche Bundesbank, an-
dernfalls im Benehmen mit ihr begeben. 

(6) Die Deutsche Bundesbank darf ungeachtet 
der Beschränkungen des § 19 Abs. 1 Nr. 3 BBankG 
Kreditinstituten Darlehen gegen Verpfändung der 
in Anlage I Artikel 8 § 4 bezeichneten Forderun-
gen gegen den Ausgleichsfonds gemäß § 24 Abs. 1 
BBankG gewähren. 

c) Die Deutsche Bundesbank arbeitet mit der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik in 
Angelegenheiten von währungspolitischer Bedeu-
tung eng zusammen. Der jeweils zuständige Mini-
ster der Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik wird zur Sitzung des Zentralbankrats in 
Fragen der Geld- und Währungspolitik eingela-
den. Die Regierung der Deutschen Demokrati-
schen Republik wird der Deutschen Bundesbank 
diejenige Unterstützung und Hilfe gewähren, die 
diese zur Wahrnehmung ihrer Aufgaben benö-
tigt. 

d) Mit Arbeitnehmern, die nicht von der Deutschen 
Bundesbank entsandt worden sind, kann die Deut-
sche Bundesbank vorübergehend abweichend von 
den geltenden gesetzlichen oder tariflichen Rege-
lungen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik Arbeitsver-
träge abschließen, die den Besonderheiten der 
Deutschen Demokratischen Republik Rechnung 
tragen. Das Bundespersonalvertretungsgesetz fin-
det bis auf weiteres keine Anwendung auf die Vor-
läufige Verwaltungsstelle und deren Filialen, die 
nach Artikel 12 der Anlage I dieses Vertrages ein-
gerichtet werden. 
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II. Regelungen zu Spezialkreditinstituten 

a) Hypothekenbankgesetz in der im Bundesgesetz-
blatt Teil III,  Gliederungsnummer 7628-1, veröf-
fentlichten bereinigten Fassung, zuletzt geändert 
durch Artikel 1 des Gesetzes vom 8. Juni 1988 
(BGBl. I S. 710) 

Das Gesetz und die aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen gelten mit folgender 
Maßgabe: 

1. Der Republikhaushalt der Deutschen Demokra-
tischen Republik steht dem Bund gleich. 

2. Hypothekenbanken dürfen in der Deutschen 
Demokratischen Republik die in diesem Gesetz 
geregelten Geschäfte betreiben, soweit sie aus 
diesen Geschäften Rechte erwerben, die ent-
sprechenden Rechten in der Bundesrepublik 
Deutschland gleichwertig sind. 

3. Das Vorzugsrecht im Konkurs nach § 35 besteht 
auch im Verfahren nach der Verordnung über 
die Gesamtvollstreckung. 

b) Gesetz über die Pfandbriefe und verwandte 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kre-
ditanstalten in der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4135-1, veröffentlichten be-
reinigten Fassung, zuletzt geändert durch Arti-
kel 23 des Gesetzes vom 24. April 1986 (BGBl. I 
S. 560) 

Das Gesetz und die aufgrund dieses Gesetzes er-
lassenen Rechtsverordnungen gelten mit folgender 
Maßgabe: 

1. Der Republikhaushalt der Deutschen Demokra-
tischen Republik steht dem Bund gleich. 

2. Öffentlich-rechtliche Kreditanstalten dürfen in 
der Deutschen Demokratischen Republik die in 
diesem Gesetz geregelten Geschäfte betreiben, 
soweit sie aus diesen Geschäften Rechte erwer-
ben, die entsprechenden Rechten in der Bun-
desrepublik Deutschland gleichwer tig sind. 

3. Das Vorzugsrecht im Konkurs nach § 6 besteht 
auch im Verfahren nach der Verordnung über 
die Gesamtvollstreckung. 

Gesetz über Bausparkassen vom 16. November 1972 
(BGBl. I  S. 2097), zuletzt geändert durch Artikel 2 
Abs. 22 des Gesetzes vom 29. März 1983 (BGBl. I 
S. 377) 

Das Gesetz und die aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen gelten mit folgender Maß-
gabe: 

1. Der Republikhaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik steht dem Bund gleich. 

2. Bausparkassen dürfen in der Deutschen Demokra-
tischen Republik Darlehen nach Maßgabe des § 7 
Abs. 1 und 4 gewähren, soweit sie aus diesen Ge-
schäften Rechte erwerben, die entsprechenden 

Rechten in der Bundesrepublik Deutschland 
gleichwertig sind. 

III. Gesetz über das Kreditwesen vom 11. Juli 1985 
(BGBl. I S. 1472), zuletzt geändert durch 
Artikel 14 des Gesetzes vom 22. Dezember 
1989 (BGBl. I S. 2408) 

Das Gesetz und die aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen gelten mit folgender Maß-
gabe: 

(1) a) Kredite an den Republikhaushalt der Deut-
schen Demokratischen Republik entspre-
chen Krediten an den Bund. 

b) Gewährleistungen durch den Republikhaus-
halt der Deutschen Demokratischen Repu-
blik entsprechen Gewährleistungen des 
Bundes. 

c) Dem Postgiro- und Postsparverkehr der 
Deutschen Bundespost entsprechende Ge-
schäfte der Deutschen Post stehen diesen 
Geschäften der Deutschen Bundespost 
gleich. 

(2) Die §§ 21 bis 22 a finden für den Sparverkehr in 
der Deutschen Demokratischen Republik für Sparein-
lagen auf Spargirokonten und Sparkonten keine An-
wendung, sofern diese Einlagen vor dem 1. Juli 1990 
eingezahlt worden sind. § 53 über Zweigstellen mit 
Sitz in einem anderen Staat ist auf Zweigstellen von 
Kreditinstituten aus der Bundesrepublik Deutschland 
in der Deutschen Demokratischen Republik und um-
gekehrt nicht anzuwenden. 

(3) Soweit ein Kreditinstitut mit Sitz in der Deut-
schen Demokratischen Republik bei Inkrafttreten die-
ses Vertrags Bankgeschäfte in dem in § 1 Abs. 1 be-
zeichneten Umfang betreiben durfte, gilt die Erlaub-
nis nach § 32 als erteilt. § 61 Satz 2 gilt entspre-
chend. 

(4) Das Bundesaufsichtsamt kann Gruppen von Kre-
ditinstituten oder einzelne Kreditinstitute mit Sitz in 
der Deutschen Demokratischen Republik von Ver-
pflichtungen aufgrund dieses Gesetzes freistellen, 
wenn dies aus besonderen Gründen, insbesondere 
wegen der noch fehlenden Angleichung des Rechts 
der Deutschen Demokratischen Republik an das 
Recht der Bundesrepub lik Deutschland, angezeigt 
ist. 

(5) Das Bundesverwaltungsgericht entscheidet im 
ersten und letzten Rechtszug über Klagen gegen Ent-
scheidungen des Bundesaufsichtsamts nach diesem 
oder anderen Gesetzen oder wegen Untätigkeit des 
Bundesaufsichtsamts, wenn der Kläger seinen Sitz 
oder Wohnsitz in der Deutschen Demokratischen Re-
publik hat. 

(6) Solange nicht einem Gericht in der Deutschen 
Demokratischen Republik die in § 28 Abs. 2, § 46 
Abs. 2 und § 46 a des Gesetzes über das Kreditwesen 
genannten Aufgaben durch Gesetz oder Verordnung 
übertragen worden sind, übernimmt das Amtsgericht 
Charlottenburg diese Aufgaben. § 46b des Gesetzes 
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über das Kreditwesen gilt für Kreditinstitute in der 
Deutschen Demokratischen Republik mit der Maß-
gabe, daß an die Stelle des Konkursverfahrens, das 
Verfahren nach der Verordnung über die Gesamtvoll-
streckung tritt und daß die Gesamtvollstreckung nur 
auf Antrag des Bundesaufsichtsamtes eingeleitet wer-
den kann. 

IV. Gesetz über Kapitalanlagegesellschaften in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Januar 
1970 (BGBl. I S. 127), zuletzt geändert durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 22. Februar 1990 
(BGBl. I S. 266) 

Das Gesetz und die aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen gelten mit folgender Maß-
gabe: 

1. Der Republikhaushalt der Deutschen Demokrati-
schen Republik steht dem Bund gleich. 

2. § 13 Abs. 3 und 4 sind für Kapitalanlagegesell-
schaften in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik im Verfahren nach der Verordnung über die 
Gesamtvollstreckung sinngemäß anzuwenden. 

3. Bei den Vorschriften des 4. Abschnittes für Grund-
stücks-Sondervermögen ist die Deutsche Demo-
kratische Republik den Mitgliedstaaten der Euro-
päischen Gemeinschaften gleichgestellt. 

V. Versicherungsaufsichtsgesetz in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 13. Oktober 1983 
(BGBl. I S. 1261), zuletzt geändert durch 
Artikel 6 des Gesetzes vom 19. Dezember 1986 
(BGBl. I S. 2595) 

Das Gesetz und die aufgrund dieses Gesetzes erlasse-
nen Rechtsverordnungen gelten mit folgender Maß-
gabe: 

1. Inland im Sinne dieses Gesetzes und der auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen 
ist der gesamte Geltungsbereich dieses Gesetzes. 

2. (1) Die Versicherungsaufsicht in der Deutschen 
Demokratischen Republik obliegt dem Bundesauf-
sichtsamt für das Versicherungswesen. Genehmi-
gungen, die die Aufnahme des Versicherungsge-
schäfts in der Deutschen Demokratischen Republik 
ermöglichen und versicherungsaufsichtliche Ge-
nehmigungen für Versicherungsunternehmen mit 
Sitz oder Niederlassung in der Deutschen Demo-
kratischen Republik werden nach Maßgabe des 
Abschnitts II Nr. 8 der Anlage II erteilt. 

(2) Über Anfechtungsklagen gegen Entschei-
dungen des Bundesaufsichtsamts für das Versiche-
rungswesen oder Klagen wegen Untätigkeit des 
Bundesaufsichtsamts entscheidet das Bundesver-
waltungsgericht im ersten und letzten Rechtszug. 

3. (1) Im Interesse der Versicherten und zur Ge-
währleistung der Erfüllbarkeit der in der Deut-
schen Demokratischen Republik bestehenden Ver

-

pflichtungen der Versicherer kann die zuständige 
Stelle der Bundesrepublik Deutschland durch 
Rechtsverordnung die den Versicherungsverträ-
gen zugrunde liegenden allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen ändern und in Einzelfällen 
Ausnahmen von den geltenden Versicherungsbe-
dingungen zulassen. 

(2) Die Aufsichtsbehörde kann genehmigen, daß 
beim Abschluß von Versicherungsverträgen über 
Risiken, die in der Deutschen Demokratischen Re-
publik belegen sind, das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland vereinbart wird. 

4. Die in der Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherung 
verwendeten Tarife sind von der Aufsichtsbehörde 
im Benehmen mit dem für die Preispolitik zustän-
digen Minister der Deutschen Demokratischen Re-
publik zu genehmigen, 

a) wenn durch den Tarif ein unter Berücksichti-
gung des Schadens- und Kostenverlaufs des 
einzelnen Versicherungsunternehmens sowie 
des gesamten Schadensverlaufs aller Versiche-
rungsunternehmen angemessenes Verhältnis 
von Versicherungsbeitrag und Versicherungs-
leistung dauernd gewährleistet ist, 

b) wenn durch den Tarif das Schutzbedürfnis der 
Geschädigten, das Bedürfnis der Versicherten, 
einen wirksamen Versicherungsschutz zu ha-
ben, und das Interesse der Versicherungspflich-
tigen an der Gewährung des Versicherungs-
schutzes zu einem angemessenen Beitrag hin-
reichend gewahrt sind. 

5. Ein Versicherungsunternehmen mit Sitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik, das im Zeit-
punkt der Errichtung der Währungsunion zwi-
schen der Deutschen Demokratischen Republik 
und der Bundesrepublik Deutschland zum Ge-
schäftsbetrieb befugt war, bedarf keiner Erlaubnis. 
Für die laufende Aufsicht gelten die Bestimmun-
gen dieses Gesetzes. Für die Anpassung des Ge-
schäftsbetriebs an die Bestimmungen dieses Geset-
zes bestimmt die Aufsichtsbehörde Übergangsfri-
sten. 

6. Für die Vermögensanlage der Versicherungsunter-
nehmen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik wird die Republik dem Bund gleichgeste llt. 

VI. Folgeregelungen im Bereich der sozialen 
Sicherheit 

1. Die Vorschriften über die Entsendung von versi-
cherten Personen sollen auf verwandte Sachver-
halte erweitert werden. 

2. In der Arbeitslosenversicherung und der Arbeits-
förderung sollen Beschäftigungszeiten im Gebiet 
der Deutschen Demokratischen Republik unter 
den gleichen Voraussetzungen einen Anspruch 
auf Leistungen begründen wie Beschäftigungs-
zeiten, die im Geltungsbereich des Arbeitsförde-
rungsgesetzes zurückgelegt worden sind. 
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Die auf diesen Zeiten beruhenden Lohnersatzlei-
stungen sollen sich nach dem Bruttoarbeitsentgelt 
richten, das der Berechtigte in der Deutschen De-
mokratischen Republik erzielt hat. 

3. Die Vorschriften über das Ruhen der Leistungen 
der gesetzlichen Krankenversicherung der Bun-
desrepublik Deutschland sollen nicht bei Versi-
cherten angewendet werden, die sich in der Deut-
schen Demokratischen Republik aufhalten. 

4. Versicherten der gesetzlichen Krankenversiche-
rung der Bundesrepublik Deutschland, die im 
Krankheitsfall oder bei Schwangerschaft und 
Mutterschaft Sachleistungen in der Deutschen 
Demokratischen Republik in Anspruch nehmen, 
sollen die Aufwendungen hierfür von ihrer Kran-
kenkasse erstattet werden. 

5. Im Rahmen der gesetzlichen Krankenversiche-
rung sollen Zeiten der Versicherung in der Sozial-
versicherung der Deutschen Demokratischen Re-
publik in bestimmten Fällen wie Versicherungs-
zeiten in der gesetzlichen Krankenversicherung 
der Bundesrepublik Deutschland behandelt wer-
den. 

6. Zeiten in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sollen für die Erfüllung von Anspruchs- und 
Anrechnungsvoraussetzungen sowie die Berech-
nung der Höhe der Rente in der Bundesrepublik 
Deutschland berücksichtigt werden. 

7. Leistungen nach dem Fremdrentengesetz sollen 
für künftige Übersiedler ausgeschlossen wer-
den. 

8. Die Erbringung von Rentenleistungen in die 
Deutsche Demokratische Republik soll ermöglicht 
werden. 

9. Rentner der Deutschen Demokratischen Republik 
sollen bei gewöhnlichem Aufenthalt in der Bun-
desrepublik Deutschland in die Krankenversiche-
rung der Rentner einbezogen werden. 

10. Übersiedler aus dem Gebiet der Deutschen De-
mokratischen Republik sollen hinsichtlich der Lei-
stungen bei Krankheit und Mutterschaft grund-
sätzlich so gestellt werden, als wenn sie innerhalb 
der Bundesrepublik Deutschland ihren Arbeits-
platz aufgegeben und in diesem Zusammenhang 
ihre Mitgliedschaft als Versicherungspflichtige in 
der gesetzlichen Krankenversicherung beendet 
hätten. 

VII. Einführungsgesetz zum Handelsgesetzbuch in 
der im Bundesgesetzblatt Teil III, 
Gliederungsnummer 4101-1, veröffentlichten 
bereinigten Fassung, zuletzt geändert durch 
Artikel 2 des Gesetzes vom 23. Oktober 1989 
(BGBl. I S. 1910) 

Das Gesetz gilt mit folgender Maßgabe: 

Bei der Anwendung des § 92 c Abs. 1 des Handelsge-
setzbuchs in der ab 1. Januar 1990 geltenden Fassung 
steht das Gebiet der Deutschen Demokratischen Re-
publik dem Gebiet der Europäischen Gemeinschaften 
gleich. 

VIII. Beabsichtigte Regelung zur Erleichterung der 
Tätigkeit von Rechtsanwälten und 
Patentanwälten aus der Deutschen 
Demokratischen Republik in der 
Bundesrepublik Deutschland 

1. In der Deutschen Demokratischen Republik zuge-
lassene Rechtsanwälte dürfen im grenzüberschrei-
tenden Verkehr in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Tätigkeit eines nach der Bundesrechtsan-
waltsordnung zugelassenen Rechtsanwalts aus-
üben. Beschränkungen der Vertretungsbefugnis, 
die sich aus dem Erfordernis der Zulassung bei 
einem Gericht ergeben, bleiben unberührt. § 52 
Abs. 2 der Bundesrechtsanwaltsordnung ist auf die 
in Satz 1 bezeichneten Personen entsprechend an-
zuwenden. 

2. Die in Nummer 1 Satz 1 bezeichneten Rechtsan-
wälte haben bei der Ausübung ihrer Tätigkeit im 
grenzüberschreitenden Verkehr die Stellung eines 
in der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Rechtsanwalts, insbesondere dessen Rechte und 
Pflichten, soweit diese nicht die Zugehörigkeit zu 
einer Rechtsanwaltskammer, den Wohnsitz oder 
die Kanzlei betreffen. Sie beachten bei der Aus-
übung ihrer Tätigkeit im grenzüberschreiten-
den Verkehr die beruflichen Regeln für einen nach 
der Bundesrechtsanwaltsordnung zugelassenen 
Rechtsanwalt. Die berufsrechtliche Ahndung einer 
schuldhaften Verletzung beruflicher Pflichten ist 
den zuständigen Stellen der Deutschen Demokrati-
schen Republik vorbehalten. Diese werden von 
dem Verdacht einer solchen Pflichtverletzung un-
terrichtet. 

3. In der Deutschen Demokratischen Republik zuge-
lassene Patentanwälte dürfen im grenzüberschrei-
tenden Verkehr in der Bundesrepublik Deutsch-
land die Tätigkeit eines nach der Patentanwalts-
ordnung zugelassenen Patentanwalts ausüben. 
Nummer 2 ist entsprechend anzuwenden. 

4. Für die Anwendung der Vorschriften des Strafge-
setzbuches über 

— Straflosigkeit der Nichtanzeige geplanter Straf-
taten (§ 139 Abs. 3 Satz 2), 

— Verletzung von Privatgeheimnissen (§ 203 
Abs. 1 Nr. 3, Abs. 3 bis 5, §§ 204, 205), 

— Gebührüberhebung (§ 352) und Parteiverrat 
(§ 356) 

stehen die in Nummer 1 Satz 1 und Nummer 3 be-
zeichneten Personen den Rechtsanwälten, Anwäl-
ten und Patentanwälten gleich. 

5. Die Nummern 1 bis 4 werden in Kraft treten, wenn 
die Deutsche Demokratische Republik für die in 
der Bundesrepublik Deutschland zugelassenen 
Rechtsanwälte und Patentanwälte entsprechende 
Vorschriften erlassen hat. Der Bundesminister der 
Justiz gibt den Tag des Inkrafttretens im Bundes-
gesetzblatt bekannt. 
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Anlage VI 

Regelungen, die in der Deutschen Demokratischen Republik im weiteren Verlauf 
anzustreben sind 

Im Verlauf der Errichtung der Währungs-, Wi rt
-schafts- und Sozialunion sind folgende weitere Rege-

lungen in der Deutschen Demokratischen Republik 
anzustreben: 

I. Umweltrecht 

Die Deutsche Demokratische Republik wird die Vor-
aussetzungen dafür schaffen, daß auf dem Gebiet des 
Umweltschutzes baldmöglichst dem Recht der Bun-
desrepublik Deutschland entsprechende Regelungen 
getroffen werden können: 

1. Bundes-Immissionsschutzgesetz nebst Durchfüh-
rungsregelungen 

2. Abfallgesetz nebst Durchführungsregelungen 

3. Benzinbleigesetz nebst Durchführungsregelun-
gen 

4. Chemikaliengesetz nebst Durchführungsregelun-
gen 

5. Wasserhaushaltsgesetz nebst Durchführungsrege-
lungen 

II. Wirtschafts- und Sozialunion 

1. Güterkraftverkehrsgesetz 

2. Personenbeförderungsgesetz 

3. Insolvenzrecht 

4. Einführung des Ordnungsrahmens und der Berufs-
struktur der Bundesrepublik Deutschland im Be-
reich beruflicher Bildung (Berufsbildungsgesetz: 
Erster Teil; Dritter Teil 2., 4., 6., 7. Abschnitt; Hand-
werksordnung: Zweiter Teil; 2., 4., 6., 7. Abschnitt, 
Dritter Teil; die auf diese Gesetze gestützten Aus-
bildungs- und Meisterprüfungsregelungen). 

5. Gesetz über Sprecherausschüsse der leitenden An-
gestellten vom 20. Dezember 1988 (BGBl. I S. 2312, 
2316). 
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Anlage VII 

Grundsätze für die Übermittlung personenbezogener Informationen 
zur Durchführung des Vertrags 

Bei der Übermittlung personenbezogener Informatio-
nen zur Durchführung des Vertrags werden die Ver-
tragsparteien entsprechend Artikel 4 Abs. 3 des Ver-
trags nach folgenden Grundsätzen verfahren: 

(1) Der Empfänger darf personenbezogene Informa-
tionen nur zu dem durch die übermittelnde Stelle an-
gegebenen Zweck und unter den von ihr vorgeschrie-
benen Bedingungen nutzen. Eine Verwendung für 
einen anderen Zweck ist nur zulässig, wenn die über-
mittelnde Vertragspartei zugestimmt hat und wenn 
die Verwendung für diesen Zweck nach dem Recht 
des Empfängers zulässig ist. Die Zustimmung darf nur 
erteilt werden, wenn die Verwendung für den ande-
ren Zweck auch nach dem Recht der übermittelnden 
Vertragspartei zulässig wäre. 

Personenbezogene Informationen dürfen ausschließ-
lich an die für die jeweilige Aufgabe zuständigen Be-
hörden übermittelt werden. Eine Übermittlung an an-
dere Stellen darf nur mit vorheriger Zustimmung der 
übermittelnden Stelle erfolgen. 

(2) Die Übermittlung personenbezogener Informa-
tionen unterbleibt, soweit Grund zu der Annahme be-
steht, daß dadurch gegen den Zweck eines innerstaat-
lichen Gesetzes verstoßen würde oder schutzwürdige 
Interessen der be troffenen Personen beeinträchtigt 
würden. Die Übermittlung personenbezogener Infor-
mationen unterbleibt insbesondere dann, wenn 
Grund zu der Annahme besteht, daß die Verwendung 
der übermittelten Informationen nicht in Einklang mit 
rechtsstaatlichen Grundsätzen steht oder dem Betrof-

fenen aus der Verwendung der Informationen erheb-
liche Nachteile erwachsen, die im Widerspruch zu 
rechtsstaatlichen Grundsätzen stehen. 

(3) Der Empfänger unterrichtet die übermittelnde 
Stelle auf Ersuchen über die Verwendung der über-
mittelten Informationen und die dadurch erzielten Er-
gebnisse. 

(4) Die übermittelnde Stelle ist verpflichtet, auf die 
Richtigkeit der zu übermittelnden Informationen zu 
achten. Erweist sich, daß unrichtige oder zu vernich-
tende personenbezogene Informationen übermittelt 
worden sind, so ist dies dem Empfänger unverzüglich 
mitzuteilen. Dieser ist verpflichtet, die Berichtigung 
oder Vernichtung vorzunehmen. 

(5) Dem Betroffenen ist auf Antrag über die zu sei-
ner Person vorhandenen Informationen sowie über 
den vorgesehenen Verwendungszweck Auskunft zu 
erteilen. Eine Verpflichtung zur Auskunftserteilung 
besteht nicht, soweit eine Abwägung ergibt, daß eine 
Auskunft den Verwendungszweck oder schutzwür-
dige Interessen Dritter gefährden würde. 

(6) Die Übermittlung und der Empfang personenbe-
zogener Informationen sind aktenkundig zu ma-
chen. 

(7) Im übrigen werden die Grundsätze des Überein-
kommens des Europarates über den Schutz des Men-
schen bei der Verarbeitung personenbezogener Da-
ten vom 28. Januar 1981 beachtet. 
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Anlage VIII 

Allgemeine Verfahrensvorschriften für das Schiedsgericht 

§1 

Der Sitz des Schiedsgerichts wird innerhalb des ge-
meinsamen Währungsgebietes vom Schiedsgericht 
binnen eines Monats nach den Ernennungen gemäß 
Artikel 7 Abs. 3 des Vertrages bestimmt. 

§ 2 

(1) Kann eine Meinungsverschiedenheit über die 
Auslegung und Anwendung des Vertrags nicht durch 
die Vertragsparteien beigelegt werden, so kann jede 
Vertragspartei das Schiedsgericht innerhalb eines 
Monats anrufen. Das gilt insbesondere auch im Falle 
einer Meinungsverschiedenheit über die Frage, ob die 
Nichteinführung einer Rechtsvorschrift den Bestim-
mungen des Vertrages widersp richt. Die Frist beginnt, 
sobald eine Vertragspartei der anderen mitgeteilt hat, 
daß sie die Verhandlungen über die Beilegung der 
Meinungsverschiedenheit als gescheitert ansieht. 

(2) Betrifft die Meinungsverschiedenheit die Frage, 
ob die Einführung, Änderung oder Ergänzung einer 
Rechtsvorschrift dem Vertrag widersp richt, so beträgt 
die Frist für die Anrufung des Schiedsgerichts zwei 
Monate gerechnet vom Tag der Bekanntmachung 
dieser Rechtsvorschrift. 

§3 

Der Präsident beruft das Schiedsgericht innerhalb 
von zwei Wochen nach der Vorlage der Streitigkeit 
ein. 

§4 

(1) In dringenden Fällen trifft auf Antrag der Regie-
rung einer der beiden Vertragsparteien, der innerhalb 
einer Frist von fünf Tagen nach Beginn der in § 2 
bezeichneten Frist zu stellen ist, der Präsident des 
Schiedsgerichts oder, wenn er an der Ausübung sei-
nes Amtes verhindert ist, sein Stellvertreter innerhalb 
einer Frist von drei Tagen nach Eingang dieses An-
trags eine vorläufige Entscheidung. 

(2) Der Antrag nach Absatz 1 ist nur zulässig in Ver-
bindung mit der Anrufung des Schiedsgerichts nach 
§ 2. 

§5 

(1) Das Schiedsgericht ist beschlußfähig, wenn der 
Präsident und alle ordentlichen Mitglieder bzw. ihre 
jeweiligen Stellvertreter anwesend sind. 

(2) Die Entscheidungen des Schiedsgerichts werden 
mit Stimmenmehrheit getroffen. 

§6 

(1) Das Schiedsgericht kann die Parteien auffor-
dern, alle Urkunden oder sonstigen Beweismittel vor-
zulegen. 

(2) Das Schiedsgericht kann auf Antrag einer Ver-
tragspartei oder von Amts wegen beschließen, jede 
Person, deren Aussagen oder Erklärungen ihm für die 
Entscheidung der Streitsache erheblich erscheinen, 
als Zeugen, Sachverständigen oder in anderer Eigen-
schaft zu hören. 

§7 

(1) Der Schiedsspruch ist schriftlich zu erlassen und 
von allen Mitgliedern des Schiedsgerichts zu unter-
zeichnen. 

(2) Der Schiedsspruch ist zu begründen. 

§8 

Der Präsident übermittelt den Vertragsparteien be-
glaubigte Abschriften des Schiedsspruchs. 

§9 

(1) Der Schiedsspruch ist endgültig und bindend. 
Die Vertragsparteien haben ihn unverzüglich zu be-
folgen. 

(2) Entstehen Meinungsverschiedenheiten über 
Sinn oder Tragweite des Schiedsspruchs, so hat das 
Schiedsgericht den Schiedsspruch auf Antrag einer 
Vertragspartei auszulegen. 

§ 10 

Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsge-
richts sind in dem gesamten Währungsgebiet von der 
gerichtlichen Verfolgung wegen solcher Handlungen 
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befreit, die sie in Ausübung ihres Amtes vorgenom-
men haben. 

§ 11 

Das Verfahren ist gebührenfrei. 

§ 12 

(1) Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsge-
richts erhalten eine Sitzungsentschädigung, deren 
Höhe durch einvernehmliche Regelung der Vertrags-
parteien festgelegt wird. 

(2) Jede Vertragspartei trägt die Sitzungsentschädi-
gung der Schiedsgerichtsmitglieder, die von ihr er-
nannt sind. Die Sitzungsentschädigung des Präsiden-
ten und die sonstigen Kosten tragen die Vertragspar-
teien je zur Hälfte.  

§ 13 

Für die Erledigung seiner laufenden Geschäfte, ins-
besondere auch zur Entgegennahme von Anträgen 
der Vertragsparteien, richtet das Schiedsgericht im 
Einvernehmen mit den Vertragsparteien innerhalb 
der in § 1 dieser Anlage genannten Frist eine Ge-
schäftsstelle ein. Dabei soll auf vorhandene Einrich-
tungen zurückgegriffen werden. Für die laufenden 
Kosten dieser Geschäftsstelle gilt § 12 Abs. 2 Satz 2 
dieser Anlage. 

§ 14 

Im Rahmen der Regelungen in Kapitel I des Ver-
trags und der vorstehenden Bestimmungen legt das 
Schiedsgericht seine Verfahrensordnung fest. 
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Anlage IX 

Möglichkeiten des Eigentumserwerbs privater Investoren 
an Grund und Boden sowie an Produktionsmitteln zur Förderung gewerblicher 
arbeitsplatzschaffender Investitionen 

Die Gewährleistung des Eigentums p rivater Investo-
ren an Grund und Boden sowie an Produktionsmitteln 
gemäß Artikel 2 des Vertrages einschließlich der Frei-
heit, Grund und Boden und sonstige Produktionsmit-
tel zu erwerben, zu nutzen und darüber zu verfügen, 
erfolgt von seiten der Deutschen Demokratischen Re-
publik während einer Übergangszeit mit folgender 
Maßgabe: 

Die bisher fehlende Möglichkeit, in der Deutschen 
Demokratischen Republik Grundstücke zu Eigentum 
zu erwerben, ist ein erhebliches Investitionshindernis. 
Unternehmen brauchen Standorte, an denen sie über 
Grundstücke und alle Produktionsmittel frei verfügen 
können. Die Deutsche Demokratische Republik wird 
dieses Investitionshemmnis für Investitionen aus der 
Bundesrepublik Deutschland und dem Ausland auch 
im Interesse ihrer eigenen Unternehmen besei tigen, 
um den dringend notwendigen Anstoß zur Moderni-
sierung ihrer Wirtschaft auszulösen. 

Zur Verwirklichung dieses Zieles wird die Deutsche 
Demokratische Republik Vorschriften ihrer Rechts-
ordnung ändern oder außer Kraft setzen, die dem ent-
gegenstehen. Mit Inkrafttreten des Vertrags und der 
Änderung entgegenstehender Vorschriften wird die 
Deutsche Demokratische Republik dafür sorgen, daß 
Eigentum an Grund und Boden auch tatsächlich er-
worben werden kann. Dazu werden folgende erste 
Schritte unternommen: 

1. Es werden in ausreichender Zahl und Größe 
Grundstücke in Gewerbegebieten bereitgestellt, 
die für Gewerbeansiedlungen und sonstige ar-
beitsplatzschaffende Investitionen mit entspre-
chender Nutzungsbindung zu Eigentum erworben 
werden können. Auf diese Weise wird die Sozial- 
und Umweltverträglichkeit von Gewerbeansied-
lungen gewährleistet. Die Mitwirkung der kommu

-

nalen Selbstverwaltungsorgane wird sicherge-
stellt. 

2. Für Investoren, die Grundstücke an speziellen 
Standorten benötigen, auch etwa innerhalb des 
Stadtgebietes (beispielsweise für Handel, Ge-
werbe und Dienstleistungen), werden solche 
Grundstücke ebenfalls in ausreichendem Umfang 
zum Erwerb zur Verfügung gestellt. Die Deutsche 
Demokratische Republik erhofft sich davon auch 
einen Beitrag zur Erneuerung und Belebung ihrer 
Innenstädte. 

3. Im Zuge der Auswahl der zur Umwandlung in Ka-
pitalgesellschaften geeigneten volkseigenen Un-
ternehmen ist volkseigener Grund und Boden wie 
Anlagevermögen der Unternehmen zu bewe rten. 
Nach der Umwandlung ist den neu entstandenen 
Kapitalgesellschaften der volkseigene Grund und 
Boden zu Eigentum zu überlassen. Damit werden 
ihre Möglichkeiten zur Nutzung von Grundstük-
ken, insbesondere für Zwecke der Kreditauf-
nahme, erweitert und die Voraussetzungen für Be-
teiligungen durch private Investoren verbessert. 
Darin liegt zugleich ein wesentlicher Beitrag zur 
langfristigen Sicherung von Arbeitsplätzen. 

4. Da es zunächst an einem funktionsfähigen Markt 
für Grund und Boden und entsprechenden Markt-
preisen fehlen wird, kann im Rahmen der Vertrags-
freiheit mit den üblichen Klauseln vorgesehen wer-
den, den zunächst vereinbarten Grundstückspreis 
nach Ablauf einer Übergangsfrist einer Überprü-
fung und nachträglichen Anpassung zu unterzie-
hen. Dabei müssen Verfügbarkeit und Beleihungs-
fähigkeit des Grundstücks gesichert, die Über-
gangszeit kurz und die Kalkulierbarkeit der Bela-
stung für den Erwerber gewährleistet sein. 
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Protokollerklärungen 

Bei Unterzeichnung des Vertrags über die Schaffung 
einer Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der Deut-
schen Demokratischen Republik wurden mit Bezug 
auf diesen Vertrag folgende Erklärungen abgege-
ben: 

1. Beide Vertragsparteien erklären zu Artikel 2 
Abs. 1 Satz 2 des Vertrags: Freizügigkeit im Sinne 
dieser Vorschrift umfaßt auch die Einreise von na-
türlichen Personen einschließlich der Angehörigen 
von ethnischen Minderheiten in das Währungsge-
biet, die im Besitz eines Personalausweises, eines 
Passes oder eines Paßersatzpapiers der Bundesre-
publik Deutschland oder der Deutschen Demokra-
tischen Republik sind. 

2. Die Deutsche Demokratische Republik erklärt, daß 
sie Staatsangehörigen und Unternehmen aller Mit-
gliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften auf 
der Grundlage der Gegenseitigkeit Gleichbehand-
lung mit natürlichen Personen und mit Unterneh-
men der Bundesrepublik Deutschland gewähren 

wird, soweit der Zuständigkeitsbereich der Euro-
päischen Gemeinschaften berührt sein könnte und 
soweit in diesem Vertrag nicht ausdrücklich Ab-
weichendes vereinbart ist; das Protokoll über den 
innerdeutschen Handel bleibt unberüh rt. 

3. Beide Vertragsparteien verstehen unter dem 3-Mo-
nats-FIBOR im Sinne von Artikel 8 § 4 Abs. 1 Satz 3 
der Anlage I den jeweiligen Zinssatz, der am zwei-
ten Geschäftstag in Frankfurt  am Main vor dem 
Beginn einer Zinsperiode entsprechend § 2 Abs. 3 
der Bedingungen für die Anleihe der Bundesrepu-
blik Deutschland von 1990 (Wertpapier-Kenn-
Nummer 113-478) ohne den darin vorgesehenen 
Abschlag vierteljährlich festgestellt wird. 

4. Im Zusammenhang mit Abschnitt I Nummer 3 der 
Anlage IV erklärt die Deutsche Demokratische Re-
publik: Zur Sicherstellung der Vergabe öffentlicher 
Aufträge im Wettbewerb werden unverzüglich die 
entsprechenden Richtlinien erlassen, die von den 
öffentlichen Auftraggebern spätestens ab dem 
1. Januar 1991 anzuwenden sind. 

Bonn, den 18. Mai 1990 

Für die 
Bundesrepublik Deutschland 

Theodor Waigel 

Für die 
Deutsche Demokratische Republik 

Walter Romberg 
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Denkschrift zum Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- 
und Sozialunion zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der 
Deutschen Demokratischen Republik 

A. Allgemeiner Teil 

I.  

Der Vertrag über die Schaffung einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Deutschen Demokrati-
schen Republik ist mit dem Ziel geschlossen worden, 
in Freiheit die Einheit Deutschlands in einer europäi-
schen Friedensordnung alsbald zu vollenden. 

Beide Seiten sehen in diesem Vertrag einen ersten 
bedeutsamen Schritt in Richtung auf die Herstellung 
der staatlichen Einheit nach Artikel 23 des Grundge-
setzes der Bundesrepublik Deutschland. 

Sie gehen davon aus, daß mit der Herstellung der 
staatlichen Einheit die Entwicklung föderativer Struk-
turen in der Deutschen Demokratischen Republik ein-
hergeht. 

Vierzig Jahre lang war die Teilung Deutschlands 
Symbol für die Spaltung Europas. Die Lösung der 
deutschen Frage und die Überwindung der Teilung 
Europas stehen daher in einem untrennbaren Zusam-
menhang. 

Dieser Vertrag ist getragen von dem Wi llen, die So-
ziale Marktwirtschaft als Grundlage für die weitere 
wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung mit 
sozialem Ausgleich und sozialer Absicherung und 
Verantwortung gegenüber der Umwelt auch in der 
Deutschen Demokratischen Republik einzuführen 
und hierdurch die Lebens- und Beschäftigungsbedin-
gungen ihrer Bevölkerung stetig zu verbessern. Die 
Menschen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sollen teilhaben können an den Chancen einer 
freiheitlichen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung, 
die durch die Wirtschaftsgeschichte der Bundesrepu-
blik Deutschland ihre überragende Leistungsfähig-
keit auch für den sozialen Ausgleich bewiesen hat. 

Die Fluchtbewegung aus der Deutschen Demokrati-
schen Republik vor den Blicken der Weltöffentlichkeit 
während der letzten vierzig Jahre war ein unüberseh-
bares Zeichen für den beständigen Wunsch der Men-
schen nach Freiheit, Demokratie und Rechtsstaatlich-
keit. 

II.  

Die Bundesregierung hat mit ihrem beharrlichen Fest-
halten an einer stetigen und von klaren Zielen be-
stimmten Deutschlandpolitik das Bewußtsein der Ein-
heit der Na tion wachgehalten und das Zusammenge-
hörigkeitsgefühl der Deutschen gestärkt. Mit ihrer 
breitangelegten Vertragspolitik gegenüber den Län

-

dern Mittel- und Osteuropas hat sie gleichzei tig den 
Willen zu einem friedlichen Zusammenleben der 
Deutschen mit ihren Nachbarn unterstrichen. 

Mit dem 9. November 1989 hat sich die Lage im geteil-
ten Deutschland grundlegend verändert. In einer 
friedlichen und demokratischen Revolu tion haben die 
Menschen in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik die Mauer, die beide Teile Deutschlands jahr-
zehntelang trennte, aus eigener Kraft überwunden. 

Am 28. November 1989 hat Bundeskanzler Helmut 
Kohl in seinem Zehn-Punkte-Programm vor dem 
Deutschen Bundestag einen Stufenplan zur Überwin-
dung der Teilung Deutschlands und Europas be-
schrieben. Um die neugewonnene Reisefreiheit für 
die Menschen in der Deutschen Demokratischen Re-
publik auch erfahrbar zu machen, hat die Bundesre-
gierung einen Reisedevisenfonds eingerichtet. Finan-
zielle Hilfen, insbesondere zur Förderung kleiner und 
mittlerer Betriebe in der Deutschen Demokratischen 
Republik sowie für die Verbesserung der Verkehrs-
wege und für den Umweltschutz, wurden eingeleitet. 
Dazu kamen humanitäre Hilfen zur Besei tigung der 
dringendsten Engpässe in der medizinischen Versor-
gung.  

Weitergehende Hilfen hat die Bundesregierung mit 
der Voraussetzung substantieller marktwirtschaftli-
cher Reformen in der Deutschen Demokratischen Re-
publik verknüpft. 

Die sich dramatisch verschlechternde wirtschaftliche 
Situation, die sprunghafte Zunahme der Übersiedler

-

zahlen und der fortschreitende staatliche Autoritäts-
verlust in der Deutschen Demokratischen Republik 
ließen keine Zeit für Stufenpläne und einen Prozeß 
der allmählichen Annäherung der beiden deutschen 
Staaten. 

Die Bundesregierung hat deshalb der Deutschen De-
mokratischen Republik am 13. Februar 1990 ein um-
fassendes und mutiges Angebot unterbreitet, das im 
Kern aus zwei Teilen bestand: 

— Zu einem Stichtag wird die Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik als Währungseinheit 
und gesetzliches Zahlungsmittel durch die Deut-
sche Mark ersetzt. 

— Zeitgleich muß die Deutsche Demokratische Repu-
blik die notwendigen rechtlichen Voraussetzun-
gen für die Einführung der Sozialen Marktwirt-
schaft schaffen. 

Für die Bundesregierung standen die beiden Ele-
mente ihres Angebots in einem unauflösbaren Zusam-
menhang. Bundeskanzler Helmut Kohl hat hierzu er-
klärt: „Politisch und ökonomisch bedeutet dieses An- 
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gebot der Bundesregierung, daß wir bereit sind, auf 
ungewöhnliche, ja revolu tionäre Ereignisse und Her-
ausforderungen in der Deutschen Demokratischen 
Republik unsererseits eine ungewöhnliche, ja revolu-
tionäre Antwort zu geben." 

Eine erste gemeinsame Expertenkommission hat eine 
Bestandsaufnahme wichtiger wirtschaftlicher und fi-
nanzieller Daten der Deutschen Demokratischen Re-
publik vorgenommen. Sie kam in einem gemeinsa-
men Zwischenbericht am 13. März 1990 zu dem Er-
gebnis, daß die Einführung der Sozialen Marktwirt-
schaft in der Deutschen Demokratischen Republik die 
grundlegende Voraussetzung ist, „um die bisherigen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Deutschen De-
mokratischen Republik zu besei tigen, insbesondere 
die Versorgungsmängel rasch zu überwinden, den er-
forderlichen Zustrom p rivaten Kapitals zu ermögli-
chen und neue zukunftsträchtige Arbeitsplätze zu 
schaffen" . 

Nach der ersten freien Volkskammerwahl vom 
18. März 1990 hat eine zweite Expertengruppe beider 
deutscher Staaten auf der Grundlage der vorangegan-
genen Arbeiten den Entwurf für diesen Vertrag er-
stellt und den Regierungen zugeleitet. 

Mit diesem Vertrag ist für die Menschen in der Deut-
schen Demokratischen Republik der Weg in die So-
ziale Marktwirtschaft frei. Er baut auf die schöpferi-
schen Kräfte der Menschen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik und knüpft damit an die Vision 
Ludwig Erhards an: „In politischer, wi rtschaftlicher 
und menschlicher Beziehung wird die Wiedervereini-
gung Deutschlands Kräfte entfesseln, von deren 
Stärke und Macht sich die Schulweisheit der Planwirt-
schaftler nichts träumen läßt" (1953). 

Der Vertrag schafft einen einheitlichen Währungs-
raum im Gebiet der Bundesrepublik Deutschland und 
in der Deutschen Demokratischen Republik mit der 
Deutschen Mark als gemeinsamer Währung. Die 
Deutsche Bundesbank ist die Währungs- und Noten-
bank dieses Währungsgebietes. Damit bekommt die 
Deutsche Demokratische Republik eine starke, welt-
weit anerkannte Währung als Basis ihres wirtschaft li

-chen Neuanfangs. Beide Staaten müssen der gemein-
samen Verantwortung für die Stabilität der Deutschen 
Mark in ihrer Bedeutung für einen dauerhaften wi rt

-schaftlichen Aufschwung, für eine soziale Politik und 
für eine störungsfreie inte rnationale Wirtschaftsent-
wicklung Rechnung tragen. 

Der Vertrag gewährleistet ein sicheres Rechtsfunda-
ment für die Soziale Marktwirtschaft in der Deutschen 
Demokratischen Republik und sichert damit in beiden 
deutschen Staaten eine einheitliche Wi rtschaftsord-
nung. 

Tragende Prinzipien der Wirtschaftsunion sind P rivat-
eigentum, Leistungswettbewerb, freie Preisbildung 
und grundsätzlich volle Freizügigkeit von Arbeit, Ka-
pital und Dienstleistungen. Den Erfordernissen des 
Umweltschutzes wird Rechnung ge tragen. Während 
einer Übergangszeit können geeignete Maßnahmen 

ergriffen werden, um für die Unternehmen den Über-
gang in die Marktwirtschaft zu erleichtern. 

Der Vertrag stellt sicher, daß die Sozialunion eine Ein-
heit mit der Währungs- und Wirtschaftsunion bildet. 
Sie wird insbesondere bestimmt durch eine der Sozia-
len Marktwirtschaft entsprechende Arbeitsrechtsord-
nung und ein auf den Prinzipien der Leistungsgerech-
tigkeit und des sozialen Ausgleichs beruhendes um-
fassendes System der sozialen Sicherung. 

Die Bundesrepublik Deutschland ist bereit, die Ein-
führung der Sozialen Marktwirtschaft in der Deut-
schen Demokratischen Republik auch mit finanzieller 
Hilfe zu unterstützen. Sie geht dabei von der Eigen-
verantwortung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik für ihre Finanzen aus. Deshalb muß die Deutsche 
Demokratische Republik staatliche Leistungen auf 
ihre Finanzierbarkeit überprüfen. Die Solidität der 
Staatsfinanzen muß in beiden Staaten gewährleistet 
bleiben. Voraussetzung für finanzielle Hilfen der Bun-
desrepublik Deutschland an die Deutsche Demokrati-
sche Republik ist eine anhaltend leistungsstarke und 
wettbewerbsfähige Volkswirtschaft. 

Der Vertrag bereitet die Herstellung der Einheit 
Deutschlands in einer europäischen Friedensordnung 
vor. Er knüpft an die politische Maxime Konrad Ade-
nauers an, nach der die deutsche Frage nur unter 
einem europäischen Dach gelöst werden kann. 

Für die Bundesregierung steht fest, daß das künftig 
vereinte Deutschland ein verantwortungsvoller und 
solidarischer Partner in einem Europa des Friedens 
und der Freiheit sein wird. 

Die Bundesregierung begrüßt die Unterstützung und 
Solidarität der Staats- und Regierungschefs der Euro-
päischen Gemeinschaften für den deutschen Eini-
gungsprozeß, die sie auf dem Sondergipfel in Dublin 
am 28. April 1990 bekundet haben. Die Schaffung der 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion trifft welt-
weit auf Sympathie und Unterstützung. So haben die 
Industrieländer und die Entwicklungsländer in ihrer 
gemeinsamen Erklärung anläßlich der Frühjahrsta-
gung des Internationalen Währungsfonds im Mai 
1990 die durch die Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten verbesserten Perspektiven für das weltweite 
Wirtschaftswachstum und den Abbau der internatio-
nalen Ungleichgewichte unterstrichen. Sie gehen da-
von aus, daß die Vereinigung der beiden deutschen 
Staaten positive Auswirkungen auf die wirtschaftliche 
Entwicklung in Osteuropa haben wird. 

Der Wille der Deutschen, ihre Vereinigung ordnungs-
gemäß und ohne Verzögerung zu vollziehen, wurde in 
der gemeinsamen Erklärung der Außenminister der 
beiden deutschen Staaten, der USA, der UdSSR, 
Großbritanniens und Frankreichs am 5. Mai 1990 in 
Bonn anerkannt. 

B. Besonderer Teil 

Der Vertrag ist nach Sachmaterien in sechs Kapitel 
aufgeteilt und besteht aus 38 Artikeln, einem Ge-
meinsamen Protokoll sowie neun Anlagen. 

 



Drucksache 11/7350 
	

Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 

Zur Präambel 

Im ersten Absatz wird die Bedeutung der Entwicklung 
in der Deutschen Demokratischen Republik im Herbst 
1989 für den Einigungsprozeß hervorgehoben. 

Der zweite Absatz entspricht dem Auftrag der Präam-
bel des Grundgesetzes der Bundesrepublik Deutsch-
land, die nationale Einheit im Rahmen eines vereinten 
Europas zu verwirklichen. 

Der dritte Absatz bekräftigt den gemeinsamen Willen, 
die Soziale Marktwirtschaft einschließlich ihrer sozia-
len und umweltpolitischen Komponenten zur Verbes-
serung der Lebens- und Beschäftigungsbedingungen 
in der Deutschen Demokratischen Republik einzufüh-
ren. 

Im vierten Absatz kommt die Absicht zum Ausdruck, 
zur Vereinigung den Weg über Artikel 23 GG zu 
wählen. Dieser Weg würde in besonderem Maße dem 
im zweiten Absatz bereits angesprochenen Ziel der 
Einbettung der staatlichen Vereinigung in den Prozeß 
der europäischen Einigung entsprechen. Der zweite 
Halbsatz weist hin auf den Zusammenhang zwischen 
den inneren und den äußeren Aspekten der deut-
schen Einheit. 

Der fünfte Absatz stellt klar, daß auch in der Deut-
schen Demokratischen Republik entsprechend dem 
Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland föde-
rative Strukturen gebildet werden. 

Im sechsten Absatz kommt zum Ausdruck, daß die 
Regelungen des Staatsvertrags die heutige Deutsche 
Demokratische Republik auf die gleichzei tig mit ih-
rem Beitritt zur Bundesrepublik Deutschland erfol-
gende Einbeziehung in die Europäischen Gemein-
schaften vorbereiten sollen und daß demgemäß in der 
Deutschen Demokratischen Republik Anpassungs-
maßnahmen einzuleiten sind. 

Zu Kapitel I (Grundlagen) 

Zu Artikel 1 (Gegenstand des Vertrages) 

Absatz 1 beschreibt das Ziel des Vertrages, eine Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zu errichten. 

Absatz 2 legt die wesentlichen Bedingungen für die 
Währungsunion fest. Es sind dies die Einführung der 
Deutschen Mark in der Deutschen Demokratischen 
Republik, die Ausweitung des geldpolitischen Ver-
antwortungsbereichs der Deutschen Bundesbank als 
Währungs- und Notenbank im gemeinsamen Wäh-
rungsgebiet und die Umstellung von auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik lautenden Ver-
bindlichkeiten und Forderungen auf Deutsche 
Mark. 

Absatz 3 bringt zum Ausdruck, daß die Wirtschafts-
union der Vertragsparteien nur auf der Grundlage 
einer gemeinsamen Wirtschaftsordnung, der Sozialen 
Marktwirtschaft, funktionieren kann. Angesichts der 
bisherigen grundlegend anders orientierten Wirt-
schaftsverfassung der Deutschen Demokratischen Re-
publik gewinnt dieses gemeinsame Bekenntnis zur 
Sozialen Marktwirtschaft mit der Garan tie wichtiger 

Rechte und wirtschaftlicher Freiheiten, die bisher un-
terdrückt wurden, besondere Bedeutung. Es umfaßt 
auch die Garantie des Eigentums. Formen des Ge-
meineigentums, wie sie auch im Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland zugelassen sind, wer-
den nicht ausgeschlossen. Absatz 3 greift ferner die in 
der Präambel enthaltene Verantwortung gegenüber 
der Umwelt auf und konkretisiert diese durch die 
Feststellung, daß die Soziale Marktwirtschaft den Er-
fordernissen des Umweltschutzes Rechnung trägt. 

Absatz 4 verdeutlicht die Rahmenbedingungen der 
Sozialunion. Ziel der Sozialunion ist es, daß die 
Grundsätze und Strukturen der Arbeitsrechts- und 
Sozialrechtsordnung auch für die Deutsche Demokra-
tische Republik maßgebend sind. Dabei sind Beson-
derheiten in der Deutschen Demokratischen Republik 
zu berücksichtigen. 

Die in der Deutschen Demokratischen Republik mit 
Inkrafttreten des Vertrages bzw. schrittweise einzu-
führenden Grundsätze und Strukturen sind vor al-
lem: 

— Koalitionsfreiheit, Tarifautonomie, Betriebsver-
fassung, Unternehmensmitbestimmung, Kündi-
gungsschutz und ein unabhängiges Rechtsschutz- 
system im Arbeitsrecht; 

— ein auf den Prinzipien der Leistungsgerechtigkeit 
und des sozialen Ausgleichs bestehendes umf as-
sendes System der sozialen Sicherung. 

Zu Artikel 2 (Grundsätze) 

Die Bestimmung enthält das Bekenntnis beider Ver-
tragsparteien zur freiheitlichen, demokratischen, fö-
derativen, rechtsstaatlichen und sozialen Grundord-
nung als die für beide Vertragsparteien maßgebende 
Grundlage ihres Handelns. Absatz 1 Satz 1 nennt 
dabei die Grundsätze, die für die Bundesrepublik 
Deutschland in Artikel 20 Abs. 1 und Artikel 28 Abs. 1 
Satz 1 GG niedergelegt sind. In diesem Bekenntnis 
werden von der Deutschen Demokratischen Republik 
auch solche Grundprinzipien übernommen, die — wie 
insbesondere der föderative Aufbau — erst im Zuge 
der weiteren Gesetzgebungsarbeiten verwirklicht 
werden. In Absatz 1 Satz 2 wird dieses Bekenntnis für 
die Gewährleistungen spezifiziert, die unmittelbar für 
die Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozi-
alunion Bedeutung haben. Dabei werden auch ein-
zelne Rechte genannt, die in der bestehenden Verfas-
sung der Deutschen Demokratischen Republik noch 
nicht oder nicht in dieser Weise niedergelegt sind. 

In einer gemeinsamen Protokollerklärung wird näher 
ausgeführt, wer als „Deutscher" Freizügigkeit im ge-
samten Währungsgebiet genießt, wobei auch die 
Frage der ethnischen Minderheiten angesprochen 
ist. 

Die Garantie des Eigentums p rivater Investoren an 
Grund und Boden sowie an Produktionsmitteln erfolgt 
nach Maßgabe der Anlage IX. In ihr bringt die Deut-
sche Demokratische Republik zum Ausdruck, welche 
Maßnahmen von ihr während einer Übergangszeit 
vornehmlich zu ergreifen sind. 
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Absatz 2 zieht bestimmte Folgerungen aus dem ge-
meinsamen Bekenntnis beider Vertragsparteien zu 
der in Absatz 2 Satz 1 beschriebenen Grundord-
nung: 

Vorschriften aus der bestehenden Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik, die auf der bis-
herigen sozialistischen Gesellschafts- und Staatsord-
nung basieren, werden nicht mehr angewendet. Im 
einzelnen werden diese Grundlagen im Gemeinsa-
men Protokoll über Leitsätze (Teil A Abschnitt I Nr. 2) 
geregelt: 

„Vorschriften, die den Einzelnen oder Organe der 
staatlichen Gewalt einschließlich Gesetzgebung 
und Rechtsprechung auf die sozialistische Gesetz-
lichkeit, die sozialistische Staats- und Gesellschafts-
ordnung, die Vorgaben und Ziele zentraler Leitung 
und Planung der Volkswirtschaft, das sozialistische 
Rechtsbewußtsein, die sozialistischen Anschauun-
gen, die Anschauung einzelner Bevölkerungsgrup-
pen oder Parteien, die sozialistische Moral oder ver-
gleichbare Begriffe verpflichten, werden nicht mehr 
angewendet. " 

Zu Artikel 3 (Rechtsgrundlagen) 

Die Bestimmung enthält in Satz 1 die Rechtsvorschrif-
ten, die mit Inkrafttreten des Vertrages unmittelbar im 
gesamten Geltungsbereich des Vertrages zum 
Zwecke der Errichtung der Währungsunion und für 
die Währungsumstellung gelten müssen. 

Satz 2 verpflichtet die Deutsche Demokratische Repu-
blik darüber hinaus, Gesetze auf den Gebieten des 
Währungs-, Kredit-, Geld- und Münzwesens sowie 
der Wirtschafts- und Sozialunion vor Errichtung der 
Währungsunion am 1. Juli 1990 in Kraft zu setzen. 

Zur Einführung der Währungsunion gehört unver-
zichtbar ein funktionierendes, nach marktwirtschaftli-
chen Grundsätzen arbeitendes Bankensystem. Mit 
der Einführung eines derartigen Systems in der Deut-
schen Demokratischen Republik können die dortigen 
Kreditinstitute für sie neue, an den Interessen ihrer 
Kunden ausgerichtete finanzielle Instrumente ent-
wickeln. Damit übernehmen sie jedoch auch neuar-
tige Risiken. Diese Risiken müssen von einer staatli-
chen Bankenaufsicht mit der Zielsetzung der Erhal-
tung der Funktionsfähigkeit der Kreditwirtschaft, also 
im Interesse sowohl von Anlegern, Gläubigern und 
Kunden wie auch der Gesamtwirtschaft, überwacht 
werden. Um Wettbewerbsverzerrungen zu vermei-
den, muß eine derartige Aufsicht in einem gemeinsa-
men Währungsgebiet jedoch nach einheitlichen Krite-
rien durchgeführt werden. Zudem erhält die Deutsche 
Bundesbank die für ihre Geld- und Währungspolitik 
erforderlichen Informationen auch über die bankauf-
sichtlichen Berichtswege. 

Satz 3 enthält die notwendige Erweiterung der Zu-
ständigkeitsbereiche der Deutschen Bundesbank, des 
Bundesaufsichtsamtes für das Kreditwesen und des 
Bundesaufsichtsamtes für das Versicherungswesen 
auf die Deutsche Demokratische Republik. 

Zu Artikel 4 (Rechtsanpassung) 

In Artikel 4 Abs. 1 gewährleistet die Deutsche Demo-
kratische Republik, daß sie bis zum Inkrafttreten des 
Vertrages die in der Anlage III genannten Rechtsvor-
schriften aufheben oder ändern und die in Anlage IV 
genannten Rechtsvorschriften erlassen wird. 

Nach Artikel 4 Abs. 2 wird die Bundesrepublik 
Deutschland zur Durchführung der Währungs-, Wi rt

-schafts- und Sozialunion bis zum Inkrafttreten des 
Vertrages die in Anlage V genannten Rechtsvorschrif-
ten erlassen. Die Deutsche Demokratische Republik 
strebt im Verlauf der Errichtung der Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion die in Anlage VI genannten 
Regelungen an. 

Artikel 4 Abs. 3 regelt die Übermittlung personenbe-
zogener Informationen. Im Hinblick darauf, daß in der 
Deutschen Demokratischen Republik bisher Daten-
schutzregelungen nicht vorhanden sind, bedarf es ei-
ner Vereinbarung über die insoweit einzuhaltenden 
Grundsätze. Diese sind in Anlage VII enthalten. 

Zu Artikel 5 (Amtshilfe) 

Die Bestimmung regelt die gegenseitige Verpflich-
tung zur Leistung von Amtshilfe bei der Durchführung 
des Vertrages. Sie erfolgt nach Maßgabe des jewei li

-gen innerstaatlichen Rechts. Die um Amtshilfe ersuch-
ten Behörden der Bundesrepublik Deutschland sind 
also an die jeweils einschlägigen gesetzlichen Rege-
lungen, z. B. des Verwaltungsverfahrensgesetzes des 
Bundes oder Spezialregelungen, gebunden. Satz 2 
stellt klar, daß der Austausch von Informationen zur 
Durchführung des Abgaben- und Monopolrechts sich 
nach Artikel 32 des Vertrages richtet. 

Zu Artikel 6 (Rechtsschutz) 

Die Bestimmung enthält die vertragliche Gewährlei-
stung einer unabhängigen und rechtsstaatlichen 
Rechtspflege in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, soweit dies im Rahmen der Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion notwendig ist. Die vertragli-
che, den Rechtsschutz durch unabhängige Gerichte 
grundsätzlich sichernde Bestimmung wird durch die 
Leitsätze B I 1 bis 3 des Gemeinsamen Protokolls so-
wie durch die Änderungsverpflichtungen in der An-
lage III unter Abschnitt II Nr. 21 näher konkretisiert 
und ausgefüllt. Diese Bestimmungen stellen insge-
samt ein Minimalprogramm für den Ausbau einer 
rechtsstaatlichen Rechtspflege dar. Es bleibt der Deut-
schen Demokratischen Republik unbenommen, im 
Rahmen ihrer personellen und materiellen Ressour-
cen hierüber hinauszugehen und ihr Rechtspflegesy-
stem ganz oder teilweise weitergehend zu reformie-
ren. 

Absatz 1 ist Artikel 19 Abs. 4 GG nachgebildet. Er 
enthält als auch für den einzelnen unmittelbar gelten-
des Recht eine Garantie des Rechtsschutzes durch 
unabhängige Gerichte gegen Maßnahmen der öffent-
lichen Gewalt, die den Bürger in seinen Rechten be-
einträchtigen, und gewährleistet damit öffentlich- 
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rechtlichen Rechtsschutz im materiellen Sinne. Diese 
Garantie wird durch die in Anlage III Abschnitt II 
Nr. 21 Buchstabe g niedergelegten Zielvorgaben kon-
kretisiert; auf die dortigen Erläuterungen wird ver-
wiesen. Für die Auslegung dieser Vorschrift kann 
auch in der Deutschen Demokratischen Republik auf 
die Auslegung zurückgegriffen werden, die zu Arti-
kel 19 Abs. 4 GG (und § 40 VwGO) im Recht der Bun-
desrepublik Deutschland entwickelt worden ist. 

Eine mit Artikel 19 Abs. 4 GG übereinstimmende um-
fassende Rechtsschutzgarantie gegen jede Maß-
nahme der öffentlichen Gewalt ist derzeit weder mög-
lich noch als Vertragsbestimmung geboten. Eine öf-
fentlich-rechtliche Gerichtsbarkeit befindet sich in 
der Deutschen Demokratischen Republik erst im Auf-
bau; ihre Leistungs- und Funktionsfähigkeit wäre 
nicht mehr gewährleistet, wenn kurzfristig eine un-
eingeschränkte Rechtsschutzgarantie bestünde. Mit 
der Formulierung „in seinen durch diesen Vertrag 
oder in Ausführung dieses Vertrages gewährleisteten 
Rechten" wird deshalb die Rechtsschutzgarantie vor-
erst auf die für die Währungs-, Wirtschafts- und Sozi-
alunion relevanten Felder begrenzt. Dazu gehört bei-
spielsweise ein umfassender Rechtsschutz in Steuer- 
und Abgabensachen, ferner im Bereich der Sozialver-
sicherung sowie der Arbeitsförderung und im Bereich 
der allgemeinen Verwaltungsgerichtsbarkeit das 
Wirtschaftsverwaltungsrecht sowie solche Maßnah-
men, durch die Unternehmen und Unternehmungen 
Beschränkungen auferlegt oder Gewährungen ver-
sagt werden. 

Der damit gewährleisteten öffentlich-rechtlichen Ge-
richtsbarkeit im materiellen Sinne müssen nicht not-
wendigerweise auch organisatorisch selbständige öf-
fentlich-rechtliche Gerichtsbarkeiten, etwa vergleich-
bar der Finanz-, Sozial- und allgemeinen Verwal-
tungsgerichtsbarkeit in der Bundesrepublik Deutsch-
land, entsprechen. Mindestens für eine Übergangszeit 
genügt es, wie die Subsidiaritätsklausel in Absatz 1 
Satz 2 und die Regelung in Absatz 2 Satz 2 deutlich 
machen, daß Verwaltungsrechtsschutz im materiellen 
Sinne durch besondere Spruchkörper bei den Kreis-
gerichten, den Bezirksgerichten und dem Obersten 
Gericht gewährleistet wird. Wenn und solange die 
Deutsche Demokratische Republik so verfährt, muß 
sie aber, entsprechend ihrer Verpflichtung nach Ab-
satz 2 Satz 3, die Zuständigkeit für solche öffentlich

-

rechtlichen Streitigkeiten örtlich konzentrieren; es 
sollen also nicht alle etwa 230 Kreisgerichte und alle 
15 Bezirksgerichte für solche Angelegenheiten zu-
ständig sein. Durch die Konzentration kann erreicht 
werden, daß die jewei ligen Spruchkörper ausgelastet 
sind und mit den in Spezialmaterien ausreichend fo rt

-gebildeten Richtern besetzt werden. Diese Spezial-
spruchkörper können zu gegebener Zeit in auch orga-
nisatorisch selbständige öffentlich-rechtliche Fachge-
richte umgewandelt werden. 

Absatz 2 Satz 1 verpflichtet die Deutsche Demokra ti
-sche Republik umfassend, also auch im Bereich des 

Zivilprozeßrechts, des Strafprozeßrechts und der frei-
willigen Gerichtsbarkeit, gerichtlichen Rechtsschutz 
zu gewährleisten, also insbesondere eine unabhän-
gige, auf rechtsstaatlicher Grundlage wirkende 
Rechtsprechung aufzubauen und erforderlichenfalls 

einzurichten. Dazu gehört beispielsweise im Bereich 
des Handelsrechts, daß die Zuständigkeit des staatli-
chen Vertragsgerichts besei tigt wird; damit wird nicht 
ausgeschlossen, daß dessen Aufgaben durch neu ein-
zurichtende besondere Spruchkörper für Handelssa-
chen bei Kreis- und Bezirksgerichten übernommen 
werden. Im Registerwesen und im Zuständigkeitsbe-
reich der staatlichen Notariate muß mindestens si-
chergestellt werden, daß die Betroffenen staatliche 
Gerichte anrufen können. 

Die Verpflichtung, einen effektiven einstweiligen 
Rechtsschutz zu gewährleisten, wird namentlich 
für den erst auszubauenden öffentlich-rechtlichen 
Rechtsschutz von Bedeutung sein. Durch ihn muß vor 
allem gesichert werden, daß Maßnahmen der öffentli-
chen Gewalt durch aufschiebende Wirkung eines 
Rechtsmittels oder durch Aussetzung des Vollzugs in 
ihrer Wirksamkeit bis zu einer gerichtlichen Entschei-
dung außer Kraft gesetzt werden können. 

Mit der Einführung der Sozialunion muß sichergestellt 
sein, daß Streitigkeiten zwischen Arbeitnehmern und 
Arbeitgebern über die Rechte und Pflichten aus dem 
Arbeitsverhältnis verbindlich entschieden werden 
können. Dies ist in Absatz 3 geregelt. Die rechtsver-
bindliche Entscheidung von Arbeitsrechtsstreitigkei-
ten muß Aufgabe einer eigenständigen Arbeitsge-
richtsbarkeit sein. Sie darf nicht den in der Deutschen 
Demokratischen Republik als gesellschaftliche Ge-
richte vorhandenen Konfliktkommissionen übertra-
gen werden. Der Aufbau einer eigenständigen Ar-
beitsgerichtsbarkeit kann jedoch nicht umgehend in 
der Deutschen Demokratischen Repub lik erfolgen, 
sondern erfordert einige Zeit. Bis dahin sollen neutrale 
Schiedsstellen über Rechtsstreitigkeiten aus dem Ar-
beitsverhältnis entscheiden. Diese Schiedsstellen sol-
len paritätisch mit Arbeitgebern und Arbeitnehmern 
sowie einem neutralen Vorsitzenden besetzt sein. Aus 
Gründen der Rechtsstaatlichkeit müssen die Entschei-
dungen der Schiedsgerichte durch staatliche Gerichte 
überprüft werden können. 

Die Regelung in Absatz 4 hängt damit zusammen, daß 
sich die Tätigkeit des im Jahre 1954 gebildeten Stän-
digen Schiedsgerichts bei der Kammer für Außenhan-
del in Ost-Berlin auf die Entscheidung von Streitigkei-
ten aus internationalen Wirtschaftsverträgen be-
schränkt. Für Streitigkeiten aus dem inneren Wi rt

-schaftsverkehr der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sind dagegen weitgehend ausschließlich die 
staatlichen Vertragsgerichte zuständig (vgl. § 22 des 
Vertragsgesetzes vom 25. März 1982). Von einer 
freien, d. h. im weitesten Umfang der Parteiautonomie 
unterliegenden Schiedsgerichtsbarkeit kann jedoch 
selbst bei internationalen Wirtschaftsverträgen we-
gen des bestehenden „Listenzwangs", der die Bil-
dung eines neutralen Schiedsgerichts verhindert, 
nicht die Rede sein. Diese Einschränkungen können 
nach Ablösung des Prinzips der Planwirtschaft durch 
das Prinzip der Vertragsfreiheit keinen Bestand mehr 
haben. Die Einführung einer Freien Schiedsgerichts-
barkeit auch für der Parteiautonomie unterliegende 
innerstaatliche Rechtsstreitigkeiten folgt im übrigen 
schon daraus, daß das Vertragsgesetz vom 25. März 
1982 aufgehoben werden soll. 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7350 

Zu Artikel 7 (Schiedsgericht) 

Für die Beilegung von Meinungsverschiedenheiten, 
die zwischen den Vertragsparteien über die Ausle-
gung und Anwendung des Vertrags entstehen kön-
nen, wird ein ständiges Schiedsgericht geschaffen. 
Die in dem Vertrag vorgesehene und für dessen Ziele 
erforderliche Anpassung der Rechtsordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik stellt eine Viel-
zahl ungewöhnlicher und anspruchsvoller Regelungs-
aufgaben. Die Möglichkeit rechtlicher Meinungsver-
schiedenheiten kann deswegen auch bei gewissen-
haftester Durchführung des Vertrags durch beide 
Vertragsparteien nicht ausgeschlossen werden. Im 
Regelfall kann zwar davon ausgegangen werden, daß 
solche Meinungsverschiedenheiten durch die Regie-
rungen der Vertragsparteien im Verhandlungswege 
beigelegt werden, zumal in dem hierfür nach Artikel 8 
zu bildenden Gemeinsamen Regierungsausschuß ein 
Gremium mit besonderer Sachkunde zur Verfügung 
steht, das die Durchführung des Vertrags unter stän-
digem Meinungsaustausch der beiden Regierungen 
begleiten wird. Für die verbleibenden Meinungsver-
schiedenheiten bietet ein ständiges Schiedsgericht 
die Möglichkeit rascher und für beide Vertragspar-
teien verbindlicher Beilegung. 

Soweit die Vorschriften über das Schiedsgericht nicht 
in Artikel 7 enthalten sind, verweist dessen Absatz 6 
auf Anlage VIII mit allgemeinen Verfahrensvorschrif-
ten, welche einen Bestandteil des Vertrags bildet. 

Absatz 1 verpflichtet die Vertragsparteien, wie in zwi-
schenstaatlichen Verträgen üblich, ihre Streitigkeiten 
zunächst nach Möglichkeit durch Verhandlungen 
beizulegen. Hierfür steht in dem Gemeinsamen Re-
gierungsausschuß nach Artikel 8 ein sachkundiges 
Gremium zur Verfügung. Bei ihren Verhandlungen 
müssen beide Teile die den zwischenstaatlichen Ver-
kehr beherrschenden Grundsätze der Vertragstreue 
(pacta sunt servanda) und von Treu und Glauben be-
achten. Nur wenn eine Streitigkeit nicht im Verhand-
lungswege beigelegt werden kann, steht beiden Ver-
tragsparteien nach Absatz 2 Satz 1 die Anrufung des 
Schiedsgerichts frei. Diese ist nach Absatz 2 Satz 2 
unabhängig davon zulässig, ob mit der Angelegen-
heit, die dem Streit zugrunde liegt, nach Artikel 6 ein 
staatliches Gericht befaßt ist oder zuständigerweise 
befaßt werden könnte. 

Das Schiedsgericht besteht nach Absatz 3 Satz 1 aus 
einem Präsidenten und aus vier Mitgliedern. Jeweils 
zwei Mitglieder und deren Stellvertreter werden nach 
Absatz 3 Satz 2 von der Regierung einer jeden Ver-
tragspartei ernannt, der Präsident und sein Stellver-
treter hingegen im Einvernehmen der beiden Regie-
rungen; das Einvernehmen wird in dem Gemeinsa-
men Regierungsausschuß nach Artikel 8 hergestellt. 
Einigen sich die beiden Vertragsparteien nicht binnen 
eines Monats nach dem Inkrafttreten des Vertrags 
über die Person des Präsidenten oder seines Stellver-
treters, so steht das Ernennungsrecht nach Absatz 3 
Satz 4 dem Präsidenten des Gerichtshofs der Europäi-
schen Gemeinschaften zu. Der Vertrag stellt somit si-
cher, daß alsbald nach seinem Inkrafttreten ein funk-
tionsfähiges Schiedsgericht vorhanden ist. 

Die Amtszeit der Schiedsrichter (Absatz 4) ist großzü-
gig bemessen, damit in der Übergangszeit bis zur Her-
stellung der Einheit Deutschlands nach heutigem Er-
messen mit hoher Sicherheit ein Wechsel in der Beset-
zung des Schiedsgerichts vermieden wird. 

Die Schiedsrichter üben ihr Amt unabhängig und frei 
von Weisungen aus (Absatz 5 Satz 1). Vor der Auf-
nahme ihrer Tätigkeit werden der Präsident und die 
Mitglieder sowie die jewei ligen Stellvertreter darauf 
verpflichtet, ihr Amt unabhängig und gewissenhaft zu 
erfüllen und das Beratungsgeheimnis zu wahren (Ab-
satz 5 Satz 2). 

Die in Absatz 6 in Bezug genommene Anlage VIII ent-
hält Vorschriften insbesondere über den Sitz und die 
Geschäftsstelle des Schiedsgerichts, über die Stellung 
und Vergütung der Schiedsrichter sowie über das 
schiedsgerichtliche Verfahren. 

Zu Artikel 8 (Gemeinsamer Regierungsausschuß) 

Die für die Erreichung der Ziele der Währungs-, Wi rt
-schafts- und Sozialunion erforderliche Anpassung der 

Rechtsordnung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, insbesondere auf wirtschafts- und sozialrechtli-
chem Gebiet, stellt eine Fülle schwieriger und neuar-
tiger Aufgaben. Aus diesen Gründen wird ein ständi-
ger Gemeinsamer Regierungsausschuß eingerichtet, 
in dem die Regierungen beider Vertragsparteien in 
enger Fühlungnahme die Durchführung des Vertrags 
begleiten und das notwendige Einvernehmen in Fra-
gen herstellen, für welche dieses nach dem Vertrag 
erforderlich ist. Unter anderem obliegt dem Ausschuß 
auch die Herstellung des Einvernehmens über die 
Ernennung des Präsidenten des Schiedsgerichts. 

In Satz 3 wird dem Gemeinsamen Regierungsaus-
schuß ferner ausdrücklich die Aufgabe zugewiesen, 
Streitigkeiten der Vertragsparteien, soweit möglich, 
durch Verhandlungen beizulegen (vgl. Artikel 7 
Abs. 1). 

Zu Artikel 9 (Vertragsänderungen) 

Der Rahmencharakter des Vertrags legt es nahe, daß 
im Lichte künftiger Entwicklungen weitere Regelun-
gen erforderlich erscheinen können, um die Ziele des 
Vertrags zu verwirklichen. Die Vorschrift verpflichtet 
die Vertragsparteien im Sinne eines pactum de pac-
tando, gegebenenfalls entsprechende Änderungen 
oder Ergänzungen des Vertrags zu vereinbaren. Da rin 
eingeschlossen ist die Verpflichtung der Vertragspar-
teien, nach Treu und Glauben über solche Änderun-
gen oder Ergänzungen Verhandlungen zu führen 
(pactum de negotiando). 

Meinungsverschiedenheiten über die in der Vor-
schrift geregelte Verpflichtung der Vertragsstaaten 
können erforderlichenfalls nach Artikel 7 dem 
Schiedsgericht zur Entscheidung vorgelegt werden. 

Nach dem Recht der Vertragsparteien ist zu beurtei-
len, wie solche Vertragsänderungen innerstaatlich zu 
behandeln sind. 
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Zu Kapitel II (Bestimmungen über die 
Währungsunion) 

Zu Artikel 10 (Voraussetzungen und Grundsätze) 

Artikel 10 ist die Grundlagennorm für die Errichtung 
der Währungsunion, die in den Vorschriften der Anla-
gen I, II und V im einzelnen geregelt ist. In den Absät-
zen 1 bis 4 werden die Voraussetzungen und Grund-
lagen für die Schaffung eines gemeinsamen Wäh-
rungsgebietes zwischen der Bundesrepublik Deutsch-
land und der Deutschen Demokratischen Republik 
umschrieben. Es sind dies die Einführung der Deut-
schen Mark in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, die Ausweitung des geldpolitischen Verantwor-
tungsbereiches der Deutschen Bundesbank auf die 
Deutsche Demokratische Republik mit der Zielset-
zung, die Währungsstabilität auch durch die Wahl der 
Umstellungsmodalitäten zu sichern, die Respektie-
rung der Unabhängigkeit der Deutschen Bundesbank 
gemäß § 12 Bundesbankgesetz sowohl durch die Re-
gierung der Bundesrepublik Deutschland wie auch 
durch die Regierung der Deutschen Demokratischen 
Republik und der Aufbau eines marktwirtschaftlichen 
Kreditsystems in der Deutschen Demokratischen Re-
publik. 

Diesen Zielsetzungen folgend legt Absatz 5 die 
Grundsätze für die Währungsunion fest. Hierzu gehö-
ren vor allem die Feststellung, daß die Deutsche Mark 
und die auf Deutsche Mark oder Pfennig lautenden 
Bundesmünzen mit Wirkung vom 1. Juli 1990 an allei-
niges gesetzliches Zahlungsmittel im gemeinsamen 
Währungsgebiet sind, sowie die Feststellung der Um-
stellungsmodalitäten in ihren Grundsätzen. 

Die Deutsche Demokratische Republik wird geeig-
nete Maßnahmen ergreifen, um Mißbrauch und Spe-
kulation wirksam entgegenzuwirken. 

Absatz 6 enthält die Absichtserklärung der Deutschen 
Demokratischen Republik, den Bürgern ihres Landes 
für die im Verhältnis 2 zu 1 auf Deutsche Mark umge-
stellten Spargelder zu einem späteren Zeitpunkt nach 
Möglichkeit verbriefte Anteilsrechte am Volksvermö-
gen anzubieten. 

Für die Deutsche Bundesbank wird in Absatz 7 noch-
mals festgestellt, daß sie die ihr nach dem Vertrag und 
nach dem Bundesbankgesetz zustehenden Befug-
nisse im Gesamtbereich der Währungsunion ausübt 
und zu diesem Zweck eine Vorläufige Verwaltungs-
stelle in Berlin mit bis zu 15 Filialen in der Deutschen 
Demokratischen Republik unter Nutzung der Be-
triebsstellen der bisherigen Staatsbank der Deutschen 
Demokratischen Republik errichtet. 

Zu Kapitel III (Bestimmungen über die 
Wirtschaftsunion) 

Zu Artikel 11 (Wirtschaftspolitische Grundlagen) 

Artikel 11 enthält die wi rtschaftspolitischen Grundla-
gen der Wirtschaftsunion und verpflichtet die Deut-
sche Demokratische Republik, ihre Wirtschafts- und 
Finanzpolitik an den Grundsätzen der Sozialen 

Marktwirtschaft als gemeinsamer Wirtschaftsordnung 
beider Vertragsparteien auszurichten. Während Ab-
satz 1 Satz 2 dabei die Ziele des Wachstums- und Sta-
bilitätsgesetzes wiederholt und diese auch für die 
Deutsche Demokratische Republik verbindlich macht, 
beschreibt Absatz 2 einige der wich tigsten Elemente 
der Sozialen Marktwirtschaft. In Absatz 3 wird die 
wirtschaftspolitische Orientierung der Deutschen De-
mokratischen Republik auf die Europäischen Ge-
meinschaften und auf die bisherigen außenwirtschaft-
lichen Beziehungen angesprochen; Absatz 4 regelt 
das Verfahren zur Abstimmung ihrer Wirtschaftspoli-
tik und nimmt hierzu auf den in Artikel 8 vorgesehe-
nen Gemeinsamen Regierungsausschuß Bezug. 

Zu Artikel 12 (Innerdeutscher Handel) 

Die Bestimmung schafft die Grundlage für den Wa-
ren- und Dienstleistungsverkehr in der Wirtschafts-
union und trägt den veränderten Umständen des in-
nerdeutschen Handels Rechnung. 

Das Berliner Abkommen von 1951 war bisher die 
Grundlage des innerdeutschen Handels und ist an die 
durch die Währungs- und Wirtschaftsunion veränder-
ten Erfordernisse anzupassen. Der im Abkommen ge-
regelte Verrechnungsverkehr wird beendet, so daß 
auch der bisher gewährte zinslose Überziehungskre-
dit entfällt. 

Der deutsch-deutsche Handel mit Waren und Dienst-
leistungen ist gemäß Protokoll über den innerdeut-
schen Handel zum EWG-Vertrag deutscher Binnen-
handel. Dies bedeutet, daß Zölle und Abschöpfungen 
auf Waren mit Ursprung Deutsche Demokratische Re-
publik in der Bundesrepublik Deutschland nicht erho-
ben werden. Dementsprechend werden auch keine 
Erstattungen bei der Verbringung von Marktord-
nungswaren in die Deutsche Demokratische Republik 
gewährt. 

Waren, die nicht Ursprungswaren der Deutschen De-
mokratischen Republik sind, unterliegen bei ihrer 
Verbringung in die Bundesrepublik Deutschland der 
Verzollung nach den Zollsätzen des Gemeinsamen 
Zolltarifs und ggf. anderen Maßnahmen der Handels-
politik der Europäischen Gemeinschaften. 

Waren, die nicht Ursprungswaren der Bundesrepublik 
Deutschland sind, haben dementsprechend ebenfa lls 
keinen Anspruch auf Zollfreiheit in der Deutschen 
Demokratischen Republik. 

Da die innerdeutsche Grenze für die Europäischen 
Gemeinschaften Außengrenze ist, bestimmt Absatz 2, 
daß Waren, die nicht Ursprungswaren der Vertrags-
parteien sind, über die innerdeutsche Grenze aus-
schließlich in einem zollamtlich überwachten Verfah-
ren (Zollgutversand) befördert werden dürfen. 

Absatz 3 der Bestimmung enthält den Auftrag an die 
Vertragsparteien, die Grundlagen dafür zu schaffen, 
daß die noch bestehenden Kontrollen des Warenver-
kehrs zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik so bald wie 
möglich beseitigt werden können. 
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Zu Artikel 13 (Außenwirtschaft) 

Mit der Schaffung einer Währungs-, Wirtschafts- und 
Sozialunion werden auch in der Außenwirtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik marktwirt-
schaftliche Grundsätze verwirklicht. Das bisherige 
Außenhandelsmonopol wird aufgehoben, selbstän-
dige, im Wettbewerb stehende Unternehmen können 
sich im Außenwirtschaftsverkehr grundsätzlich frei 
betätigen. 

Absatz 1 Satz 1 beinhaltet die Verpflichtung der Deut-
schen Demokratischen Republik, ihre Außenwirt-
schaftspolitik auf die Erfordernisse der Weltwirtschaft 
und des freien Welthandelssystems, insbesondere das 
GATT, auszurichten. Dazu gehört auch, daß evtl. er-
forderliche Schutzmaßnahmen an den Bestimmungen 
des GATT  und am Recht der Europäischen Gemein-
schaften zu orientieren sind. Die Bundesrepublik 
Deutschland wird die Deutsche Demokratische Repu-
blik bei der weiteren Einbindung in die Weltwirtschaft 
beraten. Dazu gehört auch die Nutzung der vielfälti-
gen Informationskontakte zu internationalen bzw. su-
pranationalen Einrichtungen. 

Die Deutsche Demokratische Republik wickelt ihren 
Außenhandel bisher überwiegend mit den Ländern 
des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) ab, 
und zwar auf Grundlage vertraglicher Vereinbarun-
gen zwischen den Regierungen und den Unterneh-
men. Die Verpflichtungen aus diesen Vereinbarun-
gen genießen Vertrauensschutz. 

Es liegt im wirtschaft lichen und politischen Interesse 
aller Beteiligten, die traditionellen Wirtschaftsbezie-
hungen insbesondere auch mit den RGW-Ländern 
den Gegebenheiten der Währungs- und Wirtschafts-
union anzupassen und fortzuentwickeln. Vereinba-
rungen in konvertibler Währung auf der Basis einzel-
vertraglicher Beziehungen zwischen Unternehmen 
und ohne die bisher übliche planwirtschaftliche Flan-
kierung werden die zukünftige Form der Zusammen-
arbeit sein. Dies gilt auch für die längerfristigen Ver-
träge, die von der Regierung der Deutschen Demokra-
tischen Republik mit dem Ziel der Umstellung auf 
konvertible Währung und Orientierung am Welt-
marktniveau neu verhandelt werden. 

In Absatz 3 sehen die Vertragsparteien die Vertretung 
ihrer außenwirtschaftlichen Interessen als gemein-
same Aufgabe an. Hierzu gehört vor allem eine enge 
Zusammenarbeit bei der Pflege der Wirtschaftsbezie-
hungen mit dem Ausland und bei der Nutzung beste-
hender außenwirtschaftlicher Einrichtungen beider 
deutscher Staaten, z. B. im Bereich der Außenhan-
delsinformation und -beratung. Die Befugnisse der 
Europäischen Gemeinschaften auf dem Gebiet der 
Handelspolitik werden hierdurch nicht berührt. 

Zu Artikel 14 (Strukturanpassung der 
Unternehmen) 

Es besteht Übereinstimmung, daß für eine Über-
gangszeit Maßnahmen notwendig sind, die die struk-
turelle Anpassung der Unternehmen in der Deutschen 
Demokratischen Republik erleichtern und rentable 

Investitionen beschleunigen. Wichtige Voraussetzun-
gen bleiben günstige Bedingungen für Investitionen 
und Kapitalbeteiligungen mit freier Entfaltung priva-
ter Initiative. Die Maßnahmen sollen möglichst allge-
mein wirken und nicht überholte Strukturen erhalten. 
Der Privatisierung des volkseigenen Vermögens der 
Deutschen Demokratischen Republik kommt dabei 
große Bedeutung zu. Neben Maßnahmen zur Stüt-
zung der Investitionsbereitschaft geht es auch um 
Maßnahmen zur Umschulung und Qualifizierung von 
Arbeitnehmern sowie zum Aufbau einer wirtschafts-
nahen Infrastruktur. 

Zu Artikel 15 (Agrar- und Ernährungswirtschaft) 

Absatz 1 Satz 1 schränkt den in Artikel 1 Abs. 3 ent-
haltenen Grundsatz der freien Preisbildung nicht ein. 
Dieser findet vielmehr auch für den Bereich der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft Anwendung. Dies 
gilt um so mehr, als auch die Regelungen der EG

-

Agrarmarktordnungen von diesem Grundsatz ausge-
hen. Staatliche Preisregelungen sind mit diesen Rege-
lungen nicht zu vereinbaren. Andererseits sieht das 
EG-Marktordnungsrecht Maßnahmen zur Stützung 
der landwirtschaftlichen Erzeugerpreise in Form von 
Interventionen, Erstattungen, Abschöpfungen u. ä. 
vor. Um eine möglichst schnelle Anpassung der 
Agrar- und Ernährungswirtschaft in der Deutschen 
Demokratischen Republik an die Bedingungen des 
EG-Agrarmarktes zu ermöglichen, sind daher die bis-
her geltenden staatlichen Preisregelungen für Agrar-
erzeugnisse und Nahrungsmittel aufzuheben und 
durch ein Preisstützungs- und Außenschutzsystem zu 
ersetzen, das dem der EG-Agrarmarktordnungen ent-
spricht. Hierdurch wird sichergestellt, daß sich die 
landwirtschaftlichen Erzeugerpreise in der Deutschen 
Demokratischen Republik denen in der Bundesrepu-
blik Deutschland und der übrigen Mitgliedstaaten der 
Europäischen Gemeinschaften angleichen. Satz 2 
stellt klar, daß die Deutsche Demokratische Republik 
im Verhältnis zu den anderen Mitgliedstaaten der Eu-
ropäischen Gemeinschaften auf die Erhebung von 
Abschöpfungen und die Zahlung von Erstattungen 
verzichtet, soweit die Europäischen Gemeinschaften 
entsprechend verfahren. 

Absatz 2 sieht zeitlich bef ristete und auf bestimmte 
Warenbereiche beschränkte Übergangsmaßnahmen 
vor. So können nach Satz 1 für Warenbereiche, für die 
die Einführung eines vollständigen Preisstützungssy-
stems noch nicht sofort mit Inkrafttreten dieses Vertra-
ges möglich ist, für eine möglichst kurze Zeit Über-
gangslösungen getroffen werden, die eine mengen-
mäßig begrenzte Stützung der agrarischen Erzeuger-
preise auf EG-Niveau sicherstellen sollen. Hierfür 
kommen z. B. auf bestimmte Produktionsmengen be-
grenzte Mindestpreisregelungen in Betracht. Nach 
Satz 2 können zeitlich bef ristete mengenmäßige Re-
gelungsmechanismen bei solchen Agrarprodukten 
vorgesehen werden, bei denen ein mengenmäßig un-
beschränkter Warenverkehr zu schwerwiegenden 
Marktstörungen führen oder die Wettbewerbsfähig-
keit von Verarbeitungsbetrieben entscheidend beein-
trächtigen würde. 
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Nach Absatz 3 wird die Deutsche Demokratische Re-
publik die Anpassung der Agrar- und Ernährungs-
wirtschaft an die Verhältnisse in den Europäischen 
Gemeinschaften fördern. Die Förderungsmaßnahmen 
sollen der Verbesserung der Produktions- und Ver-
marktungsstruktur der Agrar- und Ernährungswirt-
schaft dienen, damit wettbewerbsfähige Unterneh-
men entstehen. Außerdem gehören hierzu Maßnah-
men der Investitionsförderung und des Kapazitätsab-
baus wie z. B. die Stillegung unrentabler Flächen und 
Produktionen, Maßnahmen zur Verbesserung der 
Umweltverträglichkeit und der Qualität der Nah-
rungsmittel. 

Darüber hinaus können in bestimmten Fällen ge-
zielte, zeitlich bef ristete und degressive Anpassungs-
hilfen insbesondere zur Überbrückung des Preis-
bruchs gewährt werden. Die in Absatz 3 vorgesehe-
nen Förderungsmaßnahmen werden im Rahmen der 
haushaltspolitischen Möglichkeiten während einer 
Übergangszeit gewährt. Sie kommen unbeschadet 
der in Artikel 14 vorgesehenen Anpassungsmaßnah-
men zur Anwendung. 

Absatz 4 sieht vor, daß zwischen den Regierungen der 
Vertragsparteien eine Verständigung über die kon-
krete Ausgestaltung der Maßnahmen nach Absatz 2 
und 3 herzustellen ist. 

Zu Artikel 16 (Umweltschutz) 

Artikel 16 enthält die Kernbestimmung des Staatsver-
trages zum Umweltschutz. Absatz 1 betont den hohen 
Stellenwert des Umweltschutzes. Die Vertragspar-
teien lassen sich dabei von dem Vorsorge-, Verursa-
cher- und Kooperationsprinzip leiten. Absatz 2 enthält 
eine programmatische Aussage über den ordnungs-
rechtlichen Rahmen für die zu erwartende Investi-
tionstätigkeit in der Deutschen Demokratischen Re-
publik und die Strategie einer umfassenden Sanie-
rung der dort  bestehenden Umweltsituation. Bereits 
mit Inkrafttreten der Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion ist sicherzustellen, daß für Neuinvestitionen, 
d. h. bei Errichtung neuer oder einer wesentlichen 
Änderung bestehender Anlagen, die in der Bundesre-
publik Deutschland und in den Europäischen Ge-
meinschaften geltenden s trengen Sicherheits- und 
Umweltschutzanforderungen eingehalten werden. 
Die strengen und dynamisch sich fortentwickelnden 
Maßstäbe gelten auch für alle anderen bestehenden 
Anlagen und Einrichtungen. Diese Anlagen sind an-
gesichts des erheblichen Kostenaufwandes jedoch 
nicht sofort, sondern — unter Beachtung des Grund-
satzes der Verhältnismäßigkeit — im Rahmen zu be-
stimmender Anpassungsfristen, die sowohl dem Ge-
fährdungspotential der Anlagen als auch den techni-
schen Besonderheiten und dem Sanierungsaufwand 
Rechnung tragen, an den Standard von Neuanlagen 
heranzuführen. 

Eine sofortige Anpassung der bestehenden Anlagen 
an die geltenden Sicherheits- und Umweltstandards 
wäre im übrigen weder volkswirtschaftlich verkraft-
bar noch im Hinblick auf die Gefährdung einer über-
aus großen Anzahl von Arbeitsplätzen vertretbar. So-
weit Gefahren für Leben und Gesundheit von Men

-

schen bestehen, sind jedoch sofortige Sanierungs-
maßnahmen erforderlich. Absätze 3 bis 5 enthalten 
Regelungen zur Übernahme des Umweltrechts der 
Bundesrepublik Deutschland durch die Deutsche De-
mokratische Republik, zur weiteren Gestaltung eines 
gemeinsamen Umweltrechts und zur Harmonisierung 
der staatlichen Förderungsmaßnahmen im Umwelt-
schutzbereich zwischen den Vertragsparteien. 

Zu Kapitel IV (Bestimmungen über die 
Sozialunion) 

Zu Artikel 17 (Grundsätze der 
Arbeitsrechtsordnung) 

Nach Artikel 1 Abs. 4 des Vertrages bildet die Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion eine Einheit; die 
Sozialunion wird u. a. bestimmt durch eine der Sozia-
len Marktwirtschaft entsprechende Arbeitsrechtsord-
nung. Nach Artikel 17 des Vertrages gelten in der 
Deutschen Demokratischen Republik die Grundstruk-
turen der Arbeitsrechtsordnung der Bundesrepublik 
Deutschland, nämlich Koalitionsfreiheit, Tarifautono-
mie, Arbeitskampfrecht, Bet riebsverfassung, Unter-
nehmensmitbestimmung und Kündigungsschutz. 
Diese Aussage wird zu den meisten Sachbereichen im 
Gemeinsamen Protokoll über die Leitsätze und den 
Anlagen II und III konkretisiert. Darüber hinaus ist der 
Rechtsschutz in Arbeitssachen in Artikel 6 Abs. 3 des 
Vertrages geregelt. 

In dem Gemeinsamen Protokoll über die Leitsätze 
sind in Teil A Abschnitt III Nr. 1 und 2 Rechtsgrund-
sätze des Rechts der Bundesrepublik Deutschland zur 
Koalitionsfreiheit und Tarifautonomie niedergelegt, 
wie sie sich aus Artikel 9 Abs. 3 GG und der dazu 
ergangenen Rechtsprechung des Bundesverfassungs-
gerichts und des Bundesarbeitsgerichts ergeben. Für 
das künftige Arbeitskampfrecht in der Deutschen De-
mokratischen Republik ist allein Artikel 17 des Ver-
trages maßgebend. Danach gilt das Arbeitskampf-
recht der Bundesrepublik Deutschland auch in der 
Deutschen Demokratischen Republik, und zwar so, 
wie es die Rechtsprechung aus Artikel 9 Abs. 3 GG 
und dem Tarifvertragsgesetz entwickelt hat. Als Folge 
dessen sind entsprechende Vorschriften des Rechts 
der Deutschen Demokratischen Republik nicht mehr 
anzuwenden. Nummer 3 betont ausdrücklich die Ta-
rifautonomie. Der Leitsatz zu Nummer 4 bezieht sich 
vor allem auf das Arbeitsgesetzbuch der Deutschen 
Demokratischen Republik; dort sind dem Freien Deut-
schen Gewerkschaftsbund, den Betriebsgewerk-
schaftsorganisationen und den betrieblichen Gewerk-
schaftsleitungen besondere Rechte eingeräumt. Mit 
der Einführung von Koalitionsfreiheit, Tarifautono-
mie, aber auch des Bet riebsverfassungsgesetzes in der 
Deutschen Demokratischen Republik sind diese Vor-
schriften hinfällig und werden deshalb nicht mehr 
angewendet. 

Das Gemeinsame Protokoll enthält außerdem in Teil B 
Abschnitt IV vier weitere Leitsätze zum Arbeitsrecht. 
Nach Nummer 1 können Arbeitgeber in der Deut-
schen Demokratischen Republik mit Arbeitnehmern 
aus der Bundesrepublik Deutschland, die vorüberge- 
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hend in der Deutschen Demokratischen Republik be-
schäftigt werden, die Anwendung bundesdeutschen 
Arbeitsrechts vereinbaren. Nach Nummer 3 wird die 
Deutsche Demokratische Republik ihr Arbeitsschutz-
recht schrittweise an das Recht der Bundesrepublik 
Deutschland angleichen. Nummern 4 und 5 enthalten 
Leitsätze zu den Kündigungsfristen und zur fristlosen 
Kündigung. 

In der Anlage II Abschnitt IV sind die arbeitsrechtli-
chen Gesetze der Bundesrepublik Deutschland aufge-
führt, die gemäß Artikel 3 Satz 2 des Vertrages in der 
Deutschen Demokratischen Republik anzuwenden 
sind. Es sind dies die gesetzlichen Vorschriften zur 
Unternehmensmitbestimmung, zur Betriebsverfas-
sung, zum Tarifvertragsrecht und zum Kündigungs-
schutz. Dazu gehören auch die aufgrund der genann-
ten gesetzlichen Vorschriften erlassenen Rechtsver-
ordnungen. 

Die Anlage III enthält in Abschnitt III diejenigen 
Rechtsvorschriften der Deutschen Demokratischen 
Republik auf arbeitsrechtlichem Gebiet, die aufzuhe-
ben bzw. zu ändern sind. Aufzuheben ist nach Num-
mer 1 das Gesetz über die Rechte der Gewerkschaften 
in der Deutschen Demokratischen Republik. Zu än-
dern sind außerdem die Vorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik insoweit, als sie mit dem 
Vertrag nicht vereinbar sind. Dazu gehört nach Num-
mer 7 das Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demo-
kratischen Republik. Im Arbeitsgesetzbuch der Deut-
schen Demokratischen Republik sind demnach alle 
Vorschriften aufzuheben, die mit Artikel 17 des Ver-
trages, den o. g. arbeitsrechtlichen Leitsätzen sowie 
mit den nach Anlage II Abschnitt IV Nrn. 1 bis 7 zu 
übernehmenden Gesetzen und Verordnungen nicht 
vereinbar sind. 

Zu Artikel 18 (Grundsätze der Sozialversicherung) 

Die Vorschrift enthält Grundsätze, nach denen nach 
Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union die Sozialversicherung in der Deutschen Demo-
kratischen Republik aufgebaut werden so ll . 

Nach Absatz 1 wird die bisherige Einheitsversiche-
rung in der Deutschen Demokratischen Republik be-
seitigt und wie in der Bundesrepublik Deutschland 
durch ein gegliedertes System der Sozialversicherung 
ersetzt. 

Nummer 1 bestimmt, daß die Versicherungen von 
Selbstverwaltungskörperschaften des öffentlichen 
Rechts durchgeführt werden, die der Rechtsaufsicht 
des Staates unterliegen. 

In Nummer 2 wird bestimmt, daß die Leistungen der 
Versicherungen vor allem durch Beiträge zu finanzie-
ren sind, die mit Ausnahme der Beiträge zur Unfall-
versicherung, die der Arbeitgeber allein zu tragen hat, 
und der Versicherung der Bergleute, deren Beitrag 
entsprechend den Regelungen der knappschaftlichen 
Rentenversicherung in der Bundesrepublik Deutsch-
land gestaltet sein soll, je zur Hälfte von Arbeitneh-
mern und Arbeitgebern aufzubringen sind. Die Bei-
tragssätze werden entsprechend denen in der Bun-
desrepublik Deutschland festgesetzt. 

In Nummer 3 wird der Grundsatz aufgestellt, daß die 
Lohnersatzleistungen an der Höhe der versicherten 
Entgelte auszurichten sind. 

Absatz 2 konkretisiert die in Absatz 1 festgelegte Ein-
führung des gegliederten Systems der Sozialversiche-
rung dahin gehend, daß die Aufgaben der Renten-, 
Kranken- und Unfallversicherung zunächst noch von 
einem gemeinsamen Träger durchgeführt werden 
können und daß möglichst bis zum 1. Januar 1991 für 
die Versicherungszweige eigene Leistungsträger zu 
bilden sind. Die Einnahmen und Ausgaben sind je-
doch bereits mit Errichtung der Währungs-, Wi rt

-schafts- und Sozialunion nach Versicherungsarten ge-
trennt zu erfassen und abzurechnen. Ziel ist eine Or-
ganisationsstruktur, die der in der Bundesrepublik 
Deutschland entspricht. 

Nach Absatz 3 kann die in der Deutschen Demokrati-
schen Republik bestehende umfassende Sozialversi-
cherungspflicht aller Erwerbstätigen in einer Über-
gangszeit beibehalten werden. Selbständige und frei-
beruflich Tätige erhalten die Möglichkeit, sich von der 
Sozialversicherungspflicht befreien lassen zu können, 
wenn sie eine ausreichende anderweitige Sicherung 
nachweisen. Die Deutsche Demokratische Republik 
wird die Errichtung von berufsständischen Versor-
gungswerken ermöglichen. 

Nach der Regelung in Absatz 4 sollen zugunsten von 
Lohnempfängern, bei denen Lohneinkünfte bisher ei-
nem günstigen Steuersatz von in der Regel 5 v. H. 
unterlagen (Produktionsarbeiter) und die nicht mehr 
als 800 DM monatlich verdienen, Nettolohneinbußen 
infolge höherer Sozialabgaben durch einen gestaffel-
ten Zuschuß zum Rentenversicherungsbeitrag gemil-
dert werden. Dabei werden für Lohnempfänger bis 
600 DM monatlich Nettolohneinbußen weitgehend 
ausgeschlossen. Lohneinkünfte aus mehreren Be-
schäftigungen werden zusammengerechnet, um zu 
vermeiden, daß Personen mit mehreren Teilzeitbe-
schäftigungen den Zuschlag mehrfach erhalten. 

Absatz 5 stellt sicher, daß die Versicherungspflicht

-

grenzen, das sind die Grenzen, bei der die Versiche-
rungspflicht beginnt (Geringfügigkeitsgrenze), und 
die Obergrenze für die Versicherungspflicht in der 
Krankenversicherung sowie die Beitragsbemessungs-
grenzen nach den Grundsätzen in der Bundesrepublik 
Deutschland festgesetzt werden. 

Zu Artikel 19 (Arbeitslosenversicherung und 
Arbeitsförderung) 

Der Übergang zu einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung kann gerade in der Anfangsphase zu erhebli-
chen Belastungen des Arbeitsmarktes in der Deut-
schen Demokratischen Republik führen. Zu deren so-
zialer Abfederung ist die sofortige Einführung einer 
Arbeitslosenversicherung und eines Systems der Ar-
beitsförderung erforderlich. Die bewährten Regelun-
gen des Arbeitsförderungsgesetzes sollen — soweit 
die Besonderheiten der Deutschen Demokratischen 
Republik dem nicht entgegenstehen — übernommen 
werden. 
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Dies bedeutet u. a., daß die Maßnahmen der aktiven 
Arbeitsmarktpolitik Vorrang haben vor den Leistun-
gen bei Arbeitslosigkeit: Folgenden Maßnahmen 
kommt dabei eine besondere Bedeutung zu: 

— Arbeitsvermittlung, Arbeitsberatung und Berufs-
beratung, 

— Förderung der beruflichen Weiterbildung und Re-
habilitation, 

— Maßnahmen zur Arbeitsbeschaffung und 

— Kurzarbeitergeldregelung. 

Zur Durchführung wird in enger Zusammenarbeit mit 
den zuständigen Stellen der Bundesrepublik Deutsch-
land eine Arbeitsverwaltung aufgebaut. 

Zu Artikel 20 (Rentenversicherung) 

Die Vorschrift legt die in der Rentenversicherung der 
Deutschen Demokratischen Repub lik zu regelnden 
Sachverhalte fest. 

Absatz 1 gibt die Grundlagen dafür, das Rentenrecht 
in der Deutschen Demokratischen Republik an das in 
der Bundesrepublik Deutschland inhaltlich anzuglei-
chen, dessen Leistungen lohn- und beitragsbezogen 
ausgerichtet sind. In einer Übergangszeit von fünf 
Jahren wird dabei bei rentennahen Jahrgängen dem 
Grundsatz des Vertrauensschutzes Rechnung getra-
gen. 

Absatz 2 bestimmt, daß die der Rentenversicherung 
zur Verfügung stehenden Mittel allein für die Erfül-
lung der Aufgaben bei Rehabi litation, Invalidität, Al-
ter und Tod zu verwenden sind. Die in der Deutschen 
Demokratischen Republik vorhandenen Zusatz- und 
Sonderversorgungssysteme werden grundsätzlich 
zum 1. Juli 1990 geschlossen. Die Verwendung des 
Wortes „grundsätzlich" macht deutlich, daß die Deut-
sche Demokratische Republik hinsichtlich einzelner 
Systeme Ausnahmen machen kann. Die in diesen Sy-
stemen bisher erworbenen Ansprüche und Anwart-
schaften werden von der Rentenversicherung abge-
wickelt, wobei die Leistungen aus diesen Sonder- und 
Zusatzversorgungssystemen nach Grund und Höhe 
überprüft werden. Die Beitragszahler der Rentenver-
sicherung sollen hierdurch allerdings nicht belastet 
werden. 

Absatz 3 regelt die Festsetzung des Niveaus der Be-
standsrenten im Zusammenhang mit der Umstellung 
dieser Renten auf Deutsche Mark. Zielgröße hierfür ist 
bei einem Rentner, der 45 Versicherungs- bzw. Ar-
beitsjahre in der Deutschen Demokratischen Republik 
gehabt und der jeweils in diesen Jahren ein Arbeits-
entgelt erzielt hat, das dem volkswirtschaftlichen 
Durchschnittsverdienst in der Deutschen Demokrati-
schen Republik entsprochen hat, eine Rente, die 
70 v. H. des durchschnittlichen Nettoverdienstes in 
der Deutschen Demokratischen Republik entspricht. 
Diese Zielgröße verändert sich bei längerer bzw. kür-
zerer Versicherungsdauer entsprechend. Der Anhe-
bungssatz der individuell zum Zeitpunkt der Umstel-
lung bezogenen Renten aus Pflicht- und freiwilliger 
Versicherung orientiert sich an dem Rentner, der je

-

weils Durchschnittsverdiener in der Deutschen Demo-
kratischen Republik war und der nach Einführung der 
freiwilligen Zusatzrentenversicherung neben den 
Pflichtbeiträgen jeweils volle Beiträge zur Zusatzver-
sicherung entrichtet hat. Der Anhebungssatz für die 
individuell bezogene Rente ist infolgedessen nach Zu-
gangsjahren unterschiedlich. Renten, die nicht anzu-
heben sind, werden in der bisherigen Höhe in Deut-
sche Mark gezahlt. 

Absatz 4 regelt die Anpassung der Renten wie in der 
Bundesrepublik Deutschland, jedoch auf der Grund-
lage der Entwicklung der Nettolöhne und -gehälter in 
der Deutschen Demokratischen Republik. 

Infolge der Anhebung der Beitragsbemessungsgrenze 
in der Deutschen Demokratischen Republik entfällt 
die Grundlage für die freiwillige Zusatzrentenversi-
cherung. Sie wird deshalb für künftige Versiche-
rungszeiten geschlossen. Die bisher entstandenen 
Leistungsansprüche aus dieser Versicherung bleiben 
erhalten. 

Absatz 6 legt fest, daß sich die Deutsche Demokra ti
-sche Republik an den Ausgaben der Rentenversiche-

rung mit einem Staatszuschuß beteiligt. 

Absatz 7 trägt dem Zusammenwachsen beider deut-
scher Staaten Rechnung. Die Vorschrift bestimmt da-
her, daß Personen, die Versicherungszeiten bei einem 
Rentenversicherungsträger in der Deutschen Demo-
kratischen Republik zurückgelegt haben, von diesem 
die nach DDR-Vorschriften berechnete Rente erhal-
ten, wenn nach dem 18. Mai 1990 Rentenbezieher ih-
ren gewöhnlichen Aufenthalt in die Bundesrepublik 
Deutschland verlegen. Für den Fall  der Verlegung des 
gewöhnlichen Aufenthalts von der Bundesrepublik 
Deutschland in die Deutsche Demokratische Republik 
gilt Entsprechendes. 

Zu Artikel 21 (Krankenversicherung) 

Absatz 1 verpflichtet die Deutsche Demokratische Re-
publik, ihr Krankenversicherungsrecht in allen Berei-
chen an das Recht der gesetzlichen Krankenversiche-
rung in der Bundesrepublik Deutschland anzuglei-
chen. 

Absatz 2 legt fest, welche Gesundheitsleistungen aus 
dem bisherigen Leistungskatalog der Krankenversi-
cherung der Deutschen Demokratischen Republik aus 
dem Staatshaushalt der Deutschen Demokratischen 
Republik finanziert werden sollen. Es handelt sich 
dabei insbesondere um Leistungen bei Schwanger-
schaft und Mutterschaft, bei der Erkrankung eines 
Kindes und bei der Versorgung Pflegebedürftiger; 
diese Leistungen werden derzeit durch die Kranken-
versicherung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik gewährt, nicht oder nicht in diesem Umfang aber 
durch die Krankenversicherung der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Absatz 3 verpflichtet die Deutsche Demokratische Re-
publik zur Einführung einer den Regelungen der Bun-
desrepublik Deutschland entsprechenden Entgelt-
fortzahlung im Krankheitsfall. Die Absicherung des 
Entgeltausfalls im Krankheitsfall durch Fortzahlung 
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des Arbeitsentgelts in den ersten sechs Wochen der 
Arbeitsunfähigkeit durch den Arbeitgeber ist ein we-
sentlicher Bestandteil unseres Sozialstaates, dem als-
bald auch in der Deutschen Demokratischen Republik 
Geltung verschafft werden so ll . 

Absatz 4 bezieht die Rentner in der Deutschen Demo-
kratischen Republik in die Versicherungspflicht der 
Krankenversicherung ein. Die Krankenversicherung 
erhält für den Versicherungsschutz der Rentner Bei

-

träge nach dem Beitragssatz, der auch für erwerbstä-
tige Mitglieder gilt. Mit Rücksicht auf verwaltungs-
technische Schwierigkeiten werden die Beiträge für 
die Rentner von der Rentenversicherung an die Kran-
kenversicherung zunächst pauschal abgeführt. Maß-
gebend für die Höhe des abzuführenden Betrages ist 
der Gesamtbetrag der Rentenzahlbeträge unter Ein-
schluß des auf die Rentner entfallenden Anteils am 
Krankenversicherungsbeitrag. Das im Zusammen-
hang mit der Umstellung der Renten in der Deutschen 
Demokratischen Republik auf Deutsche Mark vorge-
sehene Nettorentenniveau bleibt durch die Versiche-
rungspflicht der Rentner in der Krankenversicherung 
unberührt. 

Absatz 5 enthält den Grundsatz der dualen Finanzie-
rung der Krankenhäuser und der mit ihnen verbunde-
nen ambulanten Einrichtungen. Die Finanzierung der 
betriebsnotwendigen Investitionskosten erfolgt da-
nach grundsätzlich über staatliche Haushaltsmittel, 
während die laufenden Bet riebskosten von den Be-
nutzern oder ihren Kostenträgern finanziert werden. 

Wie in der Bundesrepublik Deutschland sollte die 
Krankenversicherung auch in der Deutschen Demo-
kratischen Republik kostendeckend durch Beiträge 
finanziert werden. Dem dient die Zugrundelegung 
des an dem durchschnittlichen Beitragssatz der ge-
setzlichen Krankenversicherung in der Bundesrepu-
blik Deutschland orientierten Beitragssatzes sowie die 
Festlegung von Beitragsbemessungsgrundlagen nach 
den Grundsätzen des bundesdeutschen Sozialversi-
cherungsrechts. 

Nach gegenwärtiger Einschätzung decken sich Bei-
tragseinnahmen und Ausgaben in der Krankenversi-
cherung der Deutschen Demokratischen Republik im 
zweiten Halbjahr 1990 und 1991, wenn nur Leistun-
gen erbracht werden, die auch nach den Rechtsvor-
schriften der Bundesrepub lik Deutschland Leistungen 
der Krankenversicherung sind; allerdings ist die Ko-
stenentwicklung insbesondere auf der Ausgabenseite 
mit Risiken verbunden. 

Zu  Artikel 22 (Gesundheitswesen) 

Absatz 1 hebt die Bedeutung des Gesundheitswesens 
für die Bevölkerung hervor und betont die Verantwor-
tung beider Staaten für ein funktions- und leistungs-
fähiges gesundheitliches Versorgungssystem. 

Absatz 2 betont die Notwendigkeit der vorläufigen 
Fortführung der bisherigen Versorgungsstrukturen in 
der Deutschen Demokratischen Republik. Das bedeu-
tet, daß insbesondere die Krankenhäuser, Poliklini-
ken, Ambulatorien und betrieblichen Gesundheits-
dienste zunächst ihre bisherigen Aufgaben weiter er

-

füllen können. Eine Veränderung in Richtung des 
bundesdeutschen, vorwiegend privat organisierten 
Versorgungsangebots ist schrittweise vorgesehen. 

Die Deutsche Demokratische Republik verpflichtet 
sich jedoch, die erforderlichen Veränderungen zur 
Zulassung von privaten und frei gemeinnützigen Lei-
stungserbringern — verbunden mit einer entspre-
chenden Anpassung der bisherigen Versorgungs-
strukturen — sofort einzuleiten und schrittweise um-
zusetzen. 

Absatz 3 regelt den Aufbau der notwendigen vertrag-
lichen Beziehungen zwischen den alten und neuen 
Leistungserbringern einerseits und den aufzubauen-
den Krankenkassen andererseits. 

Ferner ist es notwendig, auch zur privaten Leistungs-
erbringung außerhalb der gesetzlichen Krankenversi-
cherung die erforderlichen Voraussetzungen zu 
schaffen, insbesondere in Gestalt von Gebührenord-
nungen zur Privatliquidation gesundheitlicher Lei-
stungen. 

Zu Artikel 23 (Renten der Unfallversicherung) 

Absatz 1 enthält das allgemeine Angleichungsziel. 

Nach Absatz 2 sollen die Unfallrenten in der Deut-
schen Demokratischen Republik entsprechend der 
Schadensersatz- und Lohnersatzfunktion der Unfall-
versicherung auf das in der Bundesrepublik Deutsch-
land geltende Niveau pauschal angehoben werden. 

Absatz 3 enthält die Regelung für neu zugehende 
Renten. Sie entspricht im wesentlichen derjenigen der 
Bundesrepublik Deutschland. 

Absatz 4 erklärt die Regelung über die Anpassung der 
Renten aus der Rentenversicherung und die Regelun-
gen über den gegenseitigen Leistungsexport bei 
Wohnsitzwechsel im Bereich der Rentenversicherung 
für den Bereich der Unfa llversicherung für entspre-
chend anwendbar. 

Zu  Artikel 24 (Sozialhilfe) 

Bei den mit der Einführung der Währungs-, Wirt-
schafts- und Sozialunion verbundenen Veränderun-
gen ist sicherzustellen, daß jedem Bewohner der 
Deutschen Demokratischen Republik die Mittel zur 
Verfügung stehen, die ihm die Führung eines Lebens 
ermöglichen, das der Würde des Menschen ent-
spricht. Dazu ist als Teil des sozialen Netzes ein Sozi-
alhilfesystem zu schaffen, das zunächst vor allem den 
Lebensunterhalt sicherstellt und das die bewährten 
Grundsätze und Zielsetzungen des Bundessozialhilfe-
gesetzes übernimmt. In der Regel wird es sich dabei 
um die Ergänzung anderer Sozialleistungen oder 
— vor allem bei größeren Familien — um den Aus-
gleich unzureichenden Erwerbseinkommens han-
deln. Zur sachgerechten Ausführung eines solchen 
Gesetzes bedarf es einer entsprechenden Verwaltung 
mit dafür ausgebildetem Personal. Im übrigen wird 
die Schaffung der für die Hilfegewährung erforderli- 
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chen sozialen Dienste und Einrichtungen in Ang riff zu 
nehmen sein. 

Zu Artikel 25 (Anschubfinanzierung) 

Schon frühzeitig hat die Bundesregierung zugesagt, 
auch finanziell beim Aufbau einer leistungsfähigen 
Arbeitslosenversicherung sowie bei der Angleichung 
der Renten in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik auf ein im Vergleich zur Bundesrepublik 
Deutschland relativ gleiches Niveau mitzuwirken. Die 
notwendige Umstrukturierung der Wi rtschaft kann 
gerade in der Anfangsphase zu einer relativ hohen 
Unterbeschäftigung führen und macht deshalb ggf. 
erhebliche Aufwendungen für Arbeitsmarktmaßnah-
men wie Weiterbildung, Kurzarbeit und Arbeitsbe-
schaffungsmaßnahmen. erforderlich. Im Bereich der 
Rentenversicherung ist von Bedeutung, daß im Juli 
zwei Rentenzahlungen zu finanzieren sind, nämlich 
die Renten für Juli und August, die Ende Juli anzu-
weisen sind, während Beiträge grundsätzlich nur aus 
dem Monat Juli zur Verfügung stehen. Die Regelung 
sieht deshalb vor, daß die Bundesrepublik Deutsch-
land der Deutschen Demokratischen Republik in einer 
Übergangszeit im Rahmen der im Artikel 28 zugesag-
ten Haushaltshilfe finanzielle Mittel zur Verfügung 
stellt, soweit in der Arbeitslosenversicherung die Bei-
träge und in der Rentenversicherung die Beiträge und 
der nach Artikel 20 Abs. 6 zu zahlende Staatszuschuß 
die Ausgaben für die Leistungen nicht voll abdek-
ken. 

Zu Kapitel V (Bestimmungen über den 
Staatshaushalt und die Finanzen) 

Zum 1. Abschnitt (Staatshaushalt) 

Zu Artikel 26 (Grundsätze für die Finanzpolitik der 
Deutschen Demokratischen Republik) 

Auch in der Haushaltspolitik muß eine Abkehr von 
der zentralen Planwirtschaft vollzogen und der verän-
derten Rolle der öffentlichen Hand im Verhältnis zum 
privatwirtschaftlichen Bereich entsprochen werden. 

Eine von Verantwortung ge tragene Haushaltspolitik 
der Gebietskörperschaften muß daher so gestaltet 
werden, daß sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen 
Ordnung gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus 
und zu einem hohen Beschäftigungsstand bei steti-
gem und angemessenem Wirtschaftswachstum bei-
trägt. Hierfür ist eine lückenlose Veranschlagung a ller 
Einnahmen und Ausgaben sowie eine sparsame Ver-
anschlagung der Ausgaben und ihre gesetzliche Be-
grenzung erforderlich. Diese Gesichtspunkte gelten 
auch für die sich bildenden autonomen Gebietskör-
perschaften in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik. 

Die künftige Verbindung der Haushalte der Gebiets-
körperschaften der Bundesrepublik Deutschland und 
der Deutschen Demokratischen Republik und das Zu-
sammenwachsen in einer Wirtschaftsunion setzen 
eine grundsätzliche Anpassung der Haushaltsstruktu

-

ren voraus. Hierzu gehört unter ordnungspolitischen 
Vorstellungen vor allem auch, daß die unternehmeri-
sche Betätigung des Staates und die Aufgaben aus 
den Haushalten ausgegliedert werden, bei denen ab

-

grenzbare Bevölkerungsgruppen besondere Leistun-
gen in Anspruch nehmen. Hier muß grundsätz lich 
eine Eigenfinanzierung angestrebt werden. Die not-
wendige Begrenzung eines Defizits der Haushalte 
macht außerdem den schrittweisen Abbau der Perso-
nalausgaben im öffentlichen Dienst und von Subven-
tionen erforderlich. 

Die veränderte Wirtschaftsordnung in der Deutschen 
Demokratischen Republik erfordert einen Rückzug 
des Staates aus den Unternehmen der Indust rie, des 
Handwerks, Handels, der Landwirtschaft und der 
Grundstücksbevorratung. Um hierin liegende Vermö-
genswerte für den Strukturwandel und zum Ausgleich 
der Haushaltsausgaben nutzen zu können, ist zu-
nächst eine umfassende Bestandsaufnahme und eine 
Neustrukturierung nach neuem Gesellschafts- und 
Handelsrecht erforderlich. Die Deutsche Demokra ti

-sche Republik wird wertgerechte Privatisierungen 
nach sorgfältiger Vorbereitung und unter Berücksich-
tigung der jeweiligen Wirtschaftslage und der gege-
benen Marktsituation vornehmen. 

Zu Artikel 27 (Kreditaufnahme und Schulden) 

Eine Begrenzung der Kreditermächtigungen in den 
Haushalten der Gebietskörperschaften der Deutschen 
Demokratischen Republik ist notwendig, um unzu-
trägliche Vorbelastungen für eine Vereinigung auszu-
schließen. Aus diesem Grunde haben die Vertrags-
parteien vereinbart, daß feste Obergrenzen für die 
Kreditermächtigungen im Republikhaushalt und 
beim Treuhandvermögen gelten. Eine Überschrei-
tung dieser Kreditobergrenzen ist an die Zustimmung 
des Bundesministers der Finanzen gebunden. 

Für eine ordnungsgemäße mittelfristige, am Stabili-
tätsziel orientierte Finanzpolitik ist erforderlich, daß 
die Aufnahme von Krediten und das Eingehen von 
Verpflichtungen jeder Art für den Haushalt der Deut-
schen Demokratischen Republik künftiger Jahre nur 
im Einvernehmen der Finanzminister beider Ver-
tragsparteien erfolgen kann. 

Das Treuhandvermögen bildet die wesentliche Ver-
mögenssubstanz in der Deutschen Demokratischen 
Republik, die allerdings nur schrittweise mobilisiert 
werden kann. Sie ist insoweit zur Übernahme einer 
aufgelaufenen Verschuldung in der Lage, als sie Ver-
wertungserlöse verwirklichen kann. Im übrigen 
kommt eine Kreditaufnahme der Deutschen Demo-
kratischen Republik auch der Entwicklung der Volks-
wirtschaften der sich bildenden Länder zugute. Des-
halb ist der teilweise Übergang der verbleibenden 
Verschuldung auf diese Länder vorgesehen. Eine 
Restschuld verbleibt beim Bund, auf den auch für das 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik Auf-
gaben und Finanzausstattung des Zentralstaats über-
gehen. 
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Zu Artikel 28 (Finanzzuweisungen der 
Bundesrepublik Deutschland) 

In der Anfangsphase der neu gebildeten Systeme in 
der Deutschen Demokratischen Republik reicht die 
Selbstfinanzierungskraft für den Haushalt und die So-
zialversicherung über Steuern und Beiträge nicht aus. 
Es werden daher finanzielle Hilfen durch die Bundes-
republik Deutschland erforderlich. Diese Hilfen be-
freien aber nicht die Deutsche Demokratische Repu-
blik von ihrer Verantwortung dafür, ihre Haushalts-
und Finanzpolitik an der eigenen Wi rtschaftskraft 
auszurichten, die Zuweisungen sichern aber anderer-
seits über ihre Zweckbindung eine sachgerechte Mit-
wirkung der Bundesrepublik Deutschland. 

Zur Sicherstellung einer geordneten Finanzplanung 
werden die Finanzzuweisungen der Bundesrepublik 
Deutschland für die Jahre 1990 und 1991 auf Festbe-
träge begrenzt, die im innerstaatlichen Verhältnis von 
Bund und Ländern in einem angemessenen Verhält-
nis gemeinsam ge tragen werden. Daneben leistet der 
Bund allein die vereinbarte Anschubfinanzierung für 
die Rentenversicherung und für die Arbeitslosenversi-
cherung. 

Demgegenüber können wegen des Zusammenwach-
sens beider Vertragsparteien in einer Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion finanzielle Leistungen 
der Bundesrepublik Deutschland an die Deutsche De-
mokratische Republik künftig entfallen, die die Bela-
stungen der Bürger beider Vertragsstaaten aus der 
Teilung Deutschlands mildern sollten. 

Zu Artikel 29 (Übergangsregelung im öffentlichen 
Dienst) 

Das Bekenntnis der Vertragspartner in Artikel 2 zur 
freiheitlichen, demokratischen und sozialen Grund-
ordnung im Sinne des Grundgesetzes bezieht sich 
auch auf die in Artikel 33 GG vorgegebenen Struktu-
ren des öffentlichen Dienstes. Mit der Vereinigung 
wird die Verwirklichung eines öffentlichen Dienstes 
mit den durch Artikel 33 GG bestimmten Statusver-
hältnissen von Beamten und Arbeitnehmern begin-
nen. In der Zwischenzeit können für den öffentlichen 
Dienst in der Deutschen Demokratischen Republik 
nur Übergangsregelungen ohne Verfestigung bisheri-
ger Rechtsstrukturen in Betracht kommen. Auf die 
Haushaltslage ist Rücksicht zu nehmen. Andernfalls 
wären Diskrepanzen und die Belastung des wirt-
schaftlichen Gesundungsprozesses in der Deutschen 
Demokratischen Republik zu befürchten. 

Mit der Anwendung der Regelungen des Bundesper-
sonalvertretungsgesetzes soll dem im Grundgesetz 
verbürgten Sozialstaatsgebot auch hinsichtlich der 
Beschäftigten des öffentlichen Dienstes in der Deut-
schen Demokratischen Republik insoweit Geltung 
verschafft werden. In Abgrenzung zu dem nach Arti-
kel 3 i. V. m. der Anlage II für die Privatwirtschaft ein-
zuführenden Betriebsverfassungsgesetz berücksich-
tigt das Bundespersonalvertretungsgesetz die Beson-
derheiten des öffentlichen Dienstes. Seine sofortige, 
wegen der besonderen Situa tion des öffentlichen 
Dienstes in der Deutschen Demokratischen Republik 

aber lediglich sinngemäße Geltung vermeidet, daß bis 
zu einem Abschluß des Anpassungsprozesses ein be-
teiligungsfreier Raum entsteht. 

Zum 2. Abschnitt (Finanzen) 

Zu Artikel 30 (Zölle und besondere 
Verbrauchsteuern) 

In Artikel 30 in Verbindung mit der Anlage IV ver-
pflichtet sich die Deutsche Demokratische Republik 
zur Einführung der in der Bundesrepublik Deutsch-
land erhobenen Verbrauchsteuern. Diese treten an 
die Stelle der bisher in der Deutschen Demokrati-
schen Republik auf bestimmte Erzeugnisse erhobe-
nen produktgebundenen Abgaben. Dadurch werden 
die verbrauchsteuerpflichtigen Erzeugnisse im Gebiet 
der beiden Vertragsparteien gleich belastet und steu-
erliche Wettbewerbsverzerrungen im Gebiet der bei-
den Vertragsparteien ausgeschlossen. 

Zu den Zoll- und Verbrauchsteuerregelungen des Ar-
tikels 30 im einzelnen 

In Absatz 1 ist die schrittweise Einführung des Zoll-
rechtes der Europäischen Gemeinschaften einschließ-
lich des Gemeinsamen Zolltarifs vorgesehen. Die Zoll-
vorschriften werden vor allem für die Erhebung der 
besonderen Verbrauchsteuern und der Einfuhrum-
satzsteuer bei der Einfuhr von Waren aus anderen 
Ländern als der Bundesrepublik Deutschland in die 
Deutsche Demokratische Republik benötigt. Durch 
die Einführung werden außerdem die Grundlagen für 
die Verwirklichung des in Artikel 1 Abs. 3 vorgesehe-
nen Zieles der vollen Freizügigkeit von Gütern im 
Gebiet der beiden Vertragsparteien hinsichtlich der 
Zölle und Verbrauchsteuern gelegt. 

Nach Absatz 2 gehen die Vertragsparteien davon aus, 
daß ihr Zollgebiet den Geltungsbereich dieses Vertra-
ges umfaßt und der innerdeutsche Handel kein Au-
ßenhandel ist. Diese Regelung ist gemäß Protokoll 
zum EWG-Vertrag über den innerdeutschen Handel 
in den Europäischen Gemeinschaften anerkannt. 

Nach Absatz 3 behalten die beiden Vertragsparteien 
ihre Verbrauchsteuererhebungsgebiete zunächst bei. 
Auf den Grenzausgleich durch Entlastung der Aus-
fuhr und durch Belastung der Einfuhr von Waren 
— wie er im Verkehr mit anderen Staaten vorgenom-
men wird — wird nach Inkrafttreten des Vertrages 
zwischen den beiden Vertragsparteien verzichtet. Er-
geben sich daraus beim Steueraufkommen Einnah-
meverlagerungen, können diese aufgrund einer be-
sonderen Vereinbarung ausgeglichen werden. Bei der 
Tabaksteuer ergibt sich die Zurechnung der Steuer-
einnahmen durch die Verwendung unterschiedlicher 
Steuerzeichen. 

Nach den Absätzen 4 und 5 werden die für den inner-
staatlichen Versand unversteue rter verbrauchsteuer-
pflichtiger Waren jeweils vorgesehenen Verfahren 
auch für den Versand von unversteuerten Waren zwi-
schen den Steuererhebungsgebieten der Vertragspar-
teien angewendet. Dadurch wird sichergestellt, daß 
beim Übergang unversteuerter Waren von einem Er-
hebungsgebiet in das andere keine steuerlichen 
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Grenzkontrollen mehr erforderlich sind. Eine steuer-
entlastende Ausfuhr liegt erst dann vor, wenn die 
Waren in andere Gebiete als die der beiden Vertrags-
parteien verbracht werden. 

Zu Artikel 31 (Besitz- und Verkehrsteuern) 

Die Einführung eines modernen, leistungsgerechten 
und investitionsfreundlichen Steuerrechts ist Voraus-
setzung für eine erfolgreiche wi rtschaftliche Entwick-
lung. Die Deutsche Demokratische Republik regelt 
daher die Besitz- und Verkehrsteuern entsprechend 
dem bewährten Steuerrecht der Bundesrepublik 
Deutschland (Absatz 1). Die damit verbundene Ver-
einheitlichung eines bedeutsamen Rechtsbereiches 
ist zugleich ein wichtiger Schritt auf dem Weg zur 
vollständigen Einheit Deutschlands. Im einzelnen 
sind die Regelungen in Anlage IV des Vertrages auf-
geführt. 

Absatz 2 enthält Grundsätze, die für die Umsatzsteuer 
als die wichtigste über die innerdeutsche Grenze wir-
kende Steuer von besonderer Bedeutung sind. Im 
Vorgriff auf die Einheit Deutschlands gibt es zwischen 
beiden Vertragsparteien keine Steuergrenze; ein um-
satzsteuerlicher Grenzausgleich erfolgt deshalb nicht. 
Um das Besteuerungsverfahren zu vereinfachen, wird 
der Vorsteuerabzug grundsätzlich auch für die Steuer 
zugelassen, die der jeweils anderen Vertragspartei 
geschuldet wird. Der Ausgleich sich hieraus mögli-
cherweise ergebender Aufkommensverlagerungen 
bleibt einer besonderen Vereinbarung zwischen den 
Vertragsparteien vorbehalten. 

Absätze 3 und 4 vermeiden die Doppelbesteuerung 
bei der Vermögensteuer und der Erbschaftsteuer und 
Schenkungsteuer. In Fällen, in denen im Gebiet der 
Vertragsparteien unbeschränkte und beschränkte 
Steuerpflicht nebeneinander bestehen oder in denen 
ein Steuerpflichtiger im Gebiet beider Vertragspar-
teien der unbeschränkten Steuerpflicht unterliegt, 
wird das Besteuerungsrecht ab 1991 einer Vertrags-
partei allein zugewiesen. Neben einer Vereinfachung 
für die Steuerpflichtigen und die Finanzverwaltung 
wird erreicht, daß die Steuer in der Höhe festgesetzt 
wird, die bei einheitlichem Erhebungsgebiet ent-
stünde. Letzteres erfordert, daß auf das Gebiet der 
anderen Vertragspartei entfallendes Vermögen nach 
deren Vorschriften bewe rtet wird. 

Entsprechendes gilt für Erwerbe von Todes wegen 
bereits ab dem 1. Juli 1990 (Absatz 5). Das bis zum 
31. Dezember 1990 in der Deutschen Demokratischen 
Republik geltende Erbschaftsteuer- und Schenkung-
steuerrecht unterscheidet sich vom Recht der Bundes-
republik Deutschland insbesondere hinsichtlich der 
Ermittlung des steuerpflichtigen Erwerbs und hin-
sichtlich der Steuersätze. Je nach den Umständen des 
Einzelfalles kann es dadurch zu niedrigeren oder hö-
heren Steuerfestsetzungen kommen. Erwerbe von To-
des wegen von Bürgern der Vertragsparteien, die 
nach dem 8. November 1989 im Gebiet der anderen 
Vertragspartei ansässig geworden waren und dort 
noch im Zeitpunkt des Todes ansässig waren, sollen 
deshalb nach Absatz 5 im zweiten Halbjahr 1990 zu 
keiner höheren Steuer herangezogen werden, als sie 

sich bei unbeschränkter Steuerpflicht im Gebiet der 
erstgenannten Vertragspartei ergäbe. 

Aufgrund der Zuweisung des alleinigen Besteue-
rungsrechts für die Erbschaftsteuer und Schenkung-
steuer an eine Vertragspartei (Absatz 4) ist es für eine 
zutreffende Steuerfestsetzung erforderlich, daß beste-
hende Mitteilungs- und Anzeigepflichten, z. B. die 
der Vermögensverwahrer oder Notare, auch gegen-
über den Finanzbehörden der jewei ligen anderen 
Vertragspartei gelten (Absatz 6). 

Zu Artikel 32 (Informationsaustausch) 

Dieser Artikel regelt in Anlehnung an Artikel 26 des 
OECD-Musterabkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung des Einkommens und des Vermögens 
den Austausch von Informationen, die zur Durchfüh-
rung des innerstaatlichen Rechts der Vertragsparteien 
erforderlich sind. Die ausgetauschten Informationen 
unterliegen in beiden Staaten dem Steuergeheimnis. 
In der Deutschen Demokratischen Republik ist durch 
die vorgesehene Übernahme des Steuerverfahrens

-

rechts der Bundesrepublik Deutschland gewährlei-
stet, daß das Steuergeheimnis do rt  im Umfang des 
§ 30 der Abgabenordnung zu wahren ist. 

Zu Artikel 33 (Konsultationsverfahren) 

Dieser Artikel sieht in Anlehnung an Artikel 25 des 
OECD-Musterabkommens zur Vermeidung der Dop-
pelbesteuerung des Einkommens und des Vermögens 
vor, daß die zuständigen Behörden der beiden Ver-
tragsparteien sich über die Vermeidung der Doppel-
besteuerung bei den Besitz- und Verkehrsteuern in 
Einzelfällen verständigen und Schwierigkeiten bei 
der Auslegung und Anwendung ihres Abgaben- und 
Monopolrechts im gegenseitigen Einvernehmen be-
seitigen können. 

Zu Artikel 34 (Aufbau der Finanzverwaltung) 

In Absatz 1 wird vereinbart, daß in der Deutschen 
Demokratischen Republik möglichst bald eine Fi-
nanzverwaltung aufgebaut wird, wie sie sich in der 
Bundesrepublik Deutschland bei der Erfüllung der 
staatlichen Aufgaben bewährt hat. Dies ist sowohl 
wegen der im Vertrag vorgesehenen Rechtsanglei-
chung als auch im Hinblick auf die spätere Zusam-
menführung der Verwaltungen der beiden Vertrags-
parteien nach Herstellung der staatlichen Einheit er-
forderlich. 

Danach soll in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik eine dreistufige, der Bundesfinanzverwaltung 
entsprechende Finanzverwaltung für Zölle und Ver-
brauchsteuern entstehen. Nach der Errichtung von 
Ländern in der Deutschen Demokratischen Republik 
werden ebenfa lls dreistufige Länderfinanzverwaltun-
gen für Besitz- und Verkehrsteuern sowie gegebenen-
falls für Landesvermögen und Bauwesen einzurichten 
sein. Die Formulierung umfaßt auch die Einrichtung 
einer Vermögensverwaltung nach dem Vorbild der 
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Bundesvermögensverwaltung einschl. Bundesforst-
verwaltung. 

Die sich aus dem Vertrag ergebenden Abweichungen 
betreffen das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwe-
sen und das Bundesaufsichtsamt für das Versiche-
rungswesen, die die ihnen nach Artikel 3 des Vertra-
ges zustehenden Befugnisse im gesamten Geltungs-
bereich des Vertrages wahrnehmen werden. In der 
Deutschen Demokratischen Republik sind daher 
keine entsprechenden Behörden einzurichten. 

In Absatz 2 wird festgelegt, daß bis zum Beginn der 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion die Steuer-
verwaltung und die Zollverwaltung mindestens auf 
örtlicher Ebene so weit eingerichtet sein müssen, daß 
die zu diesem Zeitpunkt eingeführten Steuern und 
Abgaben erhoben werden können. 

Zu Kapitel VI (Schlußbestimmungen) 

Zu Artikel 35 (Völkerrechtliche Verträge) 

Die Vorschrift stellt klar, daß der Vertrag die von den 
Vertragsparteien mit dritten Staaten abgeschlossenen 
völkerrechtlichen Verträge unberüh rt  läßt. 

Zu Artikel 36 (Überprüfung des Vertrages) 

Die Bestimmung ermöglicht eine umfassende Über-
prüfung des Vertrags bei einer g rundlegenden Ände-
rung der beim Vertragsschluß bestehenden tatsächli-
chen oder rechtlichen Verhältnisse. Sie geht damit 
über Artikel 9, der nur Änderungen oder Ergänzun-
gen zur Verwirklichung der Vertragsziele vorsieht, 
hinaus. 

Zu Artikel 37 (Berlin-Klausel) 

Der Vertrag enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 38 (Inkrafttreten) 

Die Bestimmung regelt den Zeitpunkt und die Voraus-
setzungen des Inkrafttretens des unterzeichneten 
Vertrags, des Gemeinsamen Protokolls sowie der An-
lagen I bis IX. 

Zum Gemeinsamen Protokoll über Leitsätze 

Im Gemeinsamen Protokoll werden die in Artikel 4 
des Vertrages niedergelegten Grundsätze näher spe-
zifiziert. Das Gemeinsame Protokoll ist Teil des Ver-
trages und hat dieselbe völkerrechtliche Verbindlich-
keit wie die Haupturkunde. Die Leitsätze stellen 
— zusammen mit den in Artikel 4 niedergelegten 
Grundsätzen — die Grundlage für die mit der Errich-
tung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion er-
forderliche Rechtsanpassung dar. Gemäß Artikel 4 
Abs. 1 Satz 1 wird dementsprechend die Rechtsan

-

passung in der Deutschen Demokratischen Republik 
unter Zugrundelegung dieser Grund- und Leitsätze 
erfolgen. Verwaltung und Rechtsprechung haben 
fortbestehendes Recht gemäß diesen G rund- und Leit-
sätzen auszulegen (vgl. Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 zweiter 
Teil). Sie geben zugleich der Wirtschafts- und Sozial-
politik eine Orientierung. 

Zu A. Generelle Leitsätze 

Zu I.  Allgemeines 

Im Leitsatz 1 wird der in Artikel 2 Abs. 1 Satz 1 nie-
dergelegte Grundsatz wiederholt und im Sinne der 
Rechtsordnung der Europäischen Gemeinschaften 
weiter spezifiziert. Dazu wird auf die Denkschrift zu 
Artikel 2 des Vertrages verwiesen. 

In Leitsatz 2 wird in Satz 1 näher entwickelt, welche 
„entgegenstehenden Vorschriften der Verfassung der 
Deutschen Demokratischen Republik über die Grund-
lagen ihrer bisherigen sozialistischen Gesellschafts- 
und Staatsordnung" (Artikel 2 Abs. 2 des Vertrages) 
nicht mehr angewendet werden. In Satz 2 wird — zu-
nächst wiederum nur als Grundsatz — klargestellt, 
welche Rechte und Pflichten statt dessen in einer frei-
heitlichen und sozialen Rechtsordnung zwischen den 
Bürgern zu beachten sind — ein Grundsatz, der durch 
die im weiteren vereinbarten Leitsätze weiter ausge-
füllt wird. 

Leitsatz 3 zieht aus den in Artikel 2 niedergelegten 
Grundsätzen Folgerungen für die Verwaltungspra-
xis: 

Genehmigungsvorbehalte sollen nur aus zwingenden 
Gründen des Allgemeinwohls bestehen; ihre Voraus-
setzungen müssen rechtsstaatlichen Grundsätzen ent-
sprechen. 

Zu II. Wirtschaftsunion 

Die generellen Leitsätze zur Wirtschaftsunion konkre-
tisieren das in Artikel 1 Abs. 2 enthaltene Bekenntnis 
zur Sozialen Marktwirtschaft sowie die in Artikel 2 
Abs. 1 bekräftigte Garan tie der freien wirtschaftlichen 
Betätigung. Sie ergänzen die Vertragsbestimmungen 
zur Wirtschaftsunion und die mit Inkrafttreten des 
Vertrages gemäß Anlagen II bis IV anzuwendenden, 
aufzuhebenden, zu ändernden oder neu zu erlassen-
den Rechtsvorschriften. Sie gelten neben den vorran-
gig an den Gesetzgeber gerichteten Leitsätzen für 
einzelne Rechtsgebiete. Bei der Umgestaltung der bis-
herigen planwirtschaftlichen Wirtschaftsverfassung 
der Deutschen Demokratischen Republik haben sie 
dabei Übergangscharakter. Bis die notwendige Ver-
änderung der Rechtsordnung abgeschlossen werden 
kann, sind sie Orientierung, Handlungsanweisung 
und Entscheidungshilfe für rechtsetzende, ausfüh-
rende und richterliche Gewalt. 

Zu Leitsatz l: In der Sozialen Marktwirtschaft gebührt 
grundsätzlich privater Initiative und privatem Eigen-
tum Vorrang vor staatlicher Tätigkeit und staatlichem 
Eigentum. Privates Eigentum und privatwirtschaftli- 
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che, durch Markt und Wettbewerb gesteuerte und 
kontrollierte unternehmerische Tätigkeit gewährlei-
sten am besten wirtschaftliche Freiheit, ökonomische 
Effizienz und Anpassung an sich verändernde Markt-
verhältnisse. Es gilt der Grundsatz der Subsidiarität 
unternehmerischen Handelns durch den Staat. Um 
neue Machtkonzentration in p rivater Hand zu vermei-
den, ist insbesondere bei der Privatisierung der bishe-
rigen Monopolunternehmen und bei der Kooperation 
mit Unternehmen aus der Bundesrepub lik Deutsch-
land oder anderen Ländern darauf zu achten, daß 
wettbewerbliche Strukturen in der Wi rtschaft der 
Deutschen Demokratischen Republik hergestellt und 
gesichert werden. 

Leitsätze 2 und 3 wiederholen den bereits in Artikel 2 
erwähnten Grundsatz der Vertragsfreiheit als unver-
zichtbare Voraussetzung privatwirtschaftlicher Betä-
tigung. Einzelbetriebliche Planvorgaben sind unzu-
lässig, die wichtigsten Bereiche werden beispielhaft 
genannt. Sachlich gebotene, nicht vermeidbare Ein-
schränkungen, sind auf das erforderliche Mindestmaß 
zu beschränken. Die Bestimmung schützt p rivate und 
öffentliche Unternehmen vor einer Reglementierung 
ihrer unternehmerischen Tätigkeit. 

Zu Leitsatz 4: Private Initiative kann sich nur entfal-
ten, wenn die frühere Diskriminierung p rivater Unter-
nehmen und freier Berufe gegenüber staatlichen und 
genossenschaftlichen Bet rieben beseitigt wird. An-
dernfalls würde die Möglichkeit vertan, mit Einfüh-
rung der Marktwirtschaft eine möglichst breit gefä-
cherte Unternehmensstruktur zu erreichen, in der ne-
ben großen Unternehmen vor allem auch kleine und 
mittlere Unternehmen eine Rolle spielen und ihren 
Beitrag zur Schaffung neuer, zukunftsgerichteter Ar

-

beitsplätze leisten. 

Leitsatz 5 betont den Grundsatz der freien Preisbil-
dung. Künftig werden sich auch in der Deutschen 
Demokratischen Republik die Preise am Markt durch 
das Zusammenwirken von Angebot und Nachfrage 
ohne staatliche Einflußnahme bilden können. Preis-
freiheit muß überall do rt  herrschen, wo Wettbewerb 
möglich und wahrscheinlich ist. Ein Angebot zu 
Marktpreisen ist am besten zur Bef riedigung der ge-
samtwirtschaftlichen Nachfrage geeignet. 

Leitsatz 6 greift in Artikel 1 und 2 enthaltene Grund-
sätze auf und unterstreicht deren Bedeutung für die 
Investitionsbereitschaft von Investoren. 

Im Bereich der Landwirtschaft sind Chancengleich-
heit sowie Freiheit der Verfügung und der Nutzung 
von Grund und Boden durch das zur Zeit geltende 
Recht für die landwirtschaftlichen Produktionsgenos-
senschaften (LPG) nicht gewährleistet. Dieses ist 
durch neue Rahmenbedingungen, durch die die Inter-
essen der Bodeneigentümer, Kapitalgeber und Ar-
beitnehmer angemessen berücksichtigt werden, zu 
ersetzen. So ist insbesondere der absolute Nutzungs-
vorrang der LPG an landwirtschaftlichen Flächen 
durch Aufhebung des § 18 LPG-Gesetz (vgl. hierzu 
auch Anlage III, Abschnitt II, Nr. 4) zu besei tigen. 

Leitsatz 7 wendet sich an den Staat und dessen Ge-
bietskörperschaften in ihrer Funktion als Eigentümer 
von Unternehmen. Der Vorrang privatwirtschaftlicher 
Betätigung und die Entwicklung wettbewerblicher 

Strukturen mit einer breiten Basis aus kleinen und 
mittleren Unternehmen sowie von freien Berufen ist 
nur gewährleistet, wenn die bisherigen Staatsunter-
nehmen möglichst schnell und umfassend in Privatei-
gentum überführt werden. Bis zur Veräußerung sind 
die Staatsunternehmen nach den Grundsätzen der 
Wirtschaftlichkeit zu führen, um ein marktgerechtes 
Verhalten bereits jetzt sicherzustellen. 

Nach Leitsatz 8 werden für das Post- und Fernmelde-
wesen die ordnungspolitischen und organisatorischen 
Grundsätze des Poststrukturgesetzes der Bundesre-
publik Deutschland vom 8. Juni 1989 (BGBl. I S. 1026) 
schrittweise verwirklicht. Dies umfaßt die Neustruk-
turierung des Post- und Fernmeldewesens und eröff-
net damit erweiterte Wettbewerbschancen auf den 
Märkten des Fernmeldewesens durch neue ordnungs-
politische Rahmenbedingungen unter Wahrung der 
infrastrukturellen Aufgabenstellung. 

Zu III. Sozialunion 

Der Leitsatz 1 umschreibt in Ausfüllung von Artikel 2 
Abs. 1 Satz 2 und Artikel 17 des Vertrages das Grund-
recht der Koalitionsfreiheit, das in der Bundesrepublik 
Deutschland in Artikel 9 Abs. 3 des Grundgesetzes 
verankert ist. Danach hat jedermann das Recht, zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wi rt

-schaftsbedingungen Vereinigungen zu bilden. 

Der Leitsatz knüpft an den Wortlaut des Artikels 9 
Abs. 3 des Grundgesetzes an; er enthält aber auch die 
Ausformung des Koalitionsgrundrechts durch die 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts: Ge-
währleistet sind die posi tive und die negative Koali-
tionsfreiheit sowie das Recht des einzelnen, sich in 
den Koalitionen zu betätigen. Die Garan tie der Verei-
nigungsfreiheit sichert zugleich Koalitionspluralis-
mus. Geschützt sind auch die Koalitionen als solche in 
ihrer Existenz und Funktionsfähigkeit. Die Koalitions-
freiheit umfaßt ferner das Recht der Koalitionen auf 
eine spezifisch koalitionsgemäße Betätigung. Damit 
ist zugleich Tarifautonomie garantiert: Den frei gebil-
deten Verbänden des Arbeitslebens ist die Aufgabe 
zugewiesen und in einem Kernbereich garantiert, ins-
besondere Löhne und sonstige materielle Arbeitsbe-
dingungen in einem von staatlicher Rechtsetzung frei 
gelassenen Raum in eigener Verantwortung und im 
wesentlichen ohne staatliche Einflußnahme durch un-
abdingbare Gesamtvereinbarungen sinnvoll zu ord-
nen. Die Geltung von Tarifautonomie hat zur Folge, 
daß die abweichend ausgestalteten Grundsätze über 
Rechte der Gewerkschaften im Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik unanwendbar werden. 

Nach Artikel 17 des Vertrages gilt in der Deutschen 
Demokratischen Republik Tarifautonomie. Hieran an-
schließend hat Leitsatz 2 die Mindestvoraussetzungen 
zum Inhalt, die an eine arbeitsrechtliche Koalition zu 
stellen sind, wenn diese die Fähigkeit besitzen so ll , 
Tarifverträge abzuschließen. Die Kriterien für die Er-
langung der Tariffähigkeit sind in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gesetzlich geregelt; sie sind durch 
die Rechtsprechung ausgeformt. 
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Leitsatz 3 Satz 1 betont ausdrücklich, daß in der Deut-
schen Demokratischen Republik die Löhne und son-
stigen Arbeitsbedingungen nicht mehr durch den 
Staat, sondern durch freie Vereinbarungen von Ge-
werkschaften, Arbeitgeberverbänden und Arbeitge-
bern festgelegt werden. 

Nach Leitsatz 4 werden alle Rechtsvorschriften, die 
besondere Mitwirkungsrechte des FDGB, von Be-
triebsgewerkschaftsorganisationen und bet rieblichen 
Gewerkschaftsleitungen vorsehen, nicht mehr ange-
wendet. Beispielhaft sind zu nennen: Leitung der So-
zialversicherung und Organisa tion des Feriendienstes 
durch den FDGB, Mitwirkungsrechte bei Gesetzes-
vorhaben, Mitwirkung bei der Gestaltung und Ver-
wirklichung des sozialistischen Arbeitsrechts, Rechte 
und Befugnisse nach dem Arbeitsgesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik. Aufgrund die-
ses Leitsatzes werden insbesondere die abweichen-
den Bestimmungen im Recht der Deutschen Demo-
kratischen Republik nicht mehr angewendet. 

Zu B. Leitsätze für einzelne Rechtsgebiete 

Zu I. Rechtspflege 

Das bisherige Rechtspflegerecht der Deutschen De-
mokratischen Republik enthält zahlreiche Vorschrif-
ten, die, von dem früheren Staats- und Rechtsver-
ständnis ausgehend, die Rechtspflege als Teil einer 
einheitlichen und zentralen Staatsgewalt verstehen 
und auf mancherlei Art die Beeinflussung der Recht-
sprechung durch andere staatliche Organe sowie 
durch gesellschaftliche Gruppen und Organisationen 
ermöglichen. Diese Bestimmungen sind mit der durch 
Artikel 6 des Vertrages gewährleisteten unabhängi-
gen, von den anderen Staatsgewalten getrennten, 
Rechtspflege unvereinbar. Die Leitsätze stellen, in 
Verbindung mit Artikel 4 Abs. 1 Satz 1 des Vertrages 
sicher, daß solche Regelungen nicht mehr angewen-
det werden, ohne daß es in jedem Fa ll  einer Einzelän-
derung bedarf. Für die auch im Rechtspflegerecht ver-
breitete Verpflichtung der Organe der Rechtspflege 
auf die sozialistische Gesetzlichkeit und vergleich-
bare Begriffe findet sich eine entsprechende Rege-
lung in Leitsatz A 2 des Gemeinsamen Protokolls. 

Die durch Leitsatz B Abschnitt I bestimmte Nichtan-
wendung der Vorschriften über die Mitwirkung ge-
sellschaftlicher Organe steht der Fortführung der Tä-
tigkeit der gesellschaftlichen Gerichte in dem in An-
lage III Abschnitt II unter Nr. 21 Buchstabe c bezeich-
neten Umfang (vgl. die dortigen Erläuterungen) nicht 
entgegen. Wegen der Einschränkung der Mitwir-
kungsbefugnis der Staatsanwaltschaft wird auf die 
Erläuterungen zu Anlage III Abschnitt II unter Num-
mer 21 Buchstabe e verwiesen. 

Leitsatz Nummer 4 beruht darauf, daß das Strafrecht 
der Deutschen Demokratischen Republik in starkem 
Maße der bisherigen sozialistischen Staats- und Ge-
sellschaftsordnung der Deutschen Demokratischen 
Republik sowie deren planwirtschaftlicher Wi rt

-schaftsstruktur verhaftet ist. Es enthält Bestimmun-
gen, die mit den Prinzipien eines freiheitlichen, demo-
kratischen Rechtsstaates nicht in Einklang zu bringen 

sind und einer Vereinigung beider deutscher Staaten 
entgegenstehen. Diese Vorschriften können auf nach 
Inkrafttreten des Vertrags begangene Taten keine 
Anwendung mehr finden. 

Leitsatz Nummer 5 besei tigt die Hervorhebung des 
sozialistischen Eigentums im Strafgesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Repub lik. Diese Hervor-
hebung ist untrennbar mit der bisherigen Staats- und 
Gesellschaftsordnung verbunden und kann keinen 
Bestand mehr haben. 

Leitsatz Nummer 6 verpflichtet die Deutsche Demo-
kratische Republik, die in der Anlage II genannten 
Regelungen, soweit diese straf- und bußgeldbewehrt 
sind, in das entsprechende Rechtssystem der Deut-
schen Demokratischen Republik zu transformieren. 
Dies ist notwendig, weil die entsprechenden Straf- 
und Bußgeldbestimmungen auf den allgemeinen 
Straf- und Bußgeldgrundsätzen der Bundesrepublik 
Deutschland basieren und deshalb der Anpassung an 
die allgemeinen Regeln der Deutschen Demokrati-
schen Republik für derar tige Sanktionen bedürfen. 

Zu II. Wirtschaftsrecht 

Zu Leitsatz 1: Das Zivilgesetzbuch der Deutschen De-
mokratischen Republik kennt nur die Hypothek an 
Grundstücken und Gebäuden (§§ 452 bis 458). Die 
Kreditbesicherung durch Grundpfandrechte ist im 
Vergleich zu der Rechtslage in der Bundesrepublik 
Deutschland erheblich eingeschränkt. Zur Finanzie-
rung der notwendigen Investitionen und der privat-
wirtschaftlichen Betätigung sind diese einengenden 
Beschränkungen aufzuheben und Besicherungsin-
strumente zu schaffen, die denen in der Bundesrepu-
blik Deutschland gleichwertig sind. 

Zu Leitsatz 2: Ein freier Kapitalmarkt hat die Aufgabe, 
die Ersparnisse zu sammeln, um damit die Finanzie-
rung von Sachinvestitionen zu ermöglichen. In der 
Deutschen Demokratischen Republik hat man bisher 
versucht, diese gesamtwirtschaftliche Aufgabe mit ei-
nem staatlichen Plan zu lösen. Über Verwendung und 
Verzinsung der Mittel wurde zentral entschieden. 

Demgegenüber ist nunmehr die Errichtung eines 
freien Kapitalmarktes geboten, auf dem Wettbewerb 
und marktmäßige Zinsbildung herrschen. Er soll die 
Anlagewünsche der Sparer und die Kreditnachfrage 
der potentiellen Investoren zum Ausgleich bringen 
und sicherstellen, daß das Kapital in seine produktiv-
sten Verwendungen fließen wird. Auf diese Weise soll 
der Kapitalmarkt seine Aufgabe erfüllen, bei begrenz-
ten Mitteln eine höchstmögliche Produktivität zu er-
reichen und damit das Wirtschaftswachstum zu för-
dern. 

Ein solcher Kapitalmarkt muß den Unternehmen so-
wohl die Möglichkeiten der Fremdfinanzierung als 
auch der Eigenfinanzierung eröffnen. 

Zu Leitsatz 3: Für das Funktionieren der Währungs-
union ist es unerläßlich, daß die in Artikel 3 genann-
ten Behörden, und zwar die Deutsche Bundesbank, 
das Bundesaufsichtsamt für das Kreditwesen und das 
Bundesaufsichtsamt für das Versicherungswesen, die 
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ihnen jeweils zustehenden Befugnisse auch im Be-
reich der Deutschen Demokratischen Republik durch-
setzen können. Da diese Behörden nicht über eigene 
Vollstreckungsbehörden verfügen und die Vollstrek-
kung von Verwaltungsmaßnahmen auch auf dem 
Staatsgebiet der Deutschen Demokratischen Repu-
blik sichergestellt sein muß, ist es notwendig, daß die 
notwendigen rechtlichen Vorkehrungen getroffen 
werden, um solche Maßnahmen im gleichen Maße, 
wie in der Bundesrepublik Deutschl and, durchsetzen 
zu können. 

Zu Leitsatz 4: Mit der Abschaffung des Versiche-
rungsmonopols und der Öffnung des Versicherungs-
marktes soll binnen Kürze eine wettbewerblich be-
stimmte Versicherungswirtschaft ihre posi tive Wir-
kung 

— als Kapitalsammelbecken, das zum Aufbau in der 
Deutschen Demokratischen Republik wird beitra-
gen können, und 

— als stabilisierendes Element für die Sozial- und 
Wirtschaftsordnung 

entfalten können. 

Eine behördliche Überprüfung der Preise soll nur 
noch in der Lebens- und Krankenversicherung unter 
den spezifisch versicherungsaufsichtlichen Gesichts-
punkten erfolgen, zudem in der Kraftfahrzeug-Haft-
pflichtversicherung im Hinblick auf ihre Besonderheit 
als Pflichtversicherung für jedermann und ihre Funk-
tion zum Schutze der Verkehrsopfer. 

Die staatliche Festsetzung allgemeiner Versiche-
rungsbedingungen soll es außerhalb des Sonderberei-
ches der Pflichtversicherungen nicht mehr geben. Die 
Produktgestaltung ist Sache der Anbieter, die dabei 
allerdings versicherungsaufsichtlichen Bindungen 
unterliegen. 

Zu Leitsatz 5: Die Sicherstellung eines freien, privat-
rechtlich ausgestalteten Zahlungsverkehrs ist eben-
falls Bestandteil einer marktwirtschaftlichen Ord-
nung. 

Zu Leitsatz 6: Die Betonung des Grundsatzes der Frei-
heit des Außenwirtschaftsverkehrs gewinnt beson-
dere Bedeutung angesichts des bisherigen staatlichen 
Außenwirtschaftsmonopols. Bei Aufhebung dieses 
Monopols und der in Ausführung dieses Monopols 
ergangenen Bestimmungen muß jedoch dem Erfor-
demis Rechnung getragen werden, ausnahmsweise 
auch den freien Außenwirtschaftsverkehr einzu-
schränken. Solche Beschränkungen können sich aus 
gesamtwirtschaftlichen Gründen, aber auch aufgrund 
von zwischenstaatlichen Vereinbarungen ergeben. 

Zu Leitsatz 7: Das Funktionieren der Währungs-, 
Wirtschafts- und Sozialunion setzt ein Mindestmaß 
an gemeinsamen und vergleichbaren statistischen 
Grundlagen voraus, wobei die Einzelheiten der Erhe-
bung und des Austausches von solchen statistischen 
Grundlagen der Vereinbarung der zuständigen 
Dienststellen vorbehalten bleibt. Ausgewählte Daten 
aus den genannten Bereichen oder zu den einzelnen 
Sachverhalten sind für eine Konjunkturanalyse und 
die Beurteilung der allgemeinen Wirtschaftslage un-
bedingt erforderlich. Ferner liefern sie Basismaterial 

für die Weiterverarbeitung in gesamtwirtschaftlichen 
Systemen wie der volkswirtschaftlichen Gesamtrech-
nung. 

Zu III. Baurecht 

Die Deutsche Demokratische Republik verfügt nicht 
über ein städtebauliches und raumordnerisches 
Rechtsinstrumentarium, das von p rivaten Bauinvesti-
tionen und von Rechtsansprüchen auf Genehmi-
gungserteilung im Rahmen öffentlich-rechtlicher Vor-
schriften ausgeht. Dies ist aber für die zügige Ver-
wirklichung der Wirtschaftsunion unumgänglich not-
wendig. Die bisherige Territorialplanung und städte-
bauliche Planung der Deutschen Demokratischen Re-
publik waren engstens mit der zentralen Wirtschafts- 
und Investitionsplanung verbunden. Mit deren Weg-
fall fehlt ein städtebauliches und räumliches Steue-
rungsinstrumentarium. Das Baugesetzbuch, ergänzt 
um das Raumordnungsgesetz, enthält die planungs-
rechtlichen Grundlagen für Investitionen im Bau-, 
Wohnungs-, Gewerbe-, Indust rie- und Infrastruktur-
bereich. Es garantiert Investitionssicherheit, indem es 
einen Rechtsanspruch auf Genehmigung einräumt, 
gewährleistet eine geordnete städtebauliche Ent-
wicklung und ermöglicht die Durchführung öffentli-
cher Planungen. 

Zu IV. Arbeits- und Sozialrecht 

Zu Leitsatz 1: Im Zusammenhang mit der wirtschaftli-
chen Entwicklung auf dem Gebiet der Deutschen De-
mokratischen Republik wird während einer Über-
gangszeit ein Bedarf an Fachkräften aus der Bundes-
republik Deutschland bestehen. Um solche Fach-
kräfte gewinnen zu können, muß die Möglichkeit 
gewährleistet sein, auf dem Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik Arbeitsverträge auf der 
Grundlage bundesdeutschen Arbeitsrechts zu verein-
baren. Dieser Grundsatz der freien Rechtswahl, der 
gewisse Begrenzungen zugunsten des Arbeitnehmers 
enthält (Artikel 30 Einführungsgesetz zum Bürgerli-
chen Gesetzbuch), ist in der Bundesrepublik Deutsch-
land bereits durch das EG-Schuldrechtsübereinkom-
men von 1980 anerkannt. 

Zu Leitsatz 2: Experten und anderen zeitgebundenen 
und an Projekten arbeitenden Personen im anderen 
deutschen Staat soll die Beibehaltung ihres bisherigen 
Versicherungsschutzes bei Vermeidung von Doppel-
versicherungen ermöglicht werden. 

Nach Leitsatz 3 sind die Vorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik über die Sicherheit und 
den Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer innerhalb 
einer angemessenen Übergangszeit an das in der 
Bundesrepublik Deutschland geltende Arbeitsschutz-
recht anzupassen. Diese weitgefaßte Regelung trägt 
verschiedenen Gesichtspunkten Rechnung. Die Deut-
sche Demokratische Republik besitzt zwar ein Ar-
beitsschutzsystem, das in vielen Bereichen Regelun-
gen enthält, die denen der Bundesrepublik Deutsch-
land vergleichbar sind. Dennoch sollte die Deutsche 
Demokratische Republik bereits jetzt Anpassungs- 
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maßnahmen in Angriff nehmen, um zum Zeitpunkt 
der Herstellung der staatlichen Einheit Deutschlands 
und der Verwirklichung des europäischen Binnen-
marktes für alle Arbeitnehmer einen gleichwertigen 
Arbeitsschutz gewährleisten zu können. Dies gilt vor 
allem für die Bereiche des Arbeitsschutzes in der 
Deutschen Demokratischen Republik, in denen keine 
den Bestimmungen der Bundesrepublik Deutschland 
entsprechende Regelungen bestehen wie z. B. im 
Chemikalien- und Gefahrstoffrecht. Aber auch in den 
Regelungsbereichen des Arbeitsschutzes, die in der 
Bundesrepublik Deutschland bereits jetzt maßgeblich 
von den Rechtsetzungsmaßnahmen der Europäischen 
Gemeinschaften beeinflußt sind, wie z. B. im Bereich 
der Gerätesicherheit, ist eine baldige Anpassung an-
gezeigt. 

Zu Leitsatz 4: Es bleibt der Deutschen Demokrati-
schen Republik überlassen, die bisherige gesetzliche 
Mindestkündigungsfrist von zwei Wochen angemes-
sen zu verlängern, um dem Gekündigten das Auffin-
den eines anderen Arbeitsplatzes zu erleichtern und 
eine längere Beschäftigungsdauer zu berücksichti-
gen. Eine solche Änderung der gesetzlichen Kündi-
gungsfristen darf jedoch nicht über das für Arbeiter 
und Angestellte jeweils geltende Gesetzesrecht der 
Bundesrepublik Deutschland hinausgehen. 

Zu Leitsatz 5: Zu den wesentlichen Eckpunkten des 
Kündigungsrechts gehört auch die Möglichkeit zur 
fristlosen Kündigung. Dieses Recht muß in Zukunft in 
der Deutschen Demokratischen Republik nicht nur für 
den Betrieb, sondern auch für den Arbeitnehmer gel-
ten. Deshalb wird die Deutsche Demokratische Repu-
blik eine gesetzliche Regelung schaffen, die den Vor-
schriften der Bundesrepublik Deutschland über die 
fristlose Kündigung (§§ 626, 628 Bürgerliches Gesetz-
buch) entspricht. 

Zu Anlage I 

Anlage I enthält im 1. Abschnitt die Bestimmungen 
zur Einführung der Währung der Deutschen Mark in 
der Deutschen Demokratischen Republik. Der 2. Ab-
schnitt behandelt die Währungsumstellung in der 
Deutschen Demokratischen Republik. Der 3. Ab-
schnitt bezieht sich auf die Befugnisse der Deutschen 
Bundesbank in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik und auf die Zusammenarbeit mit der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik. 

Zum 1. Abschnitt (Bestimmungen zur Einführung 
der Währung der Deutschen Mark 
in der Deutschen Demokratischen 
Republik) 

Zu Artikel 1 (Einführung der Währung der 
Deutschen Mark) 

Mit Wirkung vom 1. Juli 1990 sind die von der Deut-
schen Bundesbank ausgegebenen auf Deutsche Mark 
lautenden Banknoten und die von der Bundesrepu-
blik Deutschland ausgegebenen auf Deutsche Mark 
oder Pfennig lautenden Bundesmünzen alleinige ge

-

setzliche Zahlungsmittel in der Deutschen Demokrati-
schen Republik. Die auf Mark der Deutschen Demo-
kratischen Republik lautenden Banknoten und Mün-
zen und die auf Pfennig lautenden Münzen verlieren 
somit ihre Eigenschaft als gesetzliches Zahlungsmittel 
mit Ablauf des 30. Juni 1990. Eine Ausnahme bilden 
lediglich für eine gewisse Übergangszeit auf 1, 5, 10, 
20 und 50 Pfennig lautende Umlaufmünzen der Deut-
schen Demokratischen Republik, da eine Fortgeltung 
dieser Münzen für die Bedienung von Münzautoma-
ten für eine gewisse Übergangszeit von der Deut-
schen Demokratischen Republik bis zur Umstellung 
der Münzautomaten auf Bundesmünzen für erf order-
lich gehalten wird. Auf die Einzahlung von Bundes-
münzen auf ein Konto des Einzahlers bei einem Geld-
institut findet der in Absatz 3 geregelte beschränkte 
Annahmezwang für Bundesmünzen keine Anwen-
dung. 

Zu Artikel 2 (Umbenennung) 

Entsprechend der Einführung der Deutsche-Mark-
Währung in der Deutschen Demokratischen Republik 
mit Wirkung vom 1. Juli 1990 tritt generell an die 
Stelle der Rechnungseinheit Mark der Deutschen De-
mokratischen Republik die Rechnungseinheit Deut-
sche Mark. Hierbei handelt es sich um eine rein dekla-
ratorische Umbenennung; die betragsmäßige Umstel-
lung der Verbindlichkeiten wird hiervon nicht be-
rührt. 

Zu Artikel 3 (Genehmigungsvorbehalt) 

Die Vorschrift soll sicherstellen, daß § 3 Satz 1 und 
Satz 2 des in der Bundesrepublik Deutschland gelten-
den Währungsgesetzes im gesamten Währungsgebiet 
gilt; für die Entscheidung über währungsrechtliche 
Genehmigungen ist entsprechend § 49 Abs. 2 des in 
der Bundesrepublik Deutschland geltenden Außen-
wirtschaftsgesetzes die Deutsche Bundesbank zustän-
dig. 

Zu Artikel 4 (Stundung) 

Bedingt durch das Außerkraftsetzen der auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik lautenden ge-
setzlichen Zahlungsmittel und die Umstellung der 
Guthaben bei Geldinstituten sowie die Einführung 
der auf Deutsche Mark und Pfennig lautenden gesetz-
lichen Zahlungsmittel wird die Erfüllung von Geld-
schulden vorübergehend behindert. Aus diesem 
Grunde werden alle auf Mark der Deutschen Demo-
kratischen Republik lautenden Verbindlichkeiten 
vom 1. Juli 1990 bis zum Ablauf des 7. Juli 1990 ge-
stundet, um den Eintritt von Verzugsfolgen während 
dieses Zeitraums zu vermeiden und laufende Verjäh-
rungsfristen zu hemmen. 
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Zum 2. Abschnitt (Währungsumstellung in der 
Deutschen Demokratischen 
Republik) 

Zu Artikel 5 (Tag der Umstellung, Abwicklung über 
Konten bei Geldinstituten) 

Die Vorschrift sieht eine bankmäßige Abwicklung der 
Umstellung über Konten bei Geldinstituten vor. 

Für auf Mark der Deutschen Demokratischen Repu-
blik lautende Bargeldbestände ist kein direkter Bar-
geldumtausch vorgesehen. Bargeldbestände können 
nur auf Konten bei Geldinstituten zum Zwecke der 
Umstellung auf Deutsche Mark eingezahlt werden. 
Über die hierdurch entstehenden Kontoguthaben 
kann im Wege der Barabhebung in Deutscher Mark 
verfügt werden. Hierdurch soll Mißbrauch durch 
einen unkontrollie rten Bargeldumtausch verhindert 
werden. 

Die Umstellung von Guthaben bei Geldinstituten er-
folgt nur auf fristgemäßen Antrag des berechtigten 
Kontoinhabers. Auch dies soll einen Mißbrauch durch 
eine automatische Umstellung von Konten ohne vor-
herigen Antrag und ohne vorherige Klärung der 
Rechtsverhältnisse verhindern. Die Regelung soll im 
übrigen eine spätere Überprüfung aller Konten eines 
Antragstellers ermöglichen. Das Ziel, Mißbrauch aus-
zuschließen, wird schließlich auch mit der von den 
Antragstellern abzugebenden Versicherung über den 
legalen Erwerb der eingezahlten Banknoten und 
Münzen verfolgt. 

Guthaben, für die eine Umstellung nicht beantragt 
wird, erlöschen mit Ablauf des 6. Juli 1990, sofern 
nicht im Einzelfall Wiedereinsetzung in den vorigen 
Stand gemäß Absatz 6 beantragt werden kann. Die 
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand kann von na-
türlichen Personen bis zum 30. November 1990 bean-
tragt werden. 

Die Einführung der Deutschen Mark erfolgt über die 
Geldinstitute in der Deutschen Demokratischen Re-
publik. In der Bundesrepublik Deutschland können 
keine Konten zum Zwecke der Abwicklung der Um-
stellung eröffnet werden. 

Die Geldinstitute in der Deutschen Demokratischen 
Republik erhalten gegen entsprechende Guthaben 
auf ihren Konten bei der Deutschen Bundesbank die 
für ihren Kassenbestand und für die Auszahlung an 
ihre Kunden benötigten Banknoten und Münzen 
durch die Deutsche Bundesbank ausgezahlt. Die er-
forderlichen Kontoguthaben können sich die Geldin-
stitute im Wege der Refinanzierung bei der Deutschen 
Bundesbank beschaffen. 

Die für die Zwecke der Umstellung auf Konten bei 
Geldinstituten eingezahlten auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Banknoten und 
Münzen werden von den Geldinstituten ihrerseits auf 
Konten bei der Staatsbank eingezahlt. Die hierdurch 
entstehenden Guthaben werden gemäß Artikel 8 § 1 
auf Deutsche Mark umgestellt. 

Die auf die Konten bei der Staatsbank für die Zwecke 
der Umstellung eingezahlten auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Banknoten und 

Münzen werden von der Staatsbank aus dem Verkehr 
gezogen. 

Soweit auf Mark der Deutschen Demokratischen Re-
publik lautende Banknoten und Münzen nicht auf 
Konten bei Geldinstituten zum Zwecke der Umstel-
lung eingezahlt werden, können Ansprüche hieraus 
nach Ablauf der genannten Fristen nicht geltend ge-
macht werden. 

Eine Einzahlung von auf Mark der Deutschen Demo-
kratischen Republik lautenden Banknoten und Mün-
zen zum Zwecke der Umstellung auf Konten bei Geld-
instituten in der Deutschen Demokratischen Republik 
ist nach dem 30. Juni 1990 nur für natürliche oder juri-
stische Personen oder sonstige Stellen mit Wohnsitz 
oder Sitz im Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik vorgesehen. Für andere Personen besteht 
eine solche Möglichkeit nicht. Umgehungsgeschäfte 
sind nichtig. Zusammen mit dem Antrag eines Kontos 
auf Umstellung haben auch diese Antragsteller zu 
versichern, daß die umzustellenden Guthaben weder 
unmittelbar noch mittelbar durch Einzahlung von auf 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik lau-
tenden Banknoten und Münzen begründet wurden, 
die unter Verstoß gegen die Devisenvorschriften der 
Deutschen Demokratischen Republik in deren Gebiet 
eingeführt oder erworben wurden. 

Hierdurch soll verhindert werden, daß Personen mit 
Wohnsitz oder Sitz außerhalb des Gebiets der Deut-
schen Demokratischen Republik, für die ein Um-
tausch von Bargeld nicht vorgesehen ist, durch ille-
gale Einfuhr oder durch Einschaltung von Devisen-
inländern (Strohmännern) oder durch Einzahlung ille-
gal erworbener Bestände auf eigene Konten eine Um-
stellung erwirken. Falsche Angaben in den Umstel-
lungsanträgen können strafrechtliche Konsequenzen 
zur Folge haben (siehe Artikel 9). 

Ausländische Touristen können ihre Bargeldbestände 
in Mark der Deutschen Demokratischen Republik nur 
in diejenige Währung zurücktauschen, gegen die sie 
diese Bargeldbestände zuvor nachgewiesenermaßen 
in der Deutschen Demokratischen Republik einge-
tauscht haben. Hierdurch soll insbesondere eine Spe-
kulation von Personen aus Ländern mit nicht frei kon-
vertierbaren Währungen verhindert werden. 

Zu Artikel 6 (Umstellung von Guthaben bei 
Geldinstituten) 

Natürliche Personen mit Wohnsitz in der Deutschen 
Demokratischen Republik können bei einem für sie 
kontoführenden Geldinstitut einmalig beantragen, 
daß ihr Guthaben bis zu den im einzelnen aufgeführ-
ten Beträgen in Mark der Deutschen Demokratischen 
Republik bevorzugt im Verhältnis 1 zu 1 umgestellt 
wird, wobei nach dem Lebensalter des Berechtigten 
differenziert wird. 

Im übrigen werden Guthaben bei Geldinstituten 
grundsätzlich im Verhältnis 2 zu 1 umgestellt. 

Abweichend hiervon werden Guthaben von Personen 
mit Sitz oder Wohnsitz außerhalb der Deutschen De

-

mokratischen Republik, die nach dem 31. Dezember 
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1989 entstanden sind, nur im Verhältnis 3 zu 1 umge-
stellt. Diese Regel entspricht dem seit dem 1. Januar 
1990 geltenden Umtauschkurs von Deutsche Mark in 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik; sie 
dient insbesondere der Verhinderung von nicht ge-
rechtfertigten Gewinnen im Zusammenhang mit der 
Umstellung auf Deutsche Mark. 

Die Umstellung der Guthaben bei Geldinstituten ist 
von den Kontoinhabern schriftlich bei dem jeweils 
kontoführenden Geldinstitut zu beantragen. Für min-
derjährige Kontoinhaber ist der Antrag durch deren 
Erziehungsberechtigte zu stellen. 

Der Antrag auf Umstellung eines Guthabens zum be-
vorzugten Umtauschsatz kann nur vom Kontoinhaber 
persönlich bei dem kontoführenden Geldinstitut unter 
Vorlage eines gültigen Personaldokuments gestellt 
werden, in dem die Antragstellung durch Anbringung 
eines Stempelabdrucks vermerkt wird. In dem Antrag 
ist gleichzeitig die Umstellung aller weiteren Konten 
des Antragstellers zu beantragen. Hierdurch wird 
ebenfalls eine spätere Mißbrauchskontrolle ermög-
licht. 

Anträge juristischer Personen und sonstiger Stellen 
auf Umstellung sind ebenfa lls bei einem kontoführen-
den Geldinstitut zu stellen. 

Die im einzelnen erforderlichen Anordnungen wer-
den durch die Deutsche Bundesbank aufgrund ihrer 
Ermächtigung in Artikel 10 Abs. 1 erlassen. 

Zu Artikel 7 (Umstellung von auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik 
lautenden Verbindlichkeiten und 
Forderungen auf Deutsche Mark — 
D-Mark-Eröffnungsbilanz) 

Zu §1 

Vor dem 1. Juli 1990 begründete, auf Mark der Deut-
schen Demokratischen Republik lautende Verbind-
lichkeiten und Forderungen werden grundsätzlich im 
Verhältnis 2 zu 1 umgestellt. Abweichend hiervon gilt 
für wiederkehrende Zahlungen, wie z. B. Löhne, 
Gehälter, Renten, Unterhaltszahlungen, Miet- und 
Pachtzinsen sowie Zahlungen an Versorgungsbe-
triebe, ein Umstellungsverhältnis von 1 zu 1. Ausge-
nommen hiervon sind lediglich wiederkehrende Zah-
lungen aus und in Lebensversicherungen und p rivate 
Rentenversicherungen. Für diese bleibt es bei dem 
Umstellungssatz von 2 zu 1, weil Versicherungssparer 
nicht zusätzlich begünstigt werden sollen; da die wie-
derkehrenden Leistungen aus diesen Versicherungen 
im Verhältnis 2 zu 1 umgestellt werden, war dies auch 
für die Prämienzahlungen an diese Versicherungen 
vorzusehen. 

Zu §2 

Für die Eigenschaft einer auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Verbindlichkeit 
kommt es nicht auf den Zeitpunkt der Vorlegung der 

Rechnung, sondern auf den Zeitpunkt der Begrün-
dung der Verbindlichkeit an. 

Ist der Einzug von Schecks und Lastschriften sowie die 
Ausführung von Überweisungen zwischen zwei Kon-
ten bei Geldinstituten zum Zeitpunkt der Währungs-
umstellung noch nicht abgewickelt, so sind diese auch 
nach dem 30. Juni 1990 zunächst in Mark der Deut-
schen Demokratischen Republik zu verbuchen und in 
die Berechnung des umzustellenden Guthabens ein-
zubeziehen. 

Zu §3 

Die Verwirklichung der Währungsunion zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen De-
mokratischen Republik mit der Folge der Einführung 
der Deutschen Mark macht die Neuordnung des 
Rechnungswesens der Unternehmen mit Sitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik erforderlich. 
Mit der Abschaffung der bisherigen Währung müssen 
die Aktiva und Passiva der Unternehmen neu bewer-
tet werden. Wie in der Vergangenheit müssen auch 
jetzt besondere Vorschriften für die Aufstellung der 
Eröffnungsbilanzen festgelegt werden; außerdem 
müssen die Kapitalverhältnisse der Kapitalgesell-
schaften neu geordnet werden. Diese Vorschriften 
sind kurzfristig zu erlassen, damit die Unternehmen 
ihre Rechnungslegung unverzüglich umstellen kön-
nen. 

In Absatz 1 verpflichtet sich die Deutsche Demokrati-
sche Republik, ein Gesetz über die Eröffnungsbilanz 
in Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung 
(D-Markbilanzgesetz) innerhalb einer bestimmten 
Frist zu erlassen. Außerdem wird der Anwendungsbe-
reich dieses Gesetzes festgelegt. 

Das D-Markbilanzgesetz wird nicht nur vorüberge-
hende Bedeutung haben. Nach den bisherigen Erfah-
rungen ist es über einen längeren Zeitraum anzuwen-
den, so daß es auch nach der Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten fortgelten muß. Unter diesen Um-
ständen sollte das Gesetz von vornherein so gestaltet 
werden, daß eine nochmalige Anpassung bei der Ver-
einigung vermieden wird. In Absatz 2 werden deshalb 
die Eckdaten festgelegt, die beim Erlaß des Gesetzes 
durch die gesetzgebenden Körperschaften der Deut-
schen Demokratischen Republik zu berücksichtigen 
sind. 

In Buchstabe a wird bestimmt, daß die Wertansätze 
der Vermögensgegenstände und Schulden nicht mit 
dem Umstellungssatz umzurechnen, sondern neu zu 
bewerten sind, weil nur auf diese Weise realis tische 
Wertansätze zu erreichen sind. Das Eigenkapital er-
gibt sich sodann als Differenz. 

In Buchstabe b wird im Interesse der Unternehmen 
gestattet, daß anstelle der Anschaffungs- oder Her-
stellungskosten bei der Neubewertung die Wieder-
beschaffungs- oder Wiederherstellungskosten zum 
Stichtag der Eröffnungsbilanz zugrunde gelegt wer-
den dürfen. Dies darf jedoch nicht dazu führen, daß 
die Zeitwerte der Vermögensgegenstände überschrit-
ten werden. Der Gläubigerschutz wäre sonst nicht 
gewährleistet. Die so gefundenen Wertansätze gelten 
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künftig als ursprüngliche Anschaffungs- oder Herstel-
lungskosten. 

In Buchstabe c wird bestimmt, daß die für alle Kauf-
leute geltenden Vorschriften des Dritten Buchs des 
Handelsgesetzbuchs der Bundesrepublik Deutsch-
land gelten sollen. Diese Vorschriften sind an die 
Richtlinie 78/660/EWG (Bilanzrichtlinie) und an die 
Richtlinie 83/349/EWG (Konzernbilanzrichtlinie) an-
gepaßt, so daß spätere Änderungen unter dem Ge-
sichtspunkt der Harmonisierung des Gesellschafts-
rechts in der EWG vermieden werden. 

In Buchstabe d wird klargestellt, daß das Bilanzie-
rungsverbot des § 248 Abs. 2 HGB für selbst geschaf-
fene immaterielle Vermögensgegenstände des Anla-
gevermögens auch zu beachten ist, wenn diese Ver-
mögensgegenstände auf das bilanzierende Unterneh-
men im Wege der Umwandlung in eine p rivate 
Rechtsform übergegangen sind. 

Im Rahmen der Schaffung eines D-Markbilanzgeset-
zes kann es notwendig werden, daß Ausgleichsforde-
rungen eingeräumt werden oder daß Bilanzierungs-
hilfen zur Vermeidung einer Überschuldung oder im 
Rahmen der Kapitalneufestsetzung eingeräumt wer-
den müssen. Da sich daraus Haushaltsbelastungen für 
die Bundesrepublik Deutschland oder das künftige 
vereinigte Deutschland ergeben können, sieht Buch-
stabe e vor, daß solche Regelungen nur mit Zustim-
mung der Bundesregierung der Bundesrepublik 
Deutschland eingeführt werden dürfen. 

Zu Artikel 8 (Besondere Vorschriften für 
Geldinstitute und 
Außenhandelsbetriebe) 

Zu §1 

Auch für die Umstellung der auf Mark der Deutschen 
Demokratischen Republik lautenden Verbindlichkei-
ten und Forderungen von Geldinstituten mit Sitz in 
der Deutschen Demokratischen Republik gilt grund-
sätzlich der in Artikel 7 § 1 Abs. 1 bestimmte Umstel-
lungssatz von 2 zu 1, soweit nicht wie in Artikel 7 § 1 
Abs. 2 eine Umstellung im Verhältnis 1 zu 1 vorgese-
hen ist. 

Zu §2 

Hiernach haben die Geldinstitute ihre auf Mark der 
Deutschen Demokratischen Republik lautenden No-
ten und Münzen auf ihre Konten bei der Staatsbank 
einzuzahlen und in Höhe des Gegenwerts im Verhält-
nis 2 zu 1 eine Gutschrift in Deutsche Mark durch die 
Staatsbank zu erhalten, soweit nicht für die Kassenbe-
stände der Geldinstitute durch die Deutsche Bundes-
bank abweichende Regelungen gemäß § 3 Abs. 5 er-
lassen werden. 

Zu § 3 

Die Vorschrift verpflichtet die Geldinstitute, ihre in 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik ge-
führten Bücher durch eine Mark-Schlußbilanz auf den 
30. Juni 1990 abzuschließen und eine DM-Eröff-
nungsbilanz auf den 1. Juli 1990 zu erstellen. 

Nach Absatz 4 hat die Deutsche Demokra tische Repu-
blik zur Durchführung der Währungsumstellung ei-
nen Ausgleichsfonds zu errichten. Dieser hat die Auf-
gabe, unter den Geldinstituten einen Ausgleich der 
durch die Währungsumstellung bei den Geldinstitu-
ten entstehenden Gewinne bzw. Verluste herbeizu-
führen. Zu diesem Zweck erwerben Geldinstitute mit 
Verlusten aus der Währungsumstellung Forde rungen 
gegen den Ausgleichsfonds; der Ausgleichsfonds sei-
nerseits erwirbt Forde rungen gegen diejenigen Geld-
institute, bei denen Gewinne aus der Währungsum-
stellung entstehen. Da auch die Außenhandelsbe-
triebe, die ähnliche Funktionen wie Geldinstitute ha-
ben, von der Währungsumstellung in ähnlicher Weise 
wie Geldinstitute betroffen sein können, werden sie in 
diese Regelung für Geldinstitute einbezogen. 

Zu § 4 

Die den Geldinstituten und den Außenhandelsbetrie-
ben gegen den Ausgleichsfonds zugewiesenen Forde-
rungen sowie die Verbindlichkeiten des Ausgleichs-
fonds gegenüber den Geldinstituten und den Außen-
handelsbetrieben sind bei fünf tilgungsfreien Jahren 
jährlich nachträglich in Höhe von 2,5 v. H. des Nenn-
werts zu tilgen und mit dem Angebotszinssatz für 
Dreimonatsgeld unter Banken am Finanzplatz Frank-
furt am Main, wie er bei der Anleihe der Bundesrepu-
blik Deutschland mit variabler Verzinsung von 1990 
(Wertpapier-Kennummer 113-478) angewandt wird, 
zu verzinsen. 

Ihrem Zweck entsprechend sind die Forde rungen in 
den Bilanzen der Geldinstitute und der Außenhan-
delsbetriebe sowie des Ausgleichsfonds stets zum 
Nennwert einzusetzen. 

Bei der Bemessung der Forde rungen ist zu berück-
sichtigen, daß die Geldinstitute ein Eigenkapital von 
mindestens 4 v. H. der Bilanzsumme ausweisen und 
die Auslastung des Grundsatzes I gemäß § 10 des Ge-
setzes über das Kreditwesen höchstens das Dreizehn-
fache beträgt. 

Zu § 5 

Die Vorschrift enthält die Ermächtigung, durch 
Rechtsverordnung nähere Einzelheiten zu regeln. 

Zu § 6 

Diese Vorschrift stellt sicher, daß Gewinne, die mög-
licherweise nicht bestätigt werden, nicht ausgeschüt-
tet werden. 
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Zu Artikel 9 (Überprüfung und Sperrung) 

Eine wirksame Verhinderung von Mißbrauch und 
Spekulation erfordert außerdem Regelungen, die eine 
Überprüfung der Guthaben im Hinblick auf ihren 
rechtmäßigen Erwerb im Einzelfall ermöglichen. Die 
von der Deutschen Demokratischen Republik zu er-
greifenden Maßnahmen sollen insbesondere eine 
Sperrung von Guthaben, die unter Verstoß gegen 
Strafnormen und gegen die Devisenvorschriften der 
Deutschen Demokratischen Republik unrechtmäßig 
erworben wurden, ermöglichen und deren Umstel-
lung ausschließen. 

Zu Artikel 10 (Ermächtigung zum Erlaß von 
Ausführungsbestimmungen) 

Absatz 1 ermächtigt die Deutsche Bundesbank, die 
zur Durchführung der Bestimmungen über die Wäh-
rungsunion und über die Währungsumstellung erfor-
derlichen Regelungen zu erlassen. 

Zu Artikel 11 (Schlußbestimmungen) 

Artikel 11 stellt im Hinblick auf die besondere Bedeu-
tung der Einführung der Deutschen Mark und der 
Währungsumstellung in der Deutschen Demokrati-
schen Republik für alle Rechtsbeziehungen den Zeit-
punkt des Inkrafttretens der diesbezüglichen Bestim-
mungen gesondert fest. 

Zum 3. Abschnitt (Zuständigkeiten und Befugnisse 
der Deutschen Bundesbank in der 
Deutschen Demokratischen 
Republik) 

Die Errichtung der Währungsunion erfordert Vor-
schriften über die Zusammenarbeit mit der Regierung 
der Deutschen Demokratischen Republik. Die Deut-
sche Bundesbank muß organisatorisch und personell 
in die Lage versetzt werden, ihre Aufgaben in der 
Deutschen Demokratischen Republik wahrnehmen 
zu können. Die Artikel 12 bis 14 enthalten die hierfür 
notwendigen Regelungen. Sie werden ergänzt durch 
Vorschriften zum Kassenkredit, zur Einlagenpolitik 
und zur Begebung von Anleihen. 

Zu Artikel 12 (Tätigkeit der Deutschen 
Bundesbank) 

Artikel 12 erster Spiegelstrich konkretisiert Artikel 10 
Abs. 7 des Vertrags letzter Satz. Er legt die organisa-
torische Grundstruktur für die Tätigkeit der Deut-
schen Bundesbank in der Deutschen Demokratischen 
Republik fest. Hiernach ist die Errichtung einer Vor-
läufigen Verwaltungsstelle in Berlin mit bis zu 15 Fi-
lialen in der Deutschen Demokratischen Republik 
vorgesehen, die für die Geschäfte mit den Kreditinsti-
tuten in der Deutschen Demokratischen Republik so-
wie mit der Deutschen Demokratischen Republik und 
ihren öffentlichen Verwaltungen zuständig sein sol

-

len. Diese Regelung stellt eine Übergangsregelung 
dar. Der Begriff Vorläufige Verwaltungsstelle bringt 
zum Ausdruck, daß die Frage der organisatorischen 
Eingliederung der Deutschen Demokratischen Repu-
blik bzw. ihrer wiedergegründeten Länder in den Ver-
waltungsaufbau der Deutschen Bundesbank erst nach 
einer Vereinigung der beiden deutschen Staaten zur 
Entscheidung ansteht. 

Im Hinblick hierauf und auf die Bedeutung der Vor-
läufigen Verwaltungsstelle für die Geld- und Wäh-
rungspolitik der Deutschen Bundesbank in der Deut-
schen Demokratischen Republik wird diese unmittel-
bar dem Direktorium der Deutschen Bundesbank un-
terstellt und von einem Mitglied des Direktoriums der 
Deutschen Bundesbank, das kraft Gesetzes auch Mit-
glied des Zentralbankrates der Deutschen Bundes-
bank ist (§ 6 Abs. 2 Bundesbankgesetz), geleitet. Zu-
gleich wird ein den Beiräten bei den Landeszentral-
banken vergleichbares sogenanntes beratendes Gre-
mium bei der Vorläufigen Verwaltungsstelle einge-
richtet. Dieses aus zehn Mitgliedern bestehende Gre-
mium soll dem Kreditgewerbe, der gewerblichen 
Wirtschaft, dem Handel, der Landwirtschaft sowie der 
Arbeiter- und Angestelltenschaft Gelegenheit geben, 
ihre Erkenntnisse und Erfahrungen in Beratungen mit 
dem Leiter der Vorläufigen Verwaltungsstelle in Fra-
gen der Währungs- und Kreditpolitik, des Bankwe-
sens und der Abwicklung des Zahlungsverkehrs in 
der Deutschen Demokratischen Republik einzubrin-
gen. 

Artikel 12 zweiter Spiegelstrich wiederholt und er-
weitert die in Artikel 10 Abs. 7 des Vertrags getrof-
fene Vereinbarung über die Nutzung der Betriebsstel-
len der Staatsbank der Deutschen Demokratischen 
Republik und ggf. weiterer Grundstücke durch die 
Filialen der Deutschen Bundesbank. 

Artikel 12 dritter und vierter Spiegelstrich enthalten 
die den §§ 17 und 20 Abs. 1 des Bundesbankgesetzes 
entsprechenden Regelungen über den Kassenkredit 
und die Verpflichtung zur Einlage flüssiger Mittel. 
Artikel 12 fünfter Spiegelstrich entspricht der Rege-
lung in § 20 Abs. 2 des Bundesbankgesetzes. 

Zu Artikel 13 (Zusammenarbeit) 

Artikel 13 Satz 1 und 2 regelt die Zusammenarbeit 
zwischen der Deutschen Bundesbank und der Regie-
rung der Deutschen Demokratischen Republik in Fra-
gen der Geld- und Währungspolitik. Neben der gene-
rellen Verpflichtung zur engen Zusammenarbeit ist 
festgelegt, daß der jeweils zuständige Minister der 
Regierung der Deutschen Demokratischen Republik 
zu Sitzungen des Zentralbankrates in Fragen der 
Geld- und Währungspolitik eingeladen wird. Er be-
sitzt zwar kein Stimm- und Antragsrecht, hat jedoch 
eine beratende Funktion. Zusammen mit der Rege-
lung in Artikel 12 erster Spiegelstrich gewährleistet 
diese Regelung, daß die Deutsche Bundesbank in der 
Deutschen Demokratischen Republik durch hochran-
gig geleitete Stellen tätig wird und die Deutsche De-
mokratische Republik außerdem durch das beratende 
Gremium bei der Vorläufigen Verwaltungsstelle und 
durch die Möglichkeit der Teilnahme eines Ministers 
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an Sitzungen des Zentralbankrats in angemessener 
Weise beratend in den Organen der Deutschen Bun-
desbank vertreten ist. 

Artikel 13 Satz 3 enthält die Zusage der Regierung der 
Deutschen Demokratischen Republik, der Deutschen 
Bundesbank Unterstützung und Hilfe bei der Wahr-
nehmung ihrer Aufgaben zu gewähren. 

Zu Artikel 14 (Entsendung von Mitarbeitern) 

Artikel 14 Abs. 1 schafft die Voraussetzung dafür, daß 
die Deutsche Bundesbank mit Beginn der Währungs-
union am 1. Juli 1990 durch die Entsendung qualifi-
zierter Mitarbeiter ihre Arbeit in effektiver Weise in 
der Deutschen Demokratischen Republik aufnehmen 
kann. 

Artikel 14 Abs. 2 räumt der Deutschen Bundesbank 
die für die Ausübung ihrer Befugnisse in der Deut-
schen Demokratischen Republik unerläßlichen 
Schutzrechte gegenüber der Deutschen Demokrati-
schen Republik sowie im Hinblick auf die hohen, in 
den Filialen der Deutschen Bundesbank lagernden 
Wertbestände das Recht zum Waffentragen ihrer Mit-
arbeiter ein. 

Artikel 14 Abs. 3 stellt sicher, daß Arbeitsverträge der 
Deutschen Bundesbank mit Bürgern der Deutschen 
Demokratischen Republik in einer Übergangszeit in 
grundsätzlicher Übereinstimmung mit der Arbeits-
rechtsordnung der Bundesrepublik Deutschland ge-
schlossen werden können, andererseits jedoch auch 
die besondere Lage in der Deutschen Demokratischen 
Republik, insbesondere im Hinblick auf die Lohnent-
wicklung, berücksichtigt werden kann. 

Die vorübergehende Nichtanwendbarkeit des Perso-
nalvertretungsgesetzes auf die Vorläufige Verwal-
tungsstelle und ihre Filialen ist angesichts des großen 
Zeitdrucks, mit dem diese Organisationseinheiten zu 
errichten und personell auszustatten sind, notwendig. 
Personalvertretungsrechtliche Belange müssen des-
halb einstweilig dem Ziel, mit Beginn der Währungs-
union am 1. Juli 1990 eine funktionstüchtige Organi-
sation der Deutschen Bundesbank in der Deutschen 
Demokratischen Republik zur Verfügung zu haben, 
untergeordnet werden. 

Zu Anlage II 

Zu I. Allgemeines 

Die Anlage II füllt Artikel 3 Satz 2 des Vertrages, in 
dem die Rechtsgrundlagen für die Währungs-, Wi rt

-schafts- und Sozialunion umrissen sind, aus: 

„Bis zur Errichtung der Währungsunion werden die 
in der Anlage II bezeichneten Rechtsvorschriften 
der Bundesrepublik Deutschland auf den Gebieten 
des Währungs-, Kredit-, Geld- und Münzwesens 
sowie der Wirtschafts- und Sozialunion in der Deut-
schen Demokratischen Republik in Kraft gesetzt; 
danach gelten sie in der jewei ligen Fassung im ge-
samten Währungsgebiet nach Maßgabe der An

-

lage II, soweit sich aus diesem Vertrag nichts ande-
res ergibt" (Artikel 3 Satz 2 des Vertrages). 

Die Einleitung zur Anlage II regelt im einzelnen, wie 
diese Übernahme der Gesetzgebung erfolgen wird. 

Danach wird die Deutsche Demokratische Republik 
die in der Anlage aufgeführten Gesetze in der in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Fassung bis 
zum Inkrafttreten des Vertrages durch eigene Gesetz-
gebung in Kraft setzen. Diese Inkraftsetzung erfaßt 
auch die hierzu erlassenen Rechtsverordnungen so-
wie die Regelungen und Anordnungen der Deutschen 
Bundesbank, des Bundesaufsichtsamtes für das Kre-
ditwesen und des Bundesaufsichtsamtes für das Ver-
sicherungswesen. Bei Verweisungen auf andere 
Rechtsvorschriften ist zwischen den Vertragsparteien 
festzulegen, welche vergleichbaren Rechtsvorschrif-
ten der Deutschen Demokratischen Republik an deren 
Stelle treten oder ob die in Bezug genommenen Vor-
schriften Anwendung finden. 

Nach Inkrafttreten des Vertrages gelten bundesrecht-
liche Änderungen zu diesen von der Deutschen De-
mokratischen Republik übernommenen bundesrecht-
lichen Regelungen ohne weiteres auch in der Deut-
schen Demokratischen Republik. Eines weiteren 
Rechtsetzungsaktes bedarf es hierzu nicht. Diese Gel-
tung erstreckt sich auch auf Änderungen der auf-
grund dieser Gesetze erlassenen Rechtsverordnungen 
sowie auf Änderungen der Regelungen und Anord-
nungen der Deutschen Bundesbank, des Bundesauf-
sichtsamtes für das Kreditwesen und des Bundesauf-
sichtsamtes für das Versicherungswesen. 

Für Fälle, in denen auf andere Rechtsvorschriften ver-
wiesen wird, trifft Abschnitt I Nr. 1 Abs. 3 Vorsorge. 

Nach Inkrafttreten des Vertrages besteht ein beider-
seitiges Interesse daran, daß die Bundesrepublik 
Deutschland die Deutsche Demokratische Republik 
bei der Vorbereitung von Änderungen entsprechen-
der Gesetze und Rechtsverordnungen unterrichtet 
und ihre Stellungnahme einholt (vgl. Abschnitt I Nr. 2 
Abs. 3). Die Deutsche Demokratische Republik wird 
dafür sorgen, daß Änderungen bundesrechtlicher Ge-
setze, Rechtsverordnungen und sonstige Regelungen 
und Anordnungen in ihrem Gebiet in geeigneter Form 
bekanntgemacht werden (vgl. Abschnitt I Nr. 2 
Abs. 4). 

Notwendige Zuständigkeitsbestimmungen ergeben 
sich aus Abschnitt I Nr. 3 der Anlage II. 

Zu II. Währungsunion 

Zu Nummer 1 

Die Errichtung der Währungsunion erfordert die Er-
weiterung des Geltungsbereichs des Gesetzes über 
die Deutsche Bundesbank auf die Deutsche Demokra-
tische Republik, um die Einheitlichkeit der Geld- und 
Währungspolitik im gesamten Wäh rungsgebiet zu ge-
währleisten. 
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Zu Nummer 2 

Die Anwendung des Gesetzes über das Kreditwesen 
entsprechend Artikel 3 erfordert einige Änderungen 
im Recht der Deutschen Demokratischen Republik. 
Satz 2 stellt klar, daß das Amtsgericht Charlottenburg 
für die Bestellung von Prüfern in besonderen Fällen 
(§ 28 Abs. 2 des Gesetzes über das Kreditwesen), für 
die Bestellung von vertretungsberechtigten Personen 
eines Kreditinstituts (§ 46 Abs. 2 des Gesetzes über 
das Kreditwesen) und für die nach § 46 a des Gesetzes 
über das Kreditwesen den Gerichten zugewiesenen 
Aufgaben zuständig ist. Diese Regelung gilt so lange, 
bis den Gerichten in der Deutschen Demokratischen 
Republik diese Aufgaben zugewiesen sind. Satz 3 re-
gelt, daß im Rahmen des § 46b des Gesetzes über das 
Kreditwesen die Verordnung über die Gesamtvoll-
streckung an die Stelle des Konkursverfahrens tritt. 
Um bei möglichen Meinungsverschiedenheiten zwi-
schen Kreditinstituten mit Sitz in der Deutschen De-
mokratischen Republik und dem Bundesaufsichtsamt 
für das Kreditwesen möglichst schnell endgültige Ent-
scheidungen zu erhalten, sieht Satz 4 die Zuständig-
keit des Bundesverwaltungsgerichts vor. 

Zu Nummern 3 und 4 

Diese Bestimmungen stellen sicher, daß künftig auch 
die in der Deutschen Demokratischen Republik ge-
gründeten Hypothekenbanken und öffentlich-rechtli-
che Kreditanstalten ihre für die Finanzierung des 
Wohnungsbaus und den Kommunalkredit bedeut-
same Tätigkeit auf der bewährten Grundlage des Hy-
pothekenbankgesetzes und des Gesetzes über die 
Pfandbriefe und verwandten Schuldverschreibungen 
öffentlich-rechtlicher Kreditanstalten ausüben kön-
nen. 

Zu Nummer 5 

Diese Bestimmung stellt sicher, daß künftig auch die 
in der Deutschen Demokratischen Republik gegrün-
deten Bausparkassen ihre für die Finanzierung von 
wohnungswirtschaftlichen Maßnahmen bedeutsame 
Tätigkeit auf der bewährten Grundlage des Gesetzes 
über Bausparkassen ausüben. 

Zu Nummer 6 

Diese Bestimmung stellt sicher, daß auch die künftig 
in der Deutschen Demokratischen Republik gegrün-
deten Kapitalanlagegesellschaften ihre für den Kapi-
talmarkt wichtige Finanzierungsfunktion wahrneh-
men und zugleich den Anlegern in der Deutschen 
Demokratischen Republik eine bewährte Vermögens-
anlageform anbieten können. 

Zu Nummer 7 

Das Gesetz über die Verwahrung und Anschaffung 
von Wertpapieren (Depotgesetz) gilt in der Deutschen 
Demokratischen Republik mit Inkrafttreten der Wäh-
rungsunion, damit Unternehmen, die für andere Wert-
papiere verwahren und verwalten, dies in einem die 
Auftraggeber schützenden geregelten Verfahren 
tun. 

Die Übernahme des Depotgesetzes soll zum Schutze 
der Sparer die ordnungsgemäße Verwahrung und 
Verwaltung von Wertpapieren durch die Kreditinsti-
tute sicherstellen. 

Zu Nummer 8 

Mit der Anwendung des Versicherungsaufsichtsge-
setzes (VAG) wird für den Versicherungsbereich der 
gleiche Zustand hergestellt wie für das Kreditwesen. 
Mit der Anwendung des Gesetzes wird die rechtliche 
Grundlage für einen dem internationalen Wettbewerb 
offenen Versicherungsmarkt auch auf dem Gebiet der 
Deutschen Demokratischen Republik geschaffen. 

Die erste Maßgabe ist Ausdruck des Wunsches der 
Vertragsparteien zu enger Zusammenarbeit. Sie be-
wirkt zunächst, daß die Deutsche Demokratische Re-
publik über die wesentlichen in Aussicht genomme-
nen und ihr Staatsgebiet betreffenden versicherungs-
aufsichtlichen Genehmigungen, die unter den Buch-
staben a und b näher beschrieben sind, unterrichtet 
wird. Sie bewirkt aber in der Hauptsache, daß die 
Deutsche Demokratische Republik auf die Erteilung 
dieser Genehmigungen beratend Einfluß nehmen 
kann. Den inhaltlichen Bereich dieser Beratung steckt 
der zweite Satz unter Nummer 1 ab. Es geht um die 
Belange und um die Rechtsvorschriften der Deutschen 
Demokratischen Republik. Soweit es sich um gebun-
dene Genehmigungen handelt, die bei Vorliegen be-
stimmter Voraussetzungen erteilt werden müssen, 
kann die Beratung naturgemäß nur unter dem Ge-
sichtspunkt des Vorliegens der Genehmigungsvor-
aussetzungen erfolgen. Da aber die Voraussetzungen 
für die Erteilung der versicherungsaufsichtlichen Ge-
nehmigungen weitgehend in unbestimmten Rechts-
begriffen formuliert sind, besteht insofern ein großer 
Raum für Beratung. Zudem gibt es einige Genehmi-
gungstatbestände (§ 106b Abs. 4 VAG, Genehmi-
gung für Unternehmen mit Sitz außerhalb der EG und 
der OECD), auf die kein Rechtsanspruch besteht. Im 
Rahmen solcher Tatbestände werden künftig auch 
politische Interessen der Deutschen Demokratischen 
Republik bedacht werden können, die die Deutsche 
Demokratische Republik im Rahmen der Anhörung 
geltend macht. Die Bundesrepublik Deutschland wird 
bemüht sein, den von der Deutschen Demokratischen 
Republik im Rahmen der Anhörung geltend gemach-
ten Gesichtspunkten im Rahmen des rechtlich Mögli-
chen zu entsprechen. 

Die Maßgabe hinsichtlich des Rechtswegs birgt keine 
Besonderheit für den Bereich der Deutschen Demo-
kratischen Republik. Die gleiche Rechtslage besteht 
in der Bundesrepublik Deutschland nach § 10 a 
(BAG), wo auf eine Vorschrift im Gesetz über das Bun- 
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desverwaltungsgericht verwiesen wird, das aber ins-
gesamt nicht mehr gilt. Nur die in § 10 a BAG in Bezug 
genommene Vorschrift existiert im Umfang der be-
treffenden Verweisung fort. Diese in der Rechtstech-
nik sehr komplizierte Regelung soll mit dem vorgese-
henen Text auf juristisch einfachere Weise für die Ver-
sicherungsaufsicht über die Versicherungstätigkeit in 
der Deutschen Demokratischen Republik Geltung er-
langen. 

Zu III. Wirtschaftsunion 

Zu Nummer 1 

Zum Schutz des Wettbewerbs müssen in der Deut-
schen Demokratischen Republik Rechtsregeln gelten, 
die grundsätzlich mit dem Gesetz gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen der Bundesrepublik Deutsch-
land (GWB) übereinstimmen, weil durch die Wäh-
rungs- und Wirtschaftsunion ein einheitlicher Wi rt

-schaftsraum mit marktwirtschaftlicher Ausrichtung 
geschaffen wird. Im Hinblick auf das Zusammen-
wachsen der Märkte ist es erforderlich, daß für die 
Unternehmen in diesem Wirtschaftsraum die gleichen 
wettbewerbsrechtlichen Rahmenregeln gelten. Ge-
rade beim Übergang von der zentralen Planung zur 
marktwirtschaftlichen Ordnung hat eine effektive Si-
cherung des Wettbewerbs besondere Bedeutung, da 
die Herausbildung wettbewerblicher Strukturen nicht 
gefährdet werden darf. 

Für eine Übergangszeit ist eine Abweichung von den 
Regeln der Fusionskontrolle durch ein präventives 
vereinfachtes Untersagungsverfahren sinnvoll und 
vertretbar. Angesichts des großen Investitionsbedarfs 
in der Deutschen Demokratischen Republik erscheint 
eine höhere Flexibilität durch eine Kann-Regelung 
für die Untersagung von Zusammenschlüssen ange-
bracht. Die Ausgestaltung der materiellen Regelung, 
die wie das GWB an eine marktbeherrschende Stel-
lung anknüpft, stellt sicher, daß der Wettbewerb in 
der Deutschen Demokratischen Republik in gleichem 
Maße geschützt werden kann wie in der Bundesrepu-
blik Deutschland. 

Zu Nummer 2 

Mit dem Inkrafttreten des Vertrages über die Wi rt
-schaftsunion soll das Gesetz über die friedliche Ver-

wendung der Kernenergie und den Schutz gegen ihre 
Gefahren (Atomgesetz) der Bundesrepublik Deutsch-
land für das Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik für anwendbar erklärt werden. Diese Ände-
rung der maßgeblichen Rechtsgrundlagen für die 
friedliche Kernenergienutzung hat Auswirkungen auf 
die nach bisherigem Recht von den zuständigen Be-
hörden der Deutschen Demokratischen Republik er-
teilten Genehmigungen, Erlaubnisse und Zulassun-
gen. Diese Situation erfordert Übergangsvorschrif-
ten. 

Die Bestimmung sieht deshalb eine nach Anlagen und 
Tätigkeiten unterschiedlich bef ristete Fortgeltung 
— im Zeitpunkt des Inkrafttretens des Vertrages er

-

teilter atomrechtlicher Genehmigungen — auch nach 
der Übernahme des Atomgesetzes vor. Die bisher er-
teilten Genehmigungen in den verschiedenen Berei-
chen der friedlichen Kernenergienutzung, z. B. für 
Kernkraftwerke, für Anlagen zur Endlagerung radio-
aktiver Abfälle, für Anlagen zur Lagerung von Brenn-
elementen sowie für den Umgang mit sonstigen radio-
aktiven Stoffen in Medizin, Industrie, Wissenschaft 
und Forschung, können nicht unmittelbar mit dem 
Inkrafttreten dieses Vertrages ihre Gültigkeit verlie-
ren. Die Gewährleistung von kerntechnischer Sicher-
heit und Strahlenschutz sowie die Vermeidung von 
Rechtsunsicherheit fordern vielmehr eine Übergangs-
frist zur schrittweisen Umstellung der Genehmigun-
gen auf das neue Recht. Die Fortgeltung bestehender 
Genehmigungen kann auch deshalb verantwortet 
werden, weil die Schutzziele der bisherigen atom-
rechtlichen Vorschriften der Deutschen Demokrati-
schen Republik, insbesondere im Atomenergiegesetz 
von 1983, den Schutzzielen der Atomgesetzgebung 
der Bundesrepublik Deutschland inhaltlich ähnlich 
sind. Freilich muß das entsprechende Instrumenta-
rium aufgrund des Rechtes der Bundesrepublik 
Deutschland geschaffen werden, um in Einzelfällen 
Gefahrenlagen durch entsprechende verwaltungs-
rechtliche Maßnahmen zu verhindern. Die Einzelhei-
ten der Fortgeltung sollen in einem von der Deutschen 
Demokratischen Republik zu erlassenden Gesetz ge-
regelt werden. 

Zu Nummern 3 bis 8 

Die von der Deutschen Demokratischen Republik in 
Kraft zu setzenden Regelungen des Ersten bis Dritten 
Buchs des Handelsgesetzbuchs, der §§.  705 bis 740 
BGB über die Gesellschaft, des GmbH-Gesetzes, des 
Aktiengesetzes, des Genossenschaftsgesetzes, des 
Gesetzes über die Kapitalerhöhung aus Gesellschafts-
mitteln und über die Verschmelzungen von Gesell-
schaften mit beschränkter Haftung sowie des Um-
wandlungsgesetzes in der in der Bundesrepublik 
Deutschland geltenden Fassung sollen die bisher in 
der Deutschen Demokratischen Republik fortgelten

-

den alten reichsrechtlichen Regelungen ablösen und 
damit für Unternehmen die organisationsrechtlichen 
sowie insbesondere die bilanzrechtlichen Vorschrif-
ten in beiden deutschen Staaten auf eine gemeinsame 
Grundlage stellen. Dies ist schon im Rahmen einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion erforderlich, 
um die in der Deutschen Demokratischen Republik 
künftig privatrechtlich organisierten Unternehmen 
möglichst einem Gesetzgebungsstandard anzupas-
sen, der auch dem durch eine weitgehende Harmoni-
sierung der Gesellschaftsrechtsordnungen der Mit-
gliedstaaten gewachsenen EG-Standard Rechnung 
trägt. 

Zu Nummer 9 

Standardisierte, von einer Vertragspartei (Verwen-
der) vorformulierte allgemeine Geschäftsbedingun-
gen haben im Rechts- und Wirtschaftsverkehr der mo-
dernen Industriegesellschaft erhebliche Bedeutung. 
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Das Gesetz zur Regelung des Rechts der Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen (AGBG) hat den Zweck, die 
einseitige Ausnutzung der vom Verwender der Ge-
schäftsbedingungen allein in Anspruch genommenen 
Vertragsgestaltungsfreiheit zu verhindern, und sieht 
Regelungen über die Einbeziehung und die Inhalts-
kontrolle von allgemeinen Geschäftsbedingungen 
vor. Da auch in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik künftig in erheblichem Umfang mit der Verwen-
dung standardisierter Vertragsbedingungen zu rech-
nen ist, ist die Übernahme des AGB-Gesetzes vor al-
lem im Interesse des Verbraucherschutzes geboten. 

Zu Nummer 10 

Das Gesetz über den Widerruf von Haustürgeschäften 
und ähnlichen Geschäften dient dem Verbraucher-
schutz gegen die mit dem sog. Direktvertrieb verbun-
denen Gefahren. Die Kunden sollen sich von Verträ-
gen lösen können, die infolge einer Überrumpelung 
auf einem übereilten Entschluß beruhen und ihnen 
Leistungen verschaffen, für die oft kein echter Bedarf 
besteht. Da der Direktvertrieb für die meisten Ver-
braucher in der Deutschen Demokratischen Republik 
eine neue Erscheinung darstellt, ist die sofortige In-
kraftsetzung des Haustürwiderrufsgesetzes geboten. 

Zu Nummer 11 

Das Gesetz betreffend die Abzahlungsgeschäfte (Ab-
zahlungsgesetz) bezweckt den Schutz wi rtschaftlich 
schwacher und unerfahrener Teilzahlungskäufer. Es 
enthält dazu unter anderem Informationspflichten 
und ein Widerrufsrecht des Teilzahlungskäufers. Der 
Kauf beweglicher Sachen auf Raten ist in der Bundes-
republik Deutschland so weit verbreitet, daß auch in 
der Deutschen Demokratischen Republik zukünftig 
mit dieser Vertriebsform zu rechnen ist. Es muß des-
halb auch den Bürgern der Deutschen Demokrati-
schen Republik der Schutz des Abzahlungsgesetzes 
gewährt werden. 

Unberührt  bleibt die in § 141 Zivilgesetzbuch der 
Deutschen Demokratischen Republik vorgesehene 
Möglichkeit der Gewährung von Teilzahlungskredi-
ten zur Erleichterung des Kaufs langlebiger Konsum-
güter unter den dafür vorgesehenen besonderen Vor-
aussetzungen. 

Die Vorschriften des Abzahlungsgesetzes sollen spä-
ter in das im Gesetzgebungsverfahren in der Bundes-
republik Deutschland befindliche Verbraucherkredit-
gesetz übernommen werden, welches nach seiner 
Verabschiedung von der Deutschen Demokratischen 
Republik in Kraft zu setzen wäre. 

Zu IV. Sozialunion 

Zu Nummern 1 bis 4 

Die Mitbestimmung der Arbeitnehmer in Bet rieb und 
Unternehmen beruht auf einem breiten Konsens dar

-

über, daß ein fairer und für beide Seiten nützlicher 

Ausgleich der zwischen Unternehmern und Arbeit-
nehmern bestehenden Interessengegensätze im Un-
ternehmen am besten dadurch zu erreichen ist, daß 
die Arbeitnehmer betriebliche und unternehmerische 
Entscheidungen mitgestalten und damit auch mitver-
antworten. 

Auch in der Deutschen Demokratischen Republik soll 
mit dem Übergang von der Planwirtschaft zur Sozia-
len Marktwirtschaft und mit der Übernahme des in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Rechts der 
Kapitalgesellschaften auch die Mitbestimmung der 
Arbeitnehmer eingeführt werden. Daher ist im Staats-
vertrag mit der Deutschen Demokratischen Republik 
vorgesehen, daß das Montan-Mitbestimmungsgesetz, 
das Mitbestimmungsergänzungsgesetz, das Mitbe-
stimmungsgesetz , die fortgeltenden Vorschriften des 
Betriebsverfassungsgesetzes 1952 über die Vertre-
tung der Arbeitnehmer im Aufsichtsrat sowie die zu 
diesen Gesetzen ergangenen Wahlordnungen gleich-
zeitig mit der Währungsunion in der Deutschen De-
mokratischen Republik anwendbares Recht werden. 

Zu Nummer 5 

Aufgrund des bisher in der Deutschen Demokrati-
schen Republik gesetzlich verankerten Alleinvertre-
tungsrechtes der Gewerkschaften auch auf betriebli-
cher Ebene konnten bisher — soweit dies im Rahmen 
einer zentral gelenkten staatlichen Planwirtschaft 
überhaupt möglich war — allenfalls die Interessen der 
Mitglieder der gewerkschaftlichen Grundorganisatio-
nen geltend gemacht werden. Eine privatwirtschaft-
lich ausgerichtete, demokratische und soziale Wi rt

-schaftsverfassung, die die Einführung der Marktwirt-
schaft begleitet, muß jedoch eine Arbeitnehmerver-
tretung ermöglichen, die sich für die Interessen a ller 
Arbeitnehmer eines Bet riebes gegenüber dem Arbeit-
geber wirksam einsetzen kann. Durch die Übernahme 
des Betriebsverfassungsgesetzes 1972 wird durch frei 
zu wählende Betriebsräte eine umfassende Arbeit-
nehmervertretung in den Bet rieben eingeführt. Die 
Betriebsräte können im Rahmen der ihnen zugewie-
senen Beteiligungsrechte, unabhängig und an den 
Gegebenheiten der jeweiligen bet rieblichen Situation 
orientiert, die Interessen a ller im Betrieb beschäftig-
ten Arbeitnehmer wahrnehmen. Dieses System einer 
Arbeitnehmervertretung hat sich seit Jahrzehnten in 
der Bundesrepub lik Deutschland bewährt. Es ist zu 
erwarten, daß das Betriebsrätesystem auch die mit der 
Einführung einer Wirtschafts-, Währungs- und Sozial-
union auftretenden Fragen in der Deutschen Demo-
kratischen Republik sowohl im Interesse der Arbeit-
nehmer als auch der Arbeitgeber f riedlich lösen kann. 
Im übrigen wird die Deutsche Demokratische Repu-
blik im weiteren Verlauf auch ein Gesetz über Spre-
cherausschüsse der leitenden Angestellten anstre-
ben. 

Zu Nummer 6 

Mit der Einführung der Tarifautonomie in der Deut

-

schen Demokratischen Republik ist zugleich ein ge

-

setzliches Tarifvertragssystem zur Verfügung zu stel- 
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len. Dies geschieht in der Weise, daß die Deutsche 
Demokratische Republik das bewährte Tarifvertrags-
gesetz der Bundesrepublik Deutschland übernimmt. 
Die einheitliche Geltung dieses Gesetzes bedeutet 
eine wesentliche Maßnahme zur Herstellung eines 
einheitlichen Wirtschaftsgebietes. 

Zu Nummer 7 

Mit Einführung der Sozialen Marktwirtschaft sind in 
der Deutschen Demokratischen Republik nicht mehr 
nahezu allein der Staat, sondern vor allem viele selb-
ständige Unternehmer Arbeitgeber. Dadurch ist die in 
der Deutschen Demokratischen Republik bisher für 
die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses vorran-
gige vertragliche Überleitung der Arbeitnehmer vom 
bisherigen in einen anderen Betrieb nicht mehr funk-
tionsfähig. Mit der zentral gelenkten Planwirtschaft 
entfällt die bisherige Methode der Arbeitsplatzsiche-
rung. Andererseits sind die nach dem Arbeitsgesetz-
buch der Deutschen Demokratischen Republik gege-
benen Möglichkeiten der Bet riebe zur fristgemäßen 
Kündigung zu einseitig ausgerichtet. Es fehlt sowohl 
an einer Abwägung der widerstreitenden Interessen 
von Betrieb und Arbeitnehmer als auch die Berück-
sichtigung der besonderen Belange der Kleinbetriebe. 
Es ist daher notwendig, daß der Arbeitnehmer in der 
Deutschen Demokratischen Republik vor ungerecht-
fertigten Kündigungen wie der Arbeitnehmer in der 
Bundesrepublik Deutschland durch das Kündigungs-
schutzgesetz geschützt wird. 

Zu Anlage III 

Anlage III enthält die von der Deutschen Demokrati-
schen Republik aufzuhebenden oder zu ändernden 
Rechtsvorschriften für die einzelnen Sachgebiete 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion. 

Zu I. Währungsunion 

Zu Nummer 1 

Nummer 1 legt die Änderung des Gesetzes über die 
Staatsbank der Deutschen Demokratischen Republik 
mit dem Ziel der Auflösung der Staatsbank als Noten-
bank einschließlich ihrer Kompetenz bei der Banken-
aufsicht fest. Dies folgt notwendig aus der Tatsache, 
daß sich die Aufgaben und Befugnisse der Deutschen 
Notenbank und des Bundesaufsichtsamtes für das 
Kreditwesen ab 1. Juli 1990 auf die Deutsche Demo-
kratische Republik erstrecken. 

Zu Nummer 2 

Mit Inkrafttreten der Währungsunion werden die Be-
stimmungen der Deutschen Demokratischen Repu-
blik über Beschränkungen des Zahlungsverkehrs mit 
dem Ausland, insbesondere das Verbot der Aus- und 
Einfuhr der Mark der Deutschen Demokratischen Re-
publik, gegenstandslos. Die auf dem Devisengesetz 

beruhenden Strafbestimmungen sind ebenfa lls aufzu-
heben. 

Zu Nummer 3 

In der Deutschen Demokratischen Republik wurden 
Reichsmarkguthaben bei Kreditinstituten in der so-
wjetischen Besatzungszone und Ostberlin im Zuge 
der Währungsreform im Verhältnis 10 zu 1 abgewertet 
und in Anteilrechte an der Altguthaben-Ablösungs-
Anleihe der Deutschen Demokratischen Republik 
umgewandelt. Während die Anteilrechte von Bewoh-
nern der Deutschen Demokratischen Republik an der 
Anleihe getilgt wurden, ruhen die Anteilrechte von 
Bewohnern, die in der Bundesrepublik Deutschland 
und Berlin (West) ihren Wohnsitz haben. 

Zu Nummer 4 

Nummer 4 hat zum Ziel, den Bank- und Zahlungsver-
kehr in der Deutschen Demokratischen Republik 
möglichst weitgehend von hemmenden bürokrati-
schen Vorschriften zu befreien. Um Altkreditverträge 
nach der Währungsumstellung an die neuen Markt-
konditionen anpassen zu können, räumt der zweite 
Halbsatz dem Gläubiger hinsichtlich des Zinssatzes 
ein Leistungsbestimmungsrecht ein. Der Schuldner 
soll in einem solchen Fall allerdings das Recht zur 
Kündigung besitzen. Für Ansprüche aus Guthaben 
bei Kreditinstituten ist eine Regelung nicht notwen-
dig, weil die Guthaben ab dem 1. Juli 1990 in a ller 
Regel frei verfügbar sein werden, so daß die Kontoin-
haber die für sie günstigste Verzinsung durch Verla-
gerung der Guthaben wählen können. 

Zu II. Wirtschaftsunion 

Zu Nummer 1 

Die Außenhandelsverordnung der Deutschen Demo-
kratischen Republik ist aufzuheben, soweit sie Aus-
führungsbestimmungen zum Außenhandelsmonopol 
enthält und mit der Freiheit des Außenwirtschaftsver-
kehrs unvereinbar ist. 

Zu Nummer 2 

Die Verordnung über die Gründung und Tätigkeit von 
Unternehmen mit ausländischer Beteiligung in der 
Deutschen Demokratischen Republik läßt zwar erst-
mals auf gesetzlicher Grundlage Investitionen ge-
bietsfremder Unternehmen zu. Die Verordnung ist je-
doch nicht geeignet, den breiten Zufluß von Kapital 
und Know-how zu bewirken. Die Beschränkung auf 
Minderheitsbeteiligungen, Einschränkungen in der 
Unternehmensleitung sowie bürokratische Vorschrif-
ten z. B. über die Devisenbewirtschaftung und die 
Preisbildung sind Investitionshemmnisse. Zur Ver-
wirklichung der Kapitalverkehrsfreiheit und Nieder-
lassungsfreiheit ist die Verordnung aufzuheben. 
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Zu Nummer 3 

Das Gesetz über die Übertragung volkseigener land-
wirtschaftlicher Nutzflächen in das Eigentum von 
landwirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften 
vom 6. März 1990 sieht vor, daß die von den Produk-
tionsgenossenschaften im Bereich der Landwirtschaft 
genutzten volkseigenen landwirtschaftlichen Nutzflä-
chen nur von diesen als Eigentum erworben werden 
können. Das Gesetz schließt andere Interessenten 
vom Eigentumserwerb aus und ist daher aufzuhe-
ben. 

Zu Nummer 4 

§ 18 des Gesetzes über landwirtschaftliche Produkti-
onsgenossenschaften (LPG-Gesetz) räumt den land-
wirtschaftlichen Produktionsgenossenschaften ein 
dauerndes und absolutes Nutzungsrecht an dem ih-
nen zur Nutzung überlassenen Boden ein. Das Nut-
zungsrecht ist so umfassend, daß praktisch das Verfü-
gungs- und Nutzungsrecht des Bodeneigentümers auf 
Dauer ausgeschlossen wird. Eine so weitgehende Be-
schränkung des Eigentumsrechts ist mit dem Grund-
satz der Freiheit der Verfügung und Nutzung von 
Grund und Boden, wie er in Teil A Abschnitt II Nr. 6 
des Gemeinsamen Protokolls über Leitsätze enthalten 
ist, nicht zu vereinbaren. § 18 LPG-Gesetz ist daher 
aufzuheben. 

Zu Nummer 5 

§ 9 der Verordnung zur Umwandlung von volkseige-
nen Kombinaten, Betrieben, Einrichtungen in Kapital-
gesellschaften regelt die Zusammensetzung des Auf-
sichtsrates der umgewandelten Unternehmen. Der 
Aufsichtsrat setzt sich zusammen aus mindestens vier 
Aufsichtsratsmitgliedern, die durch die Belegschaft 
(darunter ein leitender Mitarbeiter) entsandt werden, 
vier Aufsichtsratsmitgliedern, die durch die Anteils-
eigner bestimmt werden, und ein Aufsichtsratsmit-
glied, das durch die vorgenannten Aufsichtsratsmit-
glieder gewählt wird. Diese Mitbestimmungsrege-
lung ist mit dem nach Anlage II Abschnitt IV Nr. 1 
bis 4 in Kraft zu setzenden Rechtsvorschriften nicht 
vereinbar. 

Die angestrebte Privatisierung der bisherigen volksei-
genen Industrie der Deutschen Demokratischen Re-
publik ist nur unter aktiver Mitwirkung der p rivaten 
Industrie und privater Investoren aus der Bundesrepu-
blik Deutschland und dem westlichen Ausland mög-
lich. Sie würde indessen erheblich erschwert, wenn 
nicht sogar vereitelt werden, wenn die in § 9 der Ver-
ordnung vorgesehene Zusammensetzung des Auf-
sichtsrates erhalten bliebe. 

Zu Nummer 6 

Die derzeit geltende Verordnung über die Gesamt-
vollstreckung enthält ein Insolvenzrecht, das auf die 
Insolvenz mittlerer und größerer Unternehmen nicht 
ausreichend ausgerichtet ist. Eine marktwirtschaftlich 

orientierte Rechtsordnung muß aber ein mindestens 
notdürftig funktionierendes Insolvenzrecht für solche 
Unternehmen bereitstellen, die sich im Rahmen und 
unter den Bedingungen der Marktwirtschaft nicht be-
haupten können. Als Zwischenlösung ist deshalb die 
Verordnung über die Gesamtvollstreckung, beispiels-
weise durch stärkere Berücksichtigung der Gläubi-
gerinteressen, Möglichkeiten eines konkursabwen-
denden Vergleichs und durch die Schaffung von An-
fechtungsmöglichkeiten, so auszubauen, daß sie den 
Anforderungen der Praxis entspricht. Danach wird auf 
der Grundlage der in der Bundesrepublik Deutsch-
land vorhandenen Vorarbeiten ein gemeinschaftli-
ches Insolvenzrecht zu schaffen sein. 

Zu Nummer 7 

Die aufzuhebenden Vorschriften der Energieverord-
nung betreffen Regelungen der bisherigen staatlichen 
Planwirtschaft im Bereich der Energieversorgung. 
Nur soweit die Verordnung sicherheitsrechtliche Be-
stimmungen, Vorschriften zur rationellen Energiever-
wendung und zu Energieversorgungsansprüchen der 
Bevölkerung enthält, ist vorgesehen, daß das entspre-
chende Recht fortgilt. 

Zu Nummer 8 

Zu Buchstabe a 

Die Präambel enthält Zielsetzungen, die mit einer 
marktwirtschaftlichen Grundordnung, mit der Aner-
kennung eines dem sozialistischen Eigentum gleich-
wertigen Privateigentums und den Grundsätzen der 
Vertragsfreiheit sowie der Bindung der Vertragspar-
teien an den Vertrag nicht vereinbar sind. Sie ist daher 
aufzuheben. 

Zu Buchstabe b 

§ 6 Abs. 1, §§ 17 und 22 Abs. 1 sind aus den gleichen 
Gründen aufzuheben wie die Präambel. 

§ 20 ist zu streichen, weil die Privatisierung eines er-
heblichen Teils des Volkseigentums erforderlich sein 
dürfte. Die bloße Streichung des § 20 begründet aller-
dings noch nicht die Möglichkeit, über Volkseigen-
tum zu verfügen. § 19 bleibt erhalten. Für die Privati-
sierung bedarf es noch besonderer Rechtsvorschrif-
ten. 

§ 69 Abs. 2 bestimmt, daß im Falle eines Gesetzesver-
stoßes oder moralwidrigen Handelns eines Vertrags-
partners das zu Unrecht Erlangte ganz oder teilweise 
zugunsten des Staates eingezogen werden kann. 
Diese Vorschrift ist aufzuheben, da eine staatliche 
Konfiskation im Rahmen der Abwicklung zivilrechtli-
cher Verträge eine unangemessene Sanktion dar-
stellt. 
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Zu Buchstabe c 

Die Änderung des § 23 Abs. 2 ist erforderlich, weil 
persönliches Eigentum von Gewerbetreibenden wei-
tergehend als bisher zugelassen werden muß und weil 
das Privateigentum (z. B. an Mietshäusern) auch im 
übrigen im Zivilgesetzbuch wieder verankert werden 
sollte (vgl. bisher Artikel 3 EGZGB). 

Zu Buchstabe d 

Durch die Änderung des § 62 und Streichung des § 68 
Abs. 2 Satz 2 wird sichergestellt, daß die Bestimmung 
der Preise grundsätzlich der Vertragsfreiheit unter-
liegt. Soweit Entgelte ausnahmsweise durch Rechts-
vorschriften festgelegt sind, sind diese verbindlich. 

Zu Buchstabe e 

Die Streichungen sind erforderlich, damit die in 
§§ 448 (Pfandrecht an Sachen) und 452 (Hypothek) 
geregelten Sicherungsrechte auch zugunsten anderer 
als der dort  bezeichneten Gläubiger beste llt werden 
können. Dies erscheint notwendig, um den Kreditbe-
darf der Wirtschaft decken zu können. 

Zu Buchstabe f 

Durch die Änderung des § 453 Abs. 1 wird die Bestel-
lung von Hypotheken von dem Erfordernis einer 
staatlichen Genehmigung befreit. Damit wird sicher-
gestellt, daß die erforderlichen Kreditgeschäfte zügig 
abgewickelt werden können. 

Zu Buchstabe g 

Durch die Änderung des § 454 Abs. 3 wird die Abtre-
tung von Hypotheken von dem Erfordernis einer 
staatlichen Genehmigung befreit. Damit soll verhin-
dert werden, daß die Abwicklung der erforderlichen 
Kreditgeschäfte ungebührlich verzögert wird. 

Nach § 454 ZGB kann eine Hypothek nur zur Siche-
rung einer bestimmten Einzelforderung bestellt wer-
den (streng akzessorische Sicherungshypothek). Für 
den Wirtschaftsverkehr erscheint jedoch erforderlich, 
daß das Grundpfandrecht zumindest auch zur Siche-
rung eines Kontokorrentkredits eingesetzt werden 
kann, der im Rahmen eines gegebenen Höchstbetrags 
durch Rückführungen und Inanspruchnahmen lau-
fenden Schwankungen unterliegt. Dem trägt die mit 
§ 454 a neu eingeführte Höchstbetragshypothek 
Rechnung. 

Zu Buchstabe h 

Die aufzuhebenden Vorschriften haben zum Inhalt, 
daß auch später bestellte Aufbauhypotheken Vorrang 
vor anderen Hypotheken haben. Diese Regelungen 

sind zu beseitigen, da sie die Beleihbarkeit von 
Grundstücken beeinträchtigen. 

Zu Nummer 9 

Das Wechselrecht gilt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik bisher nach Maßgabe des Wechselge-
setzes vom 21. Juni 1933 (RGBl. I S. 399). Mit der An-
passung des Wechselgesetzes an die in der Bundesre-
publik Deutschland geltende Fassung soll sicherge-
stellt werden, daß in dem einheitlichen Währungsge-
biet auch einheitliche Vorschriften über den Verkehr 
mit Wechseln angewendet werden. 

Zu Nummer 10 

Das Scheckgesetz gilt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik bisher nach Maßgabe des Scheckge-
setzes vom 14. August 1933 (RGBl. I S. 597). Mit der 
Anpassung des Scheckgesetzes an die in der Bundes-
republik Deutschland geltende Fassung soll sicherge-
stellt werden, daß in dem einheitlichen Währungsge-
biet auch einheitliche Regeln über den Verkehr mit 
Schecks angewendet werden. 

Zu Nummer 11 

Das geltende Wirtschaftsrecht der Deutschen Demo-
kratischen Republik beschränkt sich im wesentlichen 
darauf, die Geschäfte und sonstigen Rechtsverhält-
nisse der volkseigenen Betriebe untereinander zu re-
geln; es setzt die zentrale Verwaltungswirtschaft vor-
aus. Die Schaffung marktwirtschaftlicher Strukturen 
erfordert aber einen rechtlichen Rahmen für die Ge-
schäfte selbständig handelnder Wirtschaftssubjekte. 
Hierfür bietet sich das Gesetz über internationale 
Wirtschaftsverträge (GIW) an. Es geht vom Grundsatz 
der Vertragsfreiheit aus, regelt Gewährleistungs- und 
Garantierechte, normiert einzelne Vertragstypen und 
trifft für alle Vertragstypen einheitliche Regelungen 
über Vertretung, Fristen, Vertragsabschluß und 
-inhalt, Vertragssicherung und -erfüllung, Vertrags-
verletzungen, Haftungsbefreiung, Schadensersatz 
und Vertragsbeendigung. 

Damit erscheint das GIW geeignet, nicht nur wie bis-
her bei internationalen Geschäften, sondern auch für 
die Vertragsbeziehungen der Unternehmen in der 
Deutschen Demokratischen Republik den richtigen 
Rechtsrahmen einer marktwirtschaftlichen Ordnung 
zu bieten. Die einzelnen Änderungen im Gesetz stel-
len diesen erweiterten Anwendungsbereich sicher. 

Durch die Außerkraftsetzung des Vertragsgesetzes 
(siehe Nummer 12) entsteht eine Lücke in bezug auf 
die Regelung der vertraglichen Beziehungen zwi-
schen Betrieben bzw. Wirtschaftseinheiten, die das 
Vertragsgesetz direkt regelt. Diese Lücke soll durch 
eine Ausdehnung des persönlichen Anwendungsbe-
reichs des Gesetzes über inte rnationale Wirtschafts-
verträge geschlossen werden. 
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Die in Buchstabe a angeordnete Änderung der Ge-
setzesüberschrift trägt dem künftig erweiterten An-
wendungsbereich des Gesetzes Rechnung. 

Nach dem neu gefaßten § 1 Abs. 1 sind die Vorschrif-
ten des Gesetzes über Wirtschaftsverträge über ihren 
bisherigen, auf internationale Wirtschaftsverträge be-
schränkten Geltungsbereich hinaus, künftig auch auf 
Wirtschaftsverträge zwischen inländischen Wirt

-schaftssubjekten anzuwenden. Diese werden in § 1 
Abs. 1 als „Unternehmen, Betriebe und den Betrieben 
gleichgeste llte Wirtschaftssubjekte" bezeichnet. Der 
Begriff der „Unternehmen" ist in den §§ 1 und 2 des 
Gesetzes über die Gründung und Tätigkeit p rivater 
Unternehmen und über Unternehmensbeteiligungen 
vom 7. März 1990, der Beg riff der „Betriebe" in § 1 
Abs. 2 ZGB näher definiert. Da auch Organisationen 
am beiderseits gewerblichen Handels- und Wi rt

-schaftsverkehr teilnehmen, deren Einordnung unter 
die Begriffe „Unternehmen" oder „Betrieb" zweifel-
haft erscheint, werden in § 1 Abs. 1 neben den Unter-
nehmen und Betrieben auch die „den Bet rieben 
gleichgestellten Wirtschaftssubjekte" aufgeführt. Ge-
mäß Absatz 1 Satz 2 soll das Gesetz nicht angewendet 
werden, wenn einer der Vertragsteile ein Handwerks-
betrieb ist; auf solche Verträge sollen allein die Vor-
schriften des Zivilgesetzbuchs Anwendung finden. 

Nach Nummer 11 Buchstabe c ist in § 2 Abs. 2 des 
Gesetzes über internationale Wirtschaftsverträge das 
Wort  „internationalen" zu streichen. Dies bedeutet, 
daß auch für Rechtsverhältnisse, die mit Wirtschafts-
verträgen zwischen den inländischen Bet rieben der 
Deutschen Demokratischen Republik zusammenhän-
gen, die Regelungen des Gesetzes über Wirtschafts-
verträge Vorrang vor anderen Vorschriften des Rechts 
der Deutschen Demokratischen Republik haben und 
ein Rückgriff auf andere Gesetze der Deutschen De-
mokratischen Republik nur möglich ist, wenn das be-
treffende Rechtsverhältnis im Gesetz über Wi rt

-schaftsverträge nicht geregelt ist (z. B. unberechtigt 
erlangte Leistung; Schutz des Lebens, der Gesundheit 
und des Eigentums vor Schadenszufügung). 

Die unter Nummer 11 Buchstabe d vorgesehene An-
derung des § 3 Abs. 3 bewirkt, daß die dort  vorgese-
hene Auslegungsvorschrift auch für inländische Wi rt

-schaftsverträge der Deutschen Demokratischen Repu-
blik gilt. 

Nach Nummer 11 Buchstabe e wird § 331 des Geset-
zes über internationale Wirtschaftsverträge aufgeho-
ben. Es handelt sich um eine für den bisherigen An-
wendungsbereich des Gesetzes konzipierte Über-
gangsvorschrift, die infolge Zeitablaufs nicht mehr er-
forderlich ist. Ihre Anwendung auf den nach Maßgabe 
von Nummer 11 Buchstabe b nunmehr erweiterten 
Anwendungsbereich des Gesetzes würde zu einer 
nicht gewollten Rückwirkung führen. 

Zu Nummer 12 

Das Gesetz über das Vertragssystem in der sozialisti-
schen Wirtschaft nebst den hierzu erlassenen Durch-
führungsverordnungen ist ein Instrument zur Durch-
führung der staatlich gelenkten und geplanten zen- 

tralen Verwaltungsvorschrift. Es steht in unüber-
brückbarem Gegensatz zu einer marktwirtschaftli-
chen Ordnung und ist daher aufzuheben. 

Das Vertragsgesetz verwirklicht in seinen allgemei-
nen und zahlreichen besonderen Bestimmungen ein 
sozialistisches, planwirtschaftlich-dirigistisches Wi rt

-schaftskonzept, das die Vertragsfreiheit weitgehend 
beseitigt und dem Vertragsrecht die Funktion eines 
Instrumentes zur Planerfüllung zuweist. Die Regelun-
gen des Vertragsgesetzes lassen eine freie Entfaltung 
unternehmerischer Tätigkeit nicht zu und stellen ein 
entscheidendes Hindernis für den Übergang zu einer 
marktwirtschaftlichen Ordnung dar. Das Gesetz ist 
daher aufzuheben. Für Verträge, die vor der Außer-
kraftsetzung des Vertragsgesetzes abgeschlossen 
worden sind, gilt dieses nach allgemeinen Grundsät-
zen weiter, während auf künftige Verträge zwischen 
Unternehmen, Bet rieben und diesen gleichgeste llten 
Wirtschaftssubjekten das Gesetz über internationale 
Wirtschaftsverträge — künftig Gesetz über Wi rt

-schaftsverträge — angewendet werden soll (siehe 
Nummer 11). 

Neben dem Vertragsgesetz selbst sollen auch alle 
hierzu erlassenen Durchführungsverordnungen außer 
Kraft treten. 

Zu Nummer 13 

Der Ausschluß des gutgläubigen Erwerbs bei Grund-
stücken des sozialistischen Eigentums beeinträchtigt 
den Rechtsverkehr und die erforderlichen Investitio-
nen. Ein solcher Vorrang des sozialistischen Eigen-
tums ist in einer marktwirtschaftlichen Ordnung nicht 
angebracht. § 8 Abs. 1 Satz 3 der Grundstücksdoku-
mentationsordnung ist daher aufzuheben. 

Zu Nummer 14 

Die Änderung des § 2 Abs. 1 der Grundstücksver-
kehrsordnung beruht auf den gleichen Gründen wie 
die vorgesehenen Änderungen zu §§ 453 und 454 des 
Zivilgesetzbuchs (siehe Nummer 8 Buchstaben f und 
g).  

Zu Nummer 15 

Die Änderungen dieses Gesetzes sind zunächst erfor-
derlich, um die hierin vorgesehenen Beschränkungen 
des Grunderwerbs aufzuheben. § 4 Abs. 1 Satz 3 und 
§ 5 Abs. 1 Satz 2 bestimmen, daß volkseigener Boden 
nur zur Nutzung eingebracht werden kann. Aufgeho-
ben wird ferner die Beschränkung, wonach Ge-
schäftsanteile, Aktien, Gebäude, bauliche und andere 
Anlagen staatlicher Unternehmen nur zum Zwecke 
der Gründung oder Erweiterung p rivater Unterneh-
men mittelständischen Charakters erworben werden 
können. Schließlich wird die einschränkende Preisbe-
stimmung des § 10 aufgehoben. Anlage IV Ziffer 3 
des Vertrages sieht den Erlaß eines Gesetzes über die 
Preisbildung und Preisüberwachung vor, so daß eine 
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spezielle Preisbestimmung hier nicht mehr erforder-
lich ist. 

Zu Nummer 16 

Die Verordnung über Bodennutzungsgebühr ver-
pflichtet bei einem zeitweiligen oder dauernden Bo-
denentzug sowie bei einer Beschränkung der Nut-
zung von land- und forstwirtschaftlichem Boden 
durch nichtlandwirtschaftliche Nutzer diese zur Zah-
lung außerordentlich hoher Bodennutzungsgebühren. 
Dadurch können Industrie- und Gewerbeansiedlun-
gen aus bisher für landwirtschaftliche Nutzung ausge-
wiesenem Grund und Boden praktisch unmöglich ge-
macht werden. Dies widersp richt den in Artikel 1 und 
2 des Vertrags und in dem Gemeinsamen Protokoll 
über Leitsätze (vgl. do rt  insbesondere Leitsatz A Ab-
schnitt II Nr. 6) verankerten Zielen. Die Verordnung 
muß deshalb so geändert werden, daß sie die Freiheit 
des Erwerbs, der Verfügung und der Nutzung von 
Grund und Boden für wirtschaft liche Tätigkeit nicht 
länger einschränkt. 

Zu Nummer 17 

Die in der Deutschen Demokratischen Republik gel-
tenden Vorschriften über Rechnungslegung dienen 
vor allem der planwirtschaftlichen Lenkung von Un-
ternehmen. Sie genügen den Anforderungen einer 
Marktwirtschaft nicht. Sie sollen daher, wie in An-
lage II Teil III Nr. 2 vorgesehen, durch die in der Bun-
desrepublik Deutschland geltenden Rechnungsle-
gungsvorschriften des Dritten Buches des Handelsge-
setzbuches ersetzt werden. 

Zu Nummer 18 

Zu Buchstabe a 

Ebenso wie die Begründung und Übertragung von 
Hypotheken an Grundstücken sollte auch die Begrün-
dung und Übertragung von Schiffshypotheken ge-
nehmigungsfrei sein. Deshalb wird eine Änderung 
des § 11 Abs. 2 vorgeschlagen. 

Zu Buchstabe b 

§ 13 Abs. 2 sollte ebenso wie die entsprechende Vor-
schrift in § 252 Abs. 3 gestrichen werden, um die Be-
leihung von Schiffen zu erleichtern. 

Zu Buchstabe c 

Wie im Fall der Nummer 9 Buchstabe h bei Grund-
stücken soll auch für Schiffe die Möglichkeit der Be-
leihung durch Aufnahme einer Höchstbetragshypo-
thek eröffnet werden. Eine entsprechende Vorschrift 
enthält der neue § 13 a der Schiffsregisterverord-
nung. 

Zu Nummer 19 

Beim Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen 
Republik kann die notwendige Anpassung nicht aus-
schließlich Leitsätzen vorbehalten bleiben, da der Be-
stimmtheitsgrundsatz es erfordert, daß der Bürger so-
weit möglich in die Lage versetzt wird, anhand genau 
umschriebener Tatbestände eine etwaige Strafbarkeit 
seines Tuns vorherzusehen. 

Nummer 1 sieht die Aufhebung der Präambel und des 
1. Kapitels des Allgemeinen Teils des Strafgesetz-
buchs der Deutschen Demokratischen Republik vor. 
Die Präambel und die Vorschriften des 1. Kapitels des 
Allgemeinen Teils enthalten ganz überwiegend das 
Strafgesetzbuch prägende Strukturprinzipien, welche 
der sozialistischen Staats- und Gesellschaftsordnung 
verhaftet sind. Soweit in Artikel 4 und 5 des Strafge-
setzbuchs der Deutschen Demokratischen Republik 
Rechtsgrundsätze enthalten sind, die für ein rechts-
staatliches Strafrecht notwendig sind, gehen die Ver-
tragsparteien davon aus, daß die entsprechenden 
Grundsätze in der Verfassung oder Strafprozeßord-
nung der Deutschen Demokratischen Republik veran-
kert sind bzw. werden. 

Nummer 2 und Nummer 5 haben die Aufhebung oder 
teilweise Änderung von Rechtsvorschriften des Allge-
meinen Teils des Strafgesetzbuchs der Deutschen De-
mokratischen Republik zum Gegenstand, die eine er-
zieherische Einwirkung der Kollektive und der Be-
triebe auf den Straftäter oder staatliche Kontroll- und 
Eingriffsbefugnisse beinhalten, die mit den Grundsät-
zen einer freiheitlichen, demokratischen Ordnung 
nicht zu vereinbaren sind. Im Besonderen Teil sollen 
Vorschriften aufgehoben werden, welche von einer 
freiheitlichen, demokratischen Ordnung abwei-
chende, politisch motivierte, zum Teil sehr unbe-
stimmte Strafnormen enthalten, die nicht zuletzt der 
Erhaltung eines monolithischen Machtapparats und 
dem Schutz der bisherigen sozialistischen Staats- und 
Gesellschaftsordnung dienen. 

Nummer 3 und Nummer 4 sollen bisher nach dem 
Strafgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Re-
publik zulässige Notwehr- und Notstandshandlungen 
zugunsten der sozialistischen Staats- und Gesell-
schaftsordnung verhindern. 

Nummer 6 sieht die Beseitigung des in § 110 Ziffer 1 
des Strafgesetzbuchs der Deutschen Demokratischen 
Republik enthaltenen Straferschwerungsgrundes der 
Gefährdung der sozialistischen Staats- und Gesell-
schaftsordnung vor. 

Nummer 7 beruht auf den gleichen Erwägungen wie 
Nummern 2 und 5. Der aufzuhebende § 96 des Straf-
gesetzbuchs der Deutschen Demokratischen Repu-
blik richtet sich zudem gegen eine Vereinigung der 
beiden deutschen Staaten. Die Vorschriften können in 
ihrer gegenwärtigen Form nicht mehr angewendet 
werden und bedürfen einer späteren Neuregelung 
entsprechend den Grundsätzen einer freiheitlichen, 
demokratischen und rechtsstaatlichen Ordnung. 

Nummer 8 sieht die Nichtanwendung von Vorschrif-
ten des Strafgesetzbuchs der Deutschen Demokrati-
schen Republik vor, die mit Ausnahme der §§ 57, 214 
durch planwirtschaftliche Strukturen geprägt sind 
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und deshalb auf Taten, die nach Inkrafttreten des 
Staatsvertrages begangen werden, nicht mehr ange-
wendet werden dürfen. Soweit einschlägige Strafvor-
schriften auch in der Bundesrepublik Deutschland 
existieren, sind einzelne Vorschriften nicht völlig zu 
streichen. Im Interesse des Schutzes vor wucherischer 
wirtschaftlicher Ausbeutung sollen bis zum Inkrafttre-
ten einer Neuregelung § 173 des Strafgesetzbuchs der 
Deutschen Demokratischen Republik in einen Tatbe-
stand gegen Wucher und die bisherige Regelung des 
§ 166 (vgl. Absatz 1 Nr. 2) in eine Strafvorschrift ge-
gen Datenveränderung und Computersabotage um-
gestaltet werden. Eine differenzie rte Behandlung der 
bisherigen §§ 165 ff. des Strafgesetzbuchs der Deut-
schen Demokratischen Republik sollte im Hinblick auf 
zuvor begangene Straftaten nicht ausgeschlossen 
werden. Dies gilt ebenso für §§ 57, 214, welche in ihrer 
gegenwärtigen Form ebenfalls auf nach Inkrafttreten 
des Vertrages begangene Taten nicht mehr angewen-
det werden dürfen. 

Zu Nummer 20 

Das Wiedereingliederungsgesetz der Deutschen De-
mokratischen Republik darf bis zu seiner Neurege-
lung nicht mehr angewendet werden. Das Wiederein-
gliederungsgesetz ist von dem Gedanken der Erzie-
hung des Straftäters durch Kollektive geprägt und legt 
den Betrieben Verpflichtungen bei der Wiederein-
gliederung von Straftätern auf, die nur unter Zugrun-
delegung planwirtschaftlicher Wi rtschaftsstrukturen 
zu realisieren sind. 

Zu Nummer 21 

Die hier vorgesehenen Änderungen in den zahlrei-
chen, die Rechtspflege be treffenden Rechtsvorschrif-
ten der Deutschen Demokratischen Republik knüpfen 
an Artikel 5 des Vertrages an, nach dem die Deutsche 
Demokratische Republik gerichtlichen Rechtsschutz 
nach rechtsstaatlichen Grundsätzen gewährleistet. 
Sie konkretisieren zugleich die im Gemeinsamen Pro-
tokoll unter Teil B Abschnitt I Nr. 1 bis 3 enthaltenen 
Leitsätze. Auf die dortigen Begründungen wird Bezug 
genommen. 

In diesem Bereich ist es weder erforderlich noch sach-
gerecht, die von der Deutschen Demokratischen Re-
publik vorzunehmenden Änderungen im einzelnen 
und im Wortlaut festzulegen. Es genügt vielmehr, die 
Grundsätze zu bezeichnen, nach denen die Deutsche 
Demokratische Republik in den verschiedenen Teil-
bereichen der die Rechtspflege betreffenden Gesetze 
und Verordnungen ihr Recht ändern wird. Dabei wird 
sich vielfach die Nichtanwendbarkeit besonders pro-
blematischer Regelungen des bisherigen Rechts auch 
ohne ausdrückliche Wortlautänderung bereits aus Ar-
tikel 4 Abs. 1 Satz 1 des Vertrages in Verbindung mit 
den im Gemeinsamen Protokoll unter Teil A Ab-
schnitt I Nr. 1 und 2 und Nr. 1 bis 3 enthaltenen Leit-
sätzen ergeben; insoweit wird eine Wortlautänderung 
dann zweckmäßig sein, wenn das jewei lige Gesetz 
ohnehin der Änderung bedarf. 

Unter den die Rechtspflege betreffenden Rechtsvor-
schriften befinden sich teilweise solche, bei denen es 
keiner sehr tiefgreifenden Änderungen bedarf, um für 
die Zeit der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
einen ausreichenden Rechtsschutz zu gewährleisten, 
so beispielsweise im Erkenntnisverfahren des Zivil-
prozeßrechts und im Strafprozeßrecht. Teilweise, so 
im Gerichtsverfassungsrecht, im Staatsanwaltschafts-
recht und bei den Vorschriften über die Gesellschaft-
lichen Gerichte sowie bei der Rechtsberatung, sind 
umfangreiche Veränderungen notwendig. In einigen 
Bereichen, namentlich beim Rechtsschutz in abga-
ben-, sozial- und sonstigen verwaltungsrechtlichen 
Angelegenheiten, bedarf es der Schaffung neuer Nor-
men. 

Bei der Vereinbarung des Umfangs der für die Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion unerläßlichen 
Änderungen sind die begrenzten personellen und ma-
teriellen Ressourcen berücksichtigt worden; die Ziel

-

vorgaben für die Änderungen beschränken sich auf 
das aus rechtsstaatlichen Gründen sowie für das 
Funktionieren einer wirksamen Rechtspflege uner-
läßliche Maß. Der Deutschen Demokratischen Repu-
blik bleibt es unbenommen, weitergehende Änderun-
gen zu verwirklichen, sobald die tatsächliche Situa-
tion es ermöglicht. 

Über die Änderung der Vorschriften hinaus erfordert 
eine funktionsfähige Rechtspflege im personellen und 
organisatorischen Bereich quan titative und qualita-
tive Verbesserungen; namentlich ist eine intensive 
Fortbildung der in der Rechtspflege der Deutschen 
Demokratischen Republik tätigen Berufsangehöri-
gen, vor allem in den neuen Rechtsgebieten, unerläß-
lich. Dazu bedarf es der Unterstützung durch die Bun-
desrepublik Deutschland. Die hierfür erforderlichen 
Maßnahmen sind teilweise bereits eingeleitet; teil-
weise werden sie in enger Zusammenarbeit mit den 
dafür zuständigen Stellen der Deutschen Demokrati-
schen Republik vorbereitet. 

Zu Buchstabe a 

Das Gerichtsverfassungsrecht der Deutschen Demo-
kratischen Republik enthält Vorschriften, die eine Be-
einflussung der Gerichte durch staatliche Organe 
(§ 14 Gerichtsverfassungsgesetz) und eine Lenkung 
der Rechtsprechung durch das Oberste Gericht im 
Zusammenwirken mit dem Ministe rium der Justiz 
(z. B. §§ 20, 21 Gerichtsverfassungsgesetz) vorsehen. 
Diese Regelungen sind aufzuheben. 

Der in Artikel 101 Abs. 1 der Verfassung der Deut-
schen Demokratischen Republik garantierte Grund-
satz des gesetzlichen Richters wird durch mehrere 
Vorschriften des Gerichtsverfassungsgesetzes durch-
brochen. So können beispielsweise nach § 25 Abs. 2, 
§ 33 Abs. 4, § 41 Abs. 56 Gerichtsverfassungsgesetz 
die Direktoren der Kreis- und Bezirksgerichte sowie 
der Präsident oder die Vizepräsidenten des Obersten 
Gerichts in jedem Verfahren den Vorsitz überneh-
men. Zudem kann nach § 30 Abs. 2 Gerichtsverfas-
sungsgesetz der Direktor des Bezirksgerichts jede 
beim Kreisgericht anhängige Sache wegen ihrer Be-
deutung an das Bezirksgericht heranziehen, auf An- 
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trag der Staatsanwaltschaft muß er dies tun. Diese das 
Recht auf den gesetzlichen Richter durchbrechenden 
Regelungen sind geeignet, das Vertrauen der Recht

-

suchenden in eine unabhängige Rechtsprechung zu 
erschüttern, sie sind daher aufzuheben. 

Die in den §§ 17 ff. Gerichtsverfassungsgesetz vorge-
sehene Zusammenarbeit der Gerichte mit den örtli-
chen Volksvertretungen und mit anderen Organen ist 
mit der Neutralität der Gerichte nicht zu vereinbaren. 
Die Gerichte sind berufen, die anderen Staatsgewal-
ten zu kontrollieren. Diese Befugnis forde rt  eine 
strenge Scheidung von den anderen Staatsgewalten. 
Die genannten Regelungen werden aufzuheben 
sein. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe aa 

Die Umgestaltung der Wirtschaft der Deutschen De-
mokratischen Republik von einer sozialistischen Plan-
wirtschaft zu einer Sozialen Marktwirtschaft erfordert 
Verfahrensregelungen, die den Anspruch aller Bür-
ger, Investoren und anderer am Wi rtschaftsleben Be-
teiligter auf gerichtlichen Rechtsschutz sichern und 
ein von fremden Einflüssen freies Verfahren gewähr-
leisten. 

Der im materiellen Recht geltende Grundsatz der Ver-
tragsfreiheit muß im Zivilprozeßrecht seine Entspre-
chung finden. Daher sind Vorschriften aufzuheben, 
die die Befugnis der Parteien zur Verfügung über den 
Streitstoff und -gegenstand beeinträchtigen. Zumin-
dest in Rechtsstreitigkeiten über vermögensrechtliche 
Ansprüche muß es grundsätzlich den Parteien über-
lassen bleiben, welchen Tatsachenstoff sie dem Ge-
richt zur Entscheidung unterbreiten. Die Verpflich-
tung und Ermächtigung der Gerichte, auch von den 
Parteien nicht vorgebrachte Tatsachen zu ermitteln 
und ggf. Beweis darüber zu erheben (§ 2 Abs. 2 Satz 2 
DDR/ZPO, § 54 Abs. 1 Satz 2 DDR/ZPO) ist entspre-
chend einzuschränken. Zur Wirksamkeit gerichtlicher 
Vergleiche (Einigungen) bedarf es nicht der Bestäti-
gung durch das Gericht (vgl. § 46 Abs. 1 Satz 1 
DDR/ZPO). 

Des weiteren sind Vorschriften zu beseitigen, die 
staatlichen Stellen oder gesellschaftlichen Gruppen 
und Organisationen eine Mitwirkung im gerichtlichen 
Verfahren oder eine Einflußnahme auf den Ablauf von 
Rechtsstreitigkeiten ermöglichen. Einzuschränken ist 
insbesondere die Befugnis der Staatsanwaltschaft, in 
jedem Verfahren mitzuwirken und Rechtsmittel ein-
zulegen (§§ 7, 149, 160 Abs. 1 DDR/ZPO). Es bleibt 
der Deutschen Demokratischen Republik überlassen, 
ob sie ihre Beteiligung in Fällen vorsehen will, in de-
nen Belange der Allgemeinheit wahrgenommen wer-
den, wie z. B. in bestimmten Familienrechtssachen 
oder im Entmündigungsverfahren. 

Damit der Zivilprozeß seiner eigentlichen Bestim-
mung, dem Schutz subjektiver Rechte, gerecht wer-
den kann, sollen Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung, die auf eine Erziehung der Gesellschaft abzie-
len (z. B. § 2 Abs. 1, 4, §§ 4, 43 Abs. 2, § 49 Abs. 1 
Satz 3), aufgehoben werden. 

Zu Buchstabe b Doppelbuchstabe bb 

Die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion setzt im 
Bereich der Zwangsvollstreckung Regelungen vor-
aus, die dem System einer Marktwirtschaft entspre-
chen und Investitionen in der Deutschen Demokrati-
schen Republik nicht im Wege stehen. Die Vollstrek-
kungsschutzregeln und insbesondere die Pfändungs-
freigrenzen, die bei der Pfändung von Arbeitseinkom-
men gelten, sollten schrittweise den bundesdeutschen 
Regeln angepaßt werden. 

Der Umwandlung von Volkseigentum in Kapitalge-
sellschaften oder andere Rechtsformen durch Verord-
nung des Ministerrats der Deutschen Demokratischen 
Republik vom 1. März 1990 muß die rechtliche Gleich-
stellung verbliebenen Volkseigentums mit dem Pri-
vateigentum folgen. Insbesondere muß die Unpfänd-
barkeit des Volkseigentums (§ 20 Abs. 3 Satz 2 ZGB) 
entfallen. Bezüge zur sozialistischen Gesellschafts-
ordnung (§ 85 Abs. 1 Satz 2 ZPO/DDR) können nicht 
aufrechterhalten werden. 

Zu dem notwendigen Abbau marktwirtschaftlicher 
Hemmnisse zählt die Besei tigung aller Preisrege-
lungsvorschriften bei der Verwertung gepfändeter 
Sachen einschließlich der unbeweglichen Sachen, 

§ 11 Abs. 1, § 15 Abs. 1, § 16 Abs. 1 und 3, § 17 
Abs. 1, 2 und 3 Dritte Durchführungsbestimmung 
zur ZPO — Pfändung von Sachen und Vollstrek-
kung sonstiger Ansprüche — vom 1. Oktober 1984 
(3. DB z. ZPO); §§ 6, 7 Abs. 4, § 9 Abs. 3 und 4, § 10 
Satz 1, § 11 Nr. 3, § 12 Abs. 2 Nr. 2 und 6 der Ver-
ordnung über die Vollstreckung in Grundstücke 
und Gebäude vom 18. Dezember 1975 (VO vom 
1. Oktober 1984) 

ebenso wie die Ermöglichung des freien Erwerbs im 
Wege der Zwangsvollstreckung nach Versteigerungs-
grundsätzen (Zuschlag zum Meistgebot) — auch unter 
Beseitigung staatlicher Vor- oder Ankaufsrechte. 

§ 123 Abs. 1 ZPO/DDR; § 12 Abs. 3 Satz 2, § 14 
Abs. 3, § 16 Abs. 2, § 18 3. DB z. ZPO; § 11 Nr. 4 und 
5, § 13 Abs. 1, § 15 VO vom 18. Dezember 1975 

Staatliche Vorteile in der Zwangsvollstreckung 

§§ 87, 105 Abs. 1 Nr. 5, § 125 Abs. 1 ZPO/DDR; § 12 
Abs. 4, § 16 Abs. 4 VO vom 18. Dezember 1975 

stören den freien Wettbewerb, sind investitionshem-
mend und müssen deshalb beseitigt werden. 

Die Einführung der Deutschen Mark macht die Vor-
schriften überflüssig, die mit der Inkonvertibilität der 
Mark der Deutschen Demokratischen Republik zu-
sammenhängen. 

§ 123 Abs. 1 ZPO/DDR, § 7 Abs. 2 3. DB z. ZPO 

In einer Sozialen Marktwirtschaft kommt der Kreditsi-
cherung eine besondere Bedeutung zu. Die bedeut-
samste Sicherheit, die der durchschnittliche Arbeit-
nehmer in der Regel zu bieten hat, ist sein Arbeitsein-
kommen. Die sachlichen Vorrangregelungen für be-
stimmte Forderungsarten im Rahmen der Schuldenre-
gulierung 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7350 

§ 85 Abs. 3, § 101 Abs. 1 und 2, § 105 Abs. 1, 
§ 113 ZPO/DDR 

stellen die Kreditsicherung durch Abtretung von Ar-
beitseinkommen weitgehend in Frage. Privatinvesti-
tionen mit Hilfe von Krediten dürften angesichts der 
Befriedigung eines Nachholbedarfs besonders wich-
tig sein. 

Ein enges Vertrauensverhältnis zwischen Banken und 
ihren Kunden muß gewährleistet sein. Auskunfts-
pflichten der Banken 

§ 95 Abs. 4 ZPO/DDR 

stehen dem entgegen. 

Zur Errichtung eines Mindeststandards an Rechts-
staatlichkeit ist der gerichtsfremde staatliche Einfluß 
im Vollstreckungsverfahren zu besei tigen. 

§§ 87, 111 Abs. 2 ZPO/DDR 

Die „Vollstreckungsregeln" für Vollstreckungstitel 
der staatlichen Vertragsgerichte können als unsyste-
matische Sonderregeln keinen Bestand haben. 

Die Einschränkung der Übertragbarkeit und Pfänd-
barkeit von Forderungen muß aus Gründen der 
Rechtssicherheit dem Gesetzgeber vorbehalten blei-
ben. 

§ 96 Abs. 1 Satz 2 ZPO/DDR 

Betriebe müssen sich auf den marktwirtschaftlichen 
Wettbewerb konzentrieren und von ihren Mitwir-
kungspflichten im Vollstreckungsverfahren — soweit 
möglich — entbunden werden. 

§ 85 Abs. 2, § 107 Abs. 4 ZPO/DDR 

Dies gilt in besonderer Weise bei der Pfändung von 
Arbeitseinkünften. 

§ 97 Abs. 3, §§ 108 bis 110, 113 Abs. 3 ZPO/DDR 

Die Wirkung der Pfändung auch für künftige Arbeits-
verhältnisse und die daraus resultierenden weitrei-
chenden Mitwirkungspflichten der Betriebe wirken 
kostensteigernd und verringern somit die Wettbe-
werbsfähigkeit. Diese Regelungen könnten ferner 
— wegen der andersartigen Regelung in der Bundes-
republik Deutschland — Arbeitskräfte zum Verlassen 
der Deutschen Demokratischen Republik veranlas-
sen, um sich der Pfändung zu entziehen. 

Unterschiedliche Vollstreckungsschutzregeln in der 
Deutschen Demokratischen Repub lik und in der Bun-
desrepublik Deutschland, insbesondere aber die 
völlig verschiedenen Pfändungsfreibeträge bei der 
Pfändung von Arbeitseinkommen, begünstigen uner-
wünschte Wanderbewegungen von Arbeitnehmern. 

§§ 98, 102 ZPO/DDR; Zweite Durchführungsbe-
stimmung zur ZPO — Pfändbarkeit von Geldlei-
stungen der Sozialversicherung — vom 1. Dezem-
ber 1977 

Während der pfändungsfreie Betrag für Arbeitnehmer 
mit niedrigem und mittlerem Einkommen in der Deut-
schen Demokratischen Republik im Verhältnis zur 
Bundesrepublik Deutschland relativ gering ist, liegt 
dieser Betrag bei hohen Einkommen über dem in der 
Bundesrepublik Deutschland geltenden Pfändungs

-

freibetrag. Diese Regelungen sollten schrittweise und 
in Abstimmung mit der Entwicklung des Lohnniveaus 
in der Deutschen Demokratischen Republik angegli-
chen werden. 

Zu Buchstabe c 

Die Befugnis der Gesellschaftlichen Gerichte (Kon-
flikt- und Schiedskommissionen) zur Erledigung ein-
facher zivilrechtlicher Streitigkeiten, von Strafsachen 
und von Ordnungswidrigkeiten kann deshalb zu-
nächst beibehalten werden, weil gegen ihre Entschei-
dungen den Betroffenen in allen Fällen die Anrufung 
der staatlichen Gerichte möglich ist. Der völlige Ver-
zicht auf die Gesellschaftlichen Gerichte würde zu 
einer zusätzlichen Belastung der staatlichen Gerichte 
führen; für den quantitativ wich tigen Bereich der 
Strafsachen wären darüber hinaus Änderungen im 
materiellen Strafrecht und im Strafverfahrensrecht 
notwendig, die wohl kurzfristig rea lisiert  werden 
müßten. 

Die bisherige Zuständigkeit für arbeitsrechtliche 
Streitigkeiten soll durch die neu zu schaffenden neu-
tralen Schiedsstellen ersetzt werden. Auf die Ausfüh-
rungen zu Artikel 5 Abs. 3 des Vertrages und zu Ab-
schnitt II Nr. 2 der Anlage IV wird verwiesen. 

Zu Buchstabe d 

Die Führung der Register obliegt in der Deutschen 
Demokratischen Republik Verwaltungsbehörden. 
Nur das Register der Unternehmen mit ausländischer 
Beteiligung in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik wird vom staatlichen Vertragsgericht geführt, 
doch ist auch diese Behörde kein Gericht im Sinne des 
Grundgesetzes. 

Wegen der Bedeutung der Register für den Rechtsur-
heber ist es mindestens notwendig, gegen Entschei-
dungen der Registerbehörden den Rechtsweg zu er-
öffnen. Selbstverständlich steht es der Deutschen De-
mokratischen Republik frei, die Aufgaben der Regi-
sterführung — was teilweise beabsichtigt oder bereits 
eingeleitet ist — den Gerichten zu übertragen. 

Es genügt, wenn eine gerichtliche Überprüfungsmög-
lichkeit durch eine Instanz geschaffen wird. 

Zu Buchstabe e 

Nach dem bisherigen Recht der Deutschen Demokra-
tischen Republik oblag der Staatsanwaltschaft eine 
allgemeine Gesetzlichkeitsaufsicht, die ihr die Mit-
wirkung in allen gerichtlichen Verfahren ermöglichte. 
Eine solche übermächtige Staatsanwaltschaft, durch 
die der Staat in alle gerichtlichen Verfahren hineinre-
gieren und seinen Einfluß geltend machen kann, wi-
derspricht einer unabhängigen Justiz und gefährdet 
das notwendige Vertrauen der am Rechtsleben Betei-
ligten. Die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft ist da-
her grundsätzlich auf das Strafverfahren zu beschrän-
ken; darüber hinaus kann es der Deutschen Demokra-
tischen Republik überlassen bleiben, sie für be- 
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stimmte Bereiche des Familien-, Kindschafts- und 
Entmündigungsrechts vorzusehen, weil dies allge-
mein anerkannten rechtsstaatlichen Grundsätzen ent-
spricht und in diesem Bereich nicht nur p rivate Inter-
essen be troffen sind. 

Zu Buchstabe f 

Für die Dauer der Währungs-, Wirtschafts- und Sozial-
union bedürfen die Vorschriften über das Strafverfah-
ren keiner tiefgreifenden Änderungen. In einem 
rechtsstaatlichen Strafverfahren hat jedoch die Mit-
wirkung sog. gesellschaftlicher Ankläger und Vertei-
diger (s. z. B. §§ 4, 54, 55, 56 StPO/DDR) keinen Platz. 
Ferner ist es erforderlich, die rechtsstaatlichen und 
menschenrechtlichen Gewährleistungen für den Be-
schuldigten zu verbessern, namentlich sollten die 
Vorschriften ergänzt oder erweitert werden, die die 
Befugnis des Beschuldigten, sich nicht zur Sache zu 
äußern, und die Pflicht, ihn hierüber zu belehren, re-
geln. 

Unanwendbar sind wegen der Leitsätze A Abschnitt I 
Nr. 2 und Abschnitt I Nr. 1 und 2 des Gemeinsamen 
Protokolls diejenigen Vorschriften oder Wendungen 
innerhalb einzelner Vorschriften, die für das Strafver-
fahren auf die Verwirklichung der sozialistischen Ge-
setzlichkeit und ähnlicher Begriffe abstellen, die all-
gemein die Zusammenarbeit der Strafverfolgungsbe-
hörden mit Kollektiven und gesellschaftlichen Kräften 
regelt oder die die Gerichtskritik be treffen. Die frü-
here Zuständigkeit des Ministe riums für Staatssicher-
heit als staatliches Untersuchungsorgan (Ermittlungs-
behörde) in § 88 Abs. 2 Nr. 2 StPO/DDR ist gegen-
standslos geworden. 

Zu Buchstabe g 

In der Deutschen Demokratischen Republik besteht 
keine Finanz- und Sozialgerichtsbarkeit. Ansätze gibt 
es für eine Verwaltungsgerichtsbarkeit: Durch das am 
1. Juli 1989 in Kraft getretene Gesetz über die Zustän-
digkeit und das Verfahren der Gerichte zur Nachprü-
fung von Verwaltungsentscheidungen ist der Ge-
richtsweg für bestimmte enumerativ aufgezählte Ver-
waltungsangelegenheiten in insgesamt 16 Sachge-
bieten eröffnet worden. Allerdings sind wich tige Kon-
fliktbereiche, insbesondere auch das Steuerwesen, 
ausgeklammert. Die Kreisgerichte entscheiden in er-
ster und letzter Instanz über den Antrag des Bür-
gers. 

Ziel einer Rechtsangleichung im Bereich der Rechts-
pflege ist die Schaffung eines umfassenden Rechts-
schutzes, wie in Artikel 19 Abs. 4 des Grundgesetzes 
gewährleistet. Die personellen und sachlichen Res-
sourcen der Deutschen Demokratischen Republik rei-
chen jedoch nicht aus, um den Justizgewährungsan-
spruch der Rechtsuchenden sofort umfassend erfüllen 
zu können (vgl. auch die Erläuterungen zu Artikel 5 
Abs. 1 des Vertrages). 

In einem ersten Schritt werden deshalb die Maßnah

-

men ergriffen, die als Voraussetzungen für Investitio

-

nen in der Deutschen Demokratischen Republik und 

zum Schutze der Investoren notwendig sind. Hierbei 
ist der Begriff des Unternehmers und der Unterneh-
mung weit zu verstehen. Hierzu zählen jedenfalls 

— Unternehmer im Sinne des § 2 UStG, 

— natürliche Personen mit Einkünften aus 

a) Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG), 

b) Gewerbebetrieb (§ 15 EStG), 

c) selbständiger Arbeit (§ 18 EStG), 

d) Kapitalvermögen (§ 20 EStG), 

e) Vermietung und Verpachtung (§ 21 EStG), 

— Körperschaften, Personenvereinigungen und Ver-
mögensmassen im Sinne der §§ 1, 2 KStG. 

Die Deutsche Demokratische Republik will in einem 
ersten Schritt das Gesetz über die Zuständigkeit und 
das Verfahren der Gerichte zur Nachprüfung von Ver-
waltungsentscheidungen ausbauen. Hierbei sind fol-
gende Punkte besonders hervorzuheben: 

1. Die Zulässigkeit des Gerichtsweges soll wesentlich 
erweitert werden und insbesondere auch das Ab-
gaben- und Sozialrecht umfassen. 

2. Im gerichtlichen Verfahren sind den Prozeßpar-
teien jedenfalls die unabdingbaren Rechte, wie 
etwa rechtliches Gehör und Akteneinsichtsrecht, 
eingeräumt. Der Amtsermittlungsgrundsatz soll im 
Gesetz verankert werden. Eine Berufungsinstanz 
beim Bezirksgericht wird eingeführt werden. Nach 
Artikel 5 Abs. 2 Satz 2 und 3 des Vertrages hat sich 
die Deutsche Demokratische Republik verpflichtet, 
diese Angelegenheiten auf wenige Kreis- und Be-
zirksgerichte zu konzentrieren und do rt  Spezial-
spruchkörper einzurichten. Ein effektiver einstwei-
liger Rechtsschutz soll gewährleistet werden; das 
Verfahren richtet sich jedenfalls in diesem ersten 
Stadium nach den Vorschriften der Zivilprozeßord-
nung der Deutschen Demokratischen Republik. 
Dem Gericht soll eine umfassende Entscheidungs-
möglichkeit eingeräumt werden. 

3. Die Staatsanwaltschaft ist am Verfahren nicht mehr 
beteiligt. 

Zu Buchstabe h 

Die Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion wird im 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik die 
Nachfrage nach kompetenter rechtlicher Beratung 
beträchtlich erhöhen. Bis zum Jahreswechsel 
1989/1990 belief sich die Zahl der Rechtsanwälte in-
folge des gesetzlich und faktisch beschränkten Zu-
gangs nur auf etwa 600. Aufgrund der vom Ministerrat 
beschlossenen Verordnung über die Tätigkeit und 
Zulassung von Rechtsanwälten mit eigener Praxis 
vom 22. Februar 1990 sind zwischenzeitlich zwar 
schon weitere 200 Anwälte zugelassen worden, doch 
reicht diese Zahl nicht aus, um die steigende Nach-
frage zu bewäl tigen. 

Zur Sicherung der Unabhängigkeit der Rechtsanwälte 
ist es notwendig, daß Versagung und Entziehung der 
Zulassung gerichtlich nachprüfbar sind. Dies ist durch 
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die genannte Verordnung für die Rechtsanwälte mit 
eigener Praxis bereits vorgesehen, entsprechende 
Vorschriften werden jedoch für alle Rechtsanwälte zu 
treffen sein. 

Insbesondere im Wirtschaftsrecht, das weitgehend 
dem Recht der Bundesrepublik Deutschland entspre-
chen wird, kann dem Bedürfnis nach anwaltlichen 
Dienstleistungen nur unter Beteiligung der Rechtsan-
wälte in der Bundesrepublik Deutschland entspro-
chen werden. Rechts- und Patentanwälten, die ihre 
Niederlassung in der Bundesrepublik Deutschland 
haben, werden deshalb in der Deutschen Demokrati-
schen Republik im Grundsatz anwaltliche Dienstlei-
stungen wie dort  zugelassene Anwälte erbringen dür-
fen. Das schließt nicht aus, daß in Zivilverfahren vor 
Bezirksgerichten und dem Obersten Gericht Vertre-
tungsbeschränkungen bestehen. Dies soll umgekehrt 
auch für die in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik zugelassenen Anwälte gelten. 

Für den Bereich des Nota riats ist die sachliche Unab-
hängigkeit des Notars zu gewährleisten und die Auf-
sicht auf die ordnungsgemäße Amtsführung zu be-
schränken. Bei den von den Notaren zu beurkunden-
den Rechtsgeschäften müssen alle Beteiligten auf eine 
unparteiische Be treuung ihrer Interessen vertrauen 
können. 

Zu III. Sozialunion 

Zu Nummer 1 

Das Gesetz über die Rechte der Gewerkschaften in 
der Deutschen Demokratischen Republik vom 6. März 
1990 wird aufgehoben. Es steht im Widerspruch zum 
Staatsvertrag, nach dem die Deutsche Demokratische 
Republik Koalitionsfreiheit und Koalitionspluralismus 
garantiert, die Tarifautonomie und die Betriebsverfas-
sung einführt. 

Zu Nummern 2 und 3 

Siehe Begründung zu Artikel 19. 

Zu Nummer 4 

Die Deutsche Demokratische Republik wird nach 
Nummer 4 die Konfliktkommissionsordnung aufhe-
ben. Die Konfliktkommissionen haben als sogenannte 
Gesellschaftliche Gerichte in Arbeitsrechtsfällen ent-
schieden. Erst danach konnten die staatlichen Ge-
richte angerufen werden. An deren Stelle treten neu-
trale Schiedsstellen, so daß die Konfliktkommissions-
ordnung insoweit gegenstandslos geworden ist. 

Zu Nummern 5 und 6 

Die Regelungen müssen aufgehoben werden, weil die 
Zuständigkeit des FDGB für die Sozialversicherung 
entfällt. 

Zu Nummer 7 

Die Deutsche Demokratische Republik verpflichtet 
sich, das Arbeitsgesetzbuch zu ändern. Das Arbeits-
gesetzbuch ist in weiten Teilen nicht mit dem Staats-
vertrag vereinbar. Die Arbeitsrechtsordnung der 
Deutschen Demokratischen Republik muß in Zukunft 
der Sozialen Marktwirtschaft entsprechen. 

Zu Nummern 8 bis 12 

Siehe Begründungen zu Artikeln 18, 20, 21, 23 sowie 
zu Abschnitt IV Leitsatz 2 des Gemeinsamen Proto-
kolls zum Staatsvertrag. 

Zu Nummer 13 

Folgeregelung zur Regelung des Artikels 24. 

Zu Anlage IV  

Anlage IV enthält die von der Deutschen Demokrati-
schen Republik bis zum Inkrafttreten des Vertrages 
neu zu erlassenden Rechtsvorschriften auf den Gebie-
ten der Wirtschafts- und Sozialunion, des Staatshaus-
halts und der Finanzen sowie des Datenschutzes. 

Zu I. Wirtschaftsunion 

Zu Nummer 1 

Das wenige Bestimmungen umfassende Gesetz über 
die Niederlassung gebietsfremder Unternehmen in 
der Deutschen Demokratischen Republik soll dazu 
dienen, bundesdeutschen und ausländischen Investo-
ren in gleicher Weise wie Unternehmen der Deut-
schen Demokratischen Republik den Marktzugang zu 
ermöglichen. Einer solchen Regelung kommt im Hin-
blick auf den notwendigen breiten Zustrom von west-
lichem Kapital, insbesondere auch zur Arbeitsplatz-
schaffung, besondere Bedeutung zu. Mit einem libe-
ralen Niederlassungsgesetz richtet die Deutsche De-
mokratische Republik entsprechend Artikel 10 Abs. 3 
zugleich ihr Recht auch auf die wirtschaftspolitischen 
Ziele der Europäischen Gemeinschaften aus. 

Das Gesetz gilt gleichermaßen für gewerbliche und 
freiberufliche Tätigkeiten. Für die Aufnahme von 
Bank- und Versicherungsgeschäften ist wegen des 
besonderen Zusammenhangs mit der Währungsunion 
und der Bedeutung eines einheitlichen Aufsichts-
rechts die Anwendung bundesdeutschen Rechts vor-
gesehen. 

Zu Nummer 2 

Nach Aufhebung der devisenrechtlichen Vorschriften 
in der Deutschen Demokratischen Republik sind in 
Anlehnung an das Außenwirtschaftsgesetz Rechtsvor-
schriften zur Libera lisierung des Waren-, Dienstlei- 
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stungs-, Kapital- und Zahlungsverkehrs mit dem Aus-
land erforderlich. 

Zu Nummer 3 

Die Einführung der Währungs-, Wirtschafts- und So-
zialunion erfordert, daß in der Deutschen Demokrati-
schen Republik die staatlich reglementierten Preise 
durch Marktpreise ersetzt werden. 

Das Gesetz über die Preisbildung und die Preisüber-
wachung schafft hierfür die Voraussetzungen. Mit sei-
nem Inkrafttreten gilt in der Deutschen Demokrati-
schen Republik der Grundsatz der freien Preisbil-
dung. Anbietern und Nachfragern bleibt es damit frei-
gestellt, zu welchen Preisen sie kontrahieren wollen. 
Preisfreiheit muß künftig überall do rt  herrschen, wo 
Anbieter miteinander im Wettbewerb stehen. Aus-
nahmen von diesem Prinzip sollten nur do rt  zugelas-
sen werden, wo diese Voraussetzungen nicht gege-
ben sind oder staatliche Preisregelungen aus anderen 
zwingenden gesamtwirtschaftlichen Gründen not-
wendig erscheinen. 

Das Gesetz enthält ferner Regelungen für den Erlaß 
und die Aufhebung von staatlichen Preisregelungen, 
die Preisauszeichnung von Waren und Leistungen, 
die Preisüberwachung festgesetzter Preise und die 
Verhinderung mißbräuchlicher Praktiken bei freien 
Preisen. 

Zu Nummer 4 

Das in der Deutschen Demokratischen Republik be-
stehende zentrale Meldesystem muß rechtsstaatli-
chen Grundsätzen angepaßt werden. Dies soll zu-
nächst durch die Vereinheitlichung der Bestimmun-
gen über Datenübermittlungen geschehen. Gleichzei-
tig wird dadurch eine Grundlage für die melderecht-
liche Amtshilfe im innerdeutschen Verwaltungsver-
kehr gelegt. 

Zu Nummer 5 

Die Wirtschaftsprüfer in der Deutschen Demokrati-
schen Republik, die nicht unabhängig und freiberuf-
lich, sondern als Angehörige der Staatlichen Finanz-
revision des Finanzministeriums tätig sind, sind der-
zeit nicht in der Lage, sofort die auf sie zukommenden 
Aufgaben zu bewäl tigen. 

Deshalb soll sichergestellt werden, daß mit Inkrafttre-
ten der Währungs- und Wi rtschaftsunion Personen 
und Gesellschaften, die nach dem Recht der Bundes-
republik Deutschland zur Tätigkeit des Wirtschafts-
prüfers oder des vereidigten Buchprüfers befugt sind, 
im gleichen Umfang auch in der Deutschen Demokra-
tischen Republik ihre Tätigkeit ausüben dürfen. Dar-
über hinaus soll die Deutsche Demokratische Repu-
blik ab 1. Januar 1991 das Wirtschaftsprüferrecht der 
Bundesrepublik Deutschland übernehmen und damit 
gleiche gesetzliche Grundlagen für einen freien 
und unabhängigen wirtschaftsprüfenden Beruf schaf-
fen. Das Wirtschaftsprüferrecht der Bundesrepublik 

Deutschland entspricht den harmonisierten Anforde-
rungen der Europäischen Gemeinschaften an die 
Mindestqualifikation des Abschlußprüfers. 

Mit der Einführung eines Steuersystems nach dem 
Vorbild der Bundesrepublik Deutschland wird in der 
Deutschen Demokratischen Republik auch ein großer 
Bedarf an steuerberatenden Dienstleistungen entste-
hen. Entsprechend den Regelungen für Wirtschafts-
prüfer wird auch die Einführung des in der Bundesre-
publik Deutschland geltenden Rechts der Hilfelei-
stung in Steuersachen einschließlich des Berufsrechts 
der steuerberatenden Berufe spätestens ab 1. Januar 
1991 sowie die sofortige Möglichkeit der Berufsaus-
übung in der Deutschen Demokratischen Republik 
vereinbart . 

Zu II. Sozialunion 

Zu Nummer 1 

Folgeregelung zur Regelung des Artikels 19. 

Zu Nummer 2 

Zur sozialen Absicherung Schwerbehinderter im Ar-
beitsleben ist die Einführung eines Schwerbehinder-
tenrechts notwendig, das dem Schwerbehindertenge-
setz in der Bundesrepublik Deutschland entspricht. 

Zu Nummer 3 

Siehe Begründung zu Artikel 21 Abs. 3. 

Zu Nummern 4 und 5 

Siehe Begründung zu Artikel 20. 

Zu Nummer 6 

Die Deutsche Demokratische Republik verpflichtet 
sich, mit Einführung der Sozialunion Schiedsstellen 
für arbeitsrechtliche Streitigkeiten zu errichten. Es 
wird nicht ausbleiben, daß sich aufgrund der in der 
Deutschen Demokratischen Republik geltenden 
neuen Arbeitsrechtsordnung Streitfragen zwischen 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern ergeben. Da es zur 
Zeit dort keine eigenständige Arbeitsgerichtsbarkeit 
gibt und der Aufbau einer solchen Gerichtsbarkeit 
einige Zeit in Anspruch nehmen wird, sollen bis dahin 
staatliche Schiedsstellen Streitigkeiten zwischen Ar-
beitgebern und Arbeitnehmern über die Rechte und 
Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis entscheiden. 
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Zu Nummer 7 

Folgeregelung zur Regelung des Artikels 24. 

Zu III. Staatshaushalt und Finanzen 

Zu Nummer 1: Haushaltsrecht 

Ein schnelles bruchloses Zusammenwachsen der 
Volkswirtschaften beider Vertragsstaaten zur Wäh-
rungs-, Wirtschafts- und Sozialunion setzt ein mög-
lichst weitgehend übereinstimmendes Recht über die 
Haushaltswirtschaft und eine gleiche Haushaltssyste-
matik voraus. Aus diesem Grunde ist mit der Deut-
schen Demokratischen Republik eine Haushaltsord-
nung für die Deutsche Demokratische Republik erar-
beitet worden. Um auch die sich bildenden Länder in 
dieses Haushaltsrecht einzubinden, übernimmt die 
Deutsche Demokratische Republik außerdem das 
Haushaltsgrundsätzegesetz der Bundesrepublik 
Deutschland. 

Diese Haushaltsordnung wird das gesamte Verwal-
tungshandeln einer Finanzkontrolle durch den Rech-
nungshof der Deutschen Demokratischen Republik 
unterwerfen, um eine sparsame Haushalts- und Wi rt

-schaftsführung der Regierung und die Überprüfung 
der Haushaltswirtschaft der Regierung durch die 
Volkskammer sicherzustellen. 

Die Deutsche Demokratische Republik wird daher bis 
zur Errichtung der Währungs-, Wirtschafts- und Sozi-
alunion ein Gesetz über die Errichtung eines unab-
hängigen Rechnungshofes erlassen. 

Zu Nummer 2: Recht der besonderen 
Verbrauchsteuern 

Die Deutsche Demokratische Republik regelt ihr Ver-
brauchsteuerrecht entsprechend den Verbrauchsteu-
ervorschriften der Bundesrepublik Deutschland und 
gleicht insoweit ihr Steuersystem dem der Bundesre-
publik Deutschland an. Sie erzielt auf diese Weise 
eigene Staatseinnahmen und schafft die Vorausset-
zung für den Wegfall der steuerlichen Grenzkontrol-
len zwischen den Vertragsparteien. Im übrigen wird 
auf die Erläuterungen zu Artikel 30 (Zölle und beson-
dere Verbrauchsteuern) verwiesen. 

Zu Nummer 3: Recht des Branntweinmonopols 

Die Deutsche Demokratische Republik wird neben 
der Branntweinsteuer auch das Branntweinmonopol 
als nationale Marktordnung für Agraralkohol einfüh-
ren. Die Vergabe von Brennrechten als Steuerungs-
mittel für die Alkoholproduktion soll nur im Einver-
nehmen mit der Regierung der Bundesrepublik 
Deutschland erfolgen. Damit sollen wegen der Höhe 
der Brennrechte und ihrer Verteilung Probleme bei 
der späteren Bildung eines einheitlichen Monopolge-
biets vermieden werden. 

Zu Nummer 4: Recht der Besitz- und 
Verkehrsteuern 

Anknüpfend an Artikel 31 Abs. 1 des Vertrages re-
geln die Nummern 4 und 5 die Einzelheiten der Neu-
ordnung des Besitz- und Verkehrsteuerrechts der 
Deutschen Demokratischen Republik. 

Die Deutsche Demokratische Republik schafft nach 
Nummer 4 Satz 1 insgesamt ein Steuerrecht entspre-
chend dem der Bundesrepublik Deutschland. Abwei-
chungen bei einzelnen Regelungen sind möglich, so-
weit sie sachlich geboten sind und hierüber Einver-
nehmen der Vertragsparteien besteht (Satz 2). Zur 
Wahrung der Rechtseinheit in der Übergangszeit bis 
zur Einheit Deutschlands ist festgelegt, daß die Deut-
sche Demokratische Republik auch später eintreten-
den Änderungen des Steuerrechts der Bundesrepu-
blik Deutschland unter dem geschilderten Vorbehalt 
von Abweichungen folgt (Satz 3). 

Die Neuordnung erfolgt in zwei Stufen (Satz 4). Um 
Wettbewerbsverzerrungen zu vermeiden und zur Si-
cherung der notwendigen Staatseinnahmen, wird das 
Recht der Umsatzsteuer, der Versicherungsteuer und 
der Wechselsteuer — sowie das Steuerverfahrens-
recht — der Bundesrepublik Deutschland bereits mit 
Wirkung ab Errichtung der Währungsunion in der 
Deutschen Demokratischen Republik eingeführt. Das 
Recht der übrigen in Nummer 4 aufgeführten Steuern 
wird — vorbehaltlich der folgenden Nummer 5 — mit 
Wirkung ab 1. Januar 1991 geregelt; ein früherer Ter-
min würde die für die Durchführung der Besteuerung 
verantwortliche Finanzverwaltung vor unüberwindli-
che Probleme stellen. 

Der abschließende Satz 5 hebt hervor, daß bei der 
Neuordnung des Steuerrechts der besonderen Struk-
tur der landwirtschaftlichen Betriebe in der Deutschen 
Demokratischen Republik Rechnung zu tragen ist, um 
die Chancengleichheit dieser Betriebe zu gewährlei-
sten. 

Zu Nummer 5: Regelung bei der Einkommen- und 
Lohnsteuer sowie der 
Körperschaftsteuer 

Die Vorschrift enthält einige von den Bestimmungen 
in Nummer 4 abweichende Regelungen und Über-
gangsregelungen. 

Die Regelung der steuerlichen Gewinnermittlung ent-
sprechend den Vorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland bereits zum Zeitpunkt der Errichtung der 
Währungsunion (Satz 1 Buchstabe a) soll die Investi-
tionsbereitschaft fördern und investierenden Unter-
nehmen von Anfang an Klarheit über ihre steuerliche 
Belastung verschaffen. 

Die unveränderte Weitergeltung des bisherigen 
Lohnsteuerrechts der Deutschen Demokratischen Re-
publik hätte für die Arbeitnehmer in der Deutschen 
Demokratischen Republik im Vergleich zur Bundesre-
publik Deutschland eine höhere Lohnsteuerbelastung 
zur Folge. Mit dem Inkrafttreten der Währungsunion 
sollen deshalb nach Satz 1 Buchstabe b auch die Ar-
beitnehmer in der Deutschen Demokratischen Repu- 
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blik in den Genuß des günstigeren Lohnsteuertarifs 
der Bundesrepublik Deutschland kommen, der insbe-
sondere die Sozialversicherungsbeiträge mit der Vor-
sorgepauschale berücksichtigt. Aus Gründen der 
Praktikabilität muß sich allerdings die Neuregelung 
entsprechend dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland im wesentlichen auf die Anwendung der 
Einkommensteuer-Grundtabelle und der in den Lohn-
steuer-Tabellen bereits eingearbeiteten Frei- und 
Pauschbeträge beschränken. Gleichwohl tritt dadurch 
für die große Mehrzahl der Arbeitnehmer in der Deut-
schen Demokratischen Republik eine spürbare Steu-
erentlastung ein. Steuerfreie Lohnanteile werden nur 
noch in dem am 1. Mai 1990 tarifvertraglich verein-
barten Umfang anerkannt. 

Die bisherige, an der sozialistischen Planwirtschaft 
orientierte hohe Abgabenbelastung der volkseigenen 
Wirtschaft kann nach Errichtung der Währungsunion 
nicht fortgeführt werden. Satz 2 legt fest, daß die 
durch Umwandlung volkseigener Kombinate, Be-
triebe und Einrichtungen entstandenen Unternehmen 
schon für das zweite Halbjahr 1990 in die Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer und Vermögensteuer 
überführt werden. In dieser Übergangszeit richtet sich 
die Besteuerung nach den geltenden Steuergesetzen 
der Deutschen Demokratischen Republik in der Fas-
sung des Steueränderungsgesetzes vom 6. März 1990 
unter Berücksichtigung der Neuregelung der Ge-
winnermittlung nach Satz 1 Buchstabe a. Ziel ist es, 
für diesen Wirtschaftsbereich eine Steuerbelastung zu 
erreichen, die mit der Belastung von Unternehmen in 
der Bundesrepublik Deutschland vergleichbar ist. 

Zu Nummer 6: Zollrecht 

Die Deutsche Demokratische Republik wird mit Be-
ginn der Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion 
wesentliche Teile des in der Bundesrepublik Deutsch-
land geltenden Zollrechts in Form eines Zollgesetzes 
mit entsprechenden Durchführungsbestimmungen 
einführen. Damit ist die Deutsche Demokratische Re-
publik in der Lage, das von ihr zu diesem Zeitpunkt 
ebenfalls eingeführte Umsatz- und Verbrauchsteuer

-

recht auch im Hinblick auf Ein- und Ausfuhren anzu-
wenden. Die Einführung des EG-Zollrechts ein-
schließlich des Gemeinsamen Zolltarifs wird — unbe-
schadet etwaiger Übergangsregelungen — von der 
Deutschen Demokratischen Republik bis zur Herstel-
lung der deutschen Einheit abgeschlossen werden. 

Zu Nummer 7: Einführung einer 
Straßenbenutzungsgebühr für 
Lastkraftwagen 

Entsprechend dem am 1. Juli 1990 in Kraft tretenden 
Straßenbenutzungsgebührengesetz der Bundesrepu-
blik Deutschland wird auch die Deutsche Demokra ti

-sche Republik mit Wirkung ab 1. Januar 1991 eine 
solche Gebühr einführen. Dies trägt wesentlich zu ei-
ner Harmonisierung der Abgabenbelastung des Stra-
ßengüterverkehrs bei. In Übereinstimmung mit Arti-
kel 35 des Vertrages wird der Vorrang völkerrechtli-
cher Verträge, die mit dritten Staaten abgeschlossen 

worden sind, klargestellt. Um Gebühren-Doppelbela-
stungen für das Benutzen deutscher Autobahnen und 
Fernstraßen zu vermeiden, soll die Zahlung der Stra-
ßenbenutzungsgebühr im Gebiet der einen Vertrags-
partei befreiende Wirkung gegenüber der anderen 
Vertragspartei haben. 

Zu IV. Datenschutz 

Die Deutsche Demokratische Republik strebt die Ein-
führung von Datenschutzregelungen, die den Rege-
lungen des Bundesdatenschutzgesetzes der Bundes-
republik Deutschland entsprechen, an, und zwar nach 
Möglichkeit bis zum Ende dieses Jahres. Um bis dahin 
einen datenschutzrechtlichen Mindeststandard bei 
der Übermittlung personenbezogener Informationen 
zu gewährleisten, ist die Einhaltung der in Anlage VII 
enthaltenen Grundsätze vereinbart worden. 

Zu Anlage V 

In Anlage V werden die gemäß Artikel 4 Abs. 2 des 
Vertrages von der Bundesrepublik Deutschland beab-
sichtigten Änderungen von Rechtsvorschriften be-
handelt. Sie betreffen Gesetze, deren Änderung zur 
Durchführung des Staatsvertrages in der Bundesrepu-
blik Deutschland erforderlich sind. Diese Vorschriften 
müssen bis zur Errichtung der Währungs-, Wi rt

-schafts- und Sozialunion erlassen sein. 

Zu I. (Änderung des Gesetzes über die Deutsche 
Bundesbank) 

Entsprechend dem Vorspruch der Anlage V, nach 
dem sich die Bundesrepublik Deutschland zur Ände-
rung bestimmter Gesetze nach Maßgabe dieser An-
lage bis zum Inkrafttreten des Vertrages verpflichtet, 
sind in Abschnitt I diejenigen Änderungen des Bun-
desbankgesetzes zusammengefaßt, die sich aus den 
Grundsätzen des Artikels 10 des Vertrages, der An-
lage I 3. Abschnitt und der notwendigen Anpassung 
der im 4. Abschnitt des Bundesbankgesetzes genann-
ten währungspolitischen Befugnisse und des im 
5. Abschnitt genannten Geschäftskreises ergeben. 

Hinsichtlich der Begründung zu Abschnitt I Buchsta-
ben a und b Abs. 1, 3 und 5 wird auf die Begründung 
zu Anlage I Artikel 12 Bezug genommen. Hinsichtlich 
des Abschnitts II Buchstaben c und d kann auf die 
Begründung zu Anlage I Artikel 12 bzw. 14 verwiesen 
werden. 

Die Regelungen in Abschnitt I Buchstabe b Abs. 2, 4 
und 6 stellen sicher, daß sich die Kreditinstitute in der 
Deutschen Demokratischen Republik mit Beginn der 
Währungsunion sofort in dem notwendigen Umfang 
refinanzieren können, auch wenn ihnen noch nicht für 
zum Ankauf durch die Deutsche Bundesbank geeig-
netes Wechselmaterial oder zur Lombardierung ge-
eignete Schuldverschreibungen im Sinne von § 19 
Abs. 1 Nr. 1 und 3 des Bundesbankgesetzes zur Ver-
fügung stehen. Ebenso muß den Kreditinstituten in 
der Deutschen Demokratischen Republik ermöglicht 
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werden, möglichst bald Offenmarktgeschäfte mit der 
Deutschen Bundesbank vornehmen zu können. § 2 
Abs. 2 bestimmt deshalb, daß die Deutsche Bundes-
bank abweichend von den in den §§ 19 und 21 Bun-
desbankgesetz vorgeschriebenen Erfordernissen ab-
sehen und auch andere als die in diesen Vorschriften 
genannten Geschäfte mit Kreditinstituten betreiben 
darf, solange in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik die Voraussetzung für die Refinanzierung und 
Offenmarktgeschäfte nach den §§ 19 und 21 des Bun-
desbankgesetzes nicht gegeben sind. 

Bei der Vorschrift handelt es sich um eine Übergangs-
vorschrift, die obsolet wird, wenn den Kreditinstituten 
in der Deutschen Demokratischen Republik das nor-
male Refinanzierungsinstrumentarium, wie es das 
Bundesbankgesetz in der geltenden Fassung voraus-
setzt, zur Verfügung steht. In dieser Übergangszeit ist 
die Geltung der Regelung allerdings nicht auf das 
Gebiet der Deutschen Demokratischen Republik be-
schränkt, weil davon auszugehen ist, daß es mit Be-
ginn der Währungsunion grenzüberschreitende Ge-
schäftstätigkeiten geben wird. Voraussichtlich wer-
den der Deutschen Bundesbank zum Beispiel sehr 
bald Wechsel mit Verpflichteten mit Wohnsitz in der 
Deutschen Demokratischen Republik in beiden deut-
schen Staaten zum Ankauf angeboten werden. Es ist 
nicht möglich, den Ankauf solcher Wechsel durch die 
Deutsche Bundesbank davon abhängig zu machen, 
daß die Wechsel von einem Kreditinstitut in der Deut-
schen Demokratischen Republik zum Rediskont ein-
gereicht werden. 

§ 2 Abs. 4 erlaubt es der Deutschen Bundesbank, be-
stimmte Bankgeschäfte ohne Kosten und Gebühren 
ebenso wie für bestimmte öffentliche Stellen in der 
Bundesrepublik Deutschland auch für die Deutsche 
Demokratische Republik und deren öffentliche Ver-
waltungen vorzunehmen. 

§ 2 Abs. 6 bestimmt, daß Kreditinstituten auch gegen 
Verpfändung der in Anlage I Artikel 8 § 4 bezeichne-
ten Forderungen gegen den Ausgleichsfonds Darle-
hen gewährt werden dürfen. 

Zu II. (Regelung für Spezialkreditinstitute) 

Nach Artikel 3 des Vertrages über die Schaffung einer 
Währungs-, Wirtschafts- und Sozialunion zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und der Deutschen 
Demokratischen Republik gelten die in der Anlage II 
bezeichneten Rechtsvorschriften der Bundesrepublik 
Deutschland im gesamten Geltungsbereich des Ver-
trages. Dazu zählen auch das Hypothekenbankge-
setz, das Gesetz über die Pfandbriefe und verwandten 
Schuldverschreibungen öffentlich-rechtlicher Kredit-
anstalten und das Gesetz über Bausparkassen. Damit 
ist sichergestellt, daß die Hypothekenbanken, die öf-
fentlich-rechtlichen Kreditanstalten und die Bauspar-
kassen im Gebiet des jeweils anderen Staates tätig 
sein können. Die in diesen Gesetzen vorzunehmen-
den Änderungen tragen Besonderheiten im Hinblick 
auf die Deutsche Demokratische Republik Rechnung. 
Die dort  vorgesehenen Regelungen gelten, soweit sie 
nicht ihrer Natur nach auf den Sitz des Kreditinstituts 

abstellen, im gesamten Geltungsbereich dieser Ge-
setze. 

Zu Buchstaben a und b 

Die Nummer 1 bestimmt jeweils, daß der Republik-
haushalt der Deutschen Demokratischen Republik 
dem Bund gleichsteht. Dies ist für die Gewährung von 
Kommunaldarlehen, die Anlage verfügbarer Gelder 
und die Ersatzdeckung von Bedeutung. 

Nummer 2 enthält jeweils eine Übergangsregelung 
bis zu dem Zeitpunkt, in dem das für die Gewährung 
von Real- und Kommunaldarlehen maßgebliche Recht 
der Deutschen Demokratischen Republik angegli-
chen ist. Im Interesse der Gläubiger der Pfandbriefe 
dürfen Hypothekenbanken und öffentlich-rechtliche 
Kreditanstalten nur grundpfandrechtlich besicherte 
Darlehen in die Deckung für die Pfandbriefe nehmen. 
Damit dieses Ziel auch bei einer Geschäftstätigkeit in 
der Deutschen Demokratischen Republik erreicht 
wird, müssen die dort bestellten Grundpfandrechte 
gleichwertig sein. Im Staatsvertrag ist im Gemeinsa-
men Protokoll im Abschnitt „Wirtschaftsrecht" bereits 
ein entsprechender Leitsatz enthalten, so daß diese 
Voraussetzung alsbald erfüllt sein wird. Im Interesse 
der Gläubiger der Kommunalschuldverschreibungen 
dürfen nur Kommunaldarlehen einwandfreier Bonität 
in die Deckung für Kommunalschuldverschreibungen 
genommen werden. Die einwandfreie Bonität ist bei-
spielsweise dann gegeben, wenn die kreditnehmende 
Körperschaft oder Anstalt über eine eigenständige Fi-
nanzhoheit verfügt oder entsprechend fundie rte Kör-
perschaften oder Anstalten ggf. für ihre Verbindlich-
keiten einstehen. 

In Nummer 3 wird jeweils klargestellt, daß die gesetz-
lichen Vorzugsrechte im Konkurs zugunsten der Inha-
ber von Pfandbriefen und Kommunalschuldverschrei-
bungen auch im Rahmen des in der Deutschen Demo-
kratischen Republik weitergeltenden Verfahrens 
nach der Verordnung über die Gesamtvollstreckung 
bestehen. 

Zu Buchstabe c 

Nummer 1 bestimmt, daß der Republikhaushalt der 
Deutschen Demokratischen Republik dem Bund 
gleichsteht. Dies ist insbesondere im Hinblick auf §. 4 
Abs. 3 des Gesetzes über Bausparkassen von Bedeu-
tung. 

Nicht zuletzt im Interesse der Bausparer, die ihre Zu-
teilung noch nicht erhalten haben, dürfen Bauspar-
kassen Darlehen grundsätzlich nur gegen grund

-

pfandrechtliche Sicherheiten ausreichen. Damit die-
ses Ziel auch bei einer Geschäftstätigkeit in der Deut-
schen Demokratischen Republik erreicht wird, müs-
sen insbesondere die do rt  bestellten Grundpfand

-

rechte den in der Bundesrepublik Deutschland be-
stellten Grundpfandrechten gleichwer tig sein (Num-
mer 2). Im Gemeinsamen Protokoll zum Staatsvertrag 
ist im Abschnitt „Wirtschaftsrecht" bereits ein ent-
sprechender Leitsatz enthalten, so daß diese Voraus- 
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setzung alsbald erfüllt sein wird. Ungeachtet dessen 
besteht die Möglichkeit, Darlehen gegen Ersatzsi-
cherheiten zu gewähren (§ 7 Abs. 2 des Gesetzes über 
Bausparkassen). Voraussetzung für eine Kreditge-
währung nach Maßgabe des § 7 Abs. 4 des Gesetzes 
über Bausparkassen ist die einwandfreie Bonität des 
Schuldners. Diese ist beispielsweise dann gegeben, 
wenn er über eine eigenständige Finanzhoheit ver-
fügt oder entsprechend fundierte Körperschaften oder 
Anstalten des öffentlichen Rechts gegebenenfalls für 
seine Verbindlichkeiten einstehen. 

Zu III. (Änderung des Gesetzes über das 
Kreditwesen) 

Durch die Änderung des Gesetzes über das Kreditwe-
sen wird die Voraussetzung geschaffen, dieses Gesetz 
auch auf dem Gebiet der Deutschen Demokratischen 
Republik anzuwenden. 

Durch Absatz 1 Buchstaben a und b werden die Kre-
dite und die Gewährleistungen durch die Deutsche 
Demokratische Republik den Krediten und den Ge-
währleistungen durch den Bund im gesamten Gel-
tungsbereich dieses Gesetzes gleichgeste llt. Dadurch 
ergeben sich für diese Kredite und Gewährleistungen 
die gleichen Regelungen wie für die Kredite und Ge-
währleistungen, die den Bund betreffen. Dies hat z. B. 
Bedeutung für die Begrenzung der Großkredite (vgl. 
§ 20 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 13 Abs. 3 und 4 des Geset-
zes über das Kreditwesen). Die Deutsche Post wird 
bankaufsichtlich durch Absatz 1 Buchstabe c der 
Deutschen Bundespost gleichgestellt und unterliegt 
daher nur wenigen Vorschriften des Gesetzes über 
das Kreditwesen (vgl. § 2 Abs. 1 Nr. 2 und Abs. 2 des 
Gesetzes über das Kreditwesen). 

Die Deutsche Demokratische Republik kannte bisher 
Vorschriften nicht, die den §§ 21 bis 22 a des Gesetzes 
über das Kreditwesen entsprechen. Für die bis zum 
Tage der Einführung der Deutschen Mark in der 
Deutschen Demokratischen Republik auf Spargiro-
konten oder Sparkonten eingezahlten Spareinlagen 
gilt nach Absatz 2 Satz 1 das alte Recht der Deutschen 
Demokratischen Republik, insbesondere hinsichtlich 
der Kündigung von Spareinlagen, weiter. Im Hinblick 
auf die Wirtschaftsunion zwischen der Deutschen De-
mokratischen Republik und der Bundesrepublik 
Deutschland bestimmt Absatz 2 Satz 2, daß § 53 des 
Gesetzes über das Kreditwesen über Zweigstellen von 
Unternehmen mit Sitz in einem anderen Staat nicht 
anzuwenden ist. 

Absatz 3 Satz 1 dient der Rechtsklarheit. Unterneh-
men, die bei Inkrafttreten des Staatsvertrages befug-
termaßen Bankgeschäfte in der Deutschen Demokra-
tischen Republik betrieben haben, werden so behan-
delt, als ob sie eine Erlaubnis nach § 32 des Gesetzes 
über das Kreditwesen hätten. Durch Absatz 3 Satz 2 
wird geregelt, daß ein Unternehmen mit einer Erlaub-
nis zum Betreiben von Bankgeschäften von dieser Er-
laubnis innerhalb eines Jahres seit ihrer Erteilung Ge-
brauch machen muß; anderenfalls würde diese Er-
laubnis erlöschen. 

Absatz 4 gibt dem Bundesaufsichtsamt für das Kredit-
wesen die Möglichkeit, von der Anwendung von Vor-
schriften des Gesetzes über das Kreditwesen auf 
Gruppen von Kreditinstituten oder einzelne Kreditin-
stitute abzusehen. Dies wird insbesondere in der An-
fangsphase der Anwendung des Gesetzes über das 
Kreditwesen auf dem Gebiet der Deutschen Demo-
kratischen Republik in Betracht kommen. 

Absatz 5 regelt den Rechtsweg für Klagen von Perso-
nen mit Sitz oder Wohnsitz in der Deutschen Demo-
kratischen Republik. 

Absatz 6 Satz 1 stellt klar, daß das Amtsgericht Char-
lottenburg für die Beste llung von Prüfern in besonde-
ren Fällen (§ 28 Abs. 2 des Gesetzes über das Kredit-
wesen), für die Bestellung von vertretungsberechtig-
ten Personen eines Kreditinstituts (§ 46 Abs. 2 des Ge-
setzes über das Kreditwesen) und für die nach § 46 a 
des Gesetzes über das Kreditwesen den Gerichten 
zugewiesenen Aufgaben zuständig ist. Diese Rege-
lung gilt so lange, bis den Gerichten in der Deutschen 
Demokratischen Republik diese Aufgaben zugewie-
sen sind. Absatz 6 Satz 2 regelt, daß im Rahmen des 
§ 46b des Gesetzes über das Kreditwesen die Verord-
nung über die Gesamtvollstreckung an die Stelle des 
Konkursverfahrens tritt. 

Zu IV. (Änderung des Gesetzes über 
Kapitalanlagegesellschaften) 

Durch den neu eingefügten § 54 a im Gesetz über 
Kapitalanlagegesellschaften werden die Vorausset-
zungen dafür geschaffen, dieses Gesetz auch in der 
Deutschen Demokratischen Republik anzuwenden. 
Die darin vorgesehenen Regelungen gelten grund-
sätzlich sowohl für die dort  ansässigen Kapitalanlage-
gesellschaften als auch für Kapitalanlagegesellschaf-
ten in der Bundesrepublik Deutschland. 

Nummer 1 bestimmt, daß der Republikhaushalt der 
Deutschen Demokratischen Republik dem Bund 
gleichsteht. Das ist für die Anlagevorschriften und 
Anlagegrenzen der §§ 8, 8 a von Bedeutung. 

Nummer 2 sieht vor, daß für die Anteilinhaber von 
Kapitalanlagengesellschaften in der Deutschen De-
mokratischen Republik die dem Konkursrecht in der 
Bundesrepublik Deutschland entsprechenden Rege-
lungen in der Deutschen Demokratischen Republik 
zur Anwendung kommen. 

Nummer 3 sichert die Gleichbehandlung von in der 
Deutschen Demokratischen Republik gelegenen 
Grundstücken und grundstücksähnlichen Rechten 
mit den in einem Mitgliedstaat der Europäischen Ge-
meinschaften gelegenen Grundstücken oder grund-
stücksähnlichen Rechten. Das ist für die Anlage-
grundsätze und Anlagegrenzen des § 27 von Bedeu-
tung. 
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Zu V. (Änderung des Gesetzes über die 
Beaufsichtigung der 
Versicherungsunternehmen) 

Im Hinblick auf die Verwirklichung der Währungs-
union bedarf das VAG einiger Änderungen. Diese sol-
len in einem neuen XI. Abschnitt des Gesetzes zusam-
mengefaßt werden und folgende Bereiche betreffen: 

1. Klarstellung, daß der Geltungsbereich des VAG 
sich künftig auf das Hoheitsgebiet beider deut-
scher Staaten erstreckt. 

2. Übertragung der Versicherungsaufsicht im gesam-
ten Geltungsbereich auf das Bundesaufsichtsamt 
für das Versicherungswesen unter Festlegung 
von 

— Mitwirkungsrechten der Deutschen Demokrati-
schen Republik sowie 

— des Rechtswegs 

nach Maßgabe von Anlage II Abschnitt II Nr. 8. 

3. Anpassung bestehender Verträge und anwendba-
res Vertragsrecht. 

4. Regelungen über die Tarife in der Kraftfahrzeug

-

Haftpflichtversicherung in der Deutschen Demo-
kratischen Republik. 

5. Übergangsregelung für Versicherungsunterneh-
men, die bei Wirksamwerden der Währungsunion 
bereits in der Deutschen Demokratischen Republik 
tätig sein dürfen. 

6. Schaffung der Möglichkeit der Kapitalanlage von 
Versicherungsunternehmen durch Kredite u. ä. an 
die Republik. 

Zu VI. (Folgeregelungen im 
Sozialversicherungsbereich) 

Nach Nummer 1 sollen die Vorschriften über die Ent-
sendung von versicherten Personen auf verwandte 
Sachverhalte erweitert werden. 

Zu Nummer 2: Einbeziehung der Übersiedler in das 
allgemeine Leistungssystem des Arbeitsförderungs-
gesetzes (AFG). 

Arbeitnehmer, die aus dem Gebiet der Deutschen De-
mokratischen Republik in den Geltungsbereich des 
AFG übersiedeln, sollen in das allgemeine Leistungs-
system des AFG einbezogen werden. Deshalb werden 
Zeiten einer Beschäftigung im Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik den Zeiten einer die Bei-
tragspflicht nach dem AFG begründenden Beschäfti-
gung gleichgestellt, wenn die Beschäftigung in der 
Bundesrepublik Deutschland die Beitragspflicht be-
gründet hätte. Danach haben Übersiedler unter den 
gleichen Voraussetzungen wie Arbeitnehmer, die im 
Bundesgebiet beschäftigt waren, in Zukunft An-
spruch auf die beitragsabhängigen Leistungen des 
AFG, insbesondere auf Arbeitslosengeld und Leistun-
gen zur Förderung der beruflichen Bildung. 

Die Höhe der Lohnersatzleistungen nach dem AFG 
für Übersiedler soll sich grundsätzlich nach dem Brut

-

toarbeitsentgelt richten, das der Übersiedler in der 
Deutschen Demokratischen Republik zuletzt verdient 
hat. 

Im übrigen sollen für die Höhe der am Nettoarbeits-
entgelt ausgerichteten einzelnen Leistungssätze die 
gleichen Regelungen gelten wie für Arbeitnehmer, 
die in der Bundesrepublik Deutschland beschäftigt 
waren. 

Nummer 3 stellt sicher, daß Versicherte der gesetzli-
chen Krankenversicherung in der Bundesrepublik 
Deutschland Leistungen auch dann erhalten, wenn 
sie sich in der Deutschen Demokratischen Republik 
aufhalten. 

Nummer 4 gewährleistet einen Krankenversiche-
rungsschutz auch dann, wenn der Versicherungsfall 
in der Deutschen Demokratischen Republik eintritt. 
Da mangels Sachleistungsaushilfe durch die Kran-
kenversicherung der Deutschen Demokratischen Re-
publik Sachleistungen nicht erbracht werden können, 
sollen die Aufwendungen dem Versicherten durch 
seine Krankenkasse erstattet werden. 

Nummer 5 behandelt in bestimmten Fällen Versiche-
rungszeiten in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik wie Versicherungszeiten in der gesetzlichen 
Krankenversicherung der Bundesrepublik Deutsch-
land, um versicherungsrechtliche Nachteile für Versi-
cherte der gesetzlichen Krankenversicherung der 
Bundesrepublik Deutschland zu vermeiden. 

Nummer 6: Das Rentenrecht der Bundesrepublik 
Deutschland kennt verschiedene versicherungsrecht-
liche Voraussetzungen, wie z. B. eine bestimmte An-
zahl von Versicherungsjahren für den Bezug einer 
Altersrente (Wartezeit). Bei der Erfüllung dieser Vor-
aussetzungen sollen Versicherungszeiten in der Deut-
schen Demokratischen Republik berücksichtigt wer-
den, und zwar auch dann, wenn für diese Zeiten selbst 
keine Leistungen in der Bundesrepublik Deutschland 
erbracht werden. 

Nummer 7: Die grundlegende Veränderung in den 
deutsch-deutschen Beziehungen und die damit ver-
bundene Freizügigkeit macht es entbehrlich, für 
Übersiedler aus der Deutschen Demokratischen Re-
publik weiterhin Leistungen nach dem Fremdrenten-
gesetz vorzusehen. 

Nummer 8: Nach geltendem Recht wird einem Lei-
stungsberechtigten die Rente in die Deutsche Demo-
kratische Republik nicht gezahlt. Die entgegenste-
hende Vorschrift soll aufgehoben werden. 

Nummer 9: Es soll sichergestellt werden, daß Rentner 
aus der Deutschen Demokratischen Republik, die in 
die Bundesrepublik Deutschland übersiedeln und ihre 
Rente von dem bisher zuständigen Träger in der Deut-
schen Demokratischen Republik erhalten, in den 
Krankenversicherungsschutz der Rentner in der Bun-
desrepublik Deutschland einbezogen werden. 

Nummer 10: Anpassung leistungsrechtlicher Vor-
schriften des Bundesvertriebenengesetzes. 

Übersiedler aus dem Gebiet der Deutschen Demokra
-tischen Republik sollen hinsichtlich der Leistungen 

bei Krankheit grundsätzlich so gestellt werden, als 
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wenn sie in der Bundesrepub lik Deutschland ihren 
Arbeitsplatz aufgegeben und in diesem Zusammen-
hang ihre Mitgliedschaft als Versicherungspflichtige 
in der gesetzlichen Krankenversicherung beendet 
hätten. Sie erhalten künftig Leistungen für längstens 
einen Monat. 

Zu IX. (Ergänzung EGHGB) 

Nach § 92 c Abs. 1 HGB in der Fassung des am 1. Ja-
nuar 1990 in Kraft getretenen Gesetzes zur Durchfüh-
rung der EG-Richtlinie zur Koordinierung des Rechts 
der Handelsvertreter vom 23. Oktober 1989 (BGBl. I 
S. 1910) können die Vertragspartner eines Handels-
vertretervertragsverhältnisses von den zwingenden 
Schutzvorschriften der §§ 84 ff. HGB abweichen, 
wenn der Handelsvertreter seine Tätigkeit für den 
Unternehmer nicht innerhalb des Gebietes der Euro-
päischen Gemeinschaften auszuüben hat. Dies be-
deutet insbesondere, daß in Verträgen mit Handels-
vertretern und Versicherungsvertretern der Aus-
gleichsanspruch nach § 89 b HGB ausgeschlossen 
werden kann, wenn die Parteien vereinbaren, daß die 
Tätigkeit des Vertreters auf das Gebiet der Deutschen 
Demokratischen Republik beschränkt sein soll. 

Durch die vorgeschlagene Gleichstellung des Gebiets 
der Deutschen Demokratischen Republik mit den Eu-
ropäischen Gemeinschaften wird der notwendige 
Schutz dieser Vertreter sichergestellt. 

Zu X. (Rechts- und Patentanwälte) 

Nach Anlage III des Vertrages sind den in der Bundes-
republik Deutschland zugelassenen Rechtsanwälten 
im grenzüberschreitenden Verkehr im Grundsatz die 
Befugnisse einzuräumen, die einem Rechtsanwalt in 
der Deutschen Demokratischen Republik zustehen. 
Für in der Bundesrepublik Deutschland zugelassene 
Patentanwälte soll Entsprechendes gelten. Damit soll 
dem rasch wachsenden Bedürfnis nach kompetenter 
Beratung und Vertretung im Recht der Bundesrepu-
blik Deutschland auf dem Gebiet der Deutschen De-
mokratischen Republik Rechnung getragen werden. 
Vergleichbares gilt während der Übergangszeit auch 
für die Beratung und Vertretung im Recht der Deut-
schen Demokratischen Republik auf dem Gebiet der 
Bundesrepublik Deutschland. Daher soll im grenz-
überschreitenden Verkehr auch die Tätigkeit von 
Rechtsanwälten und Patentanwälten aus der Deut-
schen Demokratischen Republik in der Bundesrepu-
blik Deutschland erleichtert werden. Mit dieser Rege-
lung und der entsprechenden Regelung, welche die 
Deutsche Demokratische Republik treffen wird, wer-
den zugleich Bedenken ausgeräumt, die einem Auf-
treten von Rechtsanwälten aus dem einen deutschen 
Staat in dem jeweils anderen nach den Vorschriften 
über die geschäftsmäßige oder entgeltliche Besor-
gung fremder Rechtsangelegenheiten entgegenste-
hen könnten. 

Zu Anlage VI 

Anlage VI nennt Gesetze und Durchführungsregelun-
gen, die von der Deutschen Demokratischen Republik 
im weiteren Verlauf anzustreben sind. 

Hierbei handelt es sich im Bereich des Umweltrechts 
um Gesetze, Rechtsverordnungen und Verwaltungs-
vorschriften (insbesondere die zur Konkretisierung 
des Bundes-Immissionsschutzgesetzes erlassene TA 
Luft und TA Lärm), die sowohl für eine ordnungs-
rechtliche Flankierung des zu erwartenden Investi-
tionsschubs in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik als auch für eine umfassende Sanierung der do rt 

 bestehenden Umweltsituation zwingend erforderlich 
sind. Darüber hinaus verpflichtet sich die Deutsche 
Demokratische Repub lik in Artikel 16 Abs. 2 des Ver-
trages, Regelungen zu treffen, die mit Inkrafttreten 
des Vertrages sicherstellen, daß auf ihrem Gebiet für 
neue Anlagen und Einrichtungen die in der Bundes-
republik Deutschland geltenden Sicherheits- und 
Umweltschutzanforderungen eingehalten werden 
und bestehende Anlagen und Einrichtungen entspre-
chende Anforderungen möglichst bald erfüllen. Es 
werden auch Rechtsvorschriften erfaßt, die europäi-
sche Anforderungen an Produkte enthalten und eben-
falls rasch in der Deutschen Demokratischen Repub lik 
in Kraft treten sollen. 

Ferner wird der Bereich der Wirtschafts- und Sozial-
union angesprochen, wobei die unterschiedlichen 
Regelungen für das Güterkraftverkehrs- und Perso-
nenbeförderungsgewerbe in der Bundesrepublik 
Deutschland einerseits und der Deutschen Demokra-
tischen Republik andererseits es erforderlich machen, 
den bestehenden Ordnungsrahmen in diesen Berei-
chen anzugleichen. Die Einführung bundesdeutschen 
Ausbildungs- und Berufsbildungsrechts dient der ra-
schen Angleichung der Ausbildungsgänge und Be-
rufsbilder und erleichtert die gegenseitige Anerken-
nung von Ausbildungs- und Berufsabschlüssen. Das 
Gesetz über Sprecherausschüsse der leitenden Ange-
stellten ergänzt im Bereich der betrieblichen Interes-
senvertretung das Bet riebsverfassungsgesetz, das be-
reits mit Inkrafttreten des Vertrages von der Deut-
schen Demokratischen Republik einzuführen ist. Zu 
den anzustrebenden Regelungen im Bereich des In-
solvenzrechts wird auf die Ausführungen in Anlage III 
verwiesen. 

Zu Anlage VII 

In Artikel 4 Abs. 3 i. V. m. Anlage IV Nr. 5 sagt die 
Deutsche Demokratische Republik zu, möglichst bis 
zum 31. Dezember 1990 gesetzliche Regelungen ein-
zuführen, die dem Bundesdatenschutzgesetz der Bun-
desrepublik Deutschland entsprechen. Die An-
lage VII enthält die Datenschutzgrundsätze, die die 
Vertragsparteien in der Übergangszeit bis dahin bei 
Übermittlungen personenbezogener Informationen 
zur Durchführung dieses Vertrages beachten wer-
den. 

Die vereinbarten Grundsätze entsprechen weitge

-

hend den Vorschlägen der Datenschutzbeauftragten 

 



Deutscher Bundestag — 11. Wahlperiode 	Drucksache 11/7350 

der Bundesrepublik Deutschland zum Datenschutz im 
deutsch-deutschen Verhältnis. 

Damit erhalten insbesondere der Grundsatz der 
Zweckbindung, der Auskunftsanspruch der Betroffe-
nen, die Pflicht zur Berichtigung un richtiger Informa-
tionen und die Grundsätze der Datenschutzkonven-
tion des Europarats von 1981 bindenden Charakter für 
beide Vertragsparteien. Für die Bundesrepublik 
Deutschland gilt dieser Datenschutzstandard bereits 
aufgrund ihres innerstaatlichen Rechts. Die Grund-
sätze gelten unabhängig davon, in welcher Form die 
Informationen von den Vertragsparteien verarbeitet 
und genutzt werden, also auch dann, wenn sie nicht in 
Dateien gespeichert werden. 

Zu Anlage VIII 

Anlage VIII enthält in Ergänzung von Artikel 7 des 
Vertrags Vorschriften insbesondere über den Sitz und 
die Geschäftsstelle des Schiedsgerichts, über die Stel-
lung der Schiedsrichter und über das schiedsgericht-
liche Verfahren. 

Nach § 1 hat das Schiedsgericht binnen eines Monats 
nach seiner Konstituierung über seinen Sitz zu ent-
scheiden. In der gleichen Frist bestimmt das Schieds-
gericht nach § 13 im Einvernehmen mit den beiden 
Vertragsstaaten seine Geschäftsstelle; im Interesse 
der Wirtschaftlichkeit soll dabei auf eine vorhandene 
Einrichtung zurückgegriffen werden. Die Entschei-
dung für ein ständiges Schiedsgericht mit einem fe-
sten Sitz schließt nicht aus, daß das Schiedsgericht im 
Einzelfall mit der Zustimmung beider Streitparteien 
an einem anderen Ort zusammentritt. 

Um die persönliche Unabhängigkeit der Schiedsrich-
ter (Artikel 7 Abs. 5 Satz 1 des Vertrags) zu sichern, 
werden sie nach § 10 von der gerichtlichen Verfol-
gung wegen solcher Handlungen befreit, die sie in 
Ausübung ihres Amtes vorgenommen haben. 

Der Präsident und die Mitglieder des Schiedsgerichts 
erhalten für ihre Tätigkeit eine Sitzungsentschädi-
gung, deren Höhe von den Vertragsparteien einver-
nehmlich festzulegen ist (§ 12 Abs. 1). Jede Vertrags-
partei kommt für die Sitzungsentschädigung der 
Schiedsrichter auf, die sie ernannt hat; für die sonsti-
gen Kosten, etwa für die Sitzungsentschädigung des 
Präsidenten und für die laufenden Ausgaben des 
Schiedsgerichts, kommen die Vertragsstaaten je zur 
Hälfte auf (§ 12 Abs. 2). Gebühren werden für das 
schiedsgerichtliche Verfahren nicht erhoben (§ 11). 

Die Frist für die Anrufung des Schiedsgerichts beträgt 
in der Regel einen Monat (§ 2 Abs. 1 Satz 1 und 2). Im 
Regelfall beginnt die Frist ihren Lauf, sobald eine Ver-
tragspartei der anderen mitgeteilt hat, daß sie die 
Gespräche über die Beilegung der Streitigkeit als ge-
scheitert ansieht (§ 2 Abs. 1 Satz 3). § 2 Abs. 2 enthält 
im Interesse der Rechtsklarheit eine Sondervorschrift 
über Dauer und Beginn der Frist bei Streitigkeiten 
darüber, ob die Einführung, Änderung oder Ergän-
zung einer Rechtsvorschrift dem Vertrag wider-
spricht. 

Der Präsident beruft das Schiedsgericht innerhalb von 
zwei Wochen ein, nachdem dieses in einer Streitigkeit 
angerufen worden ist (§ 3). Auf Antrag einer Vertrags-
partei trifft der Präsident des Schiedsgerichts kurzfri-
stig eine geeignete vorläufige Entscheidung (§ 4). 
Nach den allgemeinen Grundsätzen über den vorläu-
figen Rechtsschutz darf eine solche Anordnung der 
Entscheidung in der Sache nicht vorgreifen. Schon 
deswegen kommt eine einstweilige Entscheidung des 
Inhalts, daß eine Rechtsvorschrift der einen Vertrags-
partei in der anderen Vertragspartei in Kraft gesetzt 
werde, nicht in Betracht. 

§§ 5 bis 8 enthalten die Vorschriften über die Be-
schlußfähigkeit des Schiedsgerichts und die für die 
Entscheidungsfindung erforderliche Mehrheit, über 
die Mitwirkungspflicht der Streitparteien und über 
Art  und Weise der Beweiserhebung sowie über die 
Form und Mitteilung des Schiedsspruchs. 

Der Spruch des Schiedsgerichts ist endgültig und für 
die Streitparteien bindend; die Vertragsparteien ha-
ben ihm unverzüglich nachzukommen (§ 9 Abs. 1). 
Bei Meinungsverschiedenheiten über Sinn und Trag-
weite des Schiedsspruchs wird dieser von dem 
Schiedsgericht verbindlich ausgelegt (§ 9 Abs. 2). 

Im Rahmen des Vertrags (Kapitel I) und der Vorschrif-
ten der Anlage VIII kann das Schiedsgericht sein Ver-
fahren im übrigen näher regeln (§ 14). 

Zu Anlage IX 

Anlage IX zeigt auf, wie im Anfangsstadium sicherge-
stellt wird, daß Eigentum an Grund und Boden in der 
Deutschen Demokratischen Republik auch tatsächlich 
erworben werden kann. Um sozial- und umweltver-
trägliche Lösungen zu erreichen, wird die Deutsche 
Demokratische Republik für Industrieansiedlungen in 
ausreichender Zahl und Größe Grundstücke in Ge-
werbegebieten zum Erwerb bereitstellen. Darüber 
hinaus sollen aber auch Unternehmer beispielsweise 
aus dem Bereich Handel, Gewerbe und Dienstleistun-
gen, die auf spezielle Standorte, insbesondere in der 
Innenstadt, angewiesen sind, die Möglichkeit erhal-
ten, an solchen Standorten in ausreichender Zahl 
Grundstücke zu erwerben. 

Die Abwicklung des Grundstücksverkehrs soll mög-
lichst zu marktgerechten Preisen erfolgen. Daß es zu-
nächst an einem funktionsfähigen Markt für Grund 
und Boden in der Deutschen Demokratischen Repu-
blik fehlen wird, kann während einer kurzen Über-
gangszeit aufgrund freier Vereinbarung eine Über-
prüfung und nachträgliche Anpassung des Kaufprei-
ses vorgesehen werden. Dadurch darf jedoch die Ver-
fügbarkeit und Beleihungsfähigkeit des Grundstücks 
nicht beeinträchtigt und der Erwerber nicht unkalku-
lierbaren Belastungen unterworfen werden. 

Die Deutsche Demokratische Republik wird im übri-
gen volkseigenen Bet rieben nach ihrer Umwandlung 
in Kapitalgesellschaften das Eigentum an volkseige-
nen Betriebsgrundstücken überlassen. Dies erweitert 
den Handlungsspielraum der Unternehmen insbeson-
dere im Bereich der Kreditfinanzierung und schafft 
bessere Voraussetzungen für die Erhaltung der Ar- 
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beitsplätze und die Beteiligung p rivater Investoren. 
Bei der Entscheidung über die Umwandlung von Un-
ternehmen wird die Deutsche Demokratische Repu-
blik volkseigene Betriebsgrundstücke wie Anlagever-
mögen des Unternehmens bewe rten. 


